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Vorbemerkung zur zweiten Auflage. 


I)ie wesentliche Erweiterung des Umfangs, die der neuen 
Auflage des in erster Linie akademischen Zwecken gewidmeten 
Buchs zu teil geworden ist, wird ebensowenig einer besonderen 
Rechtfertigung bedürfen wie die gründliche, alle Abschnitte 
umfassende Neubearbeitung seines Inhalts. Die Ratschläge 
befreundeter Kollegen und die Wünsche der Studierenden be- 
züglich der Umgestaltung des wohl allzukurz gehaltenen 
Systems deckten sich völlig mit den Eindrücken, die sich dem 
Verfasser in dem veränderten Wirkungskreise aufgedrängt hatten. 
Eigene Erfahrungen liefsen es mir auch als wünschenswert 
erscheinen, einige der wichtigsten allgemeinen Staaten vertrage 
ihrem vollen Wortlaute nach dem Buche beizugeben. Hoffentlich 
bleibe ich nicht der Einzige, der in diesem „Anhang“ eine 
brauchbare Ergänzung des wissenschaftlichen Systems erblickt. 
Für den diplomatisch genauen Abdruck der Verträge sowie 
für das wesentlich vermehrte und verbesserte Sachregister ge- 
bührt der Dank nicht dem Verfasser, sondern dem Verleger. 
Die Widmung gilt also zugleich dem Freunde und dem Mit- 
arbeiter. 

Trotz der durchgreifenden Umgestaltung ist die Anlage 
des Buches dieselbe geblieben. Hängt sie doch auf das engste 
zusammen mit meiner wissenschaftlichen Grundauffassung des 
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Völkerreclits. Politische Strebungen habe icli nach Kräften 
zurückgedänimt; dennoch wird, so hoffe ich, mein Leitgedanke 
auch den Lesern des Buchs, vor allen der deutschen studieren- 
den Jugend, erkennbar sein: dafs die Weltstellung des Deutschen 
Reichs nicht nur auf unsrer Waffenrüstung ruht, sondern auch 
auf der Festigung und Weiterbildung des die Staatengemein- 
schaft verbindenden und beherrschenden Völkerrechts. 

Charlottenburg, den 3. Oktober 1901. 

Franz v. Liszt. 
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Einleitung. 


§ 1. Begriff und Einteilung des Völkerrechts. 

I. YiHkerrecht (richtiger Staatenrecht) ist der Inbegriff der 
Beehtsregeln, durch welche Rechte und Pflichten der zur Tölker- 
reehtsgemeiuschnft gchSrenden Staaten untereinander, und zwar in 
Bezug auf die Ausübun g der staatlichen Iloheitsrechte, bestimmt 
werden. 

Das Völkerrecht wird von altersher auch als jus gentium, 
droit des gens, law of nations bezeiclmet. Aber das römische jus 
gentium war sowohl in der Bedeutung eines für den Nichtrömer 
geltenden Rechts wie in der Bedeutung eines allen Menschen ge- 
meinsamen Rechts etwas wesentlich anderes als es das die Staaten 
berechtigende und verpflichtende Völkerrecht ist. Daher ist von 
Zouch (siehe unten S. 14) der Ausdruck jus inter gentes vor- 
geschlagen worden; danach hat Benthani von einem international 
law gesprochen. Die heutige französische Rechtssprache bevorzugt 
■die Benennung droit international, indem sie darunter bald das 
Völkerrecht und das internationale Privatrecht zusammenfafst, bald 
aber dieses dem droit international public, dem Völkerrecht, als 
einen selbständigen Zweig der Rechtswissenschaft gegenübei'stellt. 
Aber diese Bezeichnung ist durchaus bedenklich. Denn das inter- 
nationale Privatrecht als der Inbegriff der nationalen Rechts- 
regeln über das Geltungsgebiet der nationalen Privatrechtssätze hat 
an sich mit dem Völkerrecht nichts gemein (darüber unten § 811); 
und auch der Ausdruck internationales öffentliches Recht wird 
richtiger in durchaus paralleler Auffassung auf die Rechtsregeln 

V. Liszt, Völkerrecht. 2, Anfl. 1 
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über das Anwendungsgebiet der nationalen, staatsrechtlichen wie 
verwaltungsrechtlichen, Rechtsregeln Irezogen. Da nicht die Völker, 
sondern die Staaten die völkerrechtlichen Rechtssubjekte bilden, 
würde der von Kant in seinen „Metaphysischen Anfangsgründen 
der Rcchtslehre“ 1797 gebrauchte Ausdruck „Staateni-echt“ sich 
am meisten empfehlen. 

Das Völkerrecht hat es nur mit den Staaten als Staaten, 
d. h. in Bezug auf die Ausübung der staatlichen Iloheitsrechte, zu 
thun. Der Staat als Träger von Vermögensrechten, als privatrecht- 
liches Rochtssubjekt, steht nicht unter den Rechtssätzon des Völker- 
rechts, sondern unter denjenigen des Privatrechts. 

1. Die Tölkcrrechtsgemeiuschaft (In eommunaut^ du droit des 
gens, la fainiiie des iiatioiis) wii-d umgrenzt durch die gemeinsame 
Becht.siibcrzeugniig, die auf der Gemeinsamkeit der Kuitur und der 
Interessen berulit. Sie kennzeleliiiet sieh dureli den regeimUfsigen und 
nmfasseuden Verkehr auf dem Fasse der Gieiehbereehtigung. 

Die Völkerrechtsgemeinschalt ist durchaus verschieden von 
dem „Staatonstaat“, der von den Anhängern des „ewigen Friedens“, 
von Suarez, Grotius, Wolf, Kant bis auf zahlreiclie Schrift- 
steller unserer Tage, in der verschiedensten Gestalt, bald als loses 
Staatengefügo („Die Vereinigten Staaten Europas“), bald als in 
sich geschlossener internationaler Staat, etwa nach dem Vorbild 
der konstitutionellen Monarcliie mit Zweikammersystem, oder aber 
als Universalmonarchie, geplant worden ist. Der Staatenstaat, der 
eine den einzelnen Staaten übergeordnete Centralgewalt voraussetzt, 
ist nicht denkbar ohne Eingriff iu die Unabhängigkeit der einzelnen 
Staaten; die Völkergemeitiscliaft dagegen steht und fällt mit der 
Anerkennung der Unabhängigkeit gleichberechtigter Glieder. 

Die durch das Völkerrecht umschlossene Staatengemeinschaft 
ist zunächst (das ist das ideelle Moment) eine Kulturgeraein- 
schaft. Sie beruht als solche in letzter Linie auf der Gemeinsamkeit 
der religiös-ethischen Überzeugungen, die durch das christliche 
Bekenntnis nicht ohne weiteres gegeben und an dieses nicht un- 
bedingt gebunden ist. Sie setzt aber weiter die Gemeinsamkeit der 
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rechtlich -politischen Überzeugungen voraus: insbesondere, dafs die 
Grenzlinie zwischen der Macht der Staatsgewalt und der Freiheit 
des Einzelnen in Gesetzgebung, Rechtspflege und Verwaltung gegen 
willkürliche Verrückung, sei es durch den Herrscher, sei es durch 
die Beherrschten, gesichert sei. 

Die Staatengemeinschaft ist aber auch (und das ist das ma- 
terielle Moment) eine Interessengemeinschaft. Der steigende 
Verkehr zwischen den Staaten weist jeden von ihnen auf jeden 
andern hin, läl'st ihn seine thatsächliche Abhängigkeit von allen 
andern (seine „interdöpendance“) erkennen und zwingt ihn zur Ver- 
ständigung mit allen übrigen, um in Gemeinschaft mit ihnen die 
eigenen Interessen zu sichern und zu fördern. So entsteht und 
entwickelt sieh die Erkenntnis, dafs es Lebensinteressen, Güter der 
Menschen giebt, deren Träger nicht der einzelne Staat, sondern 
eine Gesamtheit von Staaten ist. 

In dieser Gemeinschaft der Kultur und der Interessen wurzelt 
die Überzeugung, dafs die Beziehungen der Staaten untereinander 
durch verbindliche Normen geregelt werden. Diese Normen bilden 
das Völken'ocht. 

Dimch die Selbstbindung des Staatenwillens entstanden, be- 
deuten diese Normen zunächst die gegenseitige Anerkennung des 
von ihnen umschriebenen Machtkreises jedes einzelnen Rechts- 
genossen (die auf dem Prinzip der Gleichberechtigung beruhenden 
„Grundrechte“ der Staaten). Sie ermöglichen und fordern zu- 
gleich die Erschliefsung des Landes, den Austausch der 
materiellen wie der geistigen Güter, die Gleichstell img des Staats- 
fromden mit dem Staatsbürger. Und weit darüber hinausgehend 
vereinigen sie in unseren Tagen die Willensmacht der einzelnen 
Glieder der Rechtsgemeinschaft zur gemeinsamen Verfolgung 
gemeinsamer Interessen (die „internationalen Verwaltungs- 
gemeinschaften“). 

Der Staat, der die Normen des Völkerrechts als für sich 
verbindlich anerkennt und zugleich die Bürgschaft für ihre Be- 
folgung bietet, kann die Aufnahme in die Völkerrechtsgemeinschaft 

1 * 
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beanspruchen. Diese aber entscheidet allein darüber, ob jene Vor- 
aussetzungen gegeben sind. 

Dem geschichtlichen ürspning nach ist das Völkerrecht das 
Recht der „christlich europäischen“ Staaten. Und noch heute 
pflegt man von dem „europäischen Konzert“ zu sprechen. Aber 
längst hat die Völkerrechtsgemeinschaft sich ausgedehnt über 
Europa hinaus. Zunächst sind es die Vereinigten Staaten Nord- 
amerikas gewesen, die 1783 in die Gemeinschaft eintraten. In 
den ersten Jahrzehnten des 1 9. Jahrhunderts folgten die selbständig 
gewordenen Staaten Süd- und Mittelamerikas. Heute umfafst sie 
nicht nur die über die ganze bewohnte Erde ausgedehnten Schutz- 
herrschafton und Kolonieen der europäischen Mächte, sondern auch 
christliche Staaten in andern Weltteilen. So Liberia, Abessinien, 
die Südafrikanische Republik, den Oranjofreistaat, sowie den erst 
in den 80 er Jahren des 19. Jahrhunderts entstandenen Kongostaat. 

Aber auch die Beschränkung auf die christlichen Staaten 
ist aufgegeben. Zwar die Aufnahme der Türkei in das „euro- 
päische Konzert“, die der Pariser Kongrefs 1856 ausgesprochen 
hatte, ist toter Buchstabe geblieben; die damals erwartete Ver- 
jüngung des osmanischen Reiches ist nicht eingetreten, und die 
langsame Auflösung der europäischen Türkei schreitet trotz der 
Eifersucht der Grofsmächte unaufhaltsam weiter. In der Fortdauer 
des mit dem Grundgedanken des Völkerrechts unverträglichen 
Systems der Kapitulationen (unten § 15) kommt die Thabsache zum 
Ausdruck, dafs die Türkei als gleichberechtig;tes Glied der Staaten- 
gemeinschaft nicht betrachtet und l>ehandelt wird. 

Ganz anders steht es mit dem jüngsten Kinde der Völker- 
familie. Japan hatte seit 1854 das Land wenigstens teilweise dem 
Verkehr er8chlos.sen und durch eine Reihe von Verträgen seine 
Rechtsstellung zu den übrigen Mächten geregelt. Aber erst mit 
der Wiederaufrichtung der kaiserlichen Hemchaft im Jahre 1868 
beginnt die Zeit eines über alles Erwarten raschen und glänzenden 
Aufblühens des Landes. Von da ab ist es das Streben Japans, 
um den Preis der voUen Erschliefsung des Landes die konsularische 
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Jurisdiktion der fremden Mächte zu beseitigen und sich die volle 
Autonomie zu sichern. Die im Jahre 1889 mit Deutschland, Rufs- 
land und den Vereinigten Staaten vereinbarten Verträge, in denen 
eine Übergangszeit von 12 bis 16 Jahren imd für diese die Auf- 
nahme ausländischer Richter in den obersten Gerichtshöfen vor- 
gesehen war, führten nicht zum Ziele. Der Minister Okuma fiel 
als Opfer der extrem nationalistischen Partei, die Verträge wurden 
nicht ratifiziert, und die Verhandlungen gerieten ins Stocken. Da 
kam der chinesisch -japanische Krieg von 1894, der nicht nur 
Japans WaffentOehtigkeit, sondern auch seine gewissenhafte Be- 
obachtung der -völkerrechtlichen Grundsätze ins hellste Lieht setzte 
und zugleich Japans Stellung innerhalb der Gruppe der Weltmächte 
sicherte. Die von 1894 bis 1896 (am 4. April 1896 mit dem 
Deutschen Reich) geschlossenen Verträge sicherten .Japan, das seine 
Gesetzgebung wie seine Rechtspflege nach bestem europäischen 
Muster umgestaltet hatte, den Wegfall der konsularischen Gerichts- 
barkeit, den Vertragsmächten aber die volle Erschliefsung des Landes. 
Am 17. Juli bezw. am 4. August 1899 sind die Verträge in Kraft 
getreten. Damit hat sieh Japans Eintritt in die Völkerrechtsgemein- 
schaft vollzogen. 1 

2. Die halbflvillslerten Staaten gehören der Völkerrechtsgemeln- 
sebaft nur in denjenigen Beziehungen au, die durch Verträge mit den 
Kulturstaaten geregelt sind. Ihnen gegenüber gilt das VölkeiTecht 
mithin nur als Vertragsrecht und nur soweit als der Vertrag reicht. 
Kennzeichen dieser Staatengruppe ist die nur teilweise Ersehllefsung 
des Landes. 

Siam, China, Persien sind hier an erster Stelle zu nennen; 
aber auch eine Reihe anderer Staaten hat „Ereundschafts -Verträge“ 

1) Yorikadzu v. Matsudeira, Die völkerrechtlichen Verträge des 
Kaisertums Japan in wirtschaftlicher, politischer und rechtlicher Bedeutung. 
1890. Nagao Arida, La guerre sino-japonaise au point de vuo du droit 
international. 1896. Takahasi, Cases on international law during the Chino- 
Japaneso war. 1899. Lehr, R. J. XXVII 97. R. G. I 602, II 614, V 284. 
Siebold, Der Eintritt Japans in das europäische Völkerrecht. 1900. — 
R. G. Bl. 1899. S. 364 (Bekanntmachung betr. das Inkrafttreten der deutsch - 
japanischen Verträge vom 4. April 1896). 
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mit den Kulturstaaten geschlossen. Unaufhaltsam schi’eitet diese 
Ausbreitung des Völkerrechts fort. Der Weltpostverein schliefst 
fast alle Staaten der sämtlichen Erdteile zu einer riesigen Ver- 
waltungsgemeinschaft zusammen; und noch in den jüngsten Tagen 
haben China, Persien und Siam an der Haager Friedenskonferenz 
teilgenommen. 

3. Im Verkehr mit den halbeivilisierten Staaten ausserhalb der 
vertragsmUfsig geregelten Beziehungen und im gesamten Verkehr mit 
den ulehtdvilisierten Staaten ist die Rechtsgemeiiis<'hall der Kultur* 
Staaten nur durch Ihre tiiatsächliehc Macht geschützt und nur durch 
die Grundsätze des Christentums und der Menschlichkeit gebunden. 

II. Die Können des Völkerrechts sind wlrkilche Ilechtsregeln ; 
sie binden die civilisicrteu Staaten, sie sind positives Recht. 

Die Rechtsnatur des Völkerrechts wird bestritten von Lorimer, 
Westlako, Lasson, Zorn und andern; scharf betont von v. Ihe- 
ring, Laband und fast allen Völkerrechtsschriftstellem.* 

Es kann und soll nicht in Abrede gestellt werden, dafs die 
Normen des Völkerrechts unvollkommener sind als die des nationalen 
Rechts. Auf den ersten Blick scheint sogar auf dem Gebiete des 
Völkerrechts die gesetzgebende, richtende, vollziehende Gewalt 
völlig zu fehlen. Aber die Rechtssätze des Völkerrechts tragen 
dennoch das unverkennbare Wahrzeichen des Rechts: sie sind als 
verpflichtend gemeint von der rechtsetzenden Gewalt und werden 
als verpflichtend empfunden und anerkannt von den das Recht 
Empfangenden. Boi zahlreichen Gelegenheiten haben die Staaten 
die verpflichtende Kraft des „Völkerrechts“ ausdrücklich und feier- 
lich anerkannt; bei allen Streitigkeiten zwischen den Mächten, 
selbst während des Krieges, berufen sich diese aiif das „Völker- 
recht“ ; neu entstehende Staaten verpflichten sich selbst und werden 

2 ) Lasson, Prinzip und Zukunft des Völkerrechts. 1871. S. 52; 
Rechtsphilosophie. 1882. S. 389. Seydol, Gruudzügo einer allgemeinen 
Staatslehre. 1873. S. 32. Zorn in seinem Staatsrecht. Gegen diesen gut 
Laband, Staatsreobt. 3. Auil. II. Bd. S. 1. Für die Reohtsuatur des Völker- 
rechts ferner unter vielen andern: v. Ihering, Zweck im Recht. 2. Aufl. 
I. 323. Triepel, Völkerrecht und Landesrecht 1899. S. 103. 
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verpflichtet, die Sätze des , Völkerrechts“ zu beachten; die Kon- 
suln erhalten durch Staatenverträge die Befugnis, Verletzungen des 
„Völkerrechts“ durch den Empfangsstaat zu rügen; den Schieds- 
richtern wird aufgetragen, „nach Völkerrecht“ die Entscheidung 
zu fällen; die nationalen Gesetze enthalten (so in den „Delikten 
gegen das Völkerrecht“) seine Anerkennung, und die nationalen 
Gerichte (insbesondere die Prisengerichte) bringen es zur Anwen- 
dung; nach englisch -amerikanischer Auffassung bildet das „Völker- 
recht“ sogar einen integrierenden Bestandteil des nationalen Rechts. 

Es darf eben nicht übersehen werden: die rechtsetzende, rich- 
tende, vollziehende Gewalt ist in Wahrheit doch vorhanden; es ist 
die Gemeinschaft der Kulturstaaton selbst, ilag diese auch bei dem 
Mangel einer bleibenden Organisation schwerfällig genug in Be- 
wegung gesetzt werden, so fehlt ihr doch nicht die Mügliclikeit 
(und sie hat von dieser oft genug Gebrauch gemacht), das Recht 
zu wei.sen, es anzuwenden und es durchzusetzen. Sie kann auf 
Staatenkongressen, oder in Versammlungen von Abgeordneten der 
einzelnen Staaten die künftig anzuwendenden Rechtssätze verein- 
baren (unten § 212); sie kann in derselben Weise, auch wenn ein 
ständiger internationaler Schiedsgerichtshof nicht eingerichtet ist, 
Streitigkeiten schlichten; sie kann, wenn die unter ihrer still- 
schweigenden Zustimmung eintretende Selbsthilfe des verletzten 
Staates versagt, durch diplomatische oder bewaffnete Kollektiv- 
intervention den drohenden Rechtsbruch hindern oder den gestörten 
Besitzstand wieder hersteUen. Sie kann auch, wie sie das seit 
bald einem halben Jahrhundert in der orientalischen Frage gethan 
hat, einem engeren Ausschüsse (den europäischen Grofsmächten) 
ihre Befugnis delegieren. Aber selbst wenn sie von allen diesen 
Möglichkeiten keinen Gebrauch macht, entbehren die von ihr auf- 
gestellten Normen nicht der Sanktion. Nur einem dem Leben völlig 
entfi-emdcten Auge vermöchten die überwältigenden Nachteile zu 
entgehen, die jeder Bruch des Völkerrechts heute für den recht- 
brechenden Staat im Gefolge hat: je verschlungener die Fäden des 
internationalen Verkehrs sind, desto lähmender mufs die Iso- 
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lierung auf jeden einzelnen Staat wirken. Damit ist aber die dem 
Rechtfibegriff eigentümliche Garantie für die motivierende Kraft der 
völkerrechtlichen Normen gegeben.* 

III. Einteilung des Völkerreehts. 

In der nachfolgenden Darstellung, die vier Bücher umfafst, 
wird ein allgemeiner und ein besonderer Teil des Völkerrechts unter- 
schieden. Das erste Buch des Allgemeinen Teiles bringt die Ent- 
wicklung der allgemeinen Rechtsregeln, durch welche, auch ab- 
gesehen von besonderen Vereinbarungen, die Rechtsstellung der 
Staaten zu einander, der Inhalt der Grundrechte (oben S. 3), be- 
stimmt wird. Sie ergeben sich unmittelbar aus dem Begriff des 
Staates als eines mit allen andern gleichberechtigten Mitgliedes 
der Völkerrechtsgemeinschaft. Das zweite Buch behandelt den 
völkerrechtlichen Verkehr im allgemeinen, abgesehen also von 
dem Inhalt der völkerrechtlichen Beziehungen; er zerfällt in zwei 
Abschnitte, deren erster die Organe des völkerrechtlichen Verkehrs, 
deren zweiter die völkerrechtlichen Rechtsverhältnisse und die 
rechtserheblichen Thatsachen bespricht. Für den Besonderen 
Teil ergiebt sich die Gliedening durch den tiefgreifenden Unter- 
schied, den Krieg und Frieden in den völkerrechtlichen Beziehungen 
der Staaten begründen. Das dritte Buch ist daher der Darstellung 
der friedlichen, das vierte der Darstellung der feindlichen 
Beziehungen der Staaten gewidmet. In dem dritten Buch 
finden die Staatenverbindungen zur gemeinsamen Verfolgung gemein- 
samer Ziele (oben S. 3) ihren Platz. 

Diese Einteilung soll jedoch nur den allgemeinen Rahmen, 
nicht aber ein Zwangsbett für die Darstellung, bilden. Wichtiger 
als die Folgerichtigkeit und Geschlossenheit des Systems ist der 
innere Zusammenhang verwandter Lehren. Daher wird das erste 
Buch auch solche Rcchtssätze enthalten, die nicht unmittelbar aus 
dem Staatsbegriff sich ergeben, wohl aber als vereinbarte Rechts- 
sätze eine Weiterbildung jener primären Rechtssätze darstellen. 

3) Vergl. Jellinak, Allgemeine Staatslehre. 1900. S. 304 , 338. 
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§ 2. Die Quellen des Völkerrechts.^ 

I. Das TSlkerre<;ht beruht auf der Übereinstimmenden Beehts- 
tlberzengungr der Enltnrstaaten , ’ soweit sich diese zur Erklttrung- des 
gemeinsamen Rechtswiiiens rerdichtet hat. Diese ErklUrnng ttnfsert 
sich zum weitaus grbrsem Teile ais Bechtslibung, zum kleinem als 
ansdriickliehe Bechtssatzung. 

1. Gewohnheitsrecht (ungesetztes Recht) ist die thatshchliche 
Übung als Kundgebung des Reehtsbewurstseins (opinio jnrls slve neces- 
sitatis). Dieses Erfordernis fehlt einerseits bei Handlungen der 
Höflichkeit (comitas gentium, courtoisie internationale), andrerseits 
bei Handlungen, die im Notstand vorgenommen werden (Notakte). 
Doch führt die Entwicklung dazu, Handlungen der Höflichkeit all- 
mälilich zu Rechtspflichten zu gestalten (so bei der Rechtshilfe, 
insbesondere der Auslieferung). 

Die thatsächliche Rechtsübung tritt uns entgegen: 
a) In dem friedlichen und kriegerischen Verkehr der Staaten; 
insbesondere auch in dem Inhalt der zwischen den einzelnen 
Staaten geschlossenen Verträge, auch wenn diese nicht, wie 
in den berühmten „drei Washingtoner Regeln“ des englisch - 
amerikanischen Alabama-Vertrages vom 8. Mai 1871 allge- 
meine, für das künftige Verhalten der Staaten bindende 
Normen enthalten; aber auch in der nationalen Gesetz- 
gebung und Rechtsprechung, insoweit deren inhaltliche 
Übereinstimmung in den verschiedenen Staaten die Gemein- 
samkeit der Rechtsüberzeugung erkennen läfst;® 


1) Bergbohm, Staatsvorträge und Gesetze als Quollen des Völker- 
rechts. 1877. Triepel, Völkerrecht und Landesrecht. 1899. Kaufmann, 
Die Rechtskraft des internationalen Rechts nach dem Verhältnis der Staaten- 
gesetzgebung und der Staatsorgane zu demselben. 1899. 

2) An die Rechtsüberzeugung als die letzte Erzeugungsquelle 
des Rechts denkt man, wenn man ungenau die necossitas (Gar eis) oder 
die Anerkennung (v. Holtzendorff) unter den Erkenntnisquellen des 
Völkerrechts anführt. 

3) Beispiele: Das italienische Garantiegesetz vom 13. Mai 1871 über 
die Rechtsstellung des Papstes (unten § ö I) ; §§18 bis 21 des deutschen 
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b) in den Entscheidungen der internationalen Gerichte (ins- 
besondere der Schiedsgerichte). 

2. Die ausdrückliche Reclitssatznng finden wir; 

a) In den Vereinbarungen* der Staaten selbst, insbesondere, 
wenn auch nicht ausschliefslich, auf internationalen Kon- 
ferenzen und Kongressen (Pariser Kongrcls 1866, Berliner 
Kongrefs 1878, Wiener Kongrefsakte vom 9. Juni 1815 
über die internationalen Ströme; Genfer Konvention von 1864; 
insbesondere in den Grilndimgssatzungen der sog. Unionen 
(Sfaatenvereinen oder internationalen Verwaltungsgemein- 
scliaften), durch welche bleibende Interessengemeinschaften 
gebildet werden (die Unionen zum Schutz der Urheber- 
rechte u. s. w. unten § 17); 

b) in den durch internationale Organe (Donaukomraission , Sani- 
tiltskomniissionen, internationale Gerichte u. s. w.) innerhalb 
ihrer Zuständigkeit getroffenen Anordnungen (unten § 16). 

II. Xur die ReclitsUberzeiigung der Staaten vermag Recht zu 
schaffen. Daher sind nicht Quellen des Völkerrechts: 

1. Das Naturrecht im alten Sinne, als ein über dom posi- 
tiven Recht stehendes, von Zeit und Ort unabhängiges, unveränder- 
liches Recht; 

2. die Rechtsphilosophie oder das Naturrecht im modernen 
Sinne des Wortes, d. h. die von der Wissenschaft an den Gesetz- 
geber gerichteten Forderungen; 


Gerichtsverfassungsge.sotzo8 (unten §§ 14, 15); die Ausliefeningsgesetze ver- 
schiedener Staaten. Stoerk spricht hier bezeichnend von der „Parallel- 
gesetzgebung der Staaten“. 

4) Die schon von Binding und Jollinok aufgestollto Unterscheidung 
zwischen dem Vertrag als Rechtsgeschäft und der Vereinbarung als Eechts- 
satzung hat Triopel zum Ausgangspunkte seiner Untersuchungen gemacht. 
Da aber die völkerrechtlichen Vereinbarungen in der Form von Staaten- 
verträgen zu Stande zu kommen pflogen, finden die für diese geltenden 
Rechtssätzo grundsätzlich auch auf jene Anwendung. 


■V 
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3. die Staatenpolitik, d. h. die Grundsätze, nach denen 
die Staaten bei Verfolgung ihrer politischen Zwecke wirklich oder 
angeblich vergehen (Prinzip des europäischen Gleichgewichts, Legi- 
timitätsprinzip, Nationalitätsprinzip); ® 

4. Entwicklungsgesetze, durch welche (soweit wissen- 
schaftliche Feststellung hier möglich ist) die Staatenbildung und 
Staatengeschichto kausal bestimmt wird (das Gesetz der natürlichen 
Grenzen, der Ausdehnung bis ans Meer u. s. w.) 

ni. Allgemeines und partikulares Völkerreclit. 

Die aus der gemeinsamen Eechtsüberzeugung, sei es auf dem 
Woge der Rechtsübung, sei es durch Vereinbarung sämtlicher 
Glieder der Völkerrechtsgemeinschaft, entstandenen Rechtssätze 
bilden das allgemeine Völkerrecht: man denke an die Unverletz- 
lichkeit der Gesandten oder an die Satzungen des Weltpostvereins. 
Vereinbarungen einzelner Staaten binden zunächst nur diese, lassen 
also nur partikulares Völkerrecht entstehen. Aber dieses wird 
zum allgemeinen durch die, wenn auch nur stillschweigende, An- 
erkennung der übrigen Staaten. Beispiele bieten die Neutralisierung 
Belgiens, die Internationalisierung des Suezkanals, die Pariser See- 
rechtsdeklaration u. s. w.® 

IV. Eine allgemeine Kodiflkation des Völkerrechts ist in der 
Litteratur seit Bentham durch eine ganze Reihe von Schriftstellern 
vorgeschlagen worden, insbesondere 1872 durch den nachmaligen 
Präsidenten des Instituts für Völkerrecht, den Rechtslehrer und 
Staatsmann Mancini, in seiner in italienischer Sprache geschrie- 
benen Schrift über den Beruf unseres Jahrhunderts zur Reform und 


5) Brockhaus, Das Legitiiuitätsprinzip. 1868. Mancini, Deila 
nationalitä come fondamento del diritto deUe genti. 1851. Nys, Les theories 
poliques et le droit intornational en France jusqu’au 18” siede. 1899. 
Donnadieu, La theorie de TEquilibre. Etüde d’histoire diplomatique et de 
droit intern. 1900. 

6) Unzutreffend Triepel 83, der das allgemeine Völkerrecht über- 
haupt in Abrede stellt und nur partikulares Völkerrecht anerkennt. 
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Kodifikation des Völkerrechts und zur Regelung eines internatio- 
nalen Streitverfahrens. Unter den litterarischen Versuchen, die 
Rechtssätze des Völkerrechts in der Gestalt eines Gesetzbuches dar- 
zustollen, sind zu erwähnen: Bluntschli, Das moderne Völker- 
recht als Rechtsbuch dargestellt 1868, 3. Aufl. 1878; Dudley- 
Field, Draft outlines of an International Code 1872; Fiore, II 
diritto internazionale codificato e la sua sanzione giuridica 1890, 
2. Aufl. 1898. Wertvolle Vorarbeiten lieferte das 1873 gegründete 
Institut für Völkerrecht und die aus demselben Jahre stammende 
Association für die Reform und Kodifikation des Völkerrechts (seit 
189.Ö als Association de droit international). Die Arbeiten des erst- 
genannten Instituts sind seit 1877 in einem „Annuaire“ niedergelegt. 

Über die Versuche, einen Teil des Kriegsrechts in Gesetzes- 
form zu bringen, vergl. unten im vierten Buch. 

§ 3. Geschichte des Völkerrechts. ‘ 

I. Periode: bis 1648. 

1. Notwendige thatsächliche Voraussetzung für die Entstehung 
eines Völkerrechts ist das gleichzeitige Bestehen (die Koexistenz) 
mehrerer Staaten von ungefähr gleicher Macht, die, durch die Ge- 
meinsamkeit ihrer Kultur und ihrer Interessen verbunden, in stetem 
und lebhaftem Verkehr miteinander stehen. 

Das Völkerrecht ist unverträglich mit dem Gedanken eines, 
sei es durch einen besondern Bund mit der Gottheit, sei es durch 
eine überlegene und eigenartige Kultur „auserwählten Volkes“. 
So lange im Sinne des jüdischen wie des klassischen Altertums 
der Staatsfremde als Feind, als Ungläubiger oder als Barbar galt, 

1) I.aurent, Etudes sur l’histoire de l'humanite. Histoire du droit 
des goDS et des relations internationales. 18 Bde. 1851 bis 1870. — v. Holtzen- 
dorff, H. H. I 159 schliefst die Geschichte des Völkerrechts gerade mit 
dem Jahi’e 1648. Dagegen bringt Rivier hier I 363 eine wertvolle Dar- 
stellung der Litteraturgeschiohto des Völkerrechts. — Nys, Des origines du 
droit international. 1894. Verschiedene Aufsätze desselben Verfassers in 
der E. J. Derselbe, Etudes de droit international et de droit politique. 
1896. Walker, History of the law of nations. I. Bd. 1899. 
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konnte ein Völkerrecht sich nicht entwickeln. Das Völkerrecht ist 
aber auch unverträglich mit dem Oedanken einer Weltherrschaft, 
mag diese auch in kluger Politik das Sonderleben der unterworfenen 
Völkerschaften achten und erhalten, wie das im Altertum Rom 
schon gethan hat. Daher war auch die Ausbreitung des Christen- 
tums, obwohl sie die unentbehrliche Grundlage einer gemeinsamen 
religiös -ethischen Anschauung schuf, doch nicht ausreichend für die 
Entstehung des Völkerrechts, so lange die römisch-deutschen Kaiser 
und im Wettbewerb mit ilmen die römisch-katholische Kirche nach 
der Herrschaft über die gesamte Christenheit strebten. Es hat 
lediglich geschichtliches Interesse, den ersten Anfängen eines 
Völkerrechts in jenen Jahrhunderten des Altertums und des Mittel- 
alters nachzuspüren. 

2. Das Völkerrecht konnte daher erst entstehen, als sich mit 
dem Ausgang des Mittelalters neben dem deutschen Reich die grofsen 
und selbständigen christlicben Staatswesen Europas (Österreich, 
Spanien, Frankreich, England, der skandinavische Norden) bildeten 
und entwickelten. Die Entdeckung der überseeischen Welt schuf 
zugleich eine bis dahin ungeahnte Fülle gemeinsamer Interessen, 
während das Vordringen der türkischen Herrschaft (1453 Eroberung 
von Byzanz) in den europäischen Staaten trotz aller Eifersucht das 
Gefühl der Zusammengehörigkeit stärkte. 

3. In diese Zeit fällt die Entstehung und die erste Blüte- 
zeit der völkerrechtlichen Wissenschaft. 

Schon die Postglossatoren hatten einzelne Fragen des Völker- 
rechts (neben der dem internationalen Privatrecht angehörigen Lehre 
von der Statutenkollision) behandelt. Ihnen folgten die kirchen- 
rechtlichen Schriftsteller, die sich mit besonderer Vorliebe der 
Besprechung des Kriegsrechts widmeten. Die Handelsbeziehungen 
zu den Ländern des fernen Ostens veranlafsten verschiedene Auf- 
zeichnungen des Seegewohnheitsrechts, unter welchen das Co'nso- 
lato del mar für die Gebiete .des mittelländischen Meeres (aus 
dem Ende des 13. Jahrhunderts stammend) als der angesehenste 
coutumier die ■weiteste Verbreitung fand. Unter den Schriftstellern 
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lies 16. Jahrhunderts verdienen, nach da Vittoria (f 1546) und 
Belli (t 1575), Albcricus Gentilis (f 1608, Hauptwerk: De jure 
belli libri tres 1598) und der spanische Theologe Suarez (f 1617) 
liervorgehoben zu werden. ^ 

Aber der Einflufs der wissenschaftlichen Litteratur des Völker- 
rechts auf den thatsächlichen Staatenverkehr knüpft doch eigentlich 
erst an den Namen des 1645 veretorbenen Niederländers Hugo 
Grotius (de Groot), der zuerst als Vorkämpfer der Meeresfreiheit, 
dann durch sein unter den Stürmen des dreifsigjährigen Krieges und 
in der durch sie hervorgenifenen Friedenssehnsucht geschriebenes 
Hauptwerk: De jure belli ac pacis libri tres 1625 die bleibenden 

Grundlagen für die Weiterentwicklung der jungen Wissenschaft 

leg^e. Eigentümlich ist Grotius die Scheidung des positiven 
Rechts von dem über diesem stehenden, von Zeit und Raum un- 
abhängigen und unabänderlichen Naturrecht, das Gott selbst zu- 

gleich mit der Menschennatur gesetzt hat. 

Unter seinen Nachfolgern sind zu erwähnen: Zouch (f 1660), 
der als Vorläufer der spätem Positivisten angesehen werden kann; 
Pufondorf (f 1694), der, abweichend von Grotius, das positive 
Völkerrecht völlig in dem Naturreeht aufgehen liefs; und Christian 
Wolf (f 1754), der gegenüber der rein idealistischen Richtung der 
Pufendorfschen Schule wieder die Scheidung des „natürlichen“ 
und des .„positiven“ Völkerrechts durchzuführen sich bemühte. Als 
Wolfs Schüler hat der Schweizer Vattel (f 1767) durch sein 1758 
erschienenes Droit des gens den meisten Einflufs auf die Gelehrten 
wie auf die Staatsmänner der folgenden Jahrzehnte gewonnen. 

4. Den Abschlufs dieser ersten Entwicklungsperiode des 
Völkerrechts bildet der westfälische Frieden von 1648, das Ergebnis 
der ersten allgemeinen Beratung von Vertretern fast sämtlicher 
europäischen Staaten. Die Gleichberechtigung der christlichen Staaten, 
ohne Unterschied der Konfession wie der Staatsform, und damit 

2) Thaniin, Alb. Gentilis und seine Bedeutung für das Völkerrecht 
Würzb. Biss. 1896. Nys, Le droit de la guerre et les precourseura de 
Grotius. 1882. 
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die Anerkennung der christlichen Staatengemeinschaft findet ihren 
Ausdruck in dem „Prinzip des europäischen Gleichgewichts“ (auch 
Systeme copartageant genannt). Danacli liat jeder Staat das Reciit, 
allein oder im Bündnis mit andern, die drohende Übermacht ein- 
zelner Staaten abzuwehren (bewährt und feierlich anerkannt als 
justum potentiae aequilibrium im Utrechter Frieden 1713). Die 
Unabhängigkeit der Niederlande und der Schweiz findet die An- 
erkennung Europas. Dem in 355 „souveräne“ Staaten zerstückelten 
Deutschland und dem niedergeworfenen Österreich gegenüber be- 
haupten Frankreich und Schweden die führende Stellung. Die 
ständige Vertretung der Staaten durch die an den befreundeten 
Höfen unterhaltenen Gesandtschaften wird allgemein üblich. 

II. Periode: von 1618 bis 1811/15. 

1. Das 18. Jalirhundert bringt den Entscheidungskampf um 
die Grofsmachtstellung der ouropäisclion Mächte und die Ausdehnung 
des Völkerrechts weit über die westeuropäische Grenze hinaus. 

Frankreich, in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts durch 
die Eroberungskriege und die macchiavellistisehe Politik LudwigsXIV. 
auf den Höheptinkt der Macht und des Einflusses gebracht, ver- 
liert im Laufe dos 18. Jahrhunderts seine beherrschende Stellung 

* 

völlig. England, das unter Cromwell durch die Navigationsakto 
von 1651 und durch Waffengewalt die holländische Machtstellung 
empfindlich geschmälert hatte, vernichtet im Kriege gegen Frank- 
reich und Spanien die spanische Seemacht und gelangt im Frieden 
zu Paris 1763 zu der seither eifersüchtig bewahrten Stellung als 
erste alle Meere beherrschende Seemacht. In der zweiten Hälfte 
des Jahrhunderts begründet es seine Herrschaft in Ostindien und 
1788 beginnt es die Kolonisierung Australiens. Schweden liat 
seit der Schlacht bei Pultawa 1709 seine bisherige Übermacht 
eingebüfst, und Rufsland tritt mit dem Nystädter Frieden 1721 
in die Reihe der europäischen Grofsmächte ein. Mit dem Frieden 
von Kutschuck Kainai-dsche 1774 erlangt Rufsland das Schutzrocht 
über die Donaufürstontümer Moldau und Walachei und damit die 
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führende Rolle unter den christlichen Mächten der Türkei gegen- 
über, die es bis zum Krimkrieg behauptet und verstärkt; zugleich 
sicliert es sich die freie Schiffahrt auf allen türkischen Meeren. 
Preufsen aber, die jüngste der westeuropäischen Grofsmächte, 
legt nicht nur durch siegreiche Kriege, sondern ganz besonders 
durch die sorgfältige Ausbildung seiner Verwaltung im Innern die 
festen Grundlagen für seine künftige glänzende Entwicklung; seit 
dem Aachener Frieden 1748 ist seine Stellung innerhalb der Grofs- 
mächte unbestritten. Der Versailler Friede 1783 endlich bringt 
die Anerkennung der von dem englischen Mutterlande losgelösten 
13 nordamerikanischen Kolonieen als eines neuen Grofs- 
staates, der sich sofort den Grundsätzen des europäischen Völker- 
rechts durch feierliche Erklärung unterwirft und dieses für einen 
Bestandteil seines nationalen Rechtes erklärt. 

2. Die Rechtsregeln über die Stellung der neutralen Mächte 
im Seekriege erhalten eine wichtige Weiterbildung durch die während 
des Krieges Englands gegen seine nordamerikanischen Kolonieen 
unter russischer Führung gegen Englands Übergriffe zur See zu 
Stande gekommene „bewaffnete Neutralität“. Die Deklaration der 
Kaiserin Katharina 11. von Rufsland vom 28. Febniar (10. März) 
1780 an die Höfe von London, Versailles und Madrid enthielt 
folgende Rechtssätze : 

a) Dafs die neutralen Schiffe ungehindert von Hafen zu Hafen 
und dio Küsten der kriegführenden Staaten entlang fahren 
dürfen; 

b) dafs die den ünterthanen der kriegführenden Mächte ge- 
hörigen Güter (ausgenommen Kriegskontrebande) auf neu- 
tralen Schiffen frei sein sollen (frei Schiff, frei Gut); 

c) dafs hinsichtlich des Begriffes der Kriegskontrebande der 
Handelsvertrag Rufslands mit England von 1766 mafsgebend 
und auf alle kriegführenden Staaten ausgedehnt sein soll. 
(Danach gelten nur Waffen, Munition [mit Einschlufs von 
Schwefel und Salpeter] und Ausrüstungsgegenstände für Sol- 
daten, also unmittelbare Kriegsbedürfnisse, als Kontrebande) ; 
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d) dafs ein Haien nur dann als blockiert gelte, wenn infolge 
von Vorkehrungen der Macht, die den Hafen mit nahe genug 
herangefflhrton und dort stationierten Scliiffen attackiert, 
die Einfahrt in diesen mit augenscheinlicher Gefahr ver- 
bunden ist; 

e) dafs diese Grundsätze in den Prozessen und ürteUen über 
die Legalität der Prisen zur Anwendung kommen sollen. 

Auf Grund dieser Deklaration entstand die erste „bewaffnete 
Neutralität“ als Bündnis von acht Seemächten (Rufsland, Däne- 
mark, Schweden, Niederlande, Preufsen, Österreich, Portugal, beide 
Sizilien), um den Handel der Neutralen gegen die Übergriffe der 
Kriegführenden zu sichern. Mit dem Frieden zu Versailles 20. Januar 
1783 löste sich der Bund der „bewaffneten Neutralität“ wieder 
auf, ohne weitere praktisclie Wirkungen erzielt zu haben. Das- 
selbe gilt von der erneuerten Vereinbarung Rufslands, Dänemarks 
und Schwedens von 1800.^ 

Von besonderer Wichtigkeit ist ferner der Vertrag Preufsens 
mit den Vereinigten Staaten vom 10. September 1785: Beseitigung 
der Kaperei; Unverletzlichkeit des Privateigentums im Seekrieg. 

3. In der Wissenschaft des Völkerrechts gewinnt die positive 
Methode und mit ihr die praktische Richtung, insbesondere durch 
Bynkershoek (f 1743), den Sieg über die naturrechtliche Schule. 
Ihre späteren Hauptvertreter sind J. J. Moser (f 1785) und 
G. F. V. Martens (f 1821). 

UI. Periode: von 1814 15 bis 185«. 

1. Die Kriegszüge der französischen Republik und die durch 
Napoleons Eroberungspolitik geschaffenen Wirren bedeuteten für das 
Völkerrecht eine streng rückläufige Periode, die in der Kontinental- 
sperre ihren schäidsten Ausdruck erhielt. Sie fand ihren politischen 

3) Fauchille, La diplomatie franQaiae et la liguo des Neutres de 
1780. 1893. Bergbohm, Die bewaffnete Neutralität 1780 bis 1783. Eine 
Entwicklungsphase des Völkerrechts im Seekrieg. 1884. — Trendelenburg, 
Friedrichs des Orofsen Verdienste um das Völkerrecht im Seekrieg. 1866. 
(Monatsberichte der Berliner Akademie.) 

V. Liszt, Völkerrecht. 2. Aufl. 2 
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AbschloTs durch die Bestimmungen des ersten Pariser Friedens vom 
30. Mai 1814, durch den Wiener Kongrefs vom 13. November 1814 
bis zum 25. Mai 1815 (Schlufsakte vom 9. Juni 1815), und durch 
den zweiten Pariser Frieden vom 20. November 1815. 

Aus den politischen Bestimmungen sind hervorzuheben: die 
Schaffung des Königsreichs der Niederlande, die Anerkennung der 
dauernden Neutralität der Schweiz und die Vereinbarung der deut- 
schen Bundesakte vom 8. Juni 1815 (ergänzt durch die Wiener 
Sclilufsakte vom 15. Mai 1820). Die Neuregelung des Seekriegs- 
rochts wiifste Englands Krämerpolitik zu verhindern. Dennoch 
wurde das Völkerrecht weitergebildet: a) durch die Regelung der 
Rangordnung der Gesandten (unten § 14); b) durch die grund- 
sätzliche Verdammung des Nogerhandels zur See (unten § 36); 
c) durch die grundsätzliche Anerkennung der freien Schiffahrt auf 
allen internationalen Strömen (unten § 27). 

2. Die folgenden Jahrzehnte stehen unter dem Zeichen der 
„Heiligen Allianz“, die auf den persönlichen Wunsch des Kaisers 
Alexander zunächst am 26. September 1815 zwischen den Herr- 
schern von Rufsland, Österreich und Preufsen geschlossen, bald 
auch fast die sämtlichen übrigen Füi-sten Europas zur Aufrecht- 
erhaltung des europäischen Friedens vereinigte. Praktische Ver- 
wirklichung fand dieser Gedanke in dem Vierbund, der am 20. No- 
vember 1815 von Rufsland, England, Preufsen und Österreich 
geschlossen wurde; durch den Beitritt Frankreichs (auf dem Aachener 
Kongrefs 1818) erweiterte sich dieses Bündnis zur „Pentarchie 
der Grofsmächte“, die fortan die Geschicke Euroiias zu be- 
stimmen sich anmafste. Im Namen des Legitimitätsprinzips 
sollte nicht nur die Atifrochterlialtung des neu geschaffenen Besitz- 
standes der Mächte (dessen „Legitimität“ denn doch in vielen Be- 
ziehungen mehr als bedenklich war) gesichert, sondern auch die 
innere Ordnung der Staaten gegen revolutionäre Umtriebe gewahrt 
werden. Die Grofsmächte traten zur Beratung der gemeinsamen 
Angelegenheiten Europas auf den Kongressen zu Aachen 1818, 
Troppau 1820, Laibach 1821 und Verona 1822 zusammen. 
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Als europäischer Areopag wollten sie die auftauchenden 
Streitigkeiten schlichten oder entscheiden und die gefährdete Ord- 
nung, wenn nötig, durch bewaffnete Intervention schützen. 
OsteiTeichische Truppen rückten in Neapel und Sardinien (1821), 
französische in Spanien ein (1823), um im Namen der Pentarchie 
das legitime Königtum zu schützen. Aber sehr bald lockerte sich 
das Bündnis. Es konnte als aufgelöst betrachtet werden, als 
Canning die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten Englands 
wieder übernommen hatte (1822). Die Grofsmächte waren nicht 
im Stande, die Loslösung der spanischen und poidugiesischen Kolo- 
nieen in Mittel- und Südamerika und deren Umwandlung in selb- 
ständige Staaten zu hindern (1810 bis 1825), die von England 
sofort anerkannt und durch Handelsverträge den englischen In- 
teressen dienstbar gemacht wurden. Und der von Canning unter- 
stützte griechische Freiheitskrieg (1821 bis 1829) endete nach dem 
russisch- türkischen Frieden von Adrianopel (1829), der Rufsland dio 
Herrschaft über dio Donaumündungen sicherte, mit der Anerkennung 
der Unabhängigkeit Griechenlands diu-ch die Londoner Konferenz 
von 1830. Auch die Loslösung Belgiens von den Niederlanden fand 
die Zustimmung der Grofsmächte (Londoner Konferenz von 1830); 
das neu geschaffene Königreich Belgien wurde durch Vertrag der 
Grofsmächte vom 15. November 1831 (dem die Niederlande im Ver- 
trag vom 19. April 1839 beitraten) für dauernd neutral erklärt und 
die Neutralität unter die Garantie der Mächte gestellt (unten § 6 III). 

3. Durch das an kriegerischen Ereignissen wie an inneren Un- 
ruhen reiche vierte .Jahrzehnt wurde die Stellung der Grofsmächte 
zu einander wesentlich verschoben. Die Gründung des deutschen 
Zollvereins 1833 bildete den Ausgangspunkt für den engem Zu- 
sammenschlufs der deutschen Staaten unter preufsischer Führung. 
Frankreich unterwarf in hartem Kampfe Algier .seiner Herrschaft 
(1830). England drang in Indien vor (Pendschabgebiet), zwang 
durch den Opiumkrieg (1840 bis 1842) China zur Abtretung von 
Hongkong und zur Eröffnung von fünf chinesischen Häfen für den 
europäischen Handel und erweiterte in Hinterindien sein Gebiet 

2 * 
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gegen Osten. Der siegreiche Aufstand Mehemed Alis drohte die 
Einigkeit der Grofsmächte und den Frieden Europas zu stören. 
1840 schlossen sich Rufsland, England, Österreich und Preufseii 
gegen Franki-eich zusammen; der von diesem unterstützte Mehemed 
Ali mufste Syrien räumen und behielt nur die erbliche Herrschaft über 
Ägj'pten unter der Oberhoheit der Türkei. Das Eevolutionsjahr 
1848 blieb dagegen ohne Bedeutung für den Besitzstand der 
europäischen Mächte. In dem folgenden Jahrzehnt führten die drei 
Kriege Schleswig-Holsteins gegen Dänemark zu dem, von den 
fünf Grofsmächten und von Schweden Unterzeichneten Londoner 
Vertrag vom 8. Mai 1852, durch welchen, um den Bestand der 
dänischen Monarchie zu wahren, eine neue Thronfolgeordnung für 
das Königreich Dänemark und für die Herzogtümer festgestellt wurde. 
Dann brachte die russische Forderung des Schutzrechts über alle 
Christen des türkischen Reiches den Krieg der Westmächte gegen 
Rufsland (Krimkrieg, 1853 bis 1856) zum Ausbruch. Er endete 
mit dem dritten Pariser Frieden vom 30. März 1856. 

IV. Periode: von 1856 bis 1878. 

1. Für die Weiterbildung des Völkerrechts war der Paiiser 
Frieden von gröfster Bedeutung. Die Türkei, deren Neugestaltung 
England und Frankreich erwarteten, wurde in das „Europäische 
Konzert“ aufgenommen; das von den seit 1829 beherrschten Donau- 
mündungen abgedrängte Rufsland mufste in die Neutralisierung 
des Schwarzen Meeres willigen (Aufhebung durch den Londoner 
Vertrag vom 13. März 1871; unten g 26) und seinem ausschliefs- 
lichen Schutzrecht über die Christen in der Türkei entsagen. Die 
Frage der Donaufürsten tümor blieb späterer Regelung Vorbehalten; 
sie wurden 1859 zu dem Fürstentum Rumänien vereint, das als 
halbsouveräner Staat unter der Oberhoheit der Türkei steht (bis 
1878). Die Freiheit der Donauschiffahrt wurde von den Mächten 
ausgesprochen und ihre Durchführung einer europäischen Kommission 
übertragen (unten § 27). Von besonderer Wichtigkeit aber war 
die Seerechtsdeklaration vom 16. April 1856, hervorgegangen aus 
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der Einigung der beiden grofsen Seemächte England und Frankreich, 
unterzeichnet von Preufsen, Österreich, Frankreich, Grofsbritannien, 
Rufsland, Sardinien und der Pforte. Sie bestimmte; 

a) die Kaperei ist und bleibt abgescliafft ; 

b) die neutrale Flagge deckt das feindliche Gut, mit Ausnahme 
der Kriegskontrcbande ; 

c) neutrales Gut unter feindlicher Flagge, mit Ausnahme der 
Kriegskontrebande, darf nicht mit Boschhig belegt werden; 

d) die Biokaden müssen, um rechtsverbindlich zu sein, wirksam 
sein, das heilst, durch eine Streitmacht aufrecht erhalten 
werden, welche hinreicht, xim den Zugang zur Küste des 
Feindes wirklich zu verhindern. 

Diese Grundsätze sind seither in allen Seekriegen, u. z. auch 
von denjenigen Staaten beobachtet worden, die ihre Unterzeichnung 
verweigert hatten. Japan ist ihnen 1887 ausdrücklich beigetroten. 

2. ln den auf den Pariser Frieden folgenden Jahrzehnten 
wurde Asien mehr und mehr dem europäischen Einflufs unter- 
worfen. Nach Niederwerfung des ostindischen Aufstandes über- 
nahm die englische Regierung an Stelle der ostindischen Kompanie 
die Verwaltung Indiens. Der englisch -chinesische Vertrag von 
Tientsin 1858 gewährte dem europäischen Handel und den christ- 
lichen Missionen den Zutritt in das Innere von China und be- 
gründete den ständigen diplomatischen Verkehr z-wischen China und 
den europäischen Mächten. Schon vorher hatte Japan (oben S. 4) 
sich der Völkerrechtegemeinschaft genähert. Frankreich drang in 
Hinterindien vor (1862 Erwerbung des Mündungsgebietes des Me- 
kong); Rufsland umklammerte China durch die Erwerbung des 
Amurgebietes (1858) vom Nordosten und drang gleichzeitig gegen 
Indien vor (Khiwa 1873, Bukhara 1876 unter russische Oberhoheit 
gestellt). 

Ungleich wichtiger waren die Ereignisse in Europa. Auf 
friedlichem Wege vollzog sich 1863 der Obergang der 1815 unter 
englische Schutzherrschaft gestellten jonischen Inseln an Griechen- 
land. Durch Waffengewalt aber erlangten die Landschaften Italiens 
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die Einheit: 1861 war unter dem „König von Italien“ die ganze 
Halbinsel mit Ausnahme von Venedig und dem seit 1849 von den 
Franzosen besetzten Gebiete von Rom vereinigt. Und auf dem- 
selben Wege entstand das Deutsclie Reich: 1864 im Frieden zu 
Wien die Abtretung der Herzogtümer Schleswig, Holstein und 
Lauenburg von Dänemark an Preufsen und Österreich; 1866 der 
Deutsche Krieg und die Gründung des Norddeutschen Bundes. Die 
drohende Gefahr eines Krieges zwischen diesem und Frankreich 
wurde noch einmal abgewondet; der Londoner Konferenz vom 11. Mai 
1867 gelang es, die Luxemburger Frage zu schlichten: die Neu- 
tirdität des Grofsherzogtums, das Napoleon für Frankreich hatte er- 
werben wollen, wurde von den Grofsmächten , unter welchen Italien 
das erste Mal als anerkannte sechste Grofsmaeht auftritt, sowie 
von den Niederlanden gemeinsam gewährleistet; die preufsische 
Besatzung räumte Luxemburg, dessen Festungswerke geschleift 
wurden (siehe unten § 6 III). Aber nur wenige Jahre noch datierte 
der Friede; auf den Schlachtfeldern Frankreichs errangen die 
deutschen Stämme sich die lange ersehnte Einheit (26. Februar 1871 
Präliminarfrieden zu Versailles, 10. Mai 1871 Frankfurter Frieden). 
Und während die deutschen Heere in Frankreich einrückten, be- 
setzten (20. September 1870) die italienischen Truppen das bis 
dahin päpstliche Rom. 

3. Eine wichtige Milderung der Kriegsschrecknisse brachte 
die Genfer Konvention vom 22. August 1864 (über das Rote Kreuz; 
unten § 41), der sieh die Petersburger Konvention von 1868 
über die Verwendung von Sprengstoffen im Krieg (unten § 40) 
anschlofs. Dagegen führten die Beratungen über die Kodifikation 
des Landkriegsrechts (1874) zu keinem greifbaren Ergebnis (unten 
§ 39). Die Reihe der allgemeinen admini.strativen Staatenverträge 
(unten § 17) wurde durch die Union g6od6sique 1864 und die Union 
tfelögraphiquo 1865 eröffnet, und damit die Entwicklung des Völker- 
rechts in neue Bahnen gelenkt. Der französisch -englische Handels- 
vertrag vom 23. Januar 1860 leitete die Heirschaft des Freihandels- 
systems zwischen den europäischen Staaten ein. 
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V. Periode: von 1878 bis zur Gegenwart. 

1. Der Berliner Kongrefs vom 13. Juni bis 13. Juli 1878 
brachte, imter Ermäfsigung der im Frieden von San Stefano fest- 
gelegten Fordenmgen des siegreichen Rufslands, die einstweilige 
Regelung der orientalischen Frage.* Hier seien die wichtigsten 
Bestimmungen hervorgehoben. 

Bulgarien, das von Rufsland als grofser bis an das ägäische 
Meer reichender Staat geplant worden war, wurde innerhalb wesent- 
lich engerer Grenzen als autonomes, tributpflichtiges Fürstentum 
unter türkischer Oberherrliehkeit (als halbsouveräner Staat) anerlcannt. 
Der von dem Volke gewählte Fürst bedarf der Zustimmung der 
Mächte und der Bestätigung der Pforte. Die Festungen sind zu 
schleifen, neue dürfen nicht angelegt werden. Ostrumelien wurde 
autonome Provinz (1885 Vereinigung mit Bulgarien) unter einem 
von der Türkei mit Zustimmung der Mächte zu ernennenden General- 
gouvernour. In Kreta soll das Reglement von 1868 zm- An- 
wendung gebracht werden. Die Vergröberung Griechenlands 
wurde der Verständigung mit der Pforte Vorbehalten (1881 erhielt 
Griechenland Thessalien sowie einen kleinen Teil von Epirus). 
Österreich -Ungarn erhielt das Mandat zur Besetzung und Verwal- 
tung von Bosnien und der Herzegowina (Artikel 25). Monte- 
negro, das seine Selbständigkeit längst und mit Erfolg behauptet 
hatte, wurde als unabhängiger Staat anerkannt; es erhielt Antivari 
und dessen Küstengebiet, wurde aber hier in der Ausübung seiner 
Staatsgewalt wesentlich beschränkt: es darf keine Kriegsschiffe 
halten, mufs die hier gelegenen Festungen schleifen, sieh der See- 
gesetzgebung Österreichs anschliefsen, dessen Seepolizoi dulden und 
Österreich -Ungarn das Durchzugsrecht durch dieses Gebiet ge- 
statten. Serbien und Rumänien, 1850 zu halbsouvoränen Staaten 
unter türkischer Oberhenlichkeit gemacht, wurden jetzt in ilmer 

4) Choublier, La question d’Orient depuis letraito do Berlin. 2. Aufl. 
1899. Driault, La question d’Orient depuis ses origines jusqu’ä nos jours. 
1899. llonicault, La question d’Orient. I,e traite de Paris et ses suites 
(1856 bis 1871). 1898. Bluntsohli, ß.J.XIl, 411; XU 270, 410; X11I571. 
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Selbständigkeit anerkannt. Sie übernahmen einen entsprechenden 
Teil der türkischen Staatsschuld und verpflichteten sich, die volle 
Gleichstellung aller Religionen und Konfessionen durchzuführen. 
Die Frage der konsularischen Gerichtsbarkeit wurde spätem Ver- 
einbarungen Vorbehalten. 

Der Vertrag befafste sich ferner mit der Donauschiffahrt (unten 
§27), regelte die russischen Erwerbungen in Kleinasien und ver- 
pflichtete in dem Art. 61 die Tüi-kei, für die Sicherheit der Ar- 
menier gegen Tscherkessen und Kiu-den zu sorgen. Art. 62 ist 
der Durchfülirung der religiösen Freiheit in der Türkei und dem 
Schutzrecht der christlichen Mächte über ihre Angehörigen gewidmet. 

Im grofsen und ganzen haben die auf die orientalische Frage 
bezüglichen Abmacliungen der Mächte hingereicht, um den Frieden 
zu bewahren, trotz der Eifersucht nicht nur der Grofsmächte, sondern 
vor allem der in buntem Gewirr die Balkanhalbinsel bewohnenden 
Nationalitäten. Auch während des Aufstandes von Kreta und des 
griechisch-türkischen Krieges von 1897 erhielt sich, wenigstens 
äufserlich, die Einigkeit der Mächte; durch den Friedensschlufs 
(Präliminarfriede vom 18. September 1897, definitiver Friede vom 
14. Dezember 1897) wurde die Autonomie Kretas gesichert, im 
übrigen aber die Integrität der Türkei gewahrt; die griechische 
Finanzverwaltung kam unter die Kontrolle der Grofsmächte.^ 

2. Die äufsorn Beziehungen der Staaten zu einander wurden 
nach 1878 beherrscht durch die Friedenspolitik des ersten deutschen 
Reichskanzlers: deutsch- Österreich isclies Bündnis vom 7. Oktober 
1879; durch den Beiüütt Italiens nach der französischen Besetzung 
von Tunis (1881) zura Dreibund erweitert (förmlicher Abschlufs 
des Bündnisses 1887; zugleich italienisch-englische Abmachungen; 
unten § 37) und geheimer deutsch -nissischer Vertrag von 1884, 
1890 nicht wieder erneuert. Seither Bündnis zwischen Frankreich 
und Rufsland (1891). 


5) Do Stieglitz, L'ile de Grete, le blocus pacifique et lo plebis- 
cite international. 1899. 
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3. Der europäische Frieden ermöglichte den Mächten die 
kräftige Wahrnehmung ihrer überseeischen Interessen. Zunächst 
vollzog sich die Aufteihing Afrikas unter die Kulturstaaten Europas: 
Frankreich begründete seine Schutzherrschaft über Tunis (1881) 
und befestigte damit seine Herrschaft in Nordafrika, während es 
gleichzeitig Madagaskar (1886 unter französischen Schutz gestellt, 
■wird es 1896 französische Kolonie) immer enger an sich schlofs; 
England besetzte 1882 ohne jeden Rechtstitel Ägypten, -während 
es durch den Vertrag vom Juli 1890 von Deutschland die Schutz- 
herrschaft über Zanzibar ci’warb; Itahen fafste Fufs am Roten Meer 
(Massaua 1885) und suchte, allerdings vorgeblich, Abessinien seinem 
Einflufs zu unterwerfen (die auf Grund des Vertrages von Utschi- 
alli 1889 in Anspruch genommene Oberherrschaft mufste im Frieden 
zu Adis Abeba von 1896 wieder aufgegeben werden); Deutschland 
trat (seit 1884) in die Reihe der Kolonialmächte; die belgische 
Kongogesellschaft begründete ihre bis tief ins Herz Afrikas hinein 
reichende Hen-sehaft; die Berliner Kongokonferenz vom 15. No- 
vember 1884 bis Februar 1885 (Sclilufsakte vom 26. Februar 1885)® 
trat den übertriebenen Ansprüchen Englands (englisch -portugiesischer 
Vertrag vom 26. Februar 1884) im Kongobecken entgegen, aner- 
kannte den unabhängigen Kongostaat und vereinbarte die Handels- 
freiheit in dem gesamten Kongobecken; zugleich wurden Rechts- 
regeln über den Erwerb der Gebietshoheit an den Küsten Afrikas 
aufgestellt (unten § 10). ünverrückt behielt England sein grofses 
afrikanisehos Ziel im Auge: durch die Verbindung seiner nord- 
und südafrikanisehen Besitzungen alle übrigen Nebenbuhler aus dem 
Felde zu schlagen. Die Eroberung des seit 1885 unabhängigen 
Sudan (1899) brachte es diesem Ziele wesentlich näher. Aber auch 
in dem Kampf gegen die beiden bis dahin unabhängigen Buren- 
republiken (1900) handelt es sich nicht nur um die Interessen 

6) Sie ist unterzeichnet von Deutschland, Österreich -Ungarn, Belgien, 
Dänemark, Spanien, den Vereinigten Staaten von Amerika, Frankreich, Grofs- 
hritannien, Italien, den Niederlanden, Portugal, Kufsland, Schweden und 
Norwegen sowie der Türkei. — Vergl. N. R. G. 2. s. X 199. 


/ 
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einiger englischer Geldmänner an den Goldgruben Transvaals, 
sondern um die Vorherrschaft Englands über ganz Afrika.' 

Ungleich interessanter gestaltete sich das Vordringen der 
Mächte in Asien. Rufsland erwarb Merw (1884) und rückte 
immer näher an die Grenzen von Persien und Afghanistan. England 
eroberte Birma (1885) und Frankreich gründete sein grofses 
hinterindisches Kolonialreich durch die Erwerbung von Tonking 
(1883) sowie dimch seine Schutzherrschaft über Anara und Kam- 
bodja. Bald aber sollten den europäischen Mächten gefährliche 
Rivalen entgegentreten. Der chinesisch-japanische Krieg von 
1894 (Frieden zu Simonoseki vom 17. April 1895) führte Japan 
nicht nur als vollberechtigtes Glied in den Kreis der Völkerrechts- 
gemeinschaft, sondern sicherte ihm zugleich, trotz der unfreund- 
lichen Haltung von Rufsland, Frankreich und Deutschland, seine 
Stelle unter den Weltmächten.® Im spanisch-amerikanischen 
Kriege von 1898 (Friede von Paris vom 9. Dezember 1898), durch 
den die spanische Kolonialmacht vernichtet wurde, verliefsen die 
Vereinigten Staaten Amerikas das erate Mal unter entschiedener 
Betonung des Imperialismus die alte Monroedoktrin; mit der An- 
gliederung der Philippinen rückten sie in den Wettbewerb der 
übrigen Grofsmächte um den Einflufs im fernen Orient ein.® Die 
„Pachtverträge“, durch deren Abschlufs im Jahre 1898 China an 
das Deutsche Reich das Gebiet von Kiautscliou, an Rufsland 
Port Arthur und Talienwan abzutreten gezwungen wurde, ver- 
anlafsten den Ausbruch des von der chinesischen Regierung be- 
günstigten Boxeraufstandes (Ermoidung des deutschen Gesandten 
am 10. Juni 1900) und die bewaffnete Intervention der Mächte 


7) Über den südafrikanischen Krieg vergl. die ausführliche Darstellung 
von Despagnet, E. G. VIII; vom englischen Standpunkte aus Westlake, 
E.J. XXXII 1515; XXX, 140. 

8) Vergl. die oben § 1 Note 1 angeführte Littoratur. 

9) Le Für, Etüde sur la guerre hispano-amöricaine de 1898, 
envisagee au point du vue du droit intern, public. 1899. De Olivart, 
R. G. IV, V, VU. 
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in China. Von dieser hat bisher nur Eufsland für seine Sonder- 
zwecke durch die Festsetzung in der Mantschurei Vorteil gezogen, 
während der deutsch -englische Vertrag vom 16. Oktober 1900, dem 
die übrigen Grofsmächte heigetreten sind, die „Politik der offenen 
Thür“ und die Erhaltung der Integrität Chinas vereinbarte. In 
Kleinasien und Persien dauert der Wettbewerb der flächte noch 
fort, ohne abschliefsende Ergebnisse gezeitigt zu haben. 

4. Der laagandauernde Frieden zwischen den europäischen 
Grofsmächten hatte in den verschiedensten Richtungen den engeren 
Zusammenschlufs der Staaten zur Verfolgung gemeinsamer Zwecke 
wesentlich gefördert. Die Zahl der „Unionen“ (unten § 17) ver- 
mehrte sich und ilire Bedeutung wuchs in ungeahntem Mafse. 
Der Allgemeine Postverein von 1874 erweiterte sich 1878 zum 
Weltpostverein und umfalste allmählich die gesamte civilisierte und 
nicht civilisierte Welt; andere Unionen (zum Schutz des litte- 
rarischen wie des gewerblichen Eigentums u. s. w.) folgten. Zahl- 
reich waren aber auch sonst die auf das „internationale Ver- 
waltungsiccht“ bezüglichen Veilräge, unter denen, neben den 
Konventionen zum Schutz gegen Cholera und Pest (unten § 33), 
insbesondere die Brüsseler Antisklavereiakte von 1890 (unten § 36) 
besondere Erwähnung beansprucht. Schwankend war dagegen die 
Handelspolitik der Staaten. Die Periode des Freihandels wurde 
durch eine Zeit der strengen Schutzzollpolitik abgelöst (Deutschland 
seit 1879), die aber ihrerseits seit dem Beginn des letzten Jahr- 
zehnts gemäfsigtero Bahnen cinschlägt (die deutschen Handelsver- 
träge seit 1891).*® 

.5. In der Wissenschaft herrscht unbestritten die positive 
Methode (letzter Anhänger des Naturrechts wohl der Schotte Lo- 
rimer), die die Eischeinungen des Eechtslebens der Staaten zu 
verallgemeinern und die sie bestimmenden Normen in Begriffe und 
Grundsätze zu fassen sich bemüht (am klarsten v. Martitz). Bisher 


10) Pierantoni, Die Fortschritte des Völkerrechts im 19. Jahr- 
hundert. Übersetzt von Scholz. 1899. 
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ist es ihr auch glücklich gelungen, die Angriffe des privatrecht- 
lichen Formalismus abzuwehren. Für ihre Lebenskraft legen zahl- 
reiche Systeme und Monographieen, mehr aber noch die dem Völker- 
recht gewidmeten Zeitschriften, ein glänzendes Zeugnis ab. 

6. Trotz der vereinzelten kriegerischen Zusammenstöfse, die 
das letzte Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts aufweist, scheint eine neue 
Periode des Völkerrechts mit dem Beginn des neuen Jahrhunderts 
einsetzen zu wollen. Die Haager Friedenskonferenz bedeutet 
nicht nur einen wichtigen Fortschritt in der Humanisierung des 
Krieges, sondern sie eröffnet zugleich durch die Einsetzung eines 
ständigen Schie<lsgerichtshofes die Möglichkeit einer auf dem 
Rechtswege erfolgenden Austragung der Staatenstreitigkeiten. Je 
mehr die Überzeugung sich festigt, dafs die Aufgabe aufstrebender 
Staaten nicht die Erwerbung neuer Besitzungen, sondern die Er- 
schliefsung neuer Absatzgebiete ist, je mehr also der Wettbewerb 
der Staaten in die friedlichen Wege des Handelsverkehrs gelenkt 
wird, desto gröfser wird die Aussicht auf die Einbürgerung des 
schiedsrichterlichen Verfahrens in das Völkerreclit und damit auf 
die Festigung der Friedensgemeinschaft der Kulturstaaten. 

Auf Veranlassung des Kaisers von Rufsland (Schreiben vom 
24. August 1898) trat die Friedenskonferenz am 18. Mai 1899 im 
Haag zusammen. 20 Staaten waren vertreten: Deutschland, Öster- 
reich-Ungarn, Belgien, China, Dänemark, Spanien, die Vereinigten 
Staaten von Amerika, die Vereinigten Staaten von Mexiko, Frank- 
reich, Grofsbritannion, Griechenland, Italien, .lapan, Luxemburg, 
Montenegro, die Niederlande, Persien, Portugal, Rumänien, Rufs- 
land, Serbien, Siam, Schweden und Norwegen, Schweiz, Türkei, 
Bulgarien. Es fehlten also nicht nur die beiden Burenstaaten, 
die mit Rücksicht auf England keine Einladung erhalten hatten, 
sondern auch die Staaten von Mittel- und Südamerika mit Aus- 
nahme von Mexiko, sowie der Kongostaat. Dafs der Papst nicht 
eingeladen worden war, entsprach durchaus seiner völkerrechtlichen 
Stellung (unten § .ö). Die Konferenz teilte sich in drei grofse 
Kommissionen, deren erste die in dem kaiserlichen Rundschreiben 
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an die Spitze gestellte, aber bald bei Seite geschobene Ein- 
schränkung der ■weitern Kriegsrüstnngen behandeln sollte, ■während 
die z’weite sich mit den Rechtsregeln des Kriogsrechts zu beschäf- 
tigen hatte, und der dritten das schiedsrichterliche Verfahren zu- 
gefallen war. Am 29. Juli konnten die Verhandlungen gesclilossen 
werden. Die von sämtlichen auf dem Kongrefs vertretenen Mächten 
Unterzeichnete Schlufsakte vom 29. Juli 1899 zälüte als Ergeb- 
nisse der Beratungen auf: 

1. Drei Konventionen und zwar 

a) betreffend die friedliche Beilegung internationaler Streitig- 
keiten ; 

b) betreffend die Gesetze und Gebräuche des Landkrieges; 

c) betreffend die Anwendung der Genfer Konvention von 1864 
auf den Seekrieg. 

2. Drei Deklarationen und zwar 

a) betreffend das Verbot, Geschosse und Sprengkörper vom 
Luftballon herab oder auf andere ähnliche neue Weisen 
zu werfen; 

b) das Verbot des Gebrauches von Geschossen, deren einziger 
Zweck die Verbreitung von betäubenden oder gesundheit- 
zerstörenden Gasen ist; 

c) das Verbot des Gebrauches von Gewehrgeschossen (bailes), 
die sich im menschlichen Körper leicht ausdehnen oder 
abplatten, wie die Geschosse mit hartem Mantel, wenn 
dieser den Kern nicht ganz bedeckt oder mit Einschnitten 
versehen ist. 

Diese Konventionen und Deklarationen sind von den Staaten, 
deren Vertreter sie unterzeichnet haben, mit Ausnahme von China, 
Serbien, Luxemburg und der Türkei, auch ratifiziert worden. 

3. Eine einstimmig angenommene Resolution: „Dafs für 

das Wachstum des materiellen und moralischen Wohlseins 

der Menschheit eine Einschränkung der Militärausgaben, die 

gegenwärtig auf der Welt lasten, dringend ■wünschenswert ist.“ 
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4. Sechs Wünsche und zwar 

a) nach dem baldigen Zusammentritt einer besonderen Kon- 
ferenz zum Zwecke einer Revision der Genfer Konvention; 

b) nach Behandlung der Rechte und Pflichten der Neutralen 
auf einem dcmnächstigen Kongrefs; 

CI nach einer Beratung der auf der Konferenz besprochenen 
Frage betreffend die Marinegewehre und iLarinegeschütze 
durch die einzelnen Regierungen, damit eine Einigung 
über die Einführung neuer Typen und Kaliber erzielt 
werden könne; 

d) dafs die einzelnen Regierungen die Möglichkeit einer Eini- 
gung über die Beschränkung der Landes- und Seestreit- 
kräfte und der Kriegsbudgets, unter Berücksichtigung der 
auf der Konferenz gemachten Vorschläge, in Erwägung 
ziehen möchten; 

e) dafs der Vorschlag, die Unverletzlichkeit des Privateigen- 
tums im Seekriege, zum Gegenstand der Beratung auf 
einer späteren Konferenz gemacht werde; 

f) dafs der Vorschlag, die Frage der Beschiefsung von Häfen, 
Städten und Ortschaften durch Seestreitkräfte ebenfalls auf 
einer späteren Konferenz beraten werde. 

Der erate dieser Wünsche ist einstimmig, die andern fünf 
sind einstimmig, aber mit einigen Stimmenthaltungen beschlossen 
worden. 

Die sogenannte „Abrüstung“, richtiger der Verzicht auf weitere 
Rüstungen, der leitende Gedanke in dem kaiserlichen Rundschreiben, 
ist mithin zum „frommen Wunsch“ herabgesunken; dagegen hat 
die Weiterentwicklung sich in durchaus gangbaren Bahnen bewegt: 
Regelung des Kriegsrechts und Einsetzung eines ständigen 
Schiedsgerichts. 


11) Vergl. den im Oktober 1899 dem englischen Parlament vorgelegten 
Band „Corrospondence respecting the Peace Conference held at the Haguo 
in 1899“. Merignehac, La Conference intern, de la Paix. Etüde historique 
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§ 4. Die Litteratur des Völkerrechts. 

Treffliche Übersicht in dem „Juristischen Litteraturbericht 1884 bis 1894, 
herausgegeben von v. Kirchenheim“ (für das Völkerrecht bearbeitet 
von Stoerk). Inder folgenden Übersicht sind die empfehlenswertesten 
Werke durch Sternchen hervorgohoben. 

I. Systematische Darstellungen. 

1. In deutscher Sprache: 

Blnntschli (flSSi), Das Völkerrecht der civilisierten Staaten als Rechts- 
buch dargestellt. 18ü8. 3. Aull. 1878. 

Bulmerincq (f 1890), Das Völkerrecht oder das internationale Recht, 1884 
(in Marquardsens Handbuch des öffentlichen Rechts). 

Gareis, Institutionen des VölkeiTechts. 1888. 

Hartmann, Institutionen des praktischen Völkerrechts in Friedenszeiten 
mit Rücksicht auf die Verfassung, die Vorträge und die Gesetzgebung 
des Deutschen Reiches. 1874. 2. Aull. 1878. 

Hefftor (f 1880), Das europäische Völkerrecht der Gegenwart auf den 
bisherigen Grundlagen. 1844. 8. Aull. Herausgegeben von Geffekon 
(tl896). 1888. 

Heilboru, Das System des Völkerrechts entwickelt aus den völkerrecht- 
lichen Grundbegriffon. 1890. 

•v. Holtzendorff (f 1889), Handbuch des Völkerrechts (in Einzelboiträgen). 
4 Bände. 1885 bis 1889. 

V. Liszt in Birkmeyors Encyklopädie der Rechtswissenschaft 1901. 

♦F. V. Martens, Völkerrecht Das internationale Recht der civilisierten 
Nationen. Deutsch von Borgbohm. 1883 bis 1888. 

“Rivier (f 1898), Lehrbuch des Völkerrechts. 2. Aufl. 1899. 

♦Stoerk in v. Holtzendorffs Reohtsencyklopädie. 5. Aull. 

*E. Ullmaun, Völkerrecht. 1898. (Neubearbeitung des oben erwähnten 
Bulmerincqschen Werkes.) 

et critique de la Conference de la Haye. 1900. Lapradelle, R. G. VI 742. 

V. Martens, La Conference de la Paix ä la Haye. 1900. (Übersetzung aus 

dem Russischen.) 
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2. In nicht deutscher Spraclie (nur die wichtigeren neueren Ar- 
beiten können hier genannt werden): 

Bry, Precis elementaire de droit international public. 2. Aufl. 1892. 
Bonfiels (f 1897), Manuel de droit public (droit des gens). 1894. 2. Aufl., 
horausgegoben von Fauchille, 1898. 

Chretieu, Precis de droit international public. 1893. 

Despagnet, Cours de droit international public. 2. Aufl. 1899. 
Piedelievre, Precis de droit international public ou droit des gens. 2 Bände. 
1894,95. 

’Kivier, Principes du droit des gens. 2 Bände. 1896. 

Pradier-Fodere, Traite de droit international public europeen et ameri- 
cain. 7 Bände. 1885 bis 1897. 

Calvo, Le droit international theorique et pratique. 4. Aufl. 5 Bände. 
1887/88 ; 6. (Ergänzungs -) Band 1896. 

Baker, First Steps in international Law. Prepared for tho use of students. 
1899. 

Hall (t 1895), A troatise on international law. 4. Aufl. 1895. 

T. J. Lawrence, A Handbook of public international law. 4. Aufl. 1898. 
Lorimer, Institutes of the Law of Nations. 2 Bände. 1883 bis 1884. Fran- 
zösische Ausgabe von Nys. 1885. 

PhUlimore (f 1885), Commentaries upon international law. 3. Aufl. 
4 Bände. 1879ff. 

Travers Twiss (f 1897), Le droit des gens ou des nations considerees 
comme communautes politiques indepedantes. Selbständige französische 
Ausgabe des 1861 ff. erschienenen englischen Werkes. 2 Bände. 1887 
und 1889. 

Walker, The Science of international law. 1893. 

Derselbe, A Manual of public international law. 1895. 

Wharton, Digest of tho international law of the United States. 4 Bände. 
1886. 

Wheaton, Elements of international law. 3. Aufl. 1889 (dazu ausführlicher 
Kommentar von Lawrence). 

Pasquale Fiore, Trattato di diritto internazionalo publico. 3. Aufl. 
3 Bände. 1887 bis 1891. 
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II. Von Zeitschriften sind insbesondere 7,u nennen: 

* „Revue de droit international et de lögislation comparee“, seit 1869 er- 
scheinend; jetzt unter der Redaktion von Eduard Rolin in Brüssel. 

*„Revue generale de droit international public“, herausgegeben von Pillet 
und Fauchille seit 1894. 

Einzelne oinschlagende Abhandlungen auch in der „Zeitschrift für inter- 
nationales Privat- und Strafrecht“ (seit 1891), begründet von Böhm 
und im „Archiv für öffentliches Recht“ (seit 1885), begründet von 
Laband und Stoerk. 

m. Unter den Sammelwerken steht unerreicht da der groCse „Recueil 
des traites“ (Quelleninaterial seit 1761), begründet von G. F. de Mar- 
tens, mit verschiedenen Fortsetzungen; zuletzt als „Nouveau Recueil 
General de Traites et autres actos relatifs aux rapports de droit inter- 
national, deuxieme sörie“, seit 1876; von 1887 ab unter der Leitung 
von Stoerk (seit 1876 25 Bände mit einem besonderen die 25 Bände 
umfassenden 1900 erschienenen Registerbande). Daneben sind das seit 
1861 ei"scheinende (von Aegidi und Klauhold begründete) „Staats- 
archiv“, sowie die seit demselben Jahre erechoinenden, von Renault 
geleiteten „Arohives diplomatiques“ zu erwähnen. Für die ältere Zeit: 
■Dumont, Corps univereel diplomatique du droit des gens. 172611. 


‘'7. Liszt, Vfilkerrocht. 2. Aufl. 
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§ 5. Die Staaten als Bechtssubjekte des Völkerrechts. > 

I. Nur die Staaten sind Subjekte des Völkerrechts: Träger toi» 
völkerrechtlichen Rechten und Pflichten. 

1. Nur im Patrimonialstaat, der dominium und Imperium^ 
Grundeigentum und Staatsgewalt nicht voneinander trennt, konnte 
der Landesherr als Subjekt der rechtlichen Beziehungen im 
Staatenverkehr erscheinen. Das heutige Völken-echt ruht, wie das- 
hcutige Staatsrecht, auf dem Begriff der Staatsgewalt. 

2. Das Völkerrecht berechtigt und verpflichtet nur die Staaten 
selbst, nicht die Staatsangehörigen. Zwischen ihnen und der 
Staatengemeinschaft steht ihre nationale Staatsgewalt. Aus einem 
deutsch -russischen Handelsvertrag erwachsen dem Deutschen Reich 
und Russland Rechte wie Pflichten; der deutsche oder russische 
Kaufmann hat es nur mit seiner Regierung, nicht mit dem fremden 
Staate zu thun. Nur die nationale Staatsgewalt vermag nationales 
Recht zu schaffen. 2 

1) Ullmann 39. Rivier 88. 

2) Diese Auffassung, heute unbedingt die herrschende, wird von 
Kaufmann (oben §2 Note 1) lebhaft angefochten. Gegen ihn insbesondere 
Heilborn und Triepel. Dabei darf aber eines nicht übersehen werden: 
in den Verordnungen der „Internationalen Kommissionen“ (unten § 16) haben 
wir die ereten Ansätze zu einem , die Staatsbürger der verschiedenen Staaten 
unmittelbar bindenden , internationalen Recht. Aber gerade diese schüchternea 
Anfänge lassen den heute noch geltenden Kegelsatz um so schärfer hervor- 
treten. 
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II. Staat Im Sinne des Vdlkerreehts ist die aut einem bestimmten 
Gebiete ang-esiedeite, durch eine selbstündigennd nnabhiingige Herrscher* 
gewalt znsummengcfarste, menschiiciie Gemeinschaft. Zum BegrifT des 
Staates gehbren mithin drei Merkmaie: 1. die Staatsgewalt; 2. das 
Staatsgebiet; 3. das Staatsroik. 

Staaten sind daher nicht: 

1. Nomadisierende Stämme. Die mit ihnen geschlossenen 
Verträge können daher völkerrechtlich nicht als Rechtstitel für 
derivativen Erwerb, sondern nur als Beweismittel für thatsächliche 
Besitzergreifung (unten § 10) in Betracht kommen. 

2. Die von Einzelnen oder von privaten (Tesollschaften aus- 
gehenden kolonisatorischen Unternehmungen. 

Jedoch ist zu bemerken: 

a) Diese ünternehmungen werden zu selbständigen Staaten in 
dem Augenblick, in dem sich in ihnen die drei Merkmale 
des Staatsbegriffes vereinigen. Üben sie selbständige Hoheits- 
rechte im eigenen Namen aus, so können sie aucli als 
Subjekte des Völkerrechtes in die Staatengemeinschaft ein- 
treten, daher auch die Hoheitsrechte weiter übertragen. Da- 
bei mag wohl im Einzelfall die Bestimmung des Zeitpunktes 
Schwierigkeiten bieten, in dem der geschichtliche Entwick- 
lungsprozefs der Staatsbildung zum Abschlufs gelangt, der 
nascituras zum selbständigen Lebewesen geworden ist. 

b) Es ist möglich, dass der Staat in einem ihm bereits er- 
worbenen Gebiet Einzelnen oder Privatgesellschaften die 
Ausübung von Hoheitsrechten, insbesondere das Recht der 
Kriegführung, in seinem Namen widerruflich überläfst. 
Dann sind und bleiben diese Gebiete aber Teile des Mutter- 
landes und ■werden nach aufsen hin durch dieses vertreten. 

c) Die Erteilung eines Schutzbriefes an eine Kolonisations- 
gesellschaft bedeutet daher die Übernahme der Staatsgewalt, 
sei es auf derivativem, sei es auf originärem Wege. 

Beispiele für diese schnellere oder langsamere Entwicklung 
bieten: Die englisch -ostindische Kompanie (gegründet 1600, Ea.st- 
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India-Bill 1784, Äufliebung des Privilegiums nach Unterdrilclaing 
des Aufstandes 1858). Die heutigen englischen chartered Companies 
am Niger, in Ost- und Südafrika (1886, 1888, 1889). — Die 
deutsche Neu -Guinea -Kompanie, der durch die kaiserlichen Schutz- 
briefe vom 17. Mai 1885 und 15. Dezember 1886 die Ausübung der 
Staatshoheitsrechte, mit Ausnahme der Rechtspflege, übertragen war. 
Seit 27. März 1899 i.st die Staatsverwaltung vollständig von dem 
Deutschen Reich übernommen worden. 

Besonders zweifelhaft und bestritten ist der Zeitpunkt, in 
welchem die internationale Ge.sellschaft des Kongo zum Kongostaat 
geworden ist Verträge, die von der Gesellschaft Ende 1884 und 
Anfang 1885 geschlossen worden sind (mit dem Deutschen Reich 
am 8. November 1884, R. G. Bl. 1885. S. 211), sprechen davon, dafs 
„die Flagge der Gesellschaft als diejenige eine.s befreundeten Staates 
anerkannt“ werde. Damit darf man wohl den Prozefs der Staats- 
bildung als abgeschlossen betrachten. Wenn dagegen noch während 
der Kongokonferenz von 1885 vielfach von dem erst ins Leben 
zu rufenden Kongostaate gesprochen wurde, so handelt es sich hier 
um die häufig begangene Verwechslung der Staatsbildung mit der 
völken-ochtlichen Anerkennung des neugegründeten Staates (unter IV). 
Die förmliche Aufnahme des Kongostaates in die VölkeiTechtsgemein- 
schaft erfolgte allerdings erst in der Sitzung vom 23. Februar 1885; 
aber der Kongostaat ist nicht erst durch diese Erklärung geschaffen 
worden. Es kann daher in der Erklärung des Königs der Belgier 
vom 1. Oktober 1885, dass er die Regierung dos Kongostaates 
übernommen habe, und in der Zustimmung der Mächte zu dieser 
Erklärung erst recht nicht der Gründungsakt des neuen Staatswesens, 
sondern nur die Konstituierung des bereits bestehenden Staates auf 
Grundlage der Beschlüsse der Konferenz erblickt werden. ® 

3) Vgl. Moynier, La fondation de l’Etat indöpodant du Congo au point 
de VU 0 juridique. 1887. R. G. I 409. R. G. II 405 (Fauchille). Blan- 
ohard, Fonnation et Constitution politique de l'Etat indep. du Congo. 1899. 
Jozon, L’Etat indep. du Congo. 1900. R. Pierantoni, I>e traite de Berlin 
de 1885 et l’Etat indöp. du Congo. 1901 (aus dem Italienischen). 
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3. Die aufständischen Parteien, auch -wenn sie einen 
Teil des Staatsgebietes unter ihre Herrschaft gebracht haben , so lange 
die bisherige Staatsgewalt noch fortbesteht. Ihre Anerkennung als 
kriegführende Partei (unten § 39) beschränkt sich auf die Krieg- 
fOhning selbst; sie bedeutet nicht, auch nicht einstweilen, ihre 
Anerkennung als Staatswesen. 

4. Die internationalen Flufskommissionen (unten § 1611), 
die von manchen Schriftstellern, so von Engelhardt, Geffcken, 
V. Holtzendorff, Heilborn, als „Flufsstaaten“ aufgefafst werden. 
Wenn man auch das Vorliegen eines, durch den Fluss selbst und seine 
Ufer gebildeten Staatsgebiets zur Not konstruieren könnte, so scheitert 
doch die ganze Lehre von den „Flufsstaaten“ rettungslos an dem 
Mangel eines von der „Staatsgewalt“ beherrschten „Staats Volkes“. 
In Wahrheit sind die Flufskommissionen als unmittelbare Vertreter 
der Völkerrechtsgeraeinschaft internationale Organe, deren Macht- 
befugnisse sich als wesentliche Beschränkungen der Souveränität 
der Uferstaaten kennzeichnen. 

5. Der Papst. Er ist zwar, sowohl nach dem italienischen 
Garantiegesetz vom 13. Mai 1871, als auch infolge der Anerkennung 
des Gesetzes durch die übrigen Mächte, nicht üntertlian Italiens 
oder irgend eines anderen Staates, mithin exterritorial oder extra- 
national; er geniefst ferner eine Reihe von Befugnissen, die, wie 
das aktive oder passive Gesandtsehaftsreeht, sonst nur den souveränen 
Staaten zustehen und übt diese Befugnisse unter Zustimmung der 
Mächte ungestört aus: aber es fehlt ihm das Staatsgebiet imd 
das Staatsvolk. Daher stehen die von den Mächten mit dem Papst 
geschlossenen Verträge (Konkordate) nicht unter den Regeln des 
Völkerrechts; daher hat ferner der Papst keinen Anspnich darauf, 
zu den Staatenkongressen geladen zu werden (Haager Friedens- 
konferenz 1899). Die Rechtsstellung des Papstes ruht auf völker- 
rechtlicher Gnindlage, da dtalien sich den Mächten gegenüber ver- 
pflichtet hat, seine Unabhängigkeit sicherzustellen; und die italie- 
nische Regierung kann für die Handlungen des Papstes nicht 
verantwortlich gemacht werden, jedenfalls nicht von denjenigen 
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Staaten, die diircli Unterhaltung diplomatischer Beziehungen mit 
der Kurie deren extranationale Stellung anerkannt haben. Aber 
alle die Eigentümlichkeiten dieser bevorrechteten Stellung vermögen 
den Verlust der Staatsgewalt nicht zu ersetzen.'* 

6. Staatsteile (Provinzen, Kreise, Gemeinden) mit Einschlufs 
der Kolonieen. Auch sie sind nicht Rechtssubjekte des Völkerrechts. 
Schliefst z. B. England mit den Niederlanden einen Vertrag, der 
ausschliefslich für Britisch -Guayana Vorteile und für Niederländisch - 
Guayana Lasten bringt, so werden doch nur die beiden vertrag- 
schliefsenden Staaten, niemals ihre unmittelbar interessierten Kolo- 
nieen aus dem Vertrage berechtigt und verpflichtet. 

III. Ein Staat ist entstanden, sobald alle drei Merkmale des 
StaatsbegrilTes gegeben sind; er ist untergegangen , sobald eines von 
ilinen hinwegflUlt. 

Entstehung und Untergang des Staates kann zurückgeführt 
werden (unten § 20): 

1. Auf natürliche Thateachen oder diesen gleichstehende 
Handlungen. Der Staat kann entstehen durch Besiedlung eines bis- 
her unbewohnten Gebietes. So wurde die Neger- Republik Liberia 
1821 durch Besiedlung mit freigelassenen Negern gegründet (1847 
als unabhängiger Staat anerkannt); unter ähnlichen Umständen 1860 
das benachbarte Maryland; die südafrikanische Republik ist 1837 
durch holländische Buren besiedelt worden. Der Staat kann unter- 
gehen durch Auswanderung oder Vernichtung sämtlicher Staatsan- 
gehörigen, durch den Untergang des Staatsgebietes (infolge eines 
Erdbebens, einer Sturmflut u. s. w.). 

2. Auf Rechtsgeschäft, insbesondere auf die Vereinbarung 
der beteiligten Staaten oder dritter Mächte. ® So haben sich durch 

4) Vgl. Geffoken H. H. 11. 153. Bompart, Le papo ot le droit 
des gons. 1888. Scaduto, Ouarentigie ponteficie. 2. Auf]. 1889. Imbart 
de la Tour, La papaute eu droit international. 1893. De Olivart, Le 
pape, les Etat.s de l’Eglise et l’Italie. Es.sai juridique sur l'etat actuel de 
la question romaine. 1897. 

5) Nach Jellinok, Staatslehre (oben § 1 Note 2) 245 kann ein Staat 
niemals durch Rechtsakt entstehen, da sein Dasein aussohliefslich auf seinem 
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Vertrag vom 20. Juni 1895 die bisher selbständigen Staaten Hon- 
duras, Salvador und Nicaragua zur „Republica inayor von Central- 
Amerika“ zusammengeschlossen und im November 1898 wieder 
aufgelöst; so ist der Binheitstaat Österreich durch den Ausgleich 
von 1867 zum Doppelreich Österreich -Ungarn geworden. 

3. Auf Waffengewalt insbesondere. So ist durch den griechi- 
schen Freiheitskrieg von 1821 bis 1829 (ganz abgesehen von den 
Beschlüssen der Londoner Konferenz von 1830/31) Griechenland 
zum selbständigen Staat geworden. So sind die Staaten Mittel- 
und Südamerikas, wie einst die Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
durch bewaffnete Empörung gegen das Mtittorland entstanden. 
Durch Eroberung wurden 1860 Hannover, Kurhessen, Nassau 
und die Freie Stadt Frankfurt als selbständige Staaten vernichtet. 

IV. Ein Staat, der neu entstanden ist oder bisher der Yölkerreehts- 
gemeinscliaft noeh nicht augehört hat, bedarf, um völkerreehtliehes 
Reehtssubjekt zn werden , der Anerkennnng (reconnaissanee) durch die 
übrigen Mächte.’ 

Nicht sein Dasein als Staat, sondern sein Eintritt in die 
Völkerrcchtsgemeinschaft ist durch die Anerkennung bedingt. Die 
Anerkennung setzt voraus, dafs der um den Eintritt in die Völker- 
rechtsgemeinscliaft sich bewerbende Staat die Gewähr für die Be- 
achtung der völkerrechtlichen Rechtsnormen bietet. Ist diese Voraus- 
setzung gegeben, so ist die Legitimität der Staatsgründung nicht 
weiter zu prüfen; auch der auf dem Wege der Gewalt, etwa durch 
bewaffnete Losreifsung vom Mutterlande, entstandene Staat hat An- 
spruch auf die Anerkennung. 

Die Anerkennung bindet die Staaten, von denen sie aus- 
gesprochen worden ist. Sie bindet insbesondere auch das Mutterland, 
das durch die vorbehaltlose Anerkennung auf die Geltendmachung 

eigenen Willen beruht. Das ist zweifellos richtig. Ebenso unzweifelhaft aber 
ist es, dafs durch Zuweisung eines besiedelten Gebietes durch die bisherigen 
Inhaber der Gebietshoheit, also durch Rechtsakt, die uiierlälsliche Bedingung 
für die Entstehung eines neuen Staatswesens geschaffen werden kann. 

6) Le Normand, La reconnaissanee internationale et ses diverses 
applications. 1899. Lorimer, R. I. XVI. 333 Heilborn, R. G. III 179. 
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derjenigen Rechte verachtet, die durch die Neubildiuig verletzt 
worden sind. 

Die Anerkennung kann ausdrücklich, insbesondere in feier- 
licher Weise auf Kongressen, oder auch stillschweigend, so durch An- 
knüpfung oder Unterhaltung diplomatischer Beziehungen, geschehen. 
Beispiele bieten; die Anerkennung des Kongostaates (obenS. 36) durch 
den Berliner Kongress von 1885; die Anerkennung von Montenegro, 
Serbien, Rumänien durch den Berliner Kongress von 1878. Die 
Türkei ist 1856 feierlich in das „Europäische Konzert“ aufgenommen 
Avorden; Japan 1899 oluie Sang und Klang in die VölkeiTechts- 
gemeinschaft eingetreten. Sie kann unbedingt erfolgen oder an 
„Bedingungen“ geknüpft sein. Dabei kann freilich im Einzelfall 
die Entscheidung der Frage schwierig sein, ob es sich wirklich 
um (aufschiebende oder auflösende) 'Bedingimgen oder aber um 
Auflagen handelt. Die den Balkanstaaten durch den Berliner Kongrefs 
von 1878 auferlegten Verpflichtungen (unten S. 42) sind nicht als 
auflösende Bedingungen zu betrachten, deren Nichterfüllung die 
Yertragsmächte zum Widerruf der Anerkennung berechtigen würde; 
sondern als Auflagen , deren Erfüllung durch gew'altsame Intervention 
durehgesetzt werden könnte. ’ 

Verweigerung der Anerkennung berechtigt als Unfreundlich- 
keit (nicht als Unrecht) zur Retoreion (unten § 38); vorzeitige An- 
erkennung eines um seine Selbständigkeit noch ringenden Staats- 
gebietes, so die der Vereinigten Staaten von Noulamerika durch Frank- 
reich am 15. M<ärz 177 8, ist rechtswidrige Intervention in die 
inneren Angelegenheiten des Mutterlandes. 

IV. VerUnderuiigen in der Regieruiigsfonn eines Staates ^haben 
keinen Einflufs auf seine vöikerreehtllehen Bereelitignngen und Ver> 
pfliehtungen. 

Über den Einflufs von Gebietsveränderungen auf bestehende 
Rechtsverhältnisse siehe unten § 23. 

7) Vergl. dagegen z. B. Piedeliev'ie 99; auch Triepol (oben §2 
Note 2) 292 Note 1. Ob der privatrechtliche Begriff der Auflage zutrifft, 
ist völlig gleichgültig. 
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§ 6. Die völkerrechtliche Rechtsfähigkeit^ 

I. Nur der sonveriine Staat besitzt die volle völkerrechtliche Beehts- 
fHhigkelt. Soiiverlinitlit ist die Eigeiischalt der Staatsgewalt , die höchste, 
nach aufsen hin selbständige, im Innern unabhängige Macht (die 
summa potestas) zu sein. Sie äulhert sich in der uueingesehränkten 
vöikerrechtliehen Handiungsfähigkeit. ’ 

1. Handiuugsrähigkeit aber ist zunächst ais Geschäftsfähigkeit 
die Fähigkeit, durch seibständig abgegebene oder entgegengenommene 
M'iiienserkiärungeu (Rechtsgeschäfte) sich zu bereclitigen oder zu ver- 
pflichten. 

Sie tritt besonders hervor: 

a) In der Unterhaltung des völken-echtlichen Verkehrs durch 
ständige diplomatische Agenten (jus legationum, aktives 
und passives Oesandtschaftsrccht). 

b) In der Fähigkeit zum Abschluls von Verträgen, insbesondere 
auch von Bündnisverträgen (jus fooderum et tractatuum). 

c) In dem Recht, Krieg zu führen und Frieden zu schliefsen 
(jus belli ac pacis). 

2. Handlungsfähigkeit ist ferner als Deliktsfähigkcit die völker- 
rechtliche Terantwortllchkelt für rechtswidrige Handlungen. 

Völkerrechtliche Rechtsfähigkeit und völkerrechtliche Hand- 
lungsfäliigkeit fallen mithin durchweg zusammen. Ist die Handlungs- 
fähigkeit völlig ausgeschlossen, so dafs für den „Staat“ nur 
durch eine fremde Staatsgewalt Rechte erworben und Pflichten be- 
gründet werden können , so ist jener Staat als völkerrechtliches Rechts- 
subjekt überhaupt nicht vorhanden (so der einzelne „ Staat “ bei 
streng durchgeführter bundesstaatlicher Verfassung). Ist die Hand- 
lungsfähigkeit teilweise ausgeschlossen, so dafs der Staat nur 

1) Dllmann S. 42. Rivier S. 103. 

2) Der in der staatsrechtlichen Litteratur gefiihrte Streit, ob die 
Souveränität mit dem Staatsbegriff gegeben sei (so dio heute noch über- 
wiegende Meinung) oder ob man souv'eräne und nicht souveräne Staaten zu 
unterscheiden habe (Georg Meyer, Schulze, Laband, Jellinek), ist für 
das V'ölkerrecht ohne Bedeutung. Für das Gebiet des Völkerrechtes steht os 
airfser Zweifel, daJs es neben der uneingeschränkten auch eine in den ver- 
schiedensten Abstufungen eingeschränkte Handlungsfähigkeit giebt Ähnlich 
Ullmann S. 41. 
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in gewissen völkerrechtlichen Beziehungen selbständig handelnd auf- 
treten kann, in andern aber durch eine fremde Staatsgewalt vertreten 
werden mufs, so gelangen wir zu dem unter IV zu besprechenden 
Begriff der Halb Souveränität. Verschieden von dem gänzlichen oder 
teilweisen Aiisschlnfs der Handlungsfähigkeit ist ihre Beschrän- 
kung, ihre Bindung durch Verträge, die Übernahme von Verpflich- 
tungen zu einem bestimmten Handeln oder einem bestimmten Unter- 
lassen (Offensivbündnis; Kontrolle der Finanzverwaltung durch dritte 
Mächte ; Bindungder autonomen Zollpolitik durch einen Handelsvertrag). 

Der Beweis für die fortdauernde Souveränität liegt darin, 
dafs der verpflichtete Staat der übernommenen Verpflichtung zu- 
widerhandeln kann und sich dtu-eh dieses Zuwiderhandeln völker- 
rechtlich verantwortlich macht; dafs also die gegen die Verpflichtung 
vorgenommenen Handlungen Rechtswirkungen erzeugen. Das mufs 
auch dann angenommen werden, wenn die Auferlegung der Ver- 
pflichtung durch den einseitigen Bcschlufs dritter Mächte erfolgt 
ist. So ist durch die Artikel 33, 44 und 02 des Berliner Ver- 
trages von 1878 die Freiheit der Religionsbekenntnisse in Serbien, 
Rumänien wie in der Türkei ausgesprochen worden, obwohl der 
Vertrag von den neu anerkannten Staaten Serbien und Rumänien 
nicht mit »mterzeichnet, also nicht mit geschlossen wurde. So ist 
durch die Berliner Kongoakte von 1886 die Handelsfreiheit für 
das ganze Kongobecken, also auch für den nicht mit Unterzeich- 
neten Kongostaat vereinbart worden. 

Auch durch unkündbare, von dritten Mächten auferlegte Ver- 
pflichtungen, wird mithin die Souveränität als „die höchste, nur 
sich selbst bestimmende Macht“ (Laband) zwar beschränkt, aber 
nicht, auch nicht teilweise, ausgeschlossen. 

II. Schwierigkeiten bietet die völkerrechtliche Stellung der Staaten- 
Tcrhindnngen , bei welchen neben der Verbindung selbst auch die ein- 
zelnen verbundenen Gliedstaaten in Betracht kommen.’ 


3) Brie, Theorie der Staatenverbinduugen. 1886. Jellinek, Die 
Lehre von den Staatenverbinduugen. 1882. Derselbe, Staatslehre (oben 
§1 Note 3)' S. 080. Lo Für, Etat föderal et Confederation d’Etats. 1896. 
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Die Schwierigkeit liegt darin, dafs die geschichtlich gegebenen 
Erscheinungen sich den von der Wissenschaft aufgestellten Be- 
griffen nicht immer einordnen lassen und die verecliiedensten Ge- 
staltungen aufweisen. Die staatsrechtliche Lehre pflegt Personal- und 
Kealunion, Staatenbund und Bundesstaat zu unterscheiden. Für das 
YöLkeirecht ergiebt sich die Notwendigkeit einer andern Reihenfolge. 

1. In der Personalunion Ist Jeder einzelne der verbundenen 
Staaten, nicht aber die Union als solehe, völkerreclitliches Reehtssubjekt. 

Die Personalunion wird gebildet durch die zufällige Gemein- 
schaft des monarchischen Staatshauptes. Sie berührt die Sclb.sländig- 
keit der verbundenen Staatsw-esen in keiner Weise. Im Verkehr mit 
den übrigen Staaten tritt jeder der verbundenen Staaten unabhängig 
von dem andern auf. Die völkerrechtliche Rechtsfähigkeit ruht 
nur bei den einzelnen verbundenen Staaten, nicht bei der Union. 

Beispiele bieten; 1707 bis 26. Mai 1857 Preufsen und 
Neuenburg; 1815 bis 23. Oktober 1890 die Niederlande und Luxem- 
burg; seit 1885 Belgien und der Kongostaat. 

2. Das Grlciclic gilt begrilTlich vom Staatenbunde; auch hier sind 
die einzelnen verbundenen Gliedstaaten, nicht aber der Bund viilker- 
rechtliches Hechtssnbjekt. Doch kann daneben dem Bande die vblker- 
reehtliche Ilandiungsfähigkeit in einzelnen Beziehungen eingerilumt sein. 

Der Staatenbund, der sich aus monarchischen wie aus re- 
publikanischen Gemeinwesen zusammensetzen kann, kennzeichnet 
sich durch den Mangel einer über den Gliedstaaten stehenden 
Zentralgewalt, mithin durch die volle Souveränität seiner Mitglieder. 

Beispiel: Der Deutsche Bund 1815 — 1866. Artikel 113 der 
deutschen Verfa.ssung von 1815: „Die Bimdesglieder behalten zwar 
das Recht der Bündnisse aller Art, verpflichten sich jedoch, keine 
Verbindung einzugehen, welche gegen die Sicherheit des Bundes 
oder einzelner Bundes.staateu gerichtet ist.“ Daneben hatte der 
Bund aktives und passives Gesandtschaftsrecht, sowie das Recht, 
Bündnisse und andere Verträge zu sclüicfeen. 

3. Der Bundesstaat ist selbständiges vSlkerrechtliches Reciits- 
snbjekt; doch kann den einzelnen Staaten eine beschränkte välker- 
reehtllehe llandlnngsnihigkeit überlassen sein. 
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Der Bundesstaat, der ebenfalls aus monarchischen wie aus 
republikanischen Gemeinwesen sich zusammensetzen kann, kenn- 
zeichnet sich durch das Vorhandensein einer über den Gliedstaaten 
sich erhebenden Zentralgewalt, durch die deren Souveränität mehr 
oder weniger beschränkt, deren völkerrechtliche Handlungsfähigkeit 
ganz oder teilweise ausgeschlossen wird. 

Beispiele: Die Schweiz nach der Verfassung vom 29. Mai 1874. 
Die Vereinigten Staaten von Nordamerika nach der Verfassung 
vom 17. September 1 78 7. Hier wie dort ist der Bund ausschliefs- 
lich völkerrechtliches Rechtssubjekt. Doch haben die Schweizer 
Kantone ein, wenn auch sehr beschränktes, Veidragsrecht. — Andere 
das Deutsche Reich. Zwar sagt Artikel 11 der Verfassung: „Der 
Kaiser hat das Reich völkenechtlich zu vertreten, im Namen des 
Reichs Krieg zu erklären und Frieden zu schliefsen, Bündnisse und 
andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Gesandte zu be- 
glaubigen und zu empfangen.“ Doch haben die einzelnen Staaten 
das aktive und passive Ge.sandt.schaftsrecht, und soweit die Zu- 
ständigkeit des Reiches nicht eingreift, das Recht des Vertrag- 
Schlusses. Andere Beispiele bieten Argentinien (1861), Brasilien 
(1891), Venezuela (1893), Mexiko (1896). 

4. Die Realnnion kommt für das Tülkerrecht nar als solche ln 
Betracht, so dafs die verbundenen Staaten jeder für sieh nicht als 
völkerrechtliche Rechtssubjekte erscheinen. 

Die Realunion wird gebildet durch die gew'ollte Gemein- 
schaft des monarchischen Staatshauptes. In diesem hat sie die 
Einheit ihrer völkerrechtlichen Persönlichkeit. In dieser rein sub- 
jektiv hergestellten Einheit liegt aber zugleich, dem Bundesstaat 
gegenüber, ihre Schwäche. 

Ein gutes Beispiel bietet Österreich -Ungarn seit dem Ausgleich 
von 1867. Aber auch in der Realunion kann durch das die Staaten 
verbindende Staatsgrundgesetz dem einzelnen Staate eine gewisse 
völkerrechtliche Handlungsrähigkeit eingeräumt sein. So bilden 
Schweden und Norwegen seit der Messer Konvention vom 14. August 
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1814 uad der Reichsakte vom 6. August 1815 eine Realunion. 
Aber beide Staaten haben, jeder für sich allein, Verträge geschlossen, 
so Auslieferungs- und Handelsverträge, und wiederholt erscheinen 
die beiden Staaten nebeneinander als Unterzeichner von Kollektiv- 
Verträgen. Daher ist denn auch in der Litteratur die juristische 
Konstruktion des Verhältnisses dieser beiden Staaten zu einander 
sehr bestritten. 

III. Bie rölkerrechtllche Handlungsfähigkeit wird wesentlich be- 
schränkt, aber nicht aiisgescliiosscn durch die dem Staat auferiegte 
oder von ihm Übernommene VerpOiehtniig zu dauernder Xeutralität.'* 

Die dauernde Neutralisierung unabhängiger Staaten , verschieden 
von der unten {§ 40 I) zu besprechenden Neutralisierung von Staats- 
teilen, findet sich erst seit dem Anfang dieses Jahrhunderts. Sie 
verfolgt insbesondere den Zweck, den neutralisierten Staat im all- 
gemeinen Interesse vor den Einverleibungsgelflsten der benachbarten 
Staaten sicherzustellen. In diesem Sinne kann man den neu- 
tralisierten Staat auch als „Pufferstaat“ („Etat taiupon“ nach dem 
von Thiers eingefühi-ten Ausdruck) bezeichnen. Sie wird daher 
meist durcli Vereinbarung dritter Mächte einem kleineren Staate 
auferlegt; sie kann aber auch durch eine freiwillige Erklärung des 
die Neuti-alisierung wünschenden Staates begründet werden, wenn 
diese die ausdrückliche oder stillschweigende Zustimmung der 
übrigen Mächte findet. 

Die dauernde Neutralität bindet zunächst den neutralisierten 
Staat insoweit, als er nicht nur andere Kriege als zur Verteidigung 
seines Gebietes nicht führen, sondern auch im Frieden keine Ver- 
träge schliefsen darf, die ihn (wie Bündnisse und Garantieverträge) 
zur Kriegfühinug verpflichten könnten.* Jedoch ist die von ihm 

4) Piocioni, Essai sur la noutralito perpetnelle. 1891. de Ma- 
zado, L’Europe et los noutralitös, la Belgique ct la Suisse. 1893. Hilty, 
Die Neutralität der Schweiz in ihrer heutigen Auffassung. 1889. Und dazu 
Rettich, L. Ä. V 113. Schweizer, Geschichte der schweizerischen Neu- 
trabtät. 1895. Morand, R. 0. I 522. 

5) Nys, R. I. XXXIII 1 beansprucht für den neutralisierten Staat 
das Recht der Kriegführung, insbesondere gegen Staaten, die aufserhalb der 
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vorgenommene Kriegserklärung nicht etwa nichtig, sondern sie hat 
alle die Rechts Wirkungen, die durch die Kriegserklärung von seiten 
eines nicht nmitralisierten Staates er/.eugt werden (unten § 39). 
Wohl aber befreit sie die garantierenden Staaten von der durch 
diese übernommenen Ver[)flichtung und berechtigt sie zum Ein- 
schreiten gegen den neutralisierten Staat. Die Neutralisierung 
nimmt dem Staate mithin eines seiner wichtigsten Rechte; am 
tiefsten aber greift sie in seine Handlungsfähigkeit ein, wenn sie ihm 
zugleich die Entwaffnung (mit Schleifung der Festungen) auferlegt. 

Die dauemde Nouti-alisierung bindet aber ferner die anderen 
Staaten; und zwar nicht nur diejenigen, welche die Neutrali- 
sierung vereinbart haben, sondern auch alle übrigen, soweit sie, sei 
es ausdrücklich, sei es auch nur stillschweigend (unten § 20) ihre 
Zustimmung erteilt haben, so dafs Verletzung der Neutralität durch 
die Kriegführenden als völkerrechtliches Delikt erscheint und die 
Mächte zum Einschreiten gegen den Friedensstörer berechtigt. 

Ganz besonders aber bindet die Neutralisierung die Garantie- 
mächte; d. h. diejenigen Staaten, die sich verpflichtet haben, die 
Integrität des Gebietes des neutralisierten Staates zu schützen und 
wenn nötig mit Waffengewalt zu verteidigen. Soweit diese Sicherung 
als Kollektivgarantie (unten § 22) zugesagt ist, verpflichtet sie die 
Mächte allerdings nur zu gemeinsamer Intervention, nicht zu ein- 
seitigem Einschreiten. 

Durch die Neutralisierung wird ein völkerrechtliches Rechts- 
verhältnis geschaffen, das nur unter Zustimmung aller beteiligten 
Staaten geändert oder aufgelöst werden kann. Daher kann der 
neutralisierte Staat nicht durch einseitige Erklärung seine Neu- 
tralisierung aufgeben; es darf auch keiner deijenigen Staaten, 
welche die Neutralisiemng unter sich vereinbart haben, von dieser 
V^creinbarung willkürlich zurücktreten. Ohne Zustimmung der be- 


Völkorreohtsgemeinschaft stehen (Belgien und China). Aber in diesem Falle 
steht ein Krieg im völkerrechtlichen Sinne überhaupt nicht in Frage 
(unten § 39). 
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teiligten Staaten, insbesondere der Garantiemächte, ist daher auch 
jede Gebietsveränderung, sei es durch Vergi-ofserung, sei es durch 
Verkloinei-ung, ausgeschlossen; da.s gilt insbesondere auch von 
kolonialen Erwerbungen, die ja aueh den erwerbenden Staat leicht 
in kriegerische Verwickelungen liineinziehen können.® 

Dauernd neutralisierte Staaten sind: 

1. Die Schweiz, neutralisiert durch die Erklärung vom 20. No- 
vember 1815, unterzeichnet von Österreich, Frankreich, England, 
Portugal, Preufson, Rufsland, unter der (allerdings hier nicht atis- 
drücklich ausgesprochenen) Kollektivgarantie der Signatarmächte. 

2. Delgien, dessen Neutralisierung durch Vertrag der Grofs- 
mächte vom 15. November 1831 ausgesprochen’ und garantiert, 
von den Niederlanden durch Vertrag mit den Grofsmächten vom 
19. April 1830 anerkannt worden ist (vgl. auch die englischen 
Verträge mit Preufsen und Frankreich vom August 1870). 

3. Lu.xeinburg, dessen Nmitralisierung durch den Londoner 
Vertrag zwischen den Grofsmächten, Belgien und den Niederlanden 
vom 11. Mai 18(57 ausgesprochen und von diesen Mächten mit 
Ausnahme Belgiens garantiert worden ist.* 

4. Der Kongostant, der auf Grund des Art. 10 der Generalakte 
vom 26. Februar 1885 seine dauernde Neutralität am 1. August 
1885 den Mächten mitgeteilt hat. 

IV. Die Souveränität wird nicht voilstäiidig, wohl aber teilweise ans* 
geschiossen dureh die Oberherrlichkeit (Snzeräiiität) eines andern Staates. ° 

6) Dio Frage, wichtig wegen der Beziehungen Belgiens zum Kongo- 
staate, ist sehr bestritten. Vgl. Nys, K. 1. XXXllI 1, R. G. I 417. 
Fauohille, E. G. II 427. 

7) ,La Belgique formera un Etat perpetuellemeut noutre. Elle 
sera tenue d’ohserver oette nieme neutralite envers tous les autres Etats.“ 

8) Wanipach, Le Luxemburg neutre. 1900. 

9) Heilborn, Das völkenechtliche Protektorat. 1891. Despagnet 
Essai sur les Protectorats. 1896. Engelhardt, Les protectorats anciens et 
modernes. 1896. Gairal, Le protectorat international. 1896. Bornhak, 
Einseitige Abhängigkeitsvorhältnisse unter den modernen Staaten. 1896. 
Pillet, R. G. II 583. Pio, R. G. III 613. — (Ungenannt), Le rögimo 
des protectorats. 2 Bde. 1898 ff. — Laveleyo, R. I. XV 254. 


Digitized by Google 



48 I. Buch. Die Rechtssubjekte und ihre allgem. Rechtsstellung. 


1. Die Handlungsfilhlgkeit des unter der Oberherrliehkeit eines 
andern Staates stehenden Staates ist insoweit aiisgesciiiossen (und in- 
soweit ist dieser Staat nicht sonreriln) , als das Recht des oberherriichen 
Staates relciit, ihn in vblkerreehtiiehen Beziehungen, insbesondere im 
diplomatischen Terkehr, beim Absehlurs Ton Vertrügen, in der Krieg- 
führung und im Friedensschlüsse zu vertreten. Soweit dagegen trotz 
der Oberherrlichkeit eines andern Staates für den untergeordneten 
Staat die Möglichkeit besteht, durch eigne Handlungen sich zu be- 
rechtigen und zu verpflichten , soweit besitzt er völkerrechtliehe Hand- 
lungsnthigkeit, und ebensoweit auch ist er völkerrechtliches Reehts- 
subjekt , ist er Noiiverün. Man pflegt diese eigenartige Rcchtssteilnng, 
in welcher die SouverüuiUit nach gewissen Riclitungeii hin ansgeschlos.sen, 
nach andern dagegen vorhanden ist, mit dem niciit sehr glücklichen 
Ausdruck ,,UalbsouverUnltUt^‘ zu bezeichnen. 

E.S handelt sich hier um eine geschichtliche Übergangsstufe 
in der Entwicklung, sei es von der völligen Abhängigkeit zur un- 
eingescliränkten Selbständigkeit, sei es unigekelirt. Die Rechts- 
stellung des lialbsouveränon Staates ist daher von Fall zu Fall zu 
prüfen und festzustellen. Meist ist die diplomatische Vertretung 
dem oberherrlichen Staate vollständig übertragen (Tunis kann Ver- 
treter empfangen, aber nicht schicken), das Recht der Kriogfühiung 
auf Verteidigungskrieg beschränkt, das Vortragsrecht dagegen in 
nicht rein politischen Beziehungen eingeräurat. So sind an Han- 
delsverträgen, Litterarkonventionen, am Weltpostverein, an Eisenbahn- 
uüd Telegraphen -Übereinkommen auch die halbsouveränen Staaten 
regelmäfsig beteiligt; Bulgarien hat auch an der Haager Friedens- 
konferenz teilgenommen (oben S. 28). In diesem Fall kann der 
halbsouveräne Staat innerhalb seiner Selbständigkeit selbst mit dem 
Oberstaat Verträge schliefsen (vgl. das türkisch -bulgarische Eisen- 
halinübereinkomraen von 1894). Für rechtswidrige Handlungen 
dos halbsouveränen Staates haftet der Oberetaat, soweit es sich 
nicht um die dem ünterstaat überlassenen Rechtsbeziehungen handelt 
(unten § 24). Wie weit dagegen der Einflufs des Oberstaates auf 
die innere Verwaltung des halbsouveränen Staates reicht, hängt 
von den besondem Vereinbarungen ab, wenn auch ein gewisser 
Einflufs schon durch die völkerrechtliche Vertretung unvermeidlich 
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gemacht wird. Nicht notwendig erforderlich ist die Verpflichtung 
des halbsouveränen Staates zur Waffenhilfe bei Kriegen des Ober- 
ataates. Beschränkt sich die Verpflichtung des einen Staates gegen 
den andern auf die Kricgshilfo, so spricht man wohl von Vasallität; 
aber diese Beschränkung, durcli welche die Souveränität nicht be- 
rührtwird, kommt heute nicht mehr vor, wenn auch in der Litteratur 
ungenau der Ausdruck Vasallität gebraucht wird, um das Rechtsver- 
hältnis der Halbsouveränität zu bezeichnen. Erhebung des unterge-, 
ordneten Staates gegen den Oberstaat ist jedenfalls nicht Krieg iin 
völkerrechtlichen Sinne (unten § 39). England, das die Halbsouve- 
ränität der südafrikanischen Republik behauptet, hat daher folgewidrig 
gehandelt, als es, im eigensten Interesse, 1900 dom neutralen Handel 
gegenüber die Rechte des Kriegführenden für sich in Anspruch nahm. 

Die Rechtsstellung des halbsouveränen Staates dem oberherr- 
lichen Staate gegenüber kann unter die Garantie dritter Mächte 
gestellt sein. 

Die Begründung einer bisher nicht bestandenen Oberherr- 
schaft bedarf der Anerkennung dritter Mächte. Diese haben ein 
Einspruchsrecht, soweit durch diese Veränderung in ihre wohl- 
erworbenen Rechte eingegriffen wird (darüber unten § 20). Die 
Aufkündigung der Schutzherrschaft durch den Unterstaat ist ausge- 
schlossen, da er ja gerade in dem Verhältnisse zu dem Oberstaate 
sich seiner staatlichen Souveränität begeben hat. Die Aufkündigung 
hat ebensowenig unmittelbare Rechtswirkung wie etwa die Unab- 
hängigkeitserklärung einer Kolonie. 

Die wichtigsten halbsouverttnen Staaten sind heute: 

Unter der Oherherriichkeit der Türkei: 

1. Xgypten, seit dem Vertrag zwischen England, Rufsland, 
•Österreich, Preufsen vom 15. Juli 1840 (Beitritt Frankreichs am 
10. Juli 1841) und den Firmanen von 1841 und 1873 und trotz der 
■Schmälerung der Ägypten eingeräumten Rechte durch den Firman 
von 1879. An dieser Rechtslage ist auch durch die Besetzung 
Ägyptens durch England (1882), also durch die thatsächliche Herr- 
scliaft Englands in Ägypten nichts geändert worden. Dagegen be- 

T. L i 8 K 1 1 Völkerrecht. 2. Anfl. 4 
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hauptet England kraft des Rechtes der Eroberung seine Souveränität 
über den Sudan. 

2. Bulgarien, durch den Berliner Vertrag von 1878 unter 
der Kollektivgarantie der Signatarmächte (oben S. 23). 

Unter der Oberherrllehkelt von Spanien und Frankreich: die Re- 
publik Andorra. 

Unter Oberherrllehkelt Frankreichs: 

1. ln Hinterlndlen die Königreiche Kambodja (durch Verträge 
von 1863 und vom 17. Juni 1884) und Anam (durch Verträge von 
1874 und 6. Juni 1884). 

2. Tunis (durch den Freundschafts- und Nachbarschaftsvertrag 
mit dem Bey vom 12. Mai 1881 und den Vertrag vom 8. Juni 1883). 

Dagegen ist das bis dabin (seit dem Vertrag vom 17. De- 
zember 1885) halbsouveräne Königreich Madagitskar 1896 zur 
französischen Kolonie geworden (Gesetz vom 6. August 1896). 

Das häufig hierher gestellte Fürstentum Monaco ist seit der 
Mitte des 19. Jahrhunderts trotz seiner engen Beziehung zu Frank- 
reich (mit dem es teilweise gemeinschaftliche Verwaltung liatj ein 
völlig unabhängiger Staat. 

Unter der Oberherrlichkeit der Vereinigten Staaten Amerikas: 
die Insel Kuba (seit 1898). 

Unter der Oberherrlichkeit Englands: 

1. Die indischen Vasallenstaaten. 

2. Die drei Staaten der Insel Borneo: Nord-Borneo, Sarawak 
und Brunei, seit 1888. 

3. Das Sultanat von Zanzibar (deutsch -englischer Vertrag vom 
7. November 1890). 

Sehr bestritten ist die rechtliche Stellung der sUdafrikanisehen 
Republik (Transvaal) zu England. In dem Vertrage zu Prätoria vom 
3. August 1881 war die englische Oberherrlichkeit ausdrücklich 
ausgesprochen worden; die Republik erhielt zwar die Selbständigkeit 

10) Über Ägypten vgl. v. Martens, R. I. XX IV 355, der dessen 
dauernde Neutralisierung verlangt. 

11) Vgl. R. G. 11 150, III 55, IV 228; die Aktenstücke von 1894 
und 1895 sind abgedruckt N. R. G. 2. s. XXI 755. 
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der inneren Verwaltung, wurde aber in allen auswärtigen An- 
gelegenheiten durch England vertreten. Dagegen fehlt in dem 
Vertrage vom 27. Februar 1884 jeder Hinweis auf die englische 
Suzeränität, was zweifellos nicht auf einem blofsen Versehen be- 
ruht. Die Republik erhielt das Recht der völlig selbständigen 
diplomatischen Vertretung und hat von diesem Recht auch Gebrauch 
gemacht durch die Unterhaltung ständiger Gesandtschaften in Berlin 
und Paris, sowie durch die Einrichtimg von Generalkonsulaten in 
London und im Haag. Sie verpflichtete sich, im Innern die 
Sklaverei nicht zu dulden und die Religionsfreiheit zu achten; 
jedoch hat England nicht das Recht, sich in die inneren Angelegen- 
heiten einzumischen. Nach Artikel 4 hat England sich das Recht 
Vorbehalten, gegen Verträge der Republik, sei es mit fremden 
Staaten, sei es mit den Eingeborenen binnen sechs Monaten Ein- 
spruch zu erheben, wenn durch diese Verträge englische Interessen 
gefährdet werden; nur für Verträge der Republik mit dem Oranje- 
freistaat gilt diese Klausel nicht (Bündnis zwischen den beiden 
Burenstaaten vom 17. März 1897). Auf diesen Artikel 4 stützt 
England seine Behauptung, dafs die südafrikanische Republik kein 
souveräner Staat sei. Aber diese Beschränkung genügt nicht, um 
den Begriff der Halbsouveränität zu begründen. Denn die Verträge 
werden nicht durch England für die Republik, sondern von dieser 
im eigenen Namen ge.schlossen ; von einer völkerrechtlichen Ver- 
tretung durch England kann mithin in keiner Weise die Rede 
sein. Darin allein aber, in dem gänzlichen oder teilweisen Aus- 
schlufs der Handlungsfähigkeit, kann die Halbsouveränität erblickt 
werden. Die südafrikanische Republik ist jedenfalls selbständiger 
Träger völkerrechtlicher Rechte und Pflichten, sie kann die ersteren 
selbständig wahren, wenn nötig, durch den Krieg und wegen der 
letzteren selbständig in Anspruch genommen werden.** 

12) Die grofse Mehrzahl auch der nicht englischen Schriftsteller steht 
auf dem entgegengesetzten Standpunkte. Eivier 104 und Principes I 
89, 316 leugnet die Souveränität der südalrikanischen Bepublik trotz des 
, Minimums von Unterordnung“: Heilborn, R. G. III 28 zugleich auch 

4* 
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Unter der Oberherrlichkeit Rnfslands: 

Die Khanate China (seit 1873) und Buchara (seit 1876). 

Die von Italien über Abessinien auf Grund des Vertrages zu 
Utsehialli vom 25. Mai 1889 in Anspruch genommene Oberherrschaft 
musste ira Frieden zu Ädis Abeba vom 26. Oktober 1896 wieder 
aufgegeben werden, 

2. Terscliieden von der Oberherrlichkeit ist der vertragsniäfsig 
einem andern Staat gewahrte Schutz, das eigentliche, heute nurmehr 
ausnahmsweise rorkommende, „Protektorat“. Durcli das Schutzver- 
sprechen "wird die Souveränität des geschützten Staates in keiner 
Weise berührt. Ein Beispiel bietet San Marino im Verhältnisse zu 
Italien (Vertrag von 1862); ferner wohl auch Afghanistan, das 1879 
englisclien Schutz annehmen mufste, seither aber infolge des 
russischen Wettbewerbes eine unabhängige Stellung gewonnen hat. 

3. Als staatsrechtliches oder koloniales „Protektorat“ oder als 
,,8<^hutzgewalt“ Uber „Schutzgebiete“ pflegt man wohl auch irre- 
führend einerseits die Landeshoheit Uber Überseeische Kolonien, andrer- 
seits die TSlkerrechtlichen Befugnisse in der Interessensphäre oder dem 
Hinterlande zn bezeichnen (unten § 9 II). 

I. 

§ 7. Die Staatsgewalt in ihrer äufseren Unabhängigkeit. 

I. Aus dem Begriff des VUlkcrrechts als der Gemeinschaft gleich- 
berechtigter Staaten erglebt sich unmittelbar der Anspruch jedes Gliedes 
dieser Gemeinschaft auf Anerkennung seiner Gleichberechtigung mit 
allen Übrigen Kechtsgenossen, auf Anerkennung seiner völkerrechtlichen 
RcchtssubJektivitUt. 

1. Die Völkerrechtsgemeinschaft beruht auf dem Gedanken des 
Nebeneinanderbestehens verschiedener Staaten mit gegen einander 

die Oberhorrlichkeit Englands, indem er ein „ganz eigenartiges Verhältnis“ 
annimmt; ebenso im wesentlichen de Louter, R. I. XXVIII 117; West- 
lake, H. I. XXVLU 268; Despagnet, R. G. V 555. Vergl. auch Des- 
jardins, Le Transvaal et le droit des gens 1896, Van der Vlucht, Tran,s- 
vaal versus Great-Britain 1899, sowie die oben § 3 Note 7 angegebene 
Litteratur über den südafrikanischen Krieg. — Die beiden Verträge von 1881 
und 1884 sind abgedrackt N. R. G. 2. s. VIII 210, X 166, 180. 

13) Vergl. dazu Despagnet, R. G. IV 1. 
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abgegrenzten Herrscliaftssphären, mit gegenseitig anerkanntem Macht- 
bereich. 1 Aus diesem Grundgedanken folgt unmittelbar eine ganze 
Reihe von Rechtsnormen, durch welche Rechte und Pflichten der 
Staaten untereinander bestimmt werden, die keiner besondern ver- 
tragsmäfsigen Anerkennung bedürfen, um bindende Kraft zu be- 
sitzen. Sie bilden den festen Grundstock aller ungeschriebenen 
Rechtssätze des Völkerrechts, seinen ältesten, wichtigsten, heiligsten 
Bestand. Da die aus diesem Grundgedanken sich ergebenden Rechte 
ohne weiteres einem jeden Staate als Mitglied der völkerrechtlichen 
Gemeinschaft (aber auch nur diesen, und nicht den aufserhalb der 
Gemeinschaft stehenden Staaten) zukommen, werden sie wohl auch 
als „völkerrechtliche Grundrechte“ bezeichnet. ^ Und da sie mit 
dem Begriff des Staates als eines völkerrechtlichen Rechtssubjektes, 
alse eines Gliedes der Völkerrcchtsgemeinschaft, ohne weiteres ge- 
geben sind, kann man sie auch als „völkerrechtliche Persönlichkeits- 
rechte“ bezeichnen (so lleilborn). Soweit diese „Grundrechte“ den 
Gegenstand von besonderen Vereinbarungen zwischen zwei oder 
mehreren Staaten bilden, haben diese entweder lediglich dekla- 
ratorischen Charakter, oder es handelt sich um die Einzoldimch- 
führung des an sich selbstverständlichen Prinzips. 

2. Die grundsätzliche Gleichberechtigung aller Mitglieder der 
völkerrechtlichen Gemeinschaft äufsert sich insbesondere auf den 
Staatenkongressen in dem gleichen Stimmrecht aller Beteiligten und 
dem Erfordernis der Stimmeneinhelligkeit bei allen Beschlüssen. 

Sie wird nicht berührt durch die Rangordnung der Staaten, 
die nicht mehr dem Völkerrecht, sondern der internationalen Courtoisie 

1) So mit aller Bestimmtheit Zitolmann, Internationales Privat- 
recht, I 79 (1897). 

2) Die Polemik gegen diesen Begriff bei Heilborn, Jellinek, 
Triepel und andern neuern Sohriftstelllem schiefst über das Ziel hinaus. 
Es handelt sich nicht um naturrechtliche Truggobilde, sondern um positive 
Rechtssätze, die gerade deshalb der Form der ausdrücklichen Kechtsatzung 
nicht bedürfen, weil ohne sie ein Völkerrecht überhaupt nicht denkbar 
wäre. — Vergl. Pillet, Recherches sur les droits fondanientaux des Etats 
dans l’ordre des rapports intern. 1899. Derselbe, R. G. V 66. Stoerk 
1291. Heilborn 280. 
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angehört. Die früher häufigen, manchmal erbitterten Eangstreitig- 
keiten werden jetzt bei Staatenkongressen dadurch vermieden, dafs 
für die Unterzeichnung von allgemeinen Verträgen die alphabetische 
Reihenfolge nach der französischen Bezeichnung der Staaten fest- 
gehalten wird. Titeländerungen, die ein Staat für sich vor- 
nimmt, binden andere Staaten nur, insoweit sie die Andening 
ausdrücklich oder stillschweigend anerkannt haben. So haben unter 
Zustimmung der Mächte die Königin von England 1876 den Titel 
einer Kaiserin von Indien, die Fürstentümer Rumänien 1881, Serbien 
1882 den Titel Königreich angenommen. 

3. Durch die grundsätzliche Gleichberechtigung aller Mit- 
glieder der Völkergemeinschaft wird auch die thatsächliche Vor- 
herrschaft einzelner von ihnen nicht ausgeschlossen. Eine solche 
VorheiTSchaft haben die „ Grofsmächte “ für sich wiederholt be- 
ansprucht und thatsächlich durchgesetzt.® Die ersten Jahrzehnte 
des 19. Jahrhunderts kennzeichnen sie.h (oben Seite 18) durch die 
Pentarchie der Grofsmächte Österreich, Preufsen, Rufsland, Grofs- 
britannien, Frankreich. An Stelle Preufsens trat das Deutsche Reich; 
die Einigung der italienischen Landschaften machte Italien zur sechsten 
Giefsmacht. Japan ist seit dom Jahre 1894, die Vereinig;ten 
Staaten Amerikas sind seit dem spanischen Krieg von 1898 in die 
Reihe der Grofsmächte eingetreten. Die europäischen Grofsmächte 
haben insbesondors die Regelung der Verhältnisse in der europäischen 
Türkei von 1856 ab bis zur Gegenwart für sich in Anspruch ge- 
nommen. In den chinesischen Wirren der letzten Monate gingen 
sie gemeinsam mit Japan und Nordamerika vor. Trotz dieser that- 
sächlichen Vorherrscliaft mufs jedoch daran festgehalten werden, 
dafs die Rechtsatzung durch die Grofsmächte nur partikulares 
Völkerrecht zu schaffen vermag, und dafs dieses zu allgemeinem 
Völkerrecht nur diu-ch die ausdrückliche (xler stillschweigende An- 
erkennung von seiten der übrigen Staaten wird (Neutralisierung 
Belgiens, Pariser Seerechtsdeklaration u. s. w.). Neuerdings haben 

3) Vergl. Streit, R. 1, XXXII I. 




Digitized by Google 



§ 7. Die Staatsgewalt in ihrer äufeeren Unabhängigkeit. 55 

die Vereinigten Staaten Amerikas die Stellung, die die europäischen 
Grofsmächte den europäischen Angelegenheiten gegenüber einge- 
nommen haben, für sich in Anspruch genommen, wenn es sich 
um die Angelegenheiten Süd- imd Mittelamerikas handelte (darüber 
unten S. 57). 

II. Ans dem Grundgedanken des Tdlkerrechts folgrt die Pflicht 
jedes Staates, sich jedes Eingriffs in den vSlkerrechtlich ahgegrenzten 
Haehthereieh eines jeden der übrigen Mitglieder der TSikerrechte- 
gemeinschaft zu enthalten. 

1. Tdlkerreehtswidrig ist daher jeder Angriff auf Bestand und 
Sicherheit eines anderen Staates. Jeder Staat hat aber auch dafür 
Sorge zu tragen, dafs auf dem Ton ihm beherrschten Gebiet kein 
solcher Angriff von seinen StaatsangehSrigen oder von Staatsfremden 
vorbereitet oder unternommen werde. 

Jeder Staat ist daher verpflichtet, allen auf seinem Gebiete 
vorbereiteten oder unternommenen Angriffen auf andere Staaten ent- 
gegenzutreten. Er ist zimäehst verpflichtet, sie zu hindern; er ist, 
wenn ihm die Verhinderung nicht gelungen ist, verpflichtet, die 
Thäter zu bestrafen. Gegen die Folgen der rochtswidrigen Unter- 
lassung schützt ihn nicht der Ein wand, dafs seine Gesetzgebung 
ihm die Handhabe zum Einschreiten nicht gewähre: es ist dann 
eben seine Pflicht, für Abänderung seiner Gesetzgebung Sorge zu 
tragen. Als sich im Jahre 1875 ein belgischer Staatsangehöriger 
dem Erzbischof von Paris gegenüber zur Ermordung des Fürsten 
Bismarck erboten hatte und es sich heraussteUte, dafs die belgische 
Gesetzgebung für solche Fälle keine Strafdrohung vorgesehen hatte, 
wurde Belgien durch die deutsche Regierung veranlafst, diese 
Lücke durch ein besonderes Gesetz auszufüllen; das Deutsche 
Reich, dessen Strafgesetzgebung dieselbe Lücke aufwies, fügte 
gleichfalls den sogenannten Duchesne- Paragraphen dem Bestände 
seiner Strafdrohungen ein.* Die Frage wird von besonderer Wichtig- 
keit, wenn durch die nationale Bewegung eines Staates die Ein- 
verleibung des einem andern Staate gehörenden, von derselben 

4) Vorgl. dazu Triepel (oben § 2 Note 1) 303. 
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Nationalität bewohnten Gebietes verlangt wird. Der Staat, von 
dessen Gebiet diese Gefährdung des fremden Staatswesens ausgeht, 
handelt völkerrechtswidrig, nicht nur, wenn er die Bewegung offen 
oder heimlich unterstützt, sondern auch dann, wenn er sie nicht 
hindert oder nicht verfolgt. 

Italien würde mithin seinen völkerrechtlichen Pflichten zu- 
widerhandeln, w'enn es den Bestrebungen der Italia irridenta, die 
auf Losreifsung eines Teils des österreichischen Gebietes gerichtet 
sind, nicht entgegentreten wollte. Ebenso Rumänien gegenüber 
seinen „unerlösten“ Stammesgenossen. Und es fragt sich, ob 
das Verhalten Englands, das nicht nur den Verschwörern aller 
Länder Asyl gewährt, sondern auch ihrem Treiben ruhig zuzusehen 
pflegt, den Anforderungen des Völkerrechts in allen Fällen ent- 
sprochen hat.® 

2. Völkerrechtswidrig ist die Intervention , d. h. die antorltative 
Einmischung in die Innern oder ttufsern Angelegenheiten eines andern 
Staates. Sie erfordert das an einen andern Staat gerichtete, wenn 
aneh nicht notwendig durch Androhung oder Anwendung von Waffen* 
gewalt unterstützte Verlangen zu einem bestimmten Thun oder Unter- 
lassen. ° 

Sie ist daher verechieden von der Intercession d. h. der 
Erteilung freundschaftlicher Ratschläge, sowie von der unten § 38 
zu besprechenden Mediation oder Vermittlung. Der Unter- 
schied liegt darin, dafs sie Befolgung heischt und ihre wenn 
nötig gewaltsame Durchsetzung in Aussicht stellt. Die Grenzlinie 
mag freOich im einzelnen Falle schwer zu ziehen sein. So wurde 
der von Rufsland, Frankreich und Deutschland gegen den Frieden 
von Simonoscki (1895), insbesondere gegen die Abtretung der Halb- 
insel Liaotong, erhobene Einspruch auf beiden Seiten als „freund- 
schaftlicher Ratschlag“ bezeichnet, obwohl es klar war, dafs seine 
Beachtung im Notfälle erzwungen werden wüirde. 

5) Vergl. R. G. I 157. 

6) Strauch, Zur Interventionslehre 1879. de Floeckher, De 
l'intorvention en droit international. 1896. Heilborn 353. TJllmann 305. 
Ri vier, Lehrbuch 243. 
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Die Intervention widerspricht dem heutigen Völkerrecht. 
Aber dieser Satz hat sich erst im Laufe des 19. Jahrhunderts aus- 
gebildet. Die Heilige Allianz hat die Aufrechterhaltung des „legi- 
timen“ Zustandes in den kleineren europäischen Staaten von 1815 
an wiederholt mit Waffengewalt durchzusetzen versucht (oben S. 18), 
während der litterarische Wortführer der Pentarchie, v. Kamptz, 
das Interventionsprinzip wissenschaftlich a\ts den Grundgedanken des 
Völkerrechts zu rechtfertigen suchte. Erst seit dem dritten Jahr- 
zehnt tritt Grofsbritannien für die Unabhängigkeit der einzelnen 
Staaten ein. Einen besonderen Ausdruck hat dann das Prinzip 
der Nichtintervention gefunden in der Botschaft von James Monroe, 
dem Präsidenten der Vereinigten Staaten, vom 2. Dezember 1823.^ 

Die sogenannte Monroe-Doctrine umfafst jedoch die Auf- 
stellung zweier, voneinander gänzlich verschiedener Sätze. Die 
Vereinigten Staaten verwahren sich zunächst dagegen, dafs die 
europäischen Mächte das von ihnen in Eurofia angewendete Prinzip 
der Intervention, dessen Anwendung gegenüber den im siegreichen 
Kampf gegen das Mutterland begriffenen mittel- und südamerika- 
nischen Kolonien Spaniens und Portugals von seiten der europäischen 
Mächte mehrfach angeregt worden war, auch auf die amerikanischen 
Gebiete zu übertragen versuchen. Sie proklamieren also das Selbst- 
bestimmungsreeht der amerikanischen Kontinente und erklären aus- 
drücklich, sich in die Angelegenheiten Europas auch fernerhin nicht 
einmisohen zu wollen. Die Vereinigten Staaten erklären aber 
weiter, dafs jeder Erwerb amerikanischen Gebietes durch eine 
europäische Macht künftighin ausgeschlossen sein solle, mag dieser 
Erwerb ein ursprünglicher (durch Eroberung oder Okkupation), mag 
er ein abgeleiteter (durch Vertrag) sein. Damit greift die Monroe- 
Doctrine weit hinaus über die Rechtssätzc des Völkerrechts, das 

7) Desjardin, ß. 6. III 137. J. B. Moore, ß. J. XXVHI 301. 
Th. Barclay, ß. J. XXVIII 502. J. B. Moore, Tho Monroe doctrine, 
its origine and meaning 1895. ßeddaway, The Monroe doctrine 1898. 
Petin, Les Etats-Unis et la doctrine de Monroe 1900. Declaruo de 
Beaumarchais, La doctrine de Monroe. 2. Aufl. 1898. 
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solchen Erwerb in gleicher Weise auf allen Teilen der Erde zu- 
läfst. Schon in der Botschaft ist aber auch die Forderung an- 
gedeutct, die dann später die Vereinigten Staaten mit steigender 
Bestimmtheit, aber unter dem Widerspruch Europas wie auch teil- 
weise der übrigen amerikanischen Staaten selbst aufgestellt haben, 
dafs nämlich den Vereinigten Staaten eine Vorherrschaft auch über 
die Süd- und mittelaraerikanischen Staaten, insbesondere in ihren 
Streitigkeiten mit europäischen Mächten, zukomme („ Amerika“ nicht 
den Amerikanern, sondern „den Vereinigten Staaten“); eine 
Forderung, die in direktem Widerspruch gerade zu dem Nicht- 
interventionsprinzip steht. Seit dem siegreichen Krieg mit Spanien 
aber beansprucht der nordamerikanische Imperialismus die Wahrung 
der Weltmachtstellung der Vereinigten Staaten in den Welthändeln. 
Damit ist der Grundgedanke der Botschaft von 1823 thatsächlich 
preisgegeben. 

Ausnahmsweise aber kann die Befugnis zn einer Einmischnng in 
die Angelegenheiten eines andern Staates gegeben sein: 

a) Dni'ch das Ersuchen des andern Staates seihst oder durch 
dessen Zustimmung (Rufsland und Österreich 1849). 

b) Durch ein von diesem vertragsinUfsig eingeräumtes oder 
zwischen den heteiiigten Staaten vereinbartes Recht. 

c) Durch die Voraussetzungen , unter denen eigenmächtige Selbst- 
hilfe als berechtigt erscheint (unten § 38). 

Dagegen kann nicht zugegeben werden, dafs ein Einmischungs- 
recht schon dann gegeben sei, wenn nach der, sei es auch be- 
gründeten Ansicht eines einzelnen Staates die allgemeinen Interessen 
der Menschheit oder der Kultur einen Angriff notwendig machen 
(Intervention der Vereinigten Staaten in Kuba, April 1898); denn 
damit würde der Willkür Thür und Thor geöffnet. Und ebenso wenig 
darf in der Bedrückung von Stammesgenossen für dritte Staaten 
ein Grund für die Intervention erblickt werden; denn das Schutz- 
recht eines jeden Staates beschränkt sich, von besonderen Ver- 
einbarungen abgesehen, auf seine eigenen Staatsangehörigen (Griechen- 
land gegenüber Kreta 1897). 
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In allen diesen Fällen kann das Recht zum Einschreiten auch 
einer Mehrzahl von Staaten gpemeinschaftlich zustehen (sogenannte 
Kollektiv-Intervention). So hat der Berliner Vertrag 1878 das 
Recht der Grofsmächte zur Einmischung in die innern Angelegen- 
heiten der Türkei bezüglich der armenischen Provinzen ausdrücklich 
anerkannt. Vergl. Berliner Vertrag Artikel 61; „Die Hohe Pforte 
verpflichtet sich, ohne weiteren Zeitverlust die Verbesserungen und 
Reformen ins Leben zu rufen, welche die örtlichen Bedürfnisse 
in den von den Armeniern bewohnten Provinzen erfordern, und für 
die Sicherheit derselben gegen die Tsclierkessen und Kiu-den ein- 
zustehon. Sie wird in bestimmten Zeiträumen von den zu diesem 
Zwecke getroffenen Massregeln den Mächten, welche die Ausführung 
derselben überwachen werden, Kenntniss geben.“ Auf diesem Artikel 
beruhte das Einschreiten der Mächte zu Gunsten der Armenier im 
Jahre 1895. Aber auch allgemein liegt in der durch den Pariser 
Frieden von 1856 ausgesprochenen Kolleklivgarantie des otto- 
manischen Gebietes, sowie der Rechtsstellung Bulgariens, Ost- 
rumeliens und Kretas durch die Grofsmächte, die Begründung eines 
Interventionsrechtes für diese. Über die bewaffnete Intervention 
der Grofsmächte in China aus Aulafs der Wirren des Jahres 1900 
vergl. unten § 35. 

4. Völkerrechtswidrig ist endlich auch jede Beleidigniig eines 
andern Staates, sei es in dessen Töikerreehtlichen Vertretern und Organen, 
sei es in dessen Iloheitszeiehen. 

Hierher gehört die wörtliche, thätliche oder sj^mbolische Be- 
leidigung der fremden Staatshäupter, der diplomatischen Vertreter 
u. s. w'., aber auch der fremden Staatsschiffe, insbesondere der 
Kriegsschiffe. Auch hier urafafst, wie oben \mter 1 die Völker- 
rechtswidrigkeit nicht nur diejenigen Handlungen, die unmittelbar 
von dem Staate selbst durch seine Organe vorgenommen -werden, 
sondern auch die unterlassene Hinderung oder Bestrafung der auf 
seinem Gebiete von Staatsangehörigen oder Staatsfremden begangenen 
Handlungen. Dagegen gehört die Erweisung besonderer Ehren- 
bezeugungen nicht mehr dem Völkerrecht, sondern der inter- 
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nationalen Höflichkeit an. Das gilt insbesondere von dem gesamten 
Land- und Seeceremoniell und von der Berücksichtigung der von 
den Kaiserreichen und Königreichen sowie von den grofsen Frei- 
staaten für sich in Anspruch genommenen „ königlichen Ehren “ 
(Gesandte erster Klasse, Königskrone im Wappen, Brudertitcl). 

III 1. Aus der mit dem Grundgedanken des Völkerrechts gegebenen 
gegenseitigen Cnabhlingigkeit der Staaten voneinander foigt, dafs kein 
Staat vor die Gerichte eines andern Staates gestellt werden kann. 

Dieser Satz, der heute noch von der weitaus überwiegenden 
Litteratur und Rechtsprechung anerkannt wird, ist in neuerer Zeit 
vielfach angefochten worden. Man stellt die Behauptung auf, dafs 
der Staat, soweit er nicht als solcher, sondern als Privatunter- 
nehmer (als Fabrikant, als Betreiber einer Eisenbahn u. s. w.) auf- 
tritt, soweit also nicht die Ausübung seiner Staatsgewalt in Frage 
steht, dafs also der fremde Staat als Fiskus den inländischen 
Gerichten auch gegen seinen Willen unterworfen sei.® Gegen diese 
Ansicht spricht aber entscheidend die Ei’wägung, dafs jeder Ver- 
sucli, das gegen den Fiskus gefällte Erkenntnis zu vollstreckon, 
zu einem Eingriff in die fremde Staatsgewalt führen würde. Nur 
soweit es sich um dingliche Klagen in Bezug auf unbewegliches 
Gut handelt oder der fremde Staat sich freiwillig der inländischen 
Gerichtsbarkeit unterwirft, erfährt der ausgesprochene Grundsatz 
eine Durchbrechung. 

Privatrechtliche Streitigkeiten zwischen selbständigen Staaten 
können daher regelmäfsig nur auf dem Wege einer gütlichen Ver- 
einbarung oder durch Schiedsgerichtsspruch erledigt werden.® 


8) Vergl. die Verhandlungen des Instituts für Völkerrecht von 
1891. Audinet, R. G. II385. Hartmann, R. J. XXll 425. Die richtige 
Ansicht wird jedoch nicht nur von der Rechtsinechung der meisten aufser- 
deutschen lAnder, sondern ganz besonders auch von den deutschen obersten 
Gerichtshöfen ständig vertreten. Vergl. Droop in Oruchots Beiträgen 
XXVI 289. 

9) Vergl. Stroit, L’affaire Zappa. 1894. 
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2. Auch die exterritoriale Steliung des in fremdem Staatsgebiet 
weilenden Staatsoberhauptes sowie des Gesandten ergiebt sich ais 
Foigerung aus der Uuabiilingigkeit Jedes einzeinen Giiedes der VSiker- 
recbtsgemeiiischaft (unten §§12 ff.). 

IV. Aus dem Grundgedanken des Ybikerrecbts , durch das die 
Gemeinschaft der Staaten konstituiert wird, ergiebt sich endiieh auch 
Recht und Pflicht eines jeden Staates zu stündigem Verkehr mit aiien 
übrigen Mitgiiedern der VSikcrgemeinschaft (zum „ Commercium zur 
„SoeiabiiiUit“). 

In dem Begriff des Verkelirs liegt zunächst die Unterhaltung 
ständiger diplomatischer Beziehungen mit den übrigen Staaten, 
deren Gebrauch so alt ist wie das Völkerrecht überhaupt, und 
deren Anbahnung den ersten Schritt zu bilden pflegt, der einen 
bisher aufserlialb der Völkergemeinschaft stehenden Staat in diese 
Gemeinschaft einführt. Es liegt darin ferner die Unterhaltung 
rechtlicher Beziehungen, die in dem Abschlufs von Staats- 
verträgen ihren Austlruck findet. Es liegt darin endlich die Er- 
schliefsung des Landes für die Angehörigen der übrigen Staaten 
und deren grundsätzliche Gleichstellung mit den eigenen Staats- 
angehörigen. 

Ein Staat, der durch eine chinesische Mauer gegen alle 
andern Staaten sich abschliefsen wollte, träte damit ohne weiteres 
aus der Völkergemeinschaft aus. Ein Staat der einem andern 
Staate allein das allen andern gewährte Commercium versagt, be- 
gründet damit für diesen einen casus belli. Durch diese grund- 
sätzliche Verpflichtung zur Unterhaltung des Verkehrs wird aber 
die Berechtigung nicht berührt, im einzelnen Falle den Abschlufs 
eines Vertrages, den Empfang einer Gesandtschaft, die Zulassung 
eines Staatsangehörigen zu verweigern, 


10) Entgegen einer weit verbreiteten Auffassung habe ich unter den 
, Grundrechten“ ein besonderes „Recht der Selbsterhaltung “ (droit de Con- 
servation) nicht mit angeführt, da dieses doch nur im Falle eines Not- 
standes den Eingriff in fremdes Recht gewährt, daher besser an anderer 
Stelle (unten § 24) behandelt wird. 
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§ 8. Die Staatsgewalt in ihrer inneren Selbständigkeit 

I. Aus dem Ornndgedanken des Völkerrechts ergiebt sich die 
Selbständigkeit Jedes Staates innerhalb seines Maehtbereiehes. Die 
Umgrenzung dieses Machtbereiches wird rttninllch gegeben dnreh das 
Staatsgebiet, persönlich gegeben durch das StaatsTolk. Die selbständige 
Staatsgewalt tritt uns daher völkerrechtlich entgegen einerseits als 
(Gebietshoheit, andererseits als Personalhoheit. 

Staatsgewalt, imperium, ist stets Herrschergewalt, Befehls- 
gewalt; sie kann also nur als Herrschaft über Menschen gedacht 
werden, deren Bezieliungen untereinander und zur Staatsgewalt 
selbst rechtlich bestimmt werden. Das Nebeneinanderbestehen gleich- 
berechtigter Staaten, deren Gesamtheit die Völkerrechtsgemeinschaft 
aiismacht, ist aber nicht denkbar, ohne dafs die Machtkreise der 
einzelnen selbständigen Staatsgewalten gegeneinander abgegrenzt 
werden. Die Abgrenzung erfolgt nach zwei verschiedenen, sich 
teilweise durchkreuzenden Gesichtspunkten. 

1. Sie wird zunächst gegeben durch die Beziehung der 
Menschen zum Staatsgebiet, ohne dafs hier zwischen Staats- 
angehörigen und Staatsfreraden unterschieden würde. Demnach 
sind alle auf dem Gebiete eines Staates sich aufhaltenden Per- 
sonen der Staatsgewalt dieses Staates, seinen Gesetzen, seinen Ge- 
richten, seinen Vollstreckungsbeamten unterworfen. Die Beziehung 
zum Staatsgebiet wird aber auch hergestcllt durch dingliche Rechte 
an unbeweglichen Gütern, die in dem Gebiete des Staates ge- 
legen sind. Die Staatsgewalt erscheint hier bei oberflächlicher Be- 
trachtung als Herrschaft über Sachen; sie ist aber in Wahrheit 
auch hier Herrschaft über Menschen, und zwar ohne Rücksicht 
auf deren Staatsangehörigkeit wie ohne Rücksicht auf deren Auf- 
enthalt. 

2. Sie wird ferner gegeben durch die Staatsangehörigkeit. 
Als Personalhoheit greift die Staatsgewalt liinaus über das Staats- 
gebiet; ihre Befehle erreichen den Staatsbürger auch, während er 
im Auslande sich aufhält; schützend begleitet ihn auch in die 
Fremde die Staatsgewalt seines Heimatsstaates. Es wäre mithin 
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einseitig und unrichtig, die Staatsgewalt lediglich als Gebietshoheit, 
als Territorialgewalt auffassen zu wollen. Das Band der Staats- 
angehörigkeit wird gelockert, aber nicht gelöst durch die Über- 
schreitung der Staatsgrenzen. 

II. Sie Innere Selbständigkeit der Staatsgewalt Unfsert sich allen 
übrigen Staaten gegenüber als Autonomie ln Gesetzgebnng, Rechts- 
pflege, Yerwaltnng innerhalb des dem Staate znstehenden Maehtkrclses. 

Jedoch ist zu beachten; 

1. In Ausübung seiner Autonomie darf der Staat nicht über- 
sehen, dals er nicht isoliert dasteht, sondern Glied einer grofsen Ge- 
meinschaft gleichberechtigter Bechtsgenossen ist (Interdependance, 
oben § 1 1). Er hat daher Kollisionen mit der Autonomie der 
andern Staaten zu vermeiden. 

Hier liegt der Berührungspunkt zwischen dem Völkerrecht 
und dem sogenannten internationalen Recht (oben § 1 I). Die 
Lösung der Statutenkollision, die nicht nur ira Privatrocht 
und im Strafrecht, sondern auf allen Gebieten der Gesetzgebung 
ohne jede Ausnahme von Wichtigkeit werden kann, ist zweifellos 
zunächst Aufgabe eines jeden einzelnen Staates. Durch seine nationale 
Gesetzgebung hat er zu bestimmen, ob im einzelnen Fall inlän- 
disches oder ausländisches Recht zur Anwendung kommen soll. 
Aber die ausnahmslose Anwendung des inländischen Rechts auf 
alle zur Beurteilung der nationalen Behörden gelangenden Rechts- 
verhältnisse, also die uneingeschränkte Durchführung des Territorial- 
prinzips, würde im Widerspruch stehen mit dem Grundgedanken 
des Völkerrechts selbst: mit der Anerkennung der Gleichberechtigung 
aller Mitglieder der Völkerrechtsgemeinschaft und der Abgrenzung 
der Machtkreise; und sie würde im Widerspruch stehen mit den 
Bedürfnissen des internationalen Verkehrs, insbesondere des Handels- 
verkehrs. In der That bringt kein einziger Staat heute ausnahms- 
los sein heimisches Recht zur Anwendung. Jeder Staat schreibt 
vielmehr unter gewissen Voraussetzungen die Anwendung des aus- 
ländischen Rechtes vor, mag es sich um die persönliche Hand- 
lungsfähigkeit eines Ausländers oder um ein dingliches Recht an 
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einer im Auslände gelegenen Sache oder um die Gültigkeit eines 
im Ausland geschlossenen Vertrages u.s. w. handeln. Diese Grund- 
sätze, durch welche die Entscheidung über die „Konflikte“ des 
inländischen mit dem ausländischen Recht, über die „Kollision der 
Statuten “, bestimmt wurd , hat die nationale Gesetzgebung ausdrücklich 
oder sillschweigend aufzustellen. Aber sie hat bei Aufstellung der- 
selben die Coexistenz der mit ihr gleichberechtigten ausländischen 
Staaten ins Auge zu fassen. 

Freilich mufs die Darstellung des positiven Völkerrechts mit 
der Hervorhebung dieses aUgemeinen Satzes sich begnügen. Seine 
Durchführung durch besondere Staatsverträge ist bisher nur im 
bescheidensten Umfang gesichert (unten § 31). Aber auch abge- 
sehen von diesen Verträgen, ist schon heute die Überwindung des 
sogenannten Torritorialprinzips gerade durch die nationale Gesetz- 
gebung aller Kulturstaaten eine feststehende Thatsache. 

2. Die Autonomie kann durch vertragsmUfsig übernommene 
oder durch von andern Staaten anferlegte Verpflichtungen beschränkt 
sein (oben § 6 II). 

III. Die Staatsgewalt, bezogen auf das Staatsgebiet (unten § 9) 
und durch diese Beziehung räumlich umgrenzt, nennen wir Gebiets- 
hoheit (Territorialgewalt). Sie Ist Imperium , nicht dominium ; vSlker- 
reehtlich anerkannte Herrschaft über Menschen innerhalb des Gebiets, 
nicht ein dingliches Recht an dem Gebiet.* 

1. Die Gebietshoheit schlielkt Jedes Eingreifen einer fremden 
Staatsgewalt in das Staatsgebiet , Jede unmittelbare Ausübung fremder 
Hoheitsrechte in dem Gebiet aus. 

Über die besonderen Rechtsregcln, welche für die konsulari- 
schen Jurisdiktionsbezirke gelten, vergl. unten § 15 IV. 

1) Objekt der Staatsgewalt als Gebietshoheit ist demnach nicht das 
Staatsgebiet; ihr Objekt bilden vielmehr stets die Menschen, die sich auf 
dem Gebiete aufhalten oder durch Vermittlung dinglicher Rechte an unbe- 
weglichen, im Staatsgohiet gelegenen Gütern in Beziehung zu dem Staats- 
gebiet treten. So im wesentlichen Jellinek, Staatslehre 362 gegen Heil- 
born 5, Laband (3. Aufl.), I 165 u. a. Anders im Patriraonialstaat, in 
dem imperium und dominium zusammenfallen. 
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2. Ein nud dasselbe Gebiet kann unter der, sei es geteilten , sei 
es nngeteilten Mittierrschatt mehrerer Staaten stehen (coudominium, 
richtiger eoimperinm). 

Ungeteilte Mitherrschaft hatten nach dem Wiener Frieden vom 
30. Oktober 1864 Österreich und Proufsen in Schleswig -Holstein 
und Latienburg; sie wurde 1866 gelöst. Ungeteilte Mitherrschaft 
haben Belgien und Preufsen an dem Minendistrikt von Moresnet. 
Als nämlich auf Grund des Vertrages vom 19. Juni 1815 die 
Grenzlinie zwischen den Niederlanden und Preufsen genau be- 
stimmt werden sollte, konnte man sich über das kleine, aber wert- 
volle Gebiet nicht einigen. Es wurde dalier durch Vertrag vom 
26. Juni 1816 vereinbart, dafs einstweilen das Gebiet unter der 
gemeinsamen Staatsgewalt der beiden Staaten stehen, dafs es von 
keinem dersellien militärisch besetzt werden solle, und dafs die 
Einwohner keine Steuern und keine Militärdienste zu leisten hätten. 
Die wiederholt zwischen Proulscn und Belgien, das an die Stelle 
der Nietlerlande in den Vertrag eingetreten ist, über die Aufteilung 
des Gebietes geführten Verhandlungen sind bisher oline Ergebnis 
geblieben. In ungeteilter Mitherrschaft von Deutschland, England 
und den Vereinigten Staaten standen seit dem Veitrage vom 14. Juni 
1889 (N. R. 0. 2. s. XV 571, XVI 301) die Samoainseln, bis die 
Aufteilung durch den Vertrag der drei Mächte vom 2. Dezember 
1899 erfolgte (Deutschland erhielt dabei die beiden Hauptinseln 
Savaii und Upolu, Amerika TutuUa, England die Tongainseln sowie 
verscliiedene andere Inselgruppen im Stillen Ocean und an der 
Küste von Afrika). Der von England zurückeroberte Sudan steht 
als ehemalige ägyptische Provinz jetzt unter der gemeinsamen 
Herrschaft von England und Ägypten (beziehungsweise der Türkei). 
Eine Art von Kondominat haben Frankreich und Grofsbritannien 
über die im Stillen Ocean gelegenen Neuen Hebriden auf Grund des 
Vertrages von 1878.* Über geteilte Mitherrschaft unten § 9 S. 75. 


2) Vergl. dazu Politis, R. G. VIII 121. 

T. Liszt, VOLkeirecht. 2. Aufl. 5 
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3. Die Gehietshoheit kann, wie die Staatsgewalt überhaupt, 
durch die zu Gunsten anderer Staaten Ubernoinmenen oder aufer- 
legten Yerpfliehtungen besehrttnkt sein. 

So kann ein Staat verpflichtet sein: a) auf seinem Gebiet 
die Ausübung eines Hoheitsreehtes durch einen andern Staat zu 
dulden; oder b) auf seinem Gebiet die Ausübung eines eignen 
Hoheitsrechtes zu unterlassen. 

Beispiele für a: Die Einräumung eines ßesetzungs- oder 
Durchzugsreclites, einer Kohlenstation, einer Fischereigerechtsame. 

Beispiele für b: Die Neutralisierung gewisser Gebiete (unten 
§ 40 I). Ferner: Die durch den Londoner Vertrag vom 11. Mai 
1867 getroffene Bestimmung, dafs die geschleiften Befestigungen 
der Stadt Luxemburg nicht wieder aufgeriehtet werden dürfen. 
Die durch Art. 29 des Berliner Vertrags vom 13. Juli 1878 Monte- 
negro auferlegte Verpflichtung, am Laufe der Bojana keine Befesti- 
gungen anzulegen, soweit sie nicht zur Verteidigung von Skutari 
bis zu 6 km von der Stadt notwendig sind. Die Bestimmung des 
Konstantinopler Vertrags vom 2. Juli 1881 (Abtretung eines Teiles 
von Thessalien und von Ai-ta an Griechenland), nach welcher die 
Befestigungen am Golfe von Arta niedergelegt und in Friedens- 
zeiten nicht erneuert werden sollen. Art. 3 Abs. 1 des Pariser 
Friedens von 1815: „In Betracht, dass die FesDingswerke von 
Hüningen zu allen Zeiten ein Gegenstand der Besorgnisse für die 
Stadt Basel gewesen sind, haben die hohen kontrahiienden Mächte, 
um der helvetischen Conföderation einen neuen Beweis Ihres 
Wohlwollens und Ihrer Sorgfalt zu geben, sich dahin vereinigt, dass 
die Festungswerke von Hüningen geschleift werden, und die fran- 
zösische Regierung verpflichtet sich aus dem nehmlichen Gninde, 
sie zu keiner Zeit wieder herzustellen, auch auf einer Entfernung 
von w'eniger als drei französischen Meilen von der Stadt Basel, 
keine neue Befestigungen anlegcn zu lassen.“ Vergl. auch den 
deutsch -englischen Vertrag von 10. April 1886, durch den sich 
Deutschland verpflichtete, auf seinen Besitzungen im westlichen 
Stillen Ocean keine Vcrbrecher-Kolonieen anzulegen. 


V, 
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Es ist völlig irreführend, in diesen Fällen von (positiven und 
negativen) völkerrechtlichen Servituten oder Staatsservi- 
tuten* zu sprechen. Denn ganz abgesehen davon, dafs an Stelle 
des praediuni dominans der berechtigte Staat und seine Angehörigen 
treten, fehlt vor allem der dingliche Charakter dieser Berechtigungen. 
Wenn Eufsland etwa auf einer französischen Insel eine Kohlen- 
station eingeräumt erhält, und später England diese französische 
Insel erwirbt, so kann durchaus nicht belmuptot werden, dafs der 
Erwerber des belasteten Gebietes ohne weiteres in die Verbindlich- 
keit seines Vorgängers einrückt. Es ist vielmehr in solchem Falle 
Sache des A^eräufserers, den bisher Berechtigten zu entschädigen, 
wenn dieser nicht ausdrücklich oder stillschweigend, durch vor- 
behaltlose Einwilligung in die Gebietsverändorung, auf sein Hecht 
verzichtet. Von dem dinglichen oder absoluten, an dem Grund- 
stücke haftenden, Charakter des Rechtsverhältnisses kann also keine 
Rede sein. 

Anders liegt die Sache dann, wenn, insbesondere bei der 
Verpflichtung, die Ausübung von Hoheitsrechten zu unterlassen, 
■die Bindung des verpflichteten Staates nicht im einseitigen Interesse 
seines Vertragsgegners, sondern etwa durch Kongrefsbeschlufs ira 
allgemeinen Interesse erfolgt. Dann ruht die Verpflichtung aller- 
dings auf dem Gebiete, so dafs sie bei Gebietsveränderungeu 
auf den Erwerber übergeht (unten § 23). Ein vielbesprochenes Bei- 
spiel bieten die ehemals sardinischen Provinzen Chablais und 
Faucigny. Diese sollten nach Art. 92 der Wiener Kongrefsakte an 
der Neutralität der Schweiz teilnehmen; im Fall eines Krieges 
sollte Sardinien seine Truppen zurüokziehen und die Schweiz das 
Besetzungsrecht haben. Als durch den Turiner Vertrag vom 
24. März 1860 diese Gebiete von Sardinien an Frankreich über- 


3) Vergl. Claufs, Die Lehre von den Staatsdienstbarkeiten. 1894. 
Für die im Text vertretene Ansicht insbe.sondere Jellinek, Staatslehre, 
S. 366. — Nur soweit es sich um den Staat als privatrechtlichen Grund- 
besitzer handelt, findet der (privatrechtliche) Begriff der Dienstbarkeiten 
Anwendung. 

5 * 
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tragen wurden, erkannte Frankreich ausdrücklich seine Vcrpfliclitung 
an, sie mit der auf ihnen ruhenden Neutralität zu übernehmen 
und sich, falls es deren Be.seitignng wünschte, mit den Signatar- 
raächten der Wiener Kongrefsakte ins Einvernehmen zu setzen. 
Die Schweiz hat auch 1859 und 1870 ihr Besetzungsrecht betont, 
aber nicht aiisgeübt. In derselben Weise mufs wohl auch ange- 
nommen werden, dafs Deutschland als Rechtsnachfolger Frankreichs 
in die oben S. GC erwähnte Verpflichtung eingetreten ist, die Stadt 
Hüningen unbefestigt z>i lassen. Aber auch in diesen Fällen pafst 
der privatrechtliche Begriff der Servituten schlecht auf diese streng 
öffentlich-rechtliche Beschränkung der Staatsgewalt (unten § 191). 

4. Die Gebietshoheit ergreift gruiidslltzlich aiie auf dem Ge- 
biet belindliclieii Saeheii, und zwar die uubeweglicheii intensiver als 
die beweglichen Saelieu, jedoch mit den durch die Exterritorialität 
(s. unten 6) gegebenen EinsehrUnkungen. 

a) Der Staat kann didier grundsätzlich Erwerb und Besitz 
von unbeweglichen Sachen den Stoatsfremden verbieten oder von 
der Erfüllung tesonderer Bedingungen abhängig machen (unten 
§ 25). Dies gilt insliesondere auch von dem Erwerb durch einen 
fremden Staat selbst oder durch fremde Staatshäupter und Staats- 
vertreter. 

b) Dingliche Klagen in Bezug auf unbewegliche Güter ge- 
hören auch dann vor die Gerichte des Staates, in dem sie gelegen 
sind, wenn der Kläger oder der Beklagte exterritorial ist. Dieser 
allgemein anerkannte Satz kann auf die Erwägung gestützt werden, 
dafs, wer ein dingliches Recht an einer in fremdem Staate ge- 
legenen Sache erwirbt, sich der Gerichtsbarkeit dieses Staates frei- 
willig unterwirft. 

c) Der exterritoriale Eigentümer eines unbeweglichen Gutes 
(mit Ausnahme des Gesandtechaftshotels) ist auch der gesamten 
auf dieses bezüglichen Staatsverwaltung, insbesondere auch der 
Stcuerverwaltung, unterworfen. Auch hier kann der Gesichtspunkt 
der freiwilligen Unterwerfung verwendet w^erden. 
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6. Die Gebietshoheit ergreift alle auf dem Gebiet sieh befinden- 
den Personen. Nicht nur die Staatsaugehdrigen, sondern auch die 
auf dem Gebiet wellenden Stmitsfremden sind der Gesetzgebung, Rechts- 
pflege, Verwaltung des Anfentlialtsstaates (als sogenannte subditl tempo- 
rarii) unterworfen. 

Damit ist umgekehrt für den Aufenthaltetaat die Verpflichtung 
gegeben , auch den auf seinem Gebiet sich aufhaltenden Staatsft-emdcii 
denselben Schutz zu gewUhren, wie seinen eigenen Staatsaiigehdrigen. 
Er hat daher Insbesondere die Verpflichtung, auch ln Rechtsstreitig- 
keiten zwischen den .ingehörigeu desselben fremden Staates die Durch- 
führung begründeter Ansprüche durch seine Gerichte und seine Voll- 
streck ungsbehürden zu sichern.^ 

Aber so wie die Staatsfremden keinen Anspruch auf die Ge- 
wUhrung der staatsbürgerlichen (politischen) Rechte haben (unten 
§ 25), so kSnnen sic auch deu staatsbürgerlichrn Pflichten im engeren 
Sinne (den politischen Pflichten) iiiciit unterworfen werden. 

Insbesondere ist die Heranziehung der Staatsfremdon zu der 
staatlichen oder kommunalen Wehrpflicht oder zu der an deren 
Stelle tretenden Wehrsteuer, sowie zu andern Kriogsleistungen völker- 
rechtswidrig. 

Dieser Gnindsatz ist wiederholt in Verträgen ausdrücklich 
ausgesprochen worden. Vergl. deutsch -japanischen Handels- und 
Schiffahrtsverti-ag vom 4. April 1896, Art. II: „Die Angehörigen 
eines jeden der vertragschliefsenden Tlieile, welche in den Gebieten 
des anderen wohnen, sollen von jedem zwangsweisen llilitärdienst 
irgend welcher Art, sei es im Heer, in der Flotte, der Büi-ger- 
wehr oder der Miliz, von allen an Stelle persönlicher Dienstleistung 
auferlegten Abgaben und von allen Zwangsanleihen oder militäri- 
schen Leistungen oder Abgaben befreit sein.“ 

Dagegen beruht die Befreiung von dem „zwangsweisen Amts- 
dienst gerichtlicher, administrativer oder munizipaler Art“ (als 


4) Abweioheud bisher die französische Kechtspreohuiig, die aber mehr 
und mehr der richtigen Ansicht sich genähert hat. 
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Geschworener u. s. w.) nicht auf allgemeinem Rechtssatz, sondern 
auf besonderer Vereinbarung.® 

G. Die Gebietshoheit ergreift nicht die sogenannten exterritorialen 
Personen, die ron der iiiDindisehen CiTÜ- und Stnifgcrielitsbarkelt 
(mithin mittelbar von der Herrsehaft der ('iril - und Strafgesetze selbst), 
sowie von |>ers6iillelien Steuern und Abgaben, insbesondere aber, auch 
wiihrend ihres Aufenthaltes im Iiilande, von dem Zugriff der voll- 
streekeuden Gewalt des Anfentlialtstaates, befreit (eximiert) sind.® 

Dio Befreiung erstreckt sich auch auf die ira Eigentum oder 
Besitz dieser Personen befindlichen beweglichen Sachen, nicht aber 
auf ihre unbeweglichen Güter. Die einzelnen Eechtsregeln werden 
später entwickelt werden. 

Exterritorial sind: 

a) Der fremde Staat selbst (oben § 7 III 1). 

b) Das fremde Staatsoberhaupt (unten § 12). 

c) Die diplomatisclien Vertreter fremder Staaten (unten § 13 
bis 15). 

d) Fremde Truppenkörper, sowie fremde Staatsschiffe (unten 
§ 9). Dabei macht es keinen Unterschied, ob ihr Aufenthalt auf 
der Bewilligung des Aufenthaltsfaates beruht oder nicht (Invasions- 
ai-mee). 

o) Den Angehörigen gewisser internationaler Kommissionen 
pflegt eine beschränkte Exterritorialität eingeräumt zu sein (unten 
§§16 und 27). 

f) Die Mitglieder des ständigen Schiedsgerichtshofes (unten 
§ 18 IV) geniefsen auf Gnmd der Haager Konvention während der 
Ausübung ilires Amtes die diplomatischen Befreiungen und Vorrechte. 

g) In den orientalischen I.ändem geniefsen die Angeliörigen 
der christlichen Mächte auf Grund der sogenannten Kapitulationen 

5) Vergl. den deutsch - griechischen Ilandels- und Schiffahrtsvertrag 
vom 9. Juli 1884, R. G. Bl. 1885 S. 23, Art. 5; deutsch -italienischen Handels- 
u. s. w. Vertrag vom 6. Dezember 1891, R. G. Bl. 1892 8. 97, Art. 4; und 
verschiedene andere. 

6) Marx, Gerichtliche Exemptionen der Staaten, Staatshäupter und 
Gesandten im Ausland. 1895. 
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eine weitgehende Befreiung von der Gebietshoheit des Aufenthalts- 
staates (unten § 15 IV). 

h) Aber auch der Papst wird gewohnheitsrechtlich von den 
christlichen Mächten als exterritorial behandelt (oben § 5 1). 

Verschieden von der Exterritorialität ist tUe Unverletzlichkeit 
gewisser Personen und Sachen im Krieg (unten § 40). 

rv. Die Staatsgewalt, bezogen auf das Staatsvolk (unten § 11) 
und durch diese Beziehung umgrenzt, nennen wir Personalhoheit. Sie 
uinfafst nur die Statttsangehtirigen , diese aber auch, wenn sie aufser- 
halb des Gebietes slcli aufhalten. 


II. 

§ 9. Das Staatsgebiet^ 

I. Staatsgebiet ist das von der Stjiatsgewalt eines Staates (also 
von der Gebietshoheit) umfafste Gebiet. 

Die Grenzen des Staatsgebietes sind im folgenden näher dar- 
zustellen. 

II. Zum Staatsgebiet gehüren zanHeh.st: 

1. Das Staatslandgebiet, d. b. der von den Staatsgrenzen um- 
schlossene Teil der ErdobeidlUche , mit den von andern Staaten 
umschlossenen Gebietsteilen (Rnclavcu), sowie mit den vom Wasser 
iimspHlteii Inseln. 

Die Grenzen sind entweder natürliche oder künstliche. Als 
erstere spielen Gebirge und Flüsse die Hauptrolle. Bei jenen ist 
meist die "Wasserscheide, bei die.sen, soweit nicht andere Verein- 
barungen getroffen sind, der sogenannte Thalweg die Grenzlinie. 
Künstliche Grenzen, die nach den Grundsätzen der Erdmessung 
festgestellt werden, sind besonders in den bisher noch nicht oder 
nicht vollständig erforschten Ländern gebräuchlich. Die Grenze 
kann auch durch einen mehr oder weniger l>reiten Laudstreifen 


1) I'rioker.Vom Staatsgebiet.1867. Ullmann S. 179. RivierS.129. 
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gebildet werden, der vielleicht als „neutrale Zone“ der Verwaltung 
der beiden beteiligten Grenzstaaten entzogen wird. Vergl. die Ab- 
machungen zwischen Spanien und Marokko vom 5. März 1894 über 
das Feld von Melilla. Dagegen hat die sogenannte österreicliische 
Militärgrenze stets einen Bestandteil der Habsburgischen Monarchie 
gebildet. 

2. Der Luftraum oberhalb der durch die Staatsgrenzen um- 
schriebenen Erdoberfläche, soweit er thatsächlich beherrscht werden 
kann, sei es durch FeuerwalTen, sei es mitteis der Luftschiffahrt.’ 

Die Frage wird von besonderer Wichtigkeit für die Rechts- 
stellung der Neutralen während eines Krieges. Der zum Staats- 
gebiete eines neutralen Staates gehörende Luftraum darf von den 
Kriegführenden nicht zum Schauplatze kriegerischer Operationen 
gemacht vcerden; das Aufsteigenlassen von Luftballons in diesem 
Lufträume, um die Stellungen und Bewegungen des k’eindes zu 
beobachten, oder um Nachrichten an die Trupi>enteilo gelangen zu 
lassen, wüi-de alsVerletzung der Neutralität betrachtet werden müssen. 

3. UueingeschrUnkt der Erdraum unter der durch die Staats- 
grenzen uinschricbcncn Erdoberfläche. > 

Jeder Staat hat daher das ausschliefsliche Recht, unterhalb 
seiner Erdoberfläche unterirdische Anlagen aller Art, Bergwerke, 
Eisenbahntunnels, Telegraplienleitungen u. s. w. zu machen, und im 
Falle eines Krieges darf auch dieser Teil des Staatsgebietes der 
neutralen Staaten von den Kriegführenden nicht zum Schauplatz 
militärischer Operationen gemacht werden. 

III. 1. Zum Staatsgebiet gehören ferner die Nebenländer oder 
Kolonieen. 

Auch als sogenannte Schutzgebiete (oben § 6 IV 3) stehen die 
Kolonieen zu dem Mutterland nicht in völkerrechtlicher, sondern in 
staatsrechtlicher Bezieliung, sie sind allen andern Staaten gegen- 

2) Die Abgrenzung des zum Staatsgebiet gehörenden Luftraumes ist 
sehr bestritten, v. Holtzendorff H. V. II 230 und Hivier 131 wollen blofs 
die Tragweite der Handfeuerwaffen entscheiden lassen. Dabei ist die Entwick- 
lung, welche die Luftschiffahrt genommen hat, unberücksichtigt geblieben. 
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über Ausland und werden durch das Mutterland völkerrechtlich 
vertreten. An diesem Verhältnis ändert auch die weitestgehende, 
den Kolonieen eingeräumte Autonomie nichts.® 

2. Dagegen gehört zum Staatsgebiet nicht das „ Hinterland der 
Kolonieen (die sogenannten InteressensphUren). * In diesem Gebiet hat 
der Staat nieht die Staatsgewalt , sondern zunUchst nur ein aus.sciiliers- 
llches Okkupationsrecht , sowie das Recht , schon vor vollzogener Okku- 
pation die Ausübung fremder Staatsgewalten auszusehllelseu. 

Die Abgrenzung der Interessensphären, wie sie zwischen 
den verschiedenen Kolonialmächten durch zahlreiche Verträge iin 
letzten Jahrzehnt, insbesondere zur friedlichen Aufteilung von 
Afrika, vorgenomraen worden ist und immer noch vorgenominen 
wird, bedeutet zunächst nur die vertragsmäfsige Einräumung eines 
ausschliefslichen Okkupationsrechtes; sie berechtigt und bindet da- 
her unmittelbar nur die vertragschliefsenden Teile. Aber der Ver- 
zicht des zunächst an Erwerbungen interessierten Vertragsgegners 
und die ausdrückliche oder stillschweigende Zustimmung der übrigen 
Mächte, denen von dem Vertrage Mitteilung gemacht worden ist, 
mufs wohl weitergehend als die Einräumung eines absoluten auch 
gegen jeden Dritten wirkenden Rechts gedeutet werden (unten § 20). 

So erscheint die „Interessensphäre“ als eine Vorstufe des 
Staatsgebietes, dem sie, durch allmähliche Einrichtung von Ver- 

3) 6. Meyer, Die staatsrechtliche Stellung der deutschen Schutz- 
gebiete. 1888. Nach Laband sind die Schutzgebiete nicht Bestandteile, 
sondern Pertinenzen des Reichs. Aber diese Unterscheidung ist völker- 
rechtlich ohne jede Bedeutung. 

4) Der Ausdruck Ilinterland ist in die französische Keclitssprache 
übergegangen. Vergl. über den Begriff Despagnet, R. G. I 103, Adam, 
L. A. VI 284. v an Ortroy, Conventions internationales döüuissant les limites 
actuelles des possessions, protectorats et spheres d'influonce en Afrique pub- 
liöes d’apres les textes authentiques. 1898. — Verschieden von diesen nur 
ungenau sogenannten Interessensphären sind die „Einflufssphären“, die 
in der heutigen Weltpolitik der Grofsmächto eine besondere Rolle spielen. 
Sie entstehen, wenn ein Staat in dem Gebiete eines anderen Staates sich 
die ausschlielsliohe Bothätigung seines politischen oder wiifschaftlichon Ein- 
flusses sichert. Diese vertragsmäfsigen Abmachungen haben mit der uns 
hier beschäftigenden Frage nichts zu thun. 
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waltung und Rechtspflege, schrittweise einverleibt wii-d, ohne dafs 
es dabei jedesmal einer besonderen Mitteilung an die übrigen 
Mächte bedürfte. 

Dieser Auffassung entspricht es, wenn z. B. durch die Ver- 
ordnung vom 2. Mai 1894 (R. G. Bl. S. 461) der Reichskanzler er- 
mächtigt wird, „für diejenigen innerhalb einer deutschen Interessen- 
sphäre in Afrika gelegenen, zu dem Schutzgebiete bisher nicht 
gehörenden Gebietstheile , hinsichtlich deren der fortschreitende 
Einflufs der deutschen Verwaltung die Vereinigung mit dem 
Schutzgebiete angezcigt erscheinen läfst, die hierzu erforderlichen 
Anordnungen in Betreff der Organisation der Verwaltung und Rechts- 
pflege nach Mafsgabe der für das Schutzgebiet geltenden Vor- 
schriften zu treffen“. 

Jener Auffassung entepricht es ferner, wenn das Deutsche 
Reich in dem Vertrag mit den Niederlanden vom 21. September 
1897 (R. G. Bl. S. 747) einerseits zur Auslieferung der in die 
deutschen InteressensiJhären geflüchteten Verbrecher sich verpflichtet, 
andrerseits die Eingebornen dieser Gebiete ebenso wie die deutschen 
Staatsangehörigen von der Auslieferung ausnimmt.^ 

IV. Zum Staatsgebiet geliären aber weiter auch die EigengewUsser 
des Staates (die „ nationalen ‘‘ GewUsser im engem Sinne). 

1. EigengewUsser, also Staatsgebiet, sind die natioiialen Ströme, 
die nationalen Kanäle, sowie die Itinneiinieere und Biniienseeen im 
engem Sinne. Kraft der Gebietsliolieit kann der Uferstaat , soweit er 
duit‘h Verträge nicht gebunden ist, den AngehSrigen anderer Staaten 
die Schiffahrt wie die Fischerei in seinen Eigengewässem verbieten 
oder sic ihnen nur nnter gewissen , die eigenen Staatsangehörigen be- 
günstigenden Bedingungen (.Vbgaben u. s. w.) gestatten. Die Oeriebts- 


5) VoQ den deutschen Verträgen über die Abgrenzung unserer Inter- 
essensphären sind horvorzuheben; Verträge mit England: 9. April 1886 
(Stiller Ocean), 1. November 188(5 und 1. Juli 1890 (Ostafrika), 15. November 
1893 (Centralafrika); mit Portugal: 30. Dezember 1886 (Ostafrika); mit Frank- 
reich: 15. März 1894 (Kamerun); 23. Juli 1897 (Togo). Vergl. N. R. G. 
2.8. XI 505, XII 298, XV 479, XXV 415, Zorn, Deutsche Kolonialgesetz- 
gobung. 1901. S. Iff, sowie die oben Note4 angeführte Schrift von van Ortroy. 
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burkeit Uber fremde nandelsschilTe (und damit aiieli das Dureh- 
suehungsreeht) steht ihm uiieingesehrUnkt zu. 

a) Ströme, die in dem Gebiet desselben Staates entspringen 
und münden, stehen unter der aiisschliefslichen Herrschaft dieses 
Staates. Ströme, die, ohne vom Meer aus schiffbar zu sein, das 
Gebiet mehrerer Stmiten durchfliefsen , stehen unter der geteilten 
Hemchaft der Uferstaaten. Ströme, die das Gebiet mehrerer Staaten 
durchfliefsen und vom Meer aus schilTbar sind, heifsen internationale 
Ströme; sie sind nicht mehr Eigengowässer, sondern werden, unter 
bestimmten Voraussetzungen, von dem Grundsatz der „freien 
Schiffahrt“ beherrscht (unten § 27). 

b) Kanäle, also künstliche Wasserstrafsen, die von beiden 
Seiten vom Landgebiet desselben Staates umschlossen werden, stehen 
unter der aiisschliefslichen Herrschaft dieses Staates, und zwar 
auch dann, wenn sie zwei freie Meere miteinander verbinden (so 
der deutsche Nord -Ostsee -Kanal). Werden sie vom Landgebiet 
mehrerer Staaten umschlossen, so stehen sie unter der geteilten 
Herrschaft der Uferstaaten. Jedoch drängt die neuere Entwicklung 
dahin, Kanäle, die für den internationalen Handelsverkehr von Be- 
deutung sind, der uneingeschränkten Staatsgewalt der Uferstaaten 
zu entziehen und auch für sie den Grundsatz der freien Schiffahrt 
zur Durchführung zu bringen. Yergl. unten § 27. 

c) Binnenmeere oder Binnenseeen im engem Sinne sind die- 
jenigen Seeen, die auf allen Seiten vom Lande umschlossen sind 
oder doch mit dem offenen Meere nicht in schiffbarer Verbindung 
stehen. Auf sie finden dieselben Regeln Anwendung (be.stritten). 
Daher steht der Bodensee unter der geteilten Herrschaft der 
Uferstaaten; und nur der zur Schweiz gehörende Teil des Sees hat 
teil an der dauernden Neutralität der Schweiz. So die über- 
wiegende Meinung.® 

6) Dafür insbesondere v. Martitz in den Annalen dos Deutschen 
Reichs. 1885 S. 283, sowie Rohm, H. St. II 963. Dagegen insbesondere 
Rettich, Die völkerrechtlichen und staatsrechtlichen Verhältnisse des Boden- 
seos. 1884. Weitere Litteratur bei üllmanu, S. 184 Note 3. 
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Durch besondere Vereinbarung können auch hier abweichende 
Rechtsverhältnisse geschaffen wenlen. So liat sich Rufsland durch 
den Verti'ag mit Persien vom 22. Februar 1828 zu Turkmentschai 
die ausschliefsliche Herrschaft über das Kaspische Meer gesichert. 

2. Binuenseeen ini weiteren Sinne (niare eiaiisum) sind soiehe, 
die mit dem olTenen Meere ln schiffbarer Verbindung stehen. Sie 
unterliegen der ttebietsholieit des sie umschliersenden einen Uferstaates 
nur dann , wenn dieser die Verbindung mit dem Meere TollstUndig be- 
herrscht. Sic sind dagegen offenes Meer, soweit diese Bedingungen 
nicht zutreffen. 

Nur im ersten Falle sind die Binuenseeen Eigongewässer, 
so dafs der Uferstaat souverän über die Zulassung Staatsfremder 
zu Schiffahrt und Fischerei bestimmt; im zweiten Falle dagegen 
stehen sie, wie die offene See selbst, den Schiffen aller Flaggen 
frei. Die Meerengen, welche die Verbindung zwischen zwei Teilen 
der offenen See hersteilen, stehen stets unter dem Grundsätze der 
Meeresfreiheit (darüber unten § 2611), soweit nicht besondere Ver- 
einbarungen eingreifen. 

V. Zum Staatsgebiet gehören nicht die Kiisteiigewttsser (in der 
franzö.sisc!hen Rechtssprache la mer territoriale, besser la mer cötiere.^ 

1. KUstengewüsser nennt man denjenigen Teil der offenen See, 
den der Uferstaat von der Küste aus ständig zu beheri'selieu vermag. 

Die Bestimmung der Grenzlinie der Küstengewässer ist sehr 
bestritten. Die ältere Littciutur liefs die Tragweite der auf dem 
Ufor aufgestcllten Strandbatterieen entscheiden („terrae dominium 
finitur, ubi finitur arraorum vis“). In der neuern Gesetzgebung 

71 Insbesondere: Schücking, Das Kiistenmeer im internationalen 
Rechte. 1897. Ferner: Imbart la Tour, La mer territoriale en point de 
vue thdorique et pratique. 1889. Verhandlungen dos Instituts für Völker- 
recht. 1894/95 und 1897. Stoork, II. B. II 453, der die Ufenechte auf die 
Verwaltungspflege de.s Uferstaates gründet und durch diese räumlich be- 
grenzt. Derselbe, W. V. III, Erg. Bd. S. 192. v. Martens, R. G. I 32. 
Godey, R. G. III 224. Godey, La mer cotiere. Obligations reciproques des 
neutres et des belligerants dans les oaux cotiöres et dans les poits et rades, 
1896. Nuger, Des droits do l’Etat sur la mer territoriale. 1887. David, 
La poche maritiirro au point do vuo international. 1898. De Lapradelle, 
R. G. V 264 , 309. 
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Deutschlands und anderer Staaten sowie auch in den wichtigsten 
neueren Verträgen wird die Entfernung meist auf drei Seemeilen 
(5566 m) bestimmt, diese aber vom niedrigsten Wasserstande 
der Tiefebbe (la laisse de la basse maröo) gerechnet. So sagt 
auch der Art. 2 Abs. 1 des von den Nordseestaaten geschlossenen 
Vertrages vom 6. Mai 1882 (unten § 34) botreftend die polizei- 
liche Regelung der Fischerei in der Nordsee aufserhalb der Küsten- 
gewässer (R. G. Bl. 1884, S. 25): „Die Fischer jeder Nation sollen 
das ausschliefsliche Recht zum Betriebe der Fischerei haben in 
dem Gebiete bis zu drei Seemeilen Entfernung von der Niedrig- 
wassergrenze, in der ganzen Längsausdehnung der Küsten ihres 
Landes und der davor liegenden Inseln und Bänke.“ Aber von 
einer allgemeinen Anerkennung dieser Berechnung kann dennoch 
nicht gesprochen werden. Gegen die „Drei-Seemeilen-Zone“ spricht 
ferner die Erwägung, dafs sie wohl ursprünglich mit der Trag- 
weite der Strandbatteiäeen zusammenfallen mochte, dafs aber heute 
diese elf bis zwölf Seemeilen beträgt. Bei der Bestimmung der 
Grenze ist davon auszugeheu, dafs die Aufstellung des Begriffes 
der Küstenge Wässer ihren letzten Grund in dem Schutzbedürfnis 
des Uferstaates einerseits, andererseits in seiner Macht hat, dieses 
Bedürfnis zu sichern. Die Grenze der Küstengewässer mufs also 
soweit hinausgerückt weixlen, als der Uferstaat seine thatsächliche 
Herrschaft auszuüben und seine Interessen zu sichern vermag. 
Daher empfiehlt sich die Rückkehr zu der alten Regel, nach welcher 
die äufserste Grenze der Küstengewässer durch die Tragweite der 
Strandbatterieen bestimmt wird. Selbstverständlich kann jeder 
Uferstaat die Grenze auch enger bestimmen, insbesondere auch sie 
für die Ausübung verschiedener Hoheitsrechte verschieden bemessen, 
also etwa für die Ausübung der Zoll- und Sanitätspolizei die 
Grenze weiter hinausschieben als für die Ausübung der Gerichts- 
barkeit; vorausgesetzt, dafs er dabei die durch die Tragweite seiner 
Strandbatterieen gegebene äufserste Grenzlinie nicht überechroitot. 

2. Die KUstengewUsser sind nicht Staatsgebiet; wohl aber steht 
dem Uferstaate die Anstibung gewisser Iloheltsrechte ln den KUsten« 
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gewUsseni zn. Man kann mithin sagen: Der Uferstaat hat eine be- 
schränkte Gebietshoheit Uber die KUstengewässer. ^ 

Dafs das Küstenmeer nicht schlechtweg als Staatsgebiet des 
Uferstaates beti'achtot werden kann, ergiebt eine einfache Erwägung. 
Wenn an Bord eines schwedischen Handelsdampfers, der die 
deutschen KOstengewässer der Ostsee durchfährt, ein Kind geboren 
wird, so ist dieses Kind gewifs nicht auf deutschem, sondern auf 
schwedischem Boden geboren; wenn an Bord eines die deutschen 
Küstengewässer durchfahrenden französischen Schiffes ein Matrose 
von einem andern erschlagen wird, so ist die Handlung ganz 
zweifellos nicht in Deutschland, sondern in Frankreich begangen. 

Die rechtliche Stellung des Uferstaates in den Küstengewässern 
ergiebt sich vielmehr aus folgenden Rechtssätzen. 

a) Die Durchfahrt durch die KUstcngewässer darf den Handels- 
wie den KriegsschilTen D'emder Staaten weder versagt noch 
von Abgaben abhängig gemacht werden (droit de passage in- 
olTensif, jus passagil sive transitns innoxii). 

Daboi ist es selbstverständlich, dafs durch besondere Verein- 
barungen dieser Rochtssatz abgeändort werden kann. So soll nach 
Art. 29 des Berliner Vertrages vom 13. Juli 1878 der Hafen von 
Antivari nebst allen zu Montenegro gehörigen Gewässern den Kriegs- 
schiffen aller Nationen verschlossen sein, und dtirch den Pariser 
Vertrag von 1856 (Art. 11 und 12) war infolge der Neutralisierung 
des Schwarzen Meeres, dessen Befahren den Kriegsschiffen aller 
Nationen verboten (darüber unten § 26). 

b) Die Kiisteufrachtfahrt (cabotage maritime) und die Küsten- 
fischerei kann den eigenen Staatsangehörigen nnter Ansschlufs 


8) Die Frage ist sehr bestritten. Die Souveränität des Uferstaates 
wird von einzelnen Schriftstellern behauptet, von andern in Abrede gestellt. 
Da aber die erstem Einschränkungen in der Ausübung der Souveränität 
zugeben und die letztem dem Uferstaate die Ausübung oinor ganzen Reihe 
von Hoheitsrechten (wenn auch unter dom Namen von „Staatsservituten“) 
einräumen, so führen die verschiedenen Ansichten im wesentlichen zu dem- 
selben Ergebnis. Vergl. über die alte Streitfrage insbesondere Schüoking. 




Digitized by Google 



§ 9. Das Staatsgebiet. 


79 


aller Staatsfremden Torbehalten werden. (Das Nähere dar- 
über unten § 25). 

e) Der Uferstaat hat da.s Reelit der Seepollzei. 

Er hat also zunächst da.s Recht der Schiffahrtspolizei. 
Die Bestimmungen des Dferstaates über die Signalordnung, über 
Seezeichen, über die Verhütung des Zusammenstofses von Schiffen 
auf See und über das Verhalten der Schiffer nach einem Zusammen- 
stofs, Ober die Hilfeleistung bei Strandung, über den Schutz der 
unterseeischen Kabel u. s. w. sind daher für die die Küstengewässer 
durchfahrenden Scliiffo bindend. Er hat ferner das Recht der 
Zollpolizei, insbesondere also das Recht, fremde, des Schmuggels 
verdächtige Schiffe anzuhalten und zu durchsuchen. Er hat endlich 
auch das Recht der Sanitätspolizei. Er ist zugleich auch be- 
fugt, die Beobachtung seiner polizeilichen Vorscliriften zu erzwingen 
und ihre Übertretung zu bestrafen. 

d) Der Ufei"staat Ubt ln seinen Kiistengewiissem eine beschränkte 
Gerichtsbarkeit in Zivil- nnd Strafsachen. 

Er hat die Gerichtsbarkeit zunächst in Bezug auf die in 
seinen Küstengewässorn, aber nicht an Bord eines fremden 
Schiffes vorgekommenen, rechtswidrigen Handlungen und 
Rechtsgeschäfte. So in den von Schücking erwähnten Fällen: 
in einem deutschen Seebade wird von einem in die See liinaus- 
geschwomraenen Badegaste ein Totschlag an einem andern begangen, 
oder es wird zwischen den Schwimmern ein Rechtsgeschäft abge- 
schlossen. Hier sind zweifellos die deutschen Gerichte zuständig, 
und deutsches Recht ist anzuwenden. Der Uforstaat hat ferner 
die Gerichtsbarkeit bei Seeunfällen, die sich in seinen Küsten- 
gewässem ereignen; insbesondere also bei einem Zusammenstofs 
von Schiffen, auch wenn die beiden in Frage kommenden Schiffe 
fremder Nationalität angehören oder sogar dieselbe fremde Flagge 
führen. Diesen Standpunkt nimmt nicht nur die englische Terri- 
torial waters jurisdiction act vom 16. Aug;ust 1878, sondern auch 
das deutsche Gesetz vom 27. Juli 1877 (R. G. Bl. S. 549) betreffend 
die Untersuchung von Seeunfällen ein. Die Gerichte des Dfer- 
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Staates haben hier nach ihrem heimischen Recht das Verschulden 
der beteiligten Schiffer und die zivilrechtlichen wie tlie strafrecht- 
lichen Folgen dieses Verschuldens festzustellen. Dagegen hat der 
üferstaat keine Gerichtsbarkeit über die Delikte, die an Bord eines 
die Küstengewässer durchfahrenden fremden Schiffes begangen 
werden, soweit die Störung der Rechtssicherheit sich auf die an 
Bord des Schiffes befindlichen Personen beschränkt. Die weiter- 
gehenden Bestimmimgen des eben angeführten englischen Gesetzes 
von 1878 sind von den meisten Vertretern des VölkeiTechts lebhaft 
angefochten worden. 

Nicht wesentlich andere ist die Rechtsstellung der in den 
Küstengewäs-sern verankerten Schiffe gegenüber der Gerichts- 
barkeit des Uferstaates. Zwar wird hier von den völkerrechtlichen 
Schriftstellern teils die uneingeschränkte Gerichtsbarkeit des Ufer- 
staates, teils die unbedingte Exterritorialität des fremden Schiffes 
behauptet; aber diesen beiden extremen Ansichten steht eine ganz 
feste Staatonpraxis gegenüber. Nach dieser hat der Uferstaat nur 
dann die Gerichtsbarkeit über die an Bord des fremden Schiffes 
begangenen Delikte, wenn und soweit durch das Delikt be- 
rechtigte Interessen des Uferstaates selbst oder eines 
seiner nicht an Bord des fremden Schiffes befindlichen 
Staatsangehörigen verletzt oder gefährdet worden sind. 

In dieser Fassung ist der insbesondere von Frankreich seit 
der Entscheidung des Conseil d’Etat von 1806 vertretene Rechts- 
satz in einer grofsen Anzalil von Staatsverträgen , insbesondere in 
sämtlichen Verträgen Frankreichs, des Deutschen Reiches und an- 
derer Staaten ausdrücklich ausgesprochen worden. In den Ver- 
trägen ist meistens gesagt, dal's die Aufrechthaltung der inneren 
Ordnung an Bord der in fremden Gewässern verankerten Ilaiidels- 
schiffo ausschUefslich den Konsuln des Staates zusteht, dem das 
Schiff seiner Flagge nach angehört. Die Konsuln haben daher 
allein über Streitigkeiten jeder Art zwischen Schiffsführern, Schiffs- 
offizieren, ilannschaften und andern in den Musterrollen unter 
irgend welcher Bezeichnung aufgenommenen Personen (also nicht 
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unter den Passagieren!) zu entscheiden; insbesondere auch über 
die Streitigkeiten, die sich auf die Heuer und auf die Erfüllung 
anderer vertragsmäfsiger Verbindlichkeiten beziehen. Die Ortsbe- 
hörden des Uferstaates dürfen dagegen einschreiten, wenn die Un- 
ordnungen, welche aus solchen Zwistigkeiten entstehen, geeignet 
sind, die öffentliche Ruhe am Lande oder im Hafen zu stören, 
oder wenn Landesangehörige oder nicht zur Schiffsbesatzung ge- 
hörige Personen beteiligt sind. 

e) Im Krleffc gehören die KtLstengewiUser der Kriegführenden 
zum Kriegsschauplatz; die KUstengewiLsser der an dem Kriege 
nicht beteiligten Staaten stehen dagegen unter den Bechts- 
sUtzen der XeutraiilUt. 

Die Kriegführenden dürfen daher in den Küstengewässern 
der neutralen Staaten keinerlei kriegerische Operationen vornehmen; 
sie dürfen insbesondere weder Handelsschiffe des Gegnere in den 
Küstengowässern wegnehmen noch auch Handelsschiffe der Neu- 
tralen a>if die Mitfülirung von Krieg.skontrebande untersuchen. Das 
Nähere gehört in die Darstellung des Seekriegsrechts (unten § 41). 

3. Besondere Kcehtsregeln gelten fUr die Baien und Buchten. 
In ihrem Innern von den Ufern aus noch rolistäudig beherrschbaren 
Teile sind sie Eigengewä.sser und stehen daher unter der! uneinge- 
schränkten Gebietshoheit des Ufci-staates; an diesen Teil schliefsen 
sich die KUstengeWässer, die jenseits ihrer Grenze in |dle offene See 
ttbergelien. 

Man pflegt die Abgrenzung jenes iniiem Teiles der Baien und 
Buchten in der Weise zu gewinnen, dals man sich von Küste zu 
Küste eine gerade Linie in einer solchen Breite der Bucht gezogen 
denkt, dafs der Mittelpunkt der Linie durch die auf beiden Ufern 
* errichteten Strandbatterieen noch erreicht wird. Hinter dieser 
Linie, dem festen Lande zu, liegt die gesclilossene Bucht; vor 
dieser Linie, gegen das offene Meer zu, beginnen die Küstenge- 
wässer. 

Teilweise abweichend bestimmt der oben (S. 77) erwähnte 
Art. 2 des Vertrages der Nordseestaaten vom 6. Mai 1882 in 
seinem zweiten Absatz: „In den Buchten ist das Gebiet der drei 

V. Liszt, Vftlkerrocht. 2. Aafl. ß 
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Seemeilen von einer geraden Linie ab zu rechnen, welche in dem 
dem Eingang der Bucht zunächst gelegenen Theile von einem Ufer 
derselben zum amloren da gezogen gedacht wird, wo die Öffnung 
zuerst nicht mehr als 10 Seemeilen beträgt.“ 

Viel weitergehende Ansprüche auf die Baien und Buchten 
(kings Chambers) sind von englischer Seite wiederholt erhoben, 
von den übrigen Mächten aber nicht anerkannt worden. Danach 
sollte das ganze Wassergebict, das zwischen den am meisten vor- 
springenden Landspitzen gelegen ist, als Eigengewässer der vollen 
Herrschaft des Uferstaates unterworfen sein. 

11. Die Gebietshoheit umfafst auch die nationalen SGiatssehifTe, 
die auch in fremden Küsten - und Kigengewüssern von der Staatsgewalt 
des Aufenthaltstaates befreit sind, sowie die nationalen UandeKschiffe 
auf offener See.“ 

Es ist daher nicht ntir gnindsätzlich die Ausübung jeder 
Staatshoheit durch einen andern als denjenigen Staat ausgeschlossen, 
dem das Schiff seiner Flagge nach angehört, sondern die Schiffe 
gelten überhaupt und in allen Beziehungen als „schwimmende 
Gebietsteile“ (ferritoire flottant) dieses Staates. Das an Bord 
eines französischen Sclüffes auf offener See geborene Kind ist in 
Frankroicli geboren, die abgeschlossenen Verträge sind in Frankreich 
gesclüossen , die begangenen Delikte in Frankreich begangen. 
Flüchtet sich ein Verbrecher auf ein solches Schiff, so gelten für 
seine Auslieferung (von dem Hausrecht des Kapitäns abgesehen) die- 
selben fiechtsrcgeln , als wenn er sich auf das Landgebiet geflüchtet 
hätte. Entsprechend ist die Rechtslage eines an Bord des Schiffes 
gelangten Sklaven zu beurteilen. 

Zu den Staats schiffen gehören in erster Linie die Kriegs- • 
schiffe; aber auch alle andern Schiffe, die dauernd und ausschliefs- 
lich im Dienst des Staates verwendet werden (so Zollkutter, Sanitäts- 
schiffe u. s. w.). Postschiffe, die fast immer auch die Beförderung 

9) Kerber, Internationale Rechtsverhältnisse der Kriegs- und Handels- 
schiffe im Krieg und Frieden. 1895. Stoerk, H. H. II 434. Pereis, 

L. A. I 461, 677. 
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von Personen und Waren übernehmen, gehören, von besonderer 
Vereinbarung abgesehen, nicht hierher; ebensowenig Handelsschiffe, 
die das fremde Staatsoberhaupt oder den Gesandten des fremden 
Staates an Bord haben, ohne ihnen zur freien Verfügung gestellt 
zu sein. Den Kriegsschiffen stehen die Kaperschiffe gleich, mag 
sich der Staat, dem sie angehören, der Pariser Deklaration von 
1856 (oben S. 21) über die Abschaffung der Kaperei angeschlossen 
haben oder nicht. 

§ 10. Erwerb und Verlust von Staatsgebiet. ‘ 

I. Erwerb und Verlu.st von Staatsgebiet bedeutet Erwerb und Ver- 
lust der Gebietshoheit, mithin der Staatsgewait ; aiso des imperiums, 
nieht des dominiums; der Herrschaft nicht Uber das Land, sondern 
innerhalb des Lundes Uber die Leute. 

1. Der Erwerb, wie der Verlust von Staatsgebiet kann dnrch 
natürliche Thutsuchen oder durch KeclitsgeschSfte erfolgen (unten § 20). 

Beispiele für das erstere: der alveus derelictus, die insula 
in fluinine nata; Dcltabildung, Abspülnng und Anspülung von Erd- 
teilen. (Über diese vergl. den österreichisch - preafsischen Vertrag 
vom 9. Februar 1869.) Beispiele für das letztere; Abtretung der 
Karolinen, der Palauinseln und der Marianen von Spanien an das 
Deutsche Reich durch Vertrag vom 30. Juni 1899.^ 

2. Der Erwerb kann ein selbstUndiger (origlnttrer) oder abge- 
leiteter (derivativer) sein. 

Nur im letzteren Fall ist der erwerbende Staat Rechtsnach- 
folger des abtretenden, übernimmt mithin die auf dem abgetretenen 
Gebiet ruhenden Rechte und Pflichten (unten § 23). Als selbst- 
ständige Erwerbsarten sind besonders zu nennen die Eroberung 

1) Heimburger, Der Erwerb der Gebietshoheit. 1888. v. Holtzen- 
dorff, Eroberung und Eroberungsreobt 1871. Salomon, L'occupation 
des territoires sans niaitre. 1889. Adam, L. A. VI 193. Jeze, Etüde 
theorique et prati(iue sur l'ocoupation comme mode d’aoquerir les territoires 
en droit international. 1896. Verhandlungen des Instituts für Völkerrecht. 
1888. Dllmann 191. Rivior 145. 

2) Abgedruckt bei Zorn, Kolouialgesetzgebung. 1901. S. 53. 
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(debellatio) und die Okkupation. Von der Okkupation wird unten HI 
noch näher gesprochen werden. Die Eroberung als originäre Er- 
werbsart setzt voraus, dafs die Staatsgewalt in dem eroberten Ge- 
biete vollständig vernichtet ist. Darin liegt ihr wichtiger Unter- 
schied von der kriegerischen Besetzung (unten § 40 VI). Diese löst 
das Band nicht, das die Angehörigen des Gebietes an die bisherige 
Staatsgewalt knüpfte; die Eroberung dagegen maclit sie zu Ange- 
hörigen des erobernden Staates und unterwirft sie in allen Be- 
ziehungen der neuen Staatsgewalt Die Erklärung, dafs ein be- 
stimmtes Gebiet als erobeit betrachtet werden solle (die Annexion), 
ist daher völkerrechtswidrig und rechtsunwirksam, so lange die 
bisherige Staatsgewalt auf diesem Gebiete noch militärischen Wider- 
stand zu leisten in der Lage ist Die von England ira Juli 1 900 
erklärte Annexion der Burenfreistaaten entbehrte daher jeder völker- 
rechtlichen Bedeutung und würde England niemals berechtigt haben, 
die kämpfenden Buren als Rebellen zu behandeln. 

3. Erwerb imd Abtretung von Staatsgebiet kann nur durch den 
erklärten Willen der Staatsgewalt erfolgen. 

Die Staatsgewalt kann insbesondere ihre Organe, z. B. die 
Führer von Kriegsschiffen oder die Leiter von Forschungsunter- 
nehmungen, beauftragen, im Namen des Staates den Erwerbsakt 
zu vollziehen; sie kann aber auch den von den genannten Personen 
ohne solchen Auftrag vollzogenen Erwerbsakt durch nachträgliche 
Genehmigung zu einem Akt der Staatsgew'alt erheben. Erwerb 
der Gebietshoheit durch Privatpersonen ist logisch unmöglich; denn 
die Gebietshoheit ist Staatsgewalt, und diese kann nur dem Staate 
zukommen. Die gegenteilige, in der neuesten Litteiatur vielfach 
vertretene Ansicht* beruht auf einem Mifsverständnisse. Es kann 
allerdings nicht in Abrede gestellt werden, dafs insbesondere an 
den afrikanisclien Küsten und auf den Inseln des Stillen Oceans 
vielfach von Privaten, sei es Einzelnen, sei es Gesellschaften, 
Souveränitätsrechte erworben und später an ihre Ileimatsstaaten 


3) Vergl. insbesondere Ullmann 193. 
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abgetreten worden sind, ohne dal's diese sich veranlafst fühlten, 
nunmehr einen Okkupationsakt vorzunehmen; dafs die Erwerbung 
durch den Heimatsstaat in der Cession durch die „Privaten“ ihren 
einzigen Rechtstitel findet; dafs diese also Souveränitätsrechte er- 
worben haben mufsten, um sie übertragen zu können. Dabei 
wird aber übersehen, dafs wenn eine Privatgesellschaft oder ein 
Einzelner die Staatsgewalt über ein bestimmtes Gebiet für sich 
erwirbt, dann eben ein Fall der Staatengründung vorliegt (oben 
§ 5 II). Das selbständige Dasein dieses neugegründeten Staates 
dauert so lange, bis die Cbeniahmc durch den Heimatsstaat oder 
einen dritten Staat erfolgt. Es bedarf also zur Erklärung dieser 
Vorgänge nicht der Annahme, als könnte der Begriff der Staats- 
gewalt unabhängig von dem des Staates gedacht werden. 

4. Erwerb wie Abtretung von Staatsgebiet bedUrfen der Aner- 
kennung durch die übrigen Staaten , soweit diirrli jene Xnderung in 
die bestehenden Beeilte dieser Stauten eingegriffen wird. 

In diesem Falle ist es Sache der in ihren Rechten bedrohten 
oder verletzten Mächte, gegen die Gebietsveränderung Einspmch 
zu erheben und so ihre Rechte zu wahren (unten § 20). Das Still- 
schweigen trotz erfolgter Verständigung ist als Zustimmung, mit^ 
hin als Verzicht aufzufassen. Dagegen kann die Zustimmung nicht 
schon deshalb versagt werden, weil die Gebietsveränderung den 
Interessen dritter Staaten widerspricht und etwa das bestandene 
Gleichgewicht zu deren Ungunsten verschiebt. 

So bedarf die Erwerbung des Kongostaates durch Belgien, 
die in dem sogenannten Testament des Königs der Belgier vom 
2. August 1889 und dem Vertrag Belgiens mit dem Kongostaat 
vom 3. Juli 1890 vorgesehen ist (vergl. auch den nicht ratifizierten 
belgisch- kongolesischen Vertrag vom 9. Januar 1895 in N. R. G. 
2. Ser. XXI 693), der Zustimmung der Garantieraächte (oben § 6 III). 
Das Gleiche gilt von der Ausübung des französischen Vorkaufs- 
rechtes auf den Kongostaat (gestützt auf die Verträge Frankreichs 
mit der Kongogesellschaft vom 23. April 1884 und mit Belgien 
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vom 5. Februar 1895).* Diese Zustimmung muTs aber wohl als 
bereits erteilt angesehen werden. Ganz abgesehen von dem be- 
sondern Verhältnis zwischen Frankreich und Belgien, das durch 
die beiden eben erwähnten Verträge festgelegt ist, sehen die von 
der internationalen Gesellschaft des Kongo geschlossenen Verti'äge 
nicht nur den Übergang des Eongostaates an eiuen andern Staat, 
sondern auch die weitere Abti-etung durch den ersten Erwerber 
voraus. So sagt der Art. 4 des mit dem Deutschen Reiche am 
8. November 1884 geschlossenen Vertrages (oben S. 36): „Bei Ab- 
tretung des gegenwärtigen oder zukünftigen Gebietes der Gesell- 
schaft, oder eines Theiles desselben, gehen alle von der Gesellschaft 
dem Deutschen Reich gegenüber eingegangenen Veriiflichtungen auf 
den Erwerber über. Diese Verpflichtungen und die dem Deutschen 
Reich und seinen Angehörigen von der Gesellschaft eingeräumten 
Rechte bleiben auch nach der Abtretung einem jeden neuen Er- 
werber gegenüber in Gültigkeit.“ Diese Vereinbarungen sind durch 
die Generalakte vom 26. Februar 1886 in keiner Weise berührt 
worden. 

Dagegen haben gegen den Vertrag zwischen Grofsbritonnien 
und dem Kongostaat vom 12. Mai 1894 Frankreich, Deutschland 
und die Türkei Einspmch erhoben. Deutschland liat insbesondere 
gegen den Art. 3 des Vertrages, durch welchen der Kongostaat 
einen 25 km breiten Landstrich vom Tanganyika- bis zum Älbert- 
Eduard-See iiachtweise an England überlassen, mit Erfolg protestiert. 
Der Artikel wurde bedingungslos zurückgezogen. ^ 

II. Hit der Herrschaft Uber das Gebiet wird auch die Herrschaft 
Uber die zur Zelt des Erwerbes auf dem Gebiete wohiiharteii Staats- 
angehörigen erworben, bezw. verloren. Die Staatsgewalt des erwer- 
benden Staates ergreift dagegen nicht diejenigen Stiiatsangehörigen, 
die bereits vor dem Erwerb die Staatsangehörigkeit Überhaupt oder 


4) Abgedruckt N. R. G. 2. s. XVI 582, XX 684. Vergl. R. G. II 
545. Rivier 1 173. Fauchille, R. G. II 400. 

5) Vergl. R. G. 1 374; die Aktenstücke ia N. R. 0. 2. s. XX 805, 
XXI 531, 676. 
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dureh Aufgabe des Wohnsitzes die Zngehörigkeit zu dem Gebiete auf- 
gegeben haben.“ 

Die Zugehörigkeit zu dem Staatsgebiet, das von dem einen 
Staate an den andern übergeht, wird mithin durch eine doppelte 
Vora\issetzung bedingt: 1. Dio neue Staatsgewalt ergreift nur die- 
jenigen Personen, die Staatsangehörige des das Gebiet ver- 
lierenden Staates sind, nicht aber Shiatsfremde, die in dem Gebiete 
gewohnt haben oder begütert sind. 2. Sie ergreift auch diese 
Personen nur dann, wenn sie in dem Gebiete ihren Wohnsitz 
haben, nicht aber dann, wenn sie nur vorübergehend in dem Ge- 
biete, etwa zur Zeit des die Abtretung vereinbarenden Friedens- 
schlusses, sich aufhalten. Gleichgültig dagegen ist die Abstammung 
aus dem Gebiete, d. h. die Abkunft von solchen Eltern, die bereits 
in dem Gebiete ansässig gewesen sind. Die neue Staatsgewalt 
ergreift also die aus dem Gebiete abstammenden Personen nicht, 
weim sie ihren Wohnsitz nicht mehr in dem Gebiete haben, und 
sie ergreift auch die nicht aus dem Gebiete abstammenden Per- 
sonen, wenn diese Voraussetzung zutrifft. Mafsgebend ist für alle 
diese Fragen der Zeitpunkt, in dem der Wechsel der Staatsgewalt 
sich vollzieht. Die Treupflicht des Unterthanenverbandes trifft alle 
diejenigen nicht, die im Augenblicke des Überganges die Zugehörig- 
keit bereits aufgegeben hatten. Der aufgestellte Rechtssatz gilt in 
gleicher Weise bei ursprünglichem wie bei abgeleitetem Erwerb. 

Es unterliegt keinem Zweifel, dafs dieser gegen den Willen der 
Einzelnen sich vollziehende Wechsel der Staatsangehörigkeit, dieser 
Übergang in eine fremde, vielleicht bis daliin feindliche Staatsgewalt 
mit grofsen Härten verknüpft sein kann. Die neuere Staatenpraxis 
hat sich daher bemüht, der freien Willenseiitschliefsung des Einzelnen 
einen gewissen Einflufs einzuräumen. Zwei Rochtsgedanken, die 
dem 19. Jahrhundert ihre Entwicklung verdanken, sind der Ausdruck 
dieses Bestrebens: das Plebiszit einerseits, die Option andererseits. 

6j Stoerk, Option und Plebiszit bei Eroberungen und Gebiets- 
zessionen. 1879. Freudenthal, Die Volksabstimmung bei Gebietsabtretungen 
und Eroberungen. 1891. Heilborn, Systemll2. Ullraann 202. RivierlöO. 
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1. Der Enrerh des Gebietes ist nicht bedingt durch die Zu- 
stimmung seiner Bewohner (Piehiszit). 

Das Plebiszit, ein Lieblingsgedanke Napoleons III. und 
Cavours, wurde, in Bezug auf europäisches Gebiet, angewandt 
1860 bei der Abtretung von Savoyen und Nizza an Frankreich auf 
Grund des Turiuer Vertrags vom 24. März 1860, 1860 bis 1870 
bei den neuen Erobeningen Italiens (2. Oktober 1870 in Rom); 
1863 bei der Einverleibung der Ionischen Inseln in Griecheidand. 
Durch Art. 5 des Prager Friedens vom 23. August 1866 übertrug 
Östen-eich auf Frankreichs Wunsch seine Rechte an Schleswig- 
Holstein an Preufsen mit der Mafsgabe, dafs die „Bevölkerung der 
nördlichen Distrikte Schleswigs, wenn sie durch freie Abstimmung 
den Wunsch zu erkennen gäbe, mit Dänemark vereinigt zu werden, 
an Dänemark abgetreten wertlen sollte“. Diese Vereinbarung, aus 
der nur Österreich, keine dritte Macht, ein Recht ableiten konnte, 
wurde durch Vertrag zwischen Österreich und Preufsen vom 11. Ok- 
tober 1878 aufgehoben.’' 

Der Gedanke, dafs das Plebiszit der Bewohner Bedingung 
für die Rechtswirksamkeit der Erwerbung des Gebietes sei, ist ins- 
besondere von den französischen Schriftstellern bis in unsere Tage 
festgehalten worden. Die herrschende Ansicht innerhalb der völker- 
rechtlichen Litteratur steht auf dem entgegengesetzten Standpunkt. 
Und gewifs mit vollem Recht. Entscheidend für die Verwerfung 
dieser Forderung ist in erster Linie nicht die Tliatsache, dafs jede 
gewandte Regierung es in ihrer Hand hat, das ihr wünschenswerte 
Ergebnis der Volksabstimmung herbeizuführen, dafs also in den 
meisten Fällen das Plebiszit nicht der einwandfreie Ausdruck des 
unbeeiiillulsten Volkswillens sein wird; entscheidend ist vielmehr 
eine andere naheliegende Erwägung. Die Plebiszittheorie mufs, 
folgerichtig durchgeführt, den Willen eines Bruchteils der Staats- 
bevölkerung über den Staatswillen stellen und damit zur Anarchie 
führen. Nehmen wir an, dafs der im Kriege niedergeworfene Staat 

7) Abgediuckt N. R. G. 2. s. III 529. — Über die Abtretung von 
Savoyen vergl. Grivaz, ß. G. III 445 und Burgeois, R. G. UI 673. 
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bereit ist, dem Verlangen des Siegers nachzugeben und den Frieden 
durch Hingabe eines Stückes seines Gebiets zu erkaufen: die Be- 
wohner dieses abzu tretenden, vielleicht kleinen und dünn bevölkerten 
Gebiets hätten es nach der Plebiszittheorie in ihrer Hand, den 
Friedcnsschlufs unmöglich zu machen und so die völlige Ycmichtung 
des Staates herbeizufüliren, dem sie angehören. Neben dem Willen 
der Staatsgewalt wünlc ein anderer gleichberechtigter Wille an- 
erkannt, der alle Entschliefsungen der Staatsgewalt zu hemmen die 
Ki'aft hätte. Gerade im Interesse der Völkerfreiheit mufs daher 
die Plebiszittheorie verworfen weiden. Auf diesem Wege kann 
also die Vermeidung der Härten nicht gefunden werden, die mit 
dem Wechsel der Staatsangehörigkeit verbunden sein können. 

2. Nicht kraft allgemeiner Tölkerreclitllelier Rechtsregel, wohl 
aber durch eine im 19. flahrhiiudert hUntige, besondere Vereinbarung 
der beteliigten Staaten (sogenannte Optioiiskiausei) wird den Aiige- 
hiirigeii des erworlHuien (lebietstcMs gestattet, binnen bestimmter Frist 
bei der ziistiiudigeii Behörde zu erklären , dafs sie ihre Zugehörigkeit 
zu ihrer bisherigen Staatsgewalt bewahren wollen, die sie durch die 
Abtretung an sich rerioren hätten. Diese Erklärung schliefst die Pllieht 
der Auswanderung (also der Verlegung des Wohnsitzes) in sich; dagegen 
braucht der für seine bisherige Staatsangehörigkeit Optierende sein 
Eigentum an den in dem abgetretenen Gebiete gelegenen Grundstücken 
nicht aufziigeben. Die Erklärung des Vaters gilt auch für die unter 
väterlicher Gewalt stehenden Kinder, die des Ehemannes auch Tür die 
Frau (Option collective). 

Die Oprionsklaiisel flndeu wir bereits, wenn auch in un- 
klarer Gestalt, im ersten Pariser Frieden vom 30. Mai 1814. Hier 
heifst es in Art. 17: „ln «allen Ländern, welche theils kraft des 
gegenwärtigen Vertrages, theils kraft der in Folge desselben zu 
treffenden Vereinbarungen, andere Beherrscher erhalten oder erhalten 
sollen, wird den eingebornen und fremden Einwohnern, wes Standes 
und Volkes sie seien, ein sechsjähriger Zeitraum, von Auswechselung 
der Ratifikationen an gerechnet, verstattet seyn, um, wenn sie es 
angemessen finden, über ihr sei es vor oder nach dom jetzigen 
Kriege erworbenes Eigenthum zu schalten, und sich nach selbstbe- 
liebiger Wahl in dieses oder jenes Land zurückzuziehen.“ Hier 
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wie in Art, 7 des zweiten Pariser Friedens vom 20. November 1815 
ist mit der Option für das bisherige Vaterland die Verpflichtung 
verknüpft, das Grundeigentum in dem übergegangenen Gebiete zu 
veräufsern. Wesentlich milder ist der Frankfurter Frieden vom 
10. Mai 1871, der in Art. 2 Abs. 1 die Erhaltung des bisherigen 
Grundbesitzes ausdrücklich vorsieht: „Den aus den abgetretenen 
Gebieten herstammenden , gegenwärtig in diesem Gebiete wohn- 
haften Französischen Untcrthanen, welche beabsichtigen, die Fran- 
zösische Nationalität zu behalten, steht bis zum 1. Oktober 1872 
und vermöge einer vorgängigen Erklänmg an die zuständige Be- 
hönle die Befugniss zu, ihren Wohnsitz nach Frankreich zu ver- 
legen und sich dort niederzulassen, ohne dass dieser Befugniss 
dureh die Gesetze über den Militairdienst Eintrag geschehen könnte, 
in welchem Falle ihnen die Eigenschaft als Fi-anzösische Bürger 
erhalten bleiben wird. Es steht ihnen frei, ihren auf den mit 
Deutschland vereinigten Gebieten belegenen Grundbesitz zu be- 
halten.“ Vergl. auch Art. XII des deutsch -englischen Abkommens 
vom 1. Juli 1890 betreffend die Bewohner von Helgoland (Kolonial- 
blatt S. 120). 

III. Okkupation ist die Begründung: der Gebietshoheit (mithin der 
Erwerb der Staatshoheit, des imperium) auf bisher staatsiosem Gebiet. 

1. Die Okkupation erfordert begriffüch thatsUchiiehe Herrschaft 
Uber das Gebiet (Prinzip der EfTektivitiit) und sie reicht nur soweit 
wie diese. • 

Die Okkupation ist mithin ganz wesentlich verschieden von 
der Abgrenzung des Hinterlandes oder der Interessensphäre, die 
nach den oben § 9 III 2 gemachten Auseinandersetzungen lediglich 
die Begründung eines erst atiszuübenden ausschliefslichen Okku- 
pationsrecht-s bedeutet. Sie ist verschieden ferner von der Be- 
gründung eines völkerrechtlichen Protektorats über ein weiterbe- 
stehendes Staatswesen (oben S. 52); sie fällt aber zusammen mit der 
Erwerbung einer staatsrechtlichen SchutzheiTschaft über sogenannte 
Schutzgebiete, die in Wahrheit dem Staatsgebiete eingegliederte 
Kolonieen sind (oben § 9 IH 1). 
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Die Okkupation ist ursprüngliche Erwerbsart Sie setzt daher 
voraus, dafs die erworbenen Gebiete einer Staatsgewalt bisher nicht 
unterworfen waren. Dabei ist der Begriff des Staates in dem oben 
§ 5 II entwickelten Sinne fcstzuhalten. Nomadisierende Negerstämme 
sind, auch wenn sie etwa unter der erblichen Herrschaft ihrer 
Häuptlinge stehen, nicht Staaten im Sinne des Völkerrechts; die 
mit ihnen geschlossenen Verträge können daher abgeleitete Gebiets- 
erwerbungen nicht begründen, sondern lediglich als Beweis oder 
Indicium dafür verwendet werden, dafs ein Staat früher als ein 
anderer sich in dem in diesen Verträgen bezeichneten Gebiete fest- 
gesetzt, dieses also durch Okkupation für sich erworben hat. Ge- 
biete, die unter der Herrschaft eines aufserlmlb der Völkergemein- 
schaft stehenden Staates stehen, sind dagegen der Okkupation 
entzogen; der auf Vereinbarung mit solchen Staaten gestützte Er- 
werb ist abgeleiteter, nicht »ireprünglicher Erwerb. 

Es mag unter Umständen schwer sein, im Einzelfalle fest- 
zustellen, ob die durch das Prinzip der Effektivität geforderte tluat- 
sächlichc Herrschaft wirklich vorhanden ist. Und gerade, wenn 
es sich um die Erschliefsung bisher unzivilisierter Gebiete handelt, 
werden die Anforderungen nicht zu hoch gespannt werden dürfen. 
Es genügt, wenn die vorhandene Hen-schaft ausreicht, um das 
Gebiet gegen äufsere Angriffe zu verteidigen und Ruhe und Ord- 
nung im Innern zu sichern. 

Die blofse Entdeckung eines bisher unbekannten Gebietes oder 
die symbolische Besitzergreifung (durch Hissen der Flagge u. s. w.) 
genügt nicht, um die Gebietshoheit zu begründen. Die Beherrschung 
eines Küstenstriches bewirkt nicht Herrschaft über das ganze Hinter- 
land (angebliches Prinzip der contiguite), Behen-schung der Strom- 
mündung nicht Herrschaft über das gesamte Stromgebiet. Anderer- 
seits erfordert der Begriff der Okkupation nicht die wirtschaftliche 
Erschliefsung des Landes (agrarische Kolonisation). Die Kongoakte 
vom 20. Februar 1885 hat den oben aufgostellten Satz, der längst 
in der Staatenübung allgemeine Anerkennung gefunden hatte, in 
Art. 35 in folgender Fassung ausgedrückt: „Die Signatärinächte 
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der gegenwärtigon Akte anerkennen die Verpflichtung, in den von 
ihnen an den Küsten des afrikanischen Kontinents besetzten Ge- 
bieten das Vorhandensein einer Obrigkeit zu sichern, welche hin- 
reicht, um erworbene Eechte und, gegebenenfalls, die Handels- und 
Durchgangsfreiheit tintor den Bedingungen, welche für letztere 
vereinbart worden, zu schützen.“* 

2. Durch die Kongoakte ist ferner als Bedingung für rechtswirk- 
same Erwerbungen die Mitteilung an die übrigen Mlichte (Notifikation) 
aufgesteiit worden (Prinzip der „PubllzitUt“). 

Artikel 34 der Kongoakte bestimmt: „Diejenige Macht, welche 
in Zukunft von einem Gebiete an der Küste des afrikanischen 
Festlandes, welches ausserhalb ihrer gegenwärtigen Besitzungen hegt, 
Besitz ergreift, oder welche, bisher ohne dergleichen Besitzungen, 
solche erwerben sollte, desgleichen auch die Macht, welche dort 
eine Schutzherrschaft übernimmt, wird den betreffenden Akt mit 
einer an die übrigen Signatärmächte der gegenwärtigen Akte ge- 
richteten Anzeige begleiten, um dieselben in den Stand zu setzen, 
gegebenenfalls ihre Reklamationen geltend zu machen.“ Dabei ist 
das Wort „Schutzherrschaft“ (protectorat im französischen Text) 
im weitesten Sinne zu nehmen und auch auf da,s eigentliche völker- 
rechtliche [Protektorat zu erstrecken. Der Schlufssatz weist auf 
den Grundgedanken der Bestimmung hin: diejenigen Mächte, welche 
durch die neue Erwerbung sich in ihrem Rechte bedroht fühlen, 
sollen die Möglichkeit haben, durch Einspruch gegen die Erwerbung 
ihre Rechte zu w'ahren; das Stillschweigen würde auch hier (unten 
§20) als Verzicht aufgefafst werden müssen. 

Auch das „Prinzip der Publizität“ wurde zunächst nur für 
Neuerwerbungen an den Küsten von Afrika unter den Signatar- 
mächten der Kongoakte vereinbart: es ist aber seither auch auf 
andere Erwerbungen angewendet worden (so hat Deutschland 1886 
die Okkupation der Marschalls -Inseln, Frankreich die von Mada- 
gaskar sowohl 1886 als auch 1896 den übrigen Mächten mitgeteilt) 


8) Vergl. Engelhardt, R. J. XVIII 438. 
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und ist dazu bestimmt, allgemeine völkerrechtliche Rechtsregel zu 
■werden.® 

IV. Eine verschleierte Form des derivativen Erwerbs Ist die Über- 
nahme eines Gebietes „zur Besetzung und Verwaltung“ unter nomi- 
neller Fortdauer der bisherigen Staatsgewalt (auch , aber sehr unglück- 
lich, als „Condoniinium inögal“ bezeichnet). Entscheidend für die 
SouveränitUt der erwerbenden Staatsgewalt ist die uneingeschriinkte 
und im eigenen Xanien erfolgende Ausübung der Hoheitsrechte. 

Hierher gehört: 

1. Die Besetzung von Bosnien und der Herzegowina durch 
Österreich -Ungarn Ini Jahre 1878.'" Sie beruht auf dem Vertrage 
zwischen Österreich und Rul'sland zu Reichstadt von 1877, auf Art. 25 
des Berliner Veiti-ags von 1878, und auf dem Vertrag zwischen 
Österreich und der Türkei vom 21. April 1879. Art. 25 Abs. 1 
des Berliner Vertrags bestimmt: „Die Provinzen Bosnien und Herze- 
gowina ■werden von Österreich-Ungarn besetzt und verwaltet werden. 
Da die österreichisch-ungarische Regierung nicht den Wunsch hegt, 

die Verwaltung des Sandjaks von Novibazar zu übernehmen , 

so wird die ottomanische Verwaltung daselbst fortgeführt werden. 
Um jedoch sowohl den Bestand der neuen politischen Ordnung, 
als auch die Freiheit und die Sicherheit der Verkehrswege zu 
wahren, behält sich Österreich-Ungarn das Rocht vor, im ganzen 
Umfange dieses Theils des alten Vilajets von Bosnien Garnisonen 
zu halten und Militär- und Handels.strassen zu be.sitzen.“ — Die 
Souveränität der Türkei ist ausdrücklich Vorbehalten; aber Öster- 
reich-Ungarn übt die uneingeschränkte Gebietshoheit aus, und die 
Mächte haben dies durch den Verzicht auf die Kapitulationen an- 
erkannt; ebenso zweifellos stehen die Einwoliner der beiden Gebiete 
unter der Personal hoheit Österreich-Ungarns, das sie nach aulsen 

9) Vcrgl. Rivier, Principes I 192. Pio, E. G. III 635. 

10) Vergl. Spalaikowitch, La Bosnie et l'Hei'zegowme. Etüde 
d’histoire diplomatique et de droit intornational 1899. Peritoh, E. J. 
XXXIII 50. Jellinek, Staatslehre 597. Ferner Neuinann, R. J. XI 13. 
Rivier, R. J. XI H4. Martens-Bergbohm I 362. Lingg, L. A. V 480. 
Jellinek, Staatenverbindungeu 113. Rivier 186. — Der österreichisch - 
türkische Vertrag von 1879 ist abgedruckt N. R. G. 2. s. IV 422. 
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hin, wie seine eigenen Staatsangehörigen, vertritt. Jenem Vorbehalt 
kann . mithin rechtliche Bedeutung nicht beigomessen werden.'* 
Wolü aber ist Österreich -Ungarn diu-ch den Berliner Vertrag ver- 
hindert, die rechtliche Stellung der besetzten Gebiete eigenmächtig 
zu ändern, sie also seinen Stammländern einzuverleiben, oder einer 
dritten Macht abzutreten. 

2. Die Besetzung von C}'pem durch England. 

In dem englisch -türkischen Bflndnisvertrag vom 4. Juni 1878 
(N. R. G. 2. s. III 272) tritt die Türkei Cypern an Grofsbritannien 
mit der Bedingung ab, dafs die Abtretung aufhören soll, sobald 
Kufsland die Erwerbimg von Kars rückgängig machen wird. 

Dagegen ist die Besetzung Ägyptens durch England (1882) 
ohne jeden Reohtstitel erfolgt, und weder von der Türkei, noch 
von den übrigen Mäcliten jemals anerkannt worden. 

3. Hierher gehSrt endlich auch die pachtweise Überlassung 
von Gebieten, wenn sie auf längere Zelt und unter Übertragung 
der Hoheltsreebte erfolgt. 

Vergl. den Veitrag zwischen England und dem Kongostaat 
vom 12. Mai 1894 und ganz besonders die chinesischen Verträge von 
1898 mit Deutschland über die Abtretung der Bucht von Kiautschou 
(6. März 1898) und mit Rufsland über die Abtretung von Port 
Arthur und Talienwan nebst Hinterland. 

Durch Artikel 2 des Vertiviges vom 6. März 1898 überläfst 
China an das Deutsche Reich „pachtweise vorläufig auf 99 Jahre 
beide Seiten des Einganges der Bucht von Kiaotschou.“ Nach 
Artikel 3, durch welchen die Grenzen dieses Gebiets näher um- 
schrieben werden, wird' China, um einem etw'aigen Entstehen von 
Konflikten vorzubeugen, während der Pachtdauer in dem ver- 
pachteten Gebiete Hoheitsrechte nicht ausüben, sondern überläfst 
die Ausübung derselben an Deutschland. Den cliinesischen Kriegs- 
und Handelsschiffen wird die Behandlung auf dem Fufse der Meist- 
begünstigten zugesichert. In Ai-tikel 5 verpflichtet sich Deutschland, 

11) Abweichend insbesondere Jellinek. 
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das Gebiet niemals an eine andere Macht weiter zu verpachten. 
Sollte Deutschland später einmal den Wunsch äufsern, die Bucht 
vor Ablauf der Pachtzeit an China zurückzugeben, so verpflichtet 
sich China, Deutschland einen besser geeigneten Platz zu gewähren. — 
Aufserdem räumt Artikel 1 des Vertrages dem Deutschen Reiche 
weitgehende Rechte ein in einer Zone von 50 km im Umkreise 
der Bucht. China wird in dieser Zone den freien Durchmarsch 
deutscher Truppen jederzeit gestatten, hier keinerlei Mafsnalimen 
oder Anordnungen ohne Zustimmung der deutschen Regierung treffen 
und insbesondere einer Regelung der Wasserläufe keine Hindernisse 
in den Weg legen. China behält sich aber in diesem Gebiete alle 
Rechte der Souveränität vor, insbesondere das Recht, im Ein- 
vernehmen mit der deutschen Regierung in dieser Zone Truppen 
zu stationieren, sowie andere militärische Mafsregeln zu treffen. 

Daraus ergiebt sich, dafs das Deutsche Reich zwar nicht in 
der 50 km-Zone, wohl aber in dem Gebiete der Bucht von Kiaotschou 
die uneingeschränkte Souveränität erworben hat. 

m. 

§ 11. Das Staatsvolk. ^ 

I. StaatsTolk ist die Gesamtheit der StaatsangehSrigen. Diese stehen 
unter der Staatsgewalt ihres Heimatsstaates nicht kraft der Gebiets- 
hoheit dieses Staates, sondern kraft des innigeren Bandes der Staats- 
Zugehörigkeit, das sie, auch wenn sic sieh in der Fremde auflialten, 
an die heimatliche Staatsgewalt knüpft. Auch in der Fremde sind sie 
der Befehisgewnlt des Heimatsstaates unterworfen, die freilich ln die 

12) Abweichend auch hierJellinek in der deutschen Juri.stenzeitung 
III 253, der die Form dos Pachtvertrages nicht für gleichgültig hält. — 
Der Allerhöchste Erlafs vom 27. April 1898 (ß. 0. Bl. S. 171) erklärt, dafs 
das Gebiet von Kiaotschou ,in deutschen Besitz übergegangen“ sei, stellt 
sich also zweifellos auf den im Text vertretenen Standpunkt. — Der Vertrag 
selbst ist abgedruckt bei Zorn, Deutsche Kolonialgosctzgebung. 1901. S. 48. 

1) V. Martitz, Das Recht der Staatsangehörigkeit im internationalen 
Verkehr. 1875. Stoerk, K. G. 11 273. Derselbe H. H. II 585. Cahn, 
Das ßeichsgesotz vom 1. Juni 1870. 2. Aufl. 1896. Cogordan, De la 

nationalite au point de vue des rapports intemationaui. 2. Aufl. 1890. 
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Gebietshoheit des Anfenthalt-sstaates nicht eiligreifen darf; und gerade 
in der Fremde stehen sie unter der Schutzgewalt ihres Yaterlandes. 

II. Erwerb und Verlust der Staatsangehörigkeit wird durch die 
nationale Gesetzgebung jedes Staates bestimmt. ’ 

Da diese aber heute noch nicht nach einheitlichen GrundsUtzen 
Torzngchcii pflegt , so ist die Möglichkeit einer positiven wie einer nega- 
tlren Statutenkollision gegeben. 

' 1. Es kann jemand die Staatsangehörigkeit seines lleimatstaates 
beibehalten und die eines andern Staates erworben haben , mithin An- 
gehöriger zweier Staaten sein (snjets mixtes). 

2. Es kann jemand die Staatsangehörigkeit seines Heimatstaates 
verloren und die eines andern Staates nicht erlangt haben, mithin im 
völkerrechtlichen Sinne „heimatlos“ (Apolid) sein. 

An diese beiden Fälle sclüiersen sich weiter die bereits mit 
der Geburt möglicherweise gegebene doppelte Staatsangehörigkeit 
oder Heimatlosigkeit. ® 

Zur Vermeidung der mit den Kollisionsfällen verbundenen 
Übelstünde haben verschiedene Verträge zwischen einzelnen Staaten 
gleiche Grundsätze Aber Erwerb und Verlust der Staatsangehörig- 
keit aufgestellt. Beachtenswert sind insbesondere die von Frank- 
reich mit der Schweiz am 23. Juli 1879 und mit Belgien am 
30. Juli 1891 geschlossenen Verträge. 

2) Vergl. das deutsche Reichsgesetz vom 1. Juni 1870 (R. G. Bl. 355). 
Den Erwerb der Herischaft über^die Gebietsaugehörigon bei Gebietserwer- 
bungon behandelt oben § 10 II. 

3) Vergl. von und zu Bodmann, L. A. XII 200, 317. Reufs, 
Über Kollisionen der Gesetze über den Erwerb und Verlust der Staatsan- 
gehörigkeit. Dissertation 1898. — Über Heimatlosigkeit enthält .^rt. 21) E. G. 
zum B. G. B. eine sehr brauchbare Rechtsregol: , Gehört eine Person keinem 
Staate an, so werden ihre Rechtsverhältnisse, soweit die Gesetze des Staates, 
dem eine Person angehört, für massgebend erklärt sind, nach den Gesetzen 
des Staates beurtheilt, dem die Person zuletzt angehört hat, und, wenn sie 
auch früher einem Staate nicht angehört hat, nach den Gesetzen des Staates, 
in welchem sie ihren Wohnsitz und in Ermangelung eines Wohnsitzes ihren 
Aufenthalt hat oder zu der massgebenden Zeit gehabt hat.“ Die völker- 
rechtliche Anerkennung dieses Rechtssatzes wäre sehr wünschenswert. — 
Die in Argentinien, Brasilien, Chile, Peru geborenen Kinder deutscher Eltern 
haben sämtlich von Geburt an doppelte Staatsangehörigkeit. 
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Aber auch das Deutsche Reich und die deutschen Einzel- 
staaten haben solche Verträge geschlossen. Hierher gelieren die 
vom Norddeutschen Rund (am 22. Februar 1868; B. G. Bl. S. 228), 
sowie von den süddeutschen Staaten mit den Vereinigten Staaten 
Nordamerikas infolge der Beniflhungen Bancrofts, des amerikanischen 
Gesandten in Berlin, geschlossenen „Bancroftverträge“. Nach diesen 
werden Angehßrige des einen Vertragschliefsenden, die naturalisierte 
Angehörige des andern geworden sind und fünf Jahre lang ununter- 
brochen in dessen Gebiet zugebracht haben , als Angehörige des Auf- 
enthaltstnates betrachtet und behandelt. Sie dfu fen hei der Rückkehr 
in das Geburtsland in diesem nur wegen der vor der Auswanderung, 
nicht wegen der durch die Auswanderung begangenen strafbaren 
Handlungen (es handelt sich insbesondere um die Verletzung der Wehr- 
pflicht) zur Verantwortung gezogen worden. Spätere Niederlassung 
in dom Geburtsland ohne Absicht der Rückkehr in das Land, in 
dem die Naturalisation erfolgt ist, gilt als Verzicht auf diese. Und 
der Verzicht auf die Rückkehr kann als vm-handen angenommen 
werden, wenn der Naturalisierte des einen Teiles sich länger als 
zwei Jahre in dem Gebiet des andern Teiles aufgehalten hat. 

Ferner hat das Deutsche Reich mehrfach durch V'erträge mit 
den Süd- und inittelamerikanischen Staaten vereinbart, dafs die 
Deutschen, die sich in das Gebiet des andern Teiles begeben haben, 
um daselbst zu leben, sich aber die Nationalität ihres Heimatlandes 
nach den Gesetzen desselben bewahit haben, als Deutsche an- 
gesehen werden sollen (und ebenso umgekehrt). Vergl. z. B. den 
Freundschafts- u. s. w. Vertrag des Deutschen Reiches mit Nikaragua 
vom 4. Februar 1896 (R. G. Bl. 1897 S. 171) Art. 10 § 1. 

Regelmäfsig findet sich endlich in den deutschen Verträgen 
eine Bestimmung, für die der Freundschafts- u. s. w. Vertirig des 
Deutschen Reiches mit Honduras vom 12. Dezember 1887 (R. G. Bl. 
1888 S. 262) als Beispiel dienen mag. Hier wii-d vereinbart, dafs die 
in Honduras geborenen ehelichen Kinder eines Deutschen als Deutsche, 
die in Deutschland geborenen Kinder eines hondurenischen Vaters als 
Hondurener gelten sollen; die grofsjährigen Söhne müssen aber nach- 
V. Li 82 ty Völkerrecht. 2. Aufl. 7 
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weisen, dafs sie die auf den Militärdienst ihrer Nation bezüglichen 
Gesetze erfüllt haben, widrigenfalls sie als Bürger ihres Geburts- 
lands angesehen werden können. Nach dom Freundschafts-, Handels- 
und Schiffahrtsvertrag des Deutschen Reiches mit Costa Rica vom 
18. Mai 1875 (R. G. Bl. 1877 S. 13) haben die Söhne das Recht, 
zur Zeit, wo sie nach ihren vaterländischen Gesetzen die Grofs- 
jährigkeit erlangen, sich für die Nationalität ihres Geburtsstaates 
zu entscheiden (sogenanntes Optionsrocht; nicht mit der oben § 10 
II 2 bes{)rochenen üptionsklausel zu verwechseln). 

Auch der Abschlufs von Kollektiv Verträgen ist wiederholt, 
aber bisher ohne Erfolg, vorgeschlagen worden.^ 

III. Der Stiuit seliUtzt seine Augehlirigen , inägen sie sich im Inland 
oder im Ausland aufhalten , gegen das im internationalen Verkehr von 
einem fremden Staat unmittelbar oder mittelbar ihnen zngefilgte oder 
drohende Unrecht.“ 

Diese Sohutzgewalt über seine Staatsangehörigen dem Aus- 
lande gegenüber ist unmittelbarer Ausflufs des Begriffes der Staats- 
gewalt und daher die unabweisbare Folgerung aus dem Grund- 
gedanken des Völkerrechts. Jeder Eingriff in diese Schutzgewalt 
erscheint mithin, soweit nicht besondere Vereinbarungen eingreifen, 
als eine Verletzung der Souveränität der Staatsgewalt, als völker- 
iwlitliches Delikt. Die von Frankreich über die Katholiken im 
Orient ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit in Anspruch 
genommene Schutzgewalt würde daher, selbst wenn sie auf ältere 
Eechtstitel sich berufen könnte, mit den heutigen Rechtsanschauungen 
in Widerspruch stehen. Das Deutsche Reich hat deragemäfs die 
französischen Ansprüche jederzeit, so 1875 wie 1898, mit Bestimmt- 
heit zurückgewiesen. Aber auch Frankreichs Berufung auf ältere 
Abmachungen mit der Türkei entbehren der rechtlichen Grundlage. 
Der Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 hat in Art. 62 „die be- 
stehenden Rechte Frankreichs ausdrücklich gewahrt. “ Aber aus 

4) Vergl. insbesondere die Verhandlungen des Instituts für Völker- 
recht 18110, und dazu Catellaua, R. J. XXIX 248, 

5) Tscheruoff, Protection des nationaux residants ä l'etranger. 1868. 
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diesen „bestehenden Rechten“ ergiebt sich nirgend die französische 
Schutzgewalt über die einem fremden Staate angehörigen katholischen 
ünterthanen. ® 

Vergl. Art. 3 Abs. 6 der deutschen Reichsverfassung: „Dem 
Auslande gegenüber haben alle Deutschen gleichmässig Anspruch 
auf den Schutz des Reichs.“ Diese, durch die Vertreter des Staates 
ausgeübte Schutzgewalt (jus protectionis) kann sogar zu einer Ein- 
mischung in die innern Angelegenheiten eines andern Staates führen 
(oben § 7 U). 

Doch tritt die Berechtigung des diplomatischen Schutzes erst 
dann ein, wenn die Anrufung der Gerichte oder anderer Behörden 
des Aufenthaltstaates vergeblich gewesen ist. Also nur bei Rechts- 
verweigerung, Rechtsbeugung oder Verschleppung der Gerechtig- 
keit einerseits, bei unberechtigtem Vorgehen der Verwaltungsbe- 
hörden anderseits. Das wird in den Verträgen vielfach ausdrücklich 
ausgesprochen. Vergl. Art. 20 Abs. 2 des deutschen Freundschafts- 
u. s. w. Vertrages mit Kolumbien vom 23. Juli 1892 (R. G. Bl. 
1894 S. 471): „Auch sind sie (die vertragschliessenden Theile), 
geleitet von dem Wunsche, jeden Anlafs zur Trübung ihrer freund- 
schaftlichen Beziehungen zu vermeiden, dahin flbereingekommen, 
dass ihre diplomatischen Vertreter aus Anlafs der Rechtsansprüche 
oder Beschwerden von Privatpersonen nicht in Angelegenheiten 
eingreifen sollen, welche dem Bereiche der bürgerlichen oder Straf- 
rechtspflege oder Entscheidung im Verwaltungswege augehören, es 
sei denn, dass es sich um Rechtsverweigerung, um ungewöhnliche 
oder ungesetzliche Rechtsverzögerung oder um Nichtvollstreckung 
eines rechtskräftigen ürtheils handelt, oder endlich, dass nach Er- 
schöpfung der gesetzlichen Rechtsmittel eine klare Verletzung der 
zwischen den beiden vertragschliessenden Theilen bestehenden Ver- 
träge oder der von den gesitteten Nationen allgemein anerkannten 


6) Vergl. unten § 351, sowie v. Verdy du Vernois, Die Frage der 
heiligen Stätten, ein Beitrag zur Geschichte der völkerrechtlichen Beziehungen 
•der ottomanischen Pforte. Dissertation 1901. 
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Bestimmungen des Völkerrechts oder des internationalen Privat- 
rechts vorliegen sollte.“ 

Besondere praktische Bedeutung hat der Schutz der Staats- 
angehörigen bei Verletzung der Gläubigerrechte durch den schuld- 
nerischen ausländischen Staat. 

1. Der Schutz wird zunächst den Staatsangehörigen gewährt. 

Den Staatsangehörigen stehen einerseits die nationalen Schiffe 
(oben § 9 VI), anderseits die Eiiigebornen der Kolonien (der soge- 
nannten Schutzgebiete) gleich. Über die Ausdehnung des Schutzes 
in den Konsulargerichtsbezirken unten § 15 IV. 

S. Der Schutz der Staatsgewalt kaun aber durch die mit einem 
andern Staat allgemein oder auf den besonderen Full (etwa während 
eines Krieges) geschlossenen Verträge diesem Staat übertragen werden. 
Die durch allgemeine Vereinbarung der Schutzgewalt eines andern 
Stiiates empfohlenen Personen werden „Schutzgeno.s.scn“ genannt. 

Vergl. Art. 21 des deutsch- östen'eichischen Handels- und 
Zollvertrags vom 6. Dezember 1891 (R. G. Bl. 1892 S. 3): „Jeder der 
vertragsclüiessenden Theile wird seine Konsuln im Auslande ver- 
pflichten, den Angehörigen des anderen Theiles, sofern letzterer an 
dem betreffenden Platze durch einen Konsul nicht vertreten ist, 
Schutz und Beistand in derselben Art und gegen nicht höhere Ge- 
bühren wie den eigenen Angehörigen zu gewähren.“ Deutsche 
Schutzgenossen sind ferner die Staatsangehörigen der Schweiz und 
Luxemburgs (vergl. das Protokoll zu dem deutsch -türkischen Handels- 
vertrag vom 2G. August 1890, R. G. BL 1891. S. 258). 

.3. Zn (Ich Schutzgenossen treten in den konsularlsehen Juris- 
diktionsbezirken die sogenannten „de facto ünterthanen^‘ hinzu; dos 
sind Staatsfremde, die durch einen individuellen „Schutzbrief‘‘ unter 
den Schutz des Konsuls gestellt und dadui'ch ln gewissem Umfang auch 


7) Mein. Der Staatsbaiikerott und die moderne Kechtwissonschaft. 
189.'). Politis, Los emprunts d’Et.at ou droit iutornational. 1894. Lewan- 
dowski, Do la protection des capitaux empruntes en France par les Etats 
etrarigers ou par les societes. 1896. Kebedgy, R. G. I 261; R. G. 11 293. 
Pflug, Staatsbankerott und internationales Recht. Mit einem Anhang: Die 
•Organisation der internationalen Kontrolle der griechi.schen Staat-sfinauzen. 
1898. Über die internationale Verwaltuugskontrolle vergl. unten § 16 IV. 
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der den Staatsbürgern des Schutzstaates eingerUumten Rechte teil- 
haftig werden.“ 

Die „de facto Unterthanen“ des Deutschen Reiches können 
in drei Klassen geteilt werden: 

a) Es gehören zunächst diejenigen Personen hierher, die ur- 
sprünglich deutsche Staatsangehörige waren, aber diese Staatsangehö- 
rigkeit durch den Aufenthalt im Auslande verloren haben; ebenso 
auch die Kinder solcher Eltern. Diese Personen sind ja auch nach 
§11 des Reichsmilitürgesetzes vom 2. Mai 1874 gestellungspflichtig, 
wenn sie ihren dauernden Aufenthalt im Deutschen Reiche nehmen. 

b) Es pflegt ferner der Schutz solchen Personen gewährt 
zu werden, welche im ethnographischen Sinne des Wortes, also 
ihrer Mutterspra^ie nach, Deutsche sind. 

c) Insbesonders aber haben solche Staafcsfremde auf die öe- 
währung des deutschen Schutzes Anspruch, die in amtlichen oder 
dienstlichen Beziehungen zum Deutschen Reiche stehen, insbesonders 
als Dolmetscher (Dragomans), Kavassen u. s. w. oder die den deut- 
schen Vertretungen im Auslande besondere Dienste geleistet haben. 

Beachtenswert ist in dieser Beziehung die zwischen Deutsch- 
land, England, Österreich -Ungarn, Frankreich, Spanien, Belgien, 
Italien, Dänemark, den Vereinig;ten Staaten, den Niederlanden, 
Schweden und Norwegen, Portugal und Marokko am 3. Juli 1880 
zu Madrid abgeschlossene „Konvention über die Ausübung des 
Schutzrechts in Marokko“ (R. G. Bl. 1881 S. 103), die insbesondere 
der mifsbräuchlichen Ausdehnung des Schutzrechtes entgegenzutreten 
bestimmt ist.* Vergl. auch das Protokoll zu dem deutsch-japanischen 
Handelsvertrag vom 4. April 1896 (H. G. Bl. S. 742). 

IT. Die Htaatsaiigehörigen sind mithin zwar nicht Subjekte 
des TSlkeri-eclits; sie geniefsen aber infolge ihrer Zugehörigkeit zu 
einem Staate der Tölkerrechtsgemeinschaft die durch das Völkerrecht 
gewährleisteten Rechte. In diesem Sinne kann man von einem „völker- 
rechtlichen Indigenat‘‘ sprechen. 

8) Vorgl. Zorn, Die Konsulavgesetzgebung des Deutschen Reichs. 
2. Aufl. 1901. S. 265, 273, 308. 

9) Die Verhandlungen sind abgedruokt N. R. G. 2. s. VI 515. 
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Der völkerrechtliche Verkehr der Staaten 
im allgemeinen. 

1. Abschnitt. I)ie Organe des Verkehrs. 

1. Unterabschnitt. Die nationalen Organe des 
völkerrechtlichen Verkehrs. 

§ 12. Die völkerrechtliche Vertretungsbefhgnis 
im allgemeinen. 

I. Durch die Verfassung eines jeden Staates werden die Organe 
bestimmt, die ihn im Tüikerreehtlichen Verkehr zu vertreten, fUr ihn 
die rechtiich erhebilehen Haiidiniigen vorziinehmen haben. Die vöiker- 
rechtiiehe Vertretungsbefugnis ruht mithin auf staatsreeiitiieher Grund* 
läge; sie wird durch die nationale Staatsrerfassnng bestimmt und 
begrenzt. 

« 

II. Die zur Vertretung berufenen Organe. 

1. In monarchischen wie ln republikanischen Staaten kann die 
oberste, grundsiitzlicli unbeschrankte Vertretungsbefugnis (das Jus 
repraesentationis omuimodo) einem Einzelnen, dem Staatshanpt, über- 
tragen sein. Kraft dieser seiner Stellung, ohne dafs es eines besondem 
Auftrages bedarf, ist das Staatshaupt iii allen rbikerrechtlichen Be- 
ziehungen der Vertreter seines Staates, die Verkörpcning der Staats- 
gewalt. Die Handlungen des Staatshauptes bereehtigeii und verpflichten 
vülkerrechtlich den Staat; das Staatshaupt schliefst die Vertrüge, er- 
klärt den Krieg, schickt und emplUngt die Gesandten. 

Es ist irreleitencl , das Staatshaupt ohne weiteres als den 
völkerrechtlichen Träger der Souveränität zu bezeichnen. Die 

Souveränität ist Eigenschaft der Staatsgewalt und stellt daher dem 
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Staate selbst zu. E.s ist völken-echtlicli durchaus gleichgültig, ob 
nach der die Staatsverfassung beherrschenden Auffassung die Ge- 
samtheit der Staatsbürger, also das Volk selbst, Träger der souve- 
ränen Staatsgewalt ist, oder ob diese dem Monarchen allein oder 
ob sie ihm und dem Volke zugeschrieben wird. Mafsgcbend ist 
lediglich die Beantwortung der Frage, ob und eventuell unter 
welchen Voraussetzungen und Einschränkungen das Staatshaupt die 
völkerrechtliche Vertretungsbefugnis besitzt. Über diese Frage ent- 
scheidet allein die Staatsverfassung. Sie kann auch in der Re- 
publik dem Präsidenten dieselbe Vertretungsbefugnis einräumen, die 
das Staatshaupt einer unbeschränkten Monarchie „von Gottes Gnaden“ 
für sich in Anspruch nimmt. Es ist daher falsch, wenn die herr- 
schende völkerrechtliche Lelu-e ohne Rücksicht auf die konkrete 
Verfassung den Präsidenten eines Freistaates ohne weiteres anders 
behandeln will als den Beherrscher eines monarchischen Staats- 
wesens. Der Präsident der französischen Republik besitzt die Ver- 
tretungsbcfugnis , wähix;nd sie dem Präsidenten der schweizerischen 
Eidgenossenschaft nicht eingeräumt ist. 

Die Frage wird von besondei'er Wichtigkeit für die zusammen- 
gesetzten Staatsgebilde. Der deutsche Kaiser ist gewifs nicht In- 
haber der Souveränität des Deutschen Reiches; wohl aber hat er 
nach § 11 der Reichsverfassung (siehe oben § G II 3) die oberste 
völkerrechtliche Vertretungsbefugnis. 

2. Die thatsäeliliehe Leitung des völkerreehtlieheu Verkehrs liegt 
in den Händen des Auswärtigen .Vmtes. 

Der an dessen Spitze stehende Minister oder Staatssekretär 
der Auswärtigen Angelegenheiten (Reichskanzler) gilt nach aufsen 
hin, kraft seiner Stellung, auch ohne besondere Vollmacht, als der 
unmittelbar Beauftragte des Staatshauptes, mithin als Vertreter der 
Staatsgewalt. Seine Erklärungen binden den von ihm vertretenen 
Staat. Doch bedürfen die von ihm vereinbarten Verträge in der 
Regel noch der förmlichen Genehmigung des Staatshauptes, der 
sogenannten Ratifikation (darüber unten § 21). 
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3. Unter der Leitung des Auswärtigen Amtes wird der rülker- 
rechtllche Verkehr mit dem Ausland unterhalten durch die Tülkerreeht* 
liehen Agenten, die kraft besonderer Vollmaelit den aultraggebendeu 
Staat vertreten. 

Man unterscheidet: 

a) sUindige Agenten; und zwar: 

a) Gesandte, die den Abseudestaat in allen seinen Tülkerreehtliehen 
Beziehungen vertreten, mithin „diplomatischen Charakter“ 
besitzen , 

ß} Konsuln, die den Abseudestaat, von besonderen Auftriigen ab> 
gesehen, nur in den handelspolitischen Beziehungen zum Em- 
pfaiigsslaat vertreten; 

b) niehtstUiidige (aufserordentliche) Agenten; und zwar: 

er) solche, die mit „diplomatischen Charakter“, d. h. mit den 
Vorrechten der Gesandten, bei besonderen Anlässen den .4b- 
sendestmit vertreten; 

ß) Agenten ohne diplomatiseheii Charakter oder Kommissarien, 

die zur Erledigung einzelner Slaatsgeschäfte, insbesondere 
technischer Fragen (Grenzregulierungen, Verkehrsinteressen, 
Industrieausstellungen u. s. w.), entsendet werden. Sie ge- 
niefsen während ihres amtlichen Aufenthaltes in dom Em- 
pfangsstaate nur diejenigen Vorrechte, oline welche die Er- 
ledigung ihrer Aufgabe nicht möglich wäre; dahin gehört 
die Unverletzlichkeit ihrer Person und ihrer Papiere (aner- 
kannt vom Keichskanzler Fürsten Bismarck, aus Anlafs des 
Falles Schnäbele, durch Erklärung vom 28. April 1887);^ 
nicht aber die Befreiung von der Gerichtsbarkeit des 
Empfangsstaates. * 

Eine lehrreiche Anwendung dieses Grundsatzes ent- 
hält der deutsch -schweizerische Vertrag vom 5. Dezember 
1896 (R. G. Bl. 1897 S. 195} betreffend die Einrichtung 
schweizerischer Neboazollämter auf badischen Gebiet in 
Art. VI: „Während seines in Gemässheit der vorstehenden 

1) Vergl. V. Iloltzeiidorff, R. J. XX 217. Triepel 311. 

2) Vorgl. Delpech, R. G. VIII 152. 
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Bestimmungen auf deutschem Grebiet erfolgenden Aufenthalts 
ist das schweizerische Zollpersonal den deutschen Gesetzen, 
sowie der deutschen Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt in- 
soweit unterworfen, als nicht die Ausübung seiner zoll- 
dienstlichen Verrichtungen, mithin die Disziplin, Dienst- 
vergehen oder Dienstverbrechen in Frage stehen.“ 
c) Im Verkehr mit halbsonrerUnen Staaten und mit nicht anerkannten 
Regiernngen werden stUndige Geschunstrttger (charg^s d’affaires), 
aber ohne diplomatischen Charakter verwendet. 

4. Im Kriege üben die militäriseiien Befehlshaber (mit Ein- 
schlufs der Festungskommandanten) vieifach selbständig das Ver- 
tretungsrecht. Die Verhandlungen werden dnn^h ParlamentUre geführt. 
Vergl. darüber unten § 40. 


§ 13. Das Staatshaupt. 

I. Das Staatshaupt liat die oberste völkerrechtliche Vcrtretuiigs- 
befugnis innerhalb der durch die Staatsverfassung gezogenen Schranken. 

1. Die Vertretungsbefugnis steht dem thatsflehllchen Staats- 
haupt zu. 

Die Frage seiner Legitimität ist nicht zu prüfen. Die Re- 
volution und der Staatsstreich sind Vorgänge des iiinern Staats- 
lebens, durch welche die völkerrechtlichen Beziehungen des Staates 
nicht berührt werden. Die Anerkennung des siegreichen Usurpators 
hat nur deklaratorische Bedeutung. 

2. Die staatsrechtlichen Beschränkungen der Vertretuugsbcfnguls 
sind aucli völkcrrcchtiich zu beachten. 

Die mit Überschreitung seiner Befugnisse vorgenommenen 
Rechtshandlungen des Staatshauptes sind mithin völkerrechtlich 
unwirksam. 

Die Frage wird von besonderer Wichtigkeit heim Absclilufs 
von Staatsverträgen (unten § 21), kann aber auch in Bezieliung 
auf alle andern völkerrechtlichen Handlungen , so bei Kriegserklärung 
und Fricdensschlufs wie bei Beglaubigung und Empfang der Ge- 
sandten, eine Rolle spielen. 
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3. Xnr das Staatsbaiipt eines Staates, der selbst völkerrecbt- 
liehes Reebtssnbjekt ist, kommt bler in Betracht. 

Was von halbsouveränen Staaten und von Staatenverbindungen 
gesagt worden ist (oben §§ 6 und 5) ist daher auch hier anzu- 
wenden. 

Bei den halbzivilisierten Staaten ist Umfang und Inhalt ihrer 
Beziehungen zur Völkerrechtsgemeinschaft mafsgebend. 

i. Die Yertretungr des Staates kann durch das Staatshaupt (so- 
weit die Staatsverfassung: dies gestattet) für bestimmte Teile des Staats- 
gebietes ganz oder teilweise an andere Personen (so an YlzekSnlge, 
Statthalter, Kolonialgesellschaften) delegiert werden. 

Diese Personen, die nicht kraft eigenen Rechts für den Staat 
handelnd auftreton, haben aber keinen Anspruch auf die dem 
Staatshaupte völkerrechtlich zukommende Rechtsstellung. 

II. Als Yertreter der souveränen Staatsgewalt kann das Staats- 
haupt keiner fremden Staatsgewalt unterworfen sein; darin besteht 
seine sogenannte Exterritorialität. 

1. Es macht dabei nach dem oben § 7 III Gesagten grund- 
sätzlich keinen Unterschied, ob es sich um ein monarchisches Staats- 
haupt oder aber um den mit der obersten Vertretungsbefugnis 
ausgestatteten Präsidenten eines Freistaates handelt. Und die weit- 
verbreitete Meinung ist unrichtig, welche die Exterritorialität des 
Präsidenten einer fremden Republik auf den Fall beschränken will, 
dafs er in Staatsgeschäften das Ausland betritt; jeder Versuch, 
diesen Satz praktisch anzuwenden, wfmle sofort seine theoretische 
Unhaltbarkeit aufdecken. ' 

2. Die Exterritorialität geniefst auch das, das Staatshaupt 
ins Ausland begleitende Gefolge, sowohl seine Familie wie die 
übrigen begleitenden Personen;* sie wird auch der allein reisen- 
den Frau des monarchischen Staatshauptes, aber lediglich aus inter- 
nationaler Höflichkeit, zugestanden. 

1) Dagegen u.a. Despagnet 236, ßivier I 424, Ullmann 88 (da 
die Präsidenten der Freistaaten nur Mandatare des souveränen Volkes seien). 

2) Bestritten; dagegen z. B. Martens-Bergbohm, I 322. 
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3. Der Regent, der für das verhinderte Staatshaupt die Re- 
gierungsgeschäfte führt, geniefst dieselben Rechte wie dieses. 

4. Wenn das Haupt eines Staates in die Dienste eines 
fremden Staates tritt, so ist es in allen Rechtsbeziehungen, 
welche diese Stellung mit sich bringt, der Staatsgewalt des dienst- 
herrlichen Staates unterworfen. Dafs eine solche Zwitterstellung 
zu verschiedenen Unzuträglichkeiten führen kann, ist zweifellos; 
aber ebenso sicher, dafs sie wiederholt voi^ekommen ist und noch 
immer Vorkommen kann. Die von dem Reichskanzler Grafen Caprivi 
im Deutschen Reichstag am 5. Februar 1894 aufgestellte Behaup- 
tung, dafs ein deutscher Landesherr nicht zugleich ünterthau einer 
fremden Macht sein könne, wird durch die Geschichte widerlegt, 
die zahlreiche deutsche Landesherren im österreichischen und preufsi- 
schen Militärdienst gesehen hat. ® 

5. Die mit der Exterritorialität gegebene Rechtsstellung ent- 
fällt wenn und solange das Staatshaupt auf fremdem Staatsgebiet 
sich „incognito“ aufhält, d. h. von seiner Stellung als Staats- 
haupt keinen Gebrauch macht. 

III. Der Inhalt der ExterrltorialitUt. 

Da der Aufenthalt des Staatshauptes auf fremdem Staatsgebiet 
eine Ausnahme darstellt, während er für die diplomatischen Ver- 
treter die Regel bildet, hat sich geschichtlich die Lehre von der 
Exterritorialität des Staatshauptes im Anschltifs an die der diplo- 
matischen Vertreter entwickelt. Dort, wo von dieser gesprochen 
wird (unten § 14 IV), ist daher auch wissenschaftlich der „Sitz 
der Materie“, so dafs hier eine allgemeine Übersicht genügt. 

Die Exterritorialität des Staatsliauptes umfafst; 

1. Die persdiiliche Unantastbarkeit. 

Das Staatshaupt ist auf fremdem Staatsgebiet in Friedens- 
zeiten unverletzlich, sakrosankt; nur die äufserste Not würde die An- 
wendung von Gewalt rechtfertigen. Anders im Krieg (unten § 40). 

3) Vergl. R. 6. I 154. Gegen den Text Hü hier. Völkerrechtliche 
Magistraturen. 1900. S. 106. 
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2. Die Exemtion von der (gesamten) Gerichtsbarkeit des fremden 
Staates und damit Ton der Herrschaft der in dem fremden Staate 
geltenden RechtssUtze (oben § 8 III 4). 

Dieser Satz gilt nicht nur dann, u. z. hier unbestritten, wenn 
das Staatshaupt im Auslände weilt; sondern auch das in seinem Staat 
sicli aufbaitende Staatshaupt kann niclit Tor die Gerichte eines andern 
Staates gezogen werden, soweit es sich nicht um dingliche Klagen ln 
Bezug auf unbewegliches Gut handelt oder das Staatshaupt sich frei- 
willig dieser Gerichtsbarkeit unterwirft. 

Auch hier (oben § 7 III) neigt eine neuere Richtung in der 
Litteratur wie in der Rechtsprechung dahin, die Befreiung auf die 
Fülle zu beschränken, in welchen das Staatshaupt als solches in 
Frage steht, sie dagegen zu verneinen, wenn aus seinen Hand- 
lungen als Privatmann Rechtsansprüche abgeleitet werden. So 
haben die französischen Gerichte (1872) eine Klage gegen die 
Königin von Spanien zugelassen, die von dem Goldarbeiter, bei dem 
sie Juwelen für sich und ihre Tochter bestellt hatte, erhoben war; 
aber (1872) eine Klage gegen den Kaiser von Österreich, als Erben 
des Kaisers Maximilian von Mexiko, abgewiesen, die den Kaufpreis 
für gelieferte Ordensdekorationen forderte. Die Unterscheidung ist 
aber nicht durchführbar.^ 

3. Die Unbetretbarkeit der Wohnung, in der das Staatshaupt 
sich aufiiUlt, KO dafs auch alle in dieser befindlichen Gegenstände dem 
Zugriff des Aufenthaltstaates entzogen sind. 

I. Die Befreiung von allen Steuern und Abgaben, soweit diese 
nicht auf Grundeigentum in dem fremden Staatsgebiet rnhen. 

5. Den ungehemmten nnd nneingeschränkten Verkehr mit dem 
eigenen Staat (durch chiffrierte Depeschen, Feldjäger und andere 
Boten). 

6. Ob das Staatshaupt während des Aufentlialtes im Ausland 
Begiernngsgesebäfte vornehmen kann, hängt lediglieh von der Ver- 
fassung seines Staates ab; völkerrechtliche Hindernisse stehen nicht 
im Wege. Gerichtsbarkeit über sein Gefolge ist dem Staats- 

4) Für dio gegenteilige Ansicht neuerdings Ullmann S. 87. Vergl. 
B. J. V 245. 


Digitized by Google 



§14. Die Gesandten insbesondere. 


109 


haupt, soweit es sich um die hier allein in Frage stehenden Staaten 
der Völkerreehtsgemeinschaft handelt, schon nach den Shoatsver- 
fassungen entzogen. 


§ 14. Die Gesandten insbesondere.' 

I. Gesandte sind die mit ,, dlplomatisolien Charakter“ aasge- 
statteten ständigen Vertreter des Abseudestaates in nilen seinen Töiker- 
rechtiiciieii Beziehungen zum Empfangsstaat. 

1. Der Gebrauch, ständige Gesandte bei den übrigen Höfen 
zu unterhalten, zueret von der päpstlichen Kurie, dann von den 
italienischen Handelsstädten wie von der deutschen Hansa geübt, 
ist von den seit dem Ende des 15. Jahrhunderts aufblfihenden 
grofsen Staatswesen aufgenommen worden und liat seit dem West- 
phälischen Frieden allgemeine Anwendung gefunden. Er beschränkt 
sich auf die Mitglieder der völkerrechtlichen Gemeinschaft. Doch 
haben auch die halbcivilisierten Staaten, so China, Siam, Marokko u. a., 
meist auf Grund besonderer Terträge, diesem Gebrauch sich an- 
geschlossen. Soweit es der Fall ist, finden die Rechtsregeln des 
Gesandtschaftsrechtes auch im Verhältnis zu diesen Staaten An- 
wendung. 

2. Das Gesaudtschaftsrecht, d.h. da.s Recht, Gesandte zu sehickeu 
und zu empfangen, ist Ausfliifs der staatlichen Souveriinitilt. 


1) K rauske, Die Entwicklung der stUndigon Diplomatie vom 15. .lahr- 
hundert bis zu den Beschlüssen von 1816 und 1818. 1885. Lehr, Manuel 
theorique et pratique des agents diplomatiques et consulaiies. 1888. Coulon, 
Agents dqüomatiqucs. 1889. llübler. Die Magistraturen des völkerrecht- 
lichen Verkehrs (Gosandtschafls- und Konsularrecht) und die Exterritorialität. 
1900. Geffcken in H. H. III 603. lleyking, L'exterritorialite. 1889. 
Vercamer, Des franebises dos agents diplomatiques et speoialemont do 
re.xterritorialitd. 1891. Pietri, Etudo critique .sur la fiction d’exterritorialite. 
1895. Odior, Dos Privileges ct immunitds des agents diplomatiques on 
pays de chretiente. 1890. Verhandlungen des Instituts für Völkerrecht 
1895. Beling, Die strafrechtliche Bedeutung der Exterritorialität. Bei- 
träge zum Völkerrecht und zum Strafrecht. 1896. Ilarburgcr, Kritische 
Vierteljahrsschrift. 3. Folge. Hd. IV S. 122. Pradier-Foderö, Cours de 
droit diplomatique. 2. Aull. 1899. 
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Der halbsouveräne Staat -wird daher im diplomatischen Ver- 
kehr durch den Schutzstaat vertreten; die von oder bei ihm etwa 
beglaubigten besonderen Agenten entbehren des diplomatischen 
Charakters (oben § 1 2 II 3). 

3. Über die Staatenverbindungen ist das oben § 6 II Gesagte 
zu vergleichen. In der Personalunion hat jeder der verbundenen 
Staaten, in der Realunion nur die ünion als solche das Gesandt- 
schaftsrecht. Im Staatenbund steht es grundsätzlich den einzelnen 
Staaten zu; doch kann daneben der Bund ein selbständiges Ge- 
sandtschaftsrecht haben (so der Deutsche Bund nach der Wiener 
Schlufsakte vom 15. Mai 1820). Im Bundesstaat steht es grund- 
sätzlich dem Bund selbst zu; doch kann daneben durch besondere 
Vereinbarung den einzelnen Staaten ein besonderes Gesandtschafts- 
recht eingeräumt sein (so nicht in der Schweiz oder in den Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika, wohl aber im Deutschen Reich 
nach dem Schlufsprotokoll des Bayrischen Bündnisvertrages vom 
23. November 1870). 

Die Ausübung des Gesandtschaftsrechtes kann von dem Staats- 
haupte andern Staatsorganen übertragen werden; so übt es der 
Vizekünig von Indien wie der Generalgouverneur von Turkestan. 

4. Das besondere Gesandtschaftsrecht des Papstes beruht einer- 
seits auf dem italienischen Gai-antiegesetz vom 13. Mai 1871 (oben 
§ 514), andrerseits auf Verträgen mit den einzelnen Staaten oder 
auf dem Herkommen. 

II. Innerhalb der Gesandten (employes diploniatiques) unterscheidet 
man seit dem Wiener Reglement vom 19. März 1815 drei , und seit dem 
Aaehner Protokoll vom 21. November 1818 vier Rangklassen. 

1. Die Botschafter (ambassadeurs), die nicht nur als politische 
Vertreter des Absendestaates, sondern, nach der älteren, heute 
rechtlich veralteten Auffassung, zugleich auch als persönliche Ver- 
treter ihres Staatshauptes gelten (sie allein haben nach Art. 2 des 
Wiener Reglements „le caraetöre reprösentatif*“) und daher gewisse 
Ehrenvorzüge geniefsen. Ihnen werden die päpstlichen Legaten 
und Nuntien gleichgestellt. 
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2. Die Gesandten im engeren Sinn, auch aufserordentiiche Ge- 
sandte und beToiimiichtigte Minister genannt (envoy^s extraordinaires 
et miniatres plenipotentiaires). Ihnen werden die päpstlichen Inter- 
nuntien gleichgestellt. 

3. Die 1818 eingeschobenen Ministerresidenten. 

4. Die Gesehättsträger (chargßs d’affaires). 

Wesentlich ist jedoch, von den Fragen der Etikette abge- 
sehen, nur, dals die Gesandten der drei ersten Klassen von dem 
Staatshaupt bei dem Staatshaupt, die der vierten Klasse dagegen 
vom Minister bei dem Minister der Auswärtigen Angelegenheiten 
beglaubigt werden. 

Die bei einem Staat beglaubigten Gesandten der zur Völker- 
rechtsgemeinschaft gehörenden Staaten bilden zusammen das „diplo- 
matische Corps“, an dessen Spitze als Doyen das rangälteste Mit- 
glied steht. Der Rang bestimmt sich nach der Klasse, innerhalb 
derselben Klasse nach dem Zeitpunkt der Anmeldung der Ankunft 
bei dem Empfangsstaat. (Wiener Reglement; „d’aprös la date de 
la notifleation de leur arrivee“, also nach der „lokalen Anciennität“.) 

III. Die Tölkerrechtliehe Stellung des Gesandten wird begründet 
dnreh die Übergabe und Empfangnahme des Beglaubigungs.sehreiben 
beim Empfangsstaat. 

Die Bestellung des Gesandten durch den Absendestaat ist ein 
rein innerstaatlicher Akt. Er gewinnt völkerrechtliche Bedeutung erst 
durch die Mitteilung der Ernennung an den Empfangsstaat. Dieser 
hat das Rceht, die Ernennung einer persona ingrata, auch ohne 
Angabe von Gründen (die aber allerdings von England und den 
Vereinigten Staaten verlangt wird), zurückzuweisen. Daher ist 
vorhergehende Anfrage (demande d’agröation) üblich, aber nicht 
völkerrechtlich erfoixierlich. Die meisten Staaten pflegen den Empfang 
eigener Staatsangehöriger als Gesandter fremder Mächte abzulehnen 
(anders bezüglich der Konsuln). Ist die Mitteilung der Ernennung 
von dem Empfangsstaat entgogengenommen worden, so vollzieht 
sich die Reise des Gesandten an seinen Bestimmungsort von dem 
Augenblicke an, in dem er die Grenze des Empfangsstaates über- 
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schreitet, bereits unter dem Schutze des Völkerrechts. Aber erst 
mit der Überreichung des Beglaubigungsschreibens (Kreditiv, lettres 
de creance) an das Staatshaupt oder au den Minister dos Empfangs- 
staates tritt der Gesandte in den vollen Umkreis seiner völker- 
rechtlichen Rechte und Pflichten, die aber nach strengem Recht 
(anders nach Höflichkeitssitte) stets nur dem Empfangsstaate, nicht 
dritten Staaten gegenüber bestehen. 

Die Tölkerreehtliche Rechtsstellung' des Gesandten endet: 

1. Durch die Abberufung von selten des Abseudestaates , genauer 
durch Überreichung und Empfangnahme des Abberufungsschreibens 
(lettres de rappel). Der Erapfangsstaat pflegt dom Abberiifenen ein 
Beglaubigungsschreiben (lettres de röcröance) ein zuhändigen. Bei 
einer Änderung der Regierungsform des Absendestaates oder bei 
einem Wechsel in der Person des monarchischen Staatshauptes 
worden die von diesem Staat im Ausland beglaubigten Gesandten 
meist abbemfen oder aufs neue beglaubigt. 

2. Durch Abbruch der Beziehungen von seiten des Empfangs- 
Staates, sei es mit dem Abseudestaat selbst, sei es blofs mit dem Ge- 
sandten; doch steht in beiden Fällen die Heimreise des Gesandten, 
wenn sie nicht mit ungebührlicher Verzögerung erfolgt, bis zur 
Grenze des Empfangsstaates unter dem Schutz des Völkerrechts. 

IV. Der Gesandte bat innerhalb der Grenzen seines Auftrags und 
unter der Leitung seines Ministers des Auswärtigen den Absendestaat 
im vSikerrechtllchen t’erkehr mit dem Empfangsstaat, und zwar nach 
allen Richtungen hin, zu vertreten. 

Mit seiner Stellung ist ihm die völkerrechtliche Befugnis 
gegeben, die Interessen seines Heimatstaates wie die der Staats- 
angehörigen und Schutzgenossen desselben zu wahren, während im 
übrigen seine Pflichten dem Absendestaat gegenüber sich durch 
innerstaatsrechtliche Grundsätze bestimmen. Aufserdem können ihm 
die konsularischen Befugnisse (unten § 15) übertragen werden. 
So hat Frankreich seit 1890 an dem Sitze seiner Gesandten über- 
haupt keine Konsuln mehr. 


X. 
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Als Verletzung des Völkerrechts erscheint jeder Versuch des 
Gesandten, sich in die inneren Verhältnisse des Empfangsstaates ein- 
zuraengen. Und rechtswidriger Mifsbrauch der Vertrauensstellung 
ist die Verwendung geheimer Kundschafter. 

y. Um seiner Tölkerrechtllehen Aufgabe Genüge leisten zu können, 
ist der Gesandte befreit Ton der Staatsgewalt des Empfangsstaates; 
darin besteht seine sogenannte Exterritorialitüt. 

Die dem Gesandten selbst (dem „Chef der Mission“) gewUhrte 
Exterritorialität erstreckt sieh aber weiter anch: 

1. Auf die mit ihm wohnenden Mitglieder seiner Familie. 

2. Auf die Mitglieder der Gesandtschaft mit Einsehlnfs der militä- 
rischen und sonstigen technischen Attaches, sowie auf die Familien 
dieser Personen. 

3. Anf das Geschäftspersonal (gens d'uniforme) wie Sekretäre, 
Kanzlisten, Prediger, Arzte. 

4. Anf die Dienerschaft (gens de lirrdc), soweit diese Personen 
nicht etwa Angehörige des Empfangsstaates sind (bestritten). 

Das Deutsche Gerichtsvorfa.ssungsgesetz gieht die herrschende 
Ansicht -wieder. § 18 Abs. 1 sagt: „Die inländische Gerichtsbar- 
keit erstreckt sich nicht auf die Chefs und Mitglieder der bei dem 

Deutschen Reiche beglaubigten Missionen “ § 19: „Auf die 

Familienglieder, das Geschäftspersonal der im § 18 erwähnten Per- 
sonen und auf solche Bedienstete derselben , -welche nicht Deutsche 
sind, finden die vorstehenden Bestimmungen Anwendung.“ 

Die Befreiung von der Staatsgewalt des Empfangsstaates, die 
schon von den Vorgängern des Qrotius als Rechtssatz des Völker- 
rechts aufgestellt,, seit Grotius aber trotz aller Widersprüche in 
der Wissenschaft und trotz gelegentlicher Verletzung in der Übung 
der Staaten stets zu den unantastbaren Grundlagen des Staaten- 
verkehrs gerechnet w'ordcn ist, ergiebt sich unmittelbar aus der 
Souveränität der Staatsgew'alt, die der Gesandte kraft seines 
„diplomatischen Charakters“ bei dem Empfangsstaat persönlich 
vertritt (oben § 7 II 4). Sie allein sichert ihm auch die Erfüllung 
der mit Zustimmung des Empfangsstaatos von ihm übernommenen 
Aufgaben. Es kann zugegeben -werden, dafs der Ausdnick „Exterri- 

T. Liszt, Völlcerrocht. 2. Aufl. § 
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torialität“ nicht glücklich gewählt ist und zu Mifsverständnissen 
Anlafs geben kann. In der That aber ist der Gesandte trotz des 
Aufenthaltes im fremden Staat den Gesetzen seines Heimatlandes 
unterworfen, als hätte er dieses niemals verlassen. Er behält seinen 
Wohnsitz in der Hauptstadt des Heimatlandes und hat in diesem 
seinen Gerichtsstand. Die herrschende Ansicht von der Exterri- 
torialität mufs mithin, auch gegenüber den in neuester Zeit gegen 
sie (so von Lawrence, Esperson, Fiore, Zorn, Beling und 
andern) gerichteten Angriffen, aufrecht erhalten werden. 

Aus dieser Auffassung ergiebt sich auch, dafs der Gesandte 
weder für sich, noch auch für die übrigen Personen, welche die 
Befreiung geniefsen, auf diese völlig Verzicht leisten kann. Auf 
die Möglichkeit eines teilweisen Verzichts wird bei der Be- 
sprechung des Inhalts der Exterritorialität einzugehen sein. 

TI. Die Exterritorialität nmfafst im einzelnen: 

1. Die persifnliche Unantastbarkeit. 

Die „Unverletzlichkeit“ des Gesandten verpflichtet den 
Empfangsstaat, diesem einen erhöhten Schutz zu gewähren und 
Beleidigungen, die dem Gesandten zugefügt werden, unter besonders 
strenge Sti-afe zu stellen; sie hindert den Empfangsstaat aber auch, 
von den Fällen des Notstandes abgesehen, Hand an den Gesandten 
zu legen, falls dieser die Keohtsordnung verletzen sollte; sie gewährt 
mithin dem Gesandten Schutz gegen jeden rechtswidrigen wie 
gegen jeden rechtmäfsigen Angriff. 

2. Die Exemtion von der Gerichtsbarkeit des Empfangsstaates. 

Damit ist auch die Befreiung von der Herrschaft des mate- 
riellen Privat- und Strafrechts gegeben.’ Nur l)ei dinglichen 

2) Bostritton. Im Sinne dos Textes die überwiegende völker- 
rechtliche Ansicht. Beling sowie die Kriminalisten Binding, Frank, 
Merkel, Olshauseu (vcrgl. v. Liszt, Strafrecht § 24 Note 3) nehmen nur 
Befreiung von der Gerichtsbarkeit an. Dagegen spricht die Unmöglichkeit, den 
Gesandten nach Niederlegung seines Amtes wegen einer vorher begangenen 
Handlung nach den Gesetzen und vor den Gerichten des Empfangsstaates 
zu verfolgen. Denn eine solche Verfolgung würdo voraussetzen, dals der 
Gesandte während seiner Amtsführung gleichzeitig den Normen des Ab- 
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Klagen in Beziehung auf unbewegliche, im Gebiet des Empfangs- 
staates gelegene Güter hat der beklagte Gesandte vor den Ge- 
richten des Empfangsstaates Recht zu geben (Deutsches Gerichts- 
verfassungsgesetz § 20). Das gilt auch von dem Gesandtschaftshotel 
(bestritten). Erhebung der Klage vor den Gerichten des Empfangs- 
Staates und Einlassung auf diese durch den Gesandten gilt als der, 
mit der Ermächtigung seiner Regierung erfolgte, Verzicht auf die 
Befreiung in diesem einzelnen Rechtsstreit.® 

Die Zustellung mufs aber auch in diesem Falle auf diplo- 
matischem Wege erfolgen; Versäumnis steht der Einlassung nicht 
gleich; die Zwangsvollstreckung ist ausgeschlossen, soweit ihr die 
persönliche Unantastbarkeit des Gesandten und die Unbetretbarkeit 
seiner Wohnung im Wege steht, während sie in die übrigen un- 
beweglichen Güter, die der Gesandte im Empfangsstaat besitzt, und 
in die aufserhalb seiner Wohnung befindlichen beweglichen Güter 
(so in die Wertpapiere, die er bei einem Bankhause niedergelegt 
hat) ebenso möglich ist, wie in das Vermögen, das der Gesandte 
im Absendestaat besitzt. 

Wenn der Gesandte mit Zustimmung seines Absendestaates 
im Empfangsstaat Handel oder Gewerbe betreibt, so mufs ange- 
nommen werden, dafs er auf die Befreiung von der inländischen 
Givilgerichtsbarkoit in allen Rechtsstreitigkeiten verzichtet, nicht 
nur in denjenigen, die aus dem Betrieb des Handels und Gewerbes 
sich ergeben. Auch in diesem Falle gelten aber die soeben auf- 
gestellten Einschränkungen. 

Das Gegenstück zu der Befreiung von der Gerichtsbarkeit 
des Empfangsstaates bildet der ebenso durch das Völkerrecht wie 
durch das nationale Staatsrecht der Kulturstaaten allgemein an- 
erkannte Satz, dafs der Gesandte wegen aller von ihm begangenen 

Sendestaates und denjenigen des Empfangsstaates unterworfen ist. Oder 
soll in dem angedeuteten i’alle etwa der Richter des Empfangsstaates das 
Recht des Absendestaates anwendon? 

3) Abweichend Martens-Bergbohm 1156 u. a., welche ausdrück- 
liche Ermächtigung seitens des Absendestaates verlangen. 

8 * 
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Delikte in seinem Heiniatsstaat nach dessen Gesetzen verantwortlich 
gemacht, und dafs er wegen aller von ilim eingangenen privat- 
rechtlichen Verpflichtungen vor den Gerichten des Heimatstaates 
verfolgt werden kann. Seine Befreiung ist nicht Befreiung von 
der Herrschaft des Gesetzes überhaupt, sondern Befreiung von den 
Gesetzen des Empfangsstaates unter gleichzeitiger Gebundenheit 
an die Gesetze des Abseiidestaates. 

3. Ble Uubetretbarkeit der Wohnung (franehise de l’hAtel) und 
damit die Unantastbarkeit ailer in Haus und Hof befindlichen Gegen- 
stÄiide.^ 

Vor zwei nahe liegenden Irrtümern ist jedoch zu warnen. 
Die Hotelfreiheit schliefst kein Asylrecht in sich. Flüchtet sich ein 
Verbrecher in das Gesandtschaftshotel, so ist der Gesandte zur Aus- 
liefening, auch ohne Bestehen eines Auslieferungsvertrages, ver- 
pflichtet. Sie schliefst auch nicht die Fiktion in sich, als wäre 
das Haus des Gesandten als Territorium des Abseiidestaates zu be- 
trachten. Wird in dem Berliner Hotel des englischen Gesandten 
ein Engländer von einem andern Engländer ermordet, so ist die 
That auf deutschem Staatsgebiet begangen und von den deutschen 
Gerichten abzuurteilen. 

Früher war die ünbetretbarkeit vielfach auf das ganze Stadt- 
viertel ausgedehnt worden, in dem das Haus des Gesandten lag 
(jus (luarteriorum oder franehise des quartiers). Damit war zugleich 
das Asylrecht gegeben. 

4. Die Befreiung von allen staatiiehen und komiiiunalen persön- 
licheii Stenern und Abgaben (Vermögenssteuer, Einkommensteuer); 
nicht aber von Grundsteuern, Gewerbesteuern, indirekten Stenern, 
Zoiiabsabeii. Docii sind hier durch besondere Vereinbarungen viel- 
fach neitergehende Vorreelite eingeränmt. 

Vergl. Deutsches Keichsgesotz vom 25. Juni 1868 (B. G. Bl. 

S. 523), betreffend die Quartit^rleistung für die bewaffnete Macht 
während des Friedenszu-standes, §4 Ziffer 2: Befreit sind: „Die 


4) Vorgl. R. G. III, 6'J3. 
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Wohnungen der Gesandten und des Gesandtschaftspcrsonals fremder 
Mächte; ferner, in Voraussetzung der Gegenseitigkeit, die Woh- 
nungen der Berufskonsuln fremder Mächte, sofern sie Angehörige 
des entsendenden Staates sind und in ihrem Wohnort kein Ge- 
werbe betreiben oder keine Grundstücke besitzen. “ 

Das Deutsche Reichsgesetz vom 13. Februar 1875 über die 
Naturalleistungen für die bewaffnete Macht im Frieden (R. G. Bl. 
S. 52), §3: Von der Vorspannleistung sind befreit: 2. „Die Gesandten 
und das Gesandtscliaftspersoual fremder Mächte.“ § 5 Abs. 3: Diese 
Befreiung findet „auch hinsichtlich der Verpflichtung zur Verab- 
reichung der Fourage insoweit Anwendung, als der vorhandene 
Fouragebestand für den Unterhalt derjenigen Pferde erfonlerlich 
ist, auf welche sich die Befreiung bezieht.“ 

Man vergleiche ferner das preufsische Einkommensteuergesetz 
vom 24. Juni 1891 § 3 und das Kommunalabgabegesetz vom 
3. Juli 1893 § 40. Das erstere Ge.setz bestimmt: Von der „Ein- 
kommensteuer sind befreit 3) die bei dem Kaisei’ und 

Könige beglaubigten Vertreter fremder Mächte und die Bevoll- 
mächtigten anderer Bundesstaaten zum Bundesrathe, die ihnen zu- 
gewiesenen Beamten, sowie die in ihren und ihrer Beamten Diensten 
stehenden Personen, soweit sie Ausländer sind; 4) diejenigen Per- 
sonen, denen sonst nach völkerrechtlichen Grundsätzen oder nach 
besonderen, mit anderen Staaten getroffenen Vereinbarungen ein 
Anspruch auf die Befreiung von der Einkommensteuer zukomrat. 
Diese Befreiungen zu Nr. 3 und 4 erstrecken sieh nicht auf das 
nach § 2 steuerpflichtige Einkommen (aus preufsischen Besoldungen, 
Pensionen und Wartcgeldern sowie aus preufsischem Grundbesitz 
und aus preufsischen Gewerbe- oder Handelsanlagen oder sonstigen 
gewerblichen Betriebsstätten) und bleiben in denjenigen Fällen aus- 
geschlossen, in welchen in den betreffenden Staaten Gegenseitigkeit 
nicht gewährt wird. “ 

5. Den uiieinges<;hrliukten und ungehemmten Verkehr mit dem 
Absendestoat (unbedingtes Brief- und Depeschengeheimnis). 
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Daher darf auch das Reisegepäck der Kuriere keiner Grenz- 
untersucliung unterzogen werden.® 

6. Gerichtsbarkeit Uber die eigenen Staatsangehttrigen darf der 
Gesandte nur innei’halb der durch den Empfangsstaat gezogenen Grenzen 
ausUben. 

Im allgemeiuen wird ihm die freiwillige Gerichtsbarkeit ein- 
geräumt (Beurkundung aller Art, standesamtliche Funktionen, ins- 
besondere Eheschliefsung), u. z. mit Wirksamkeit auch für den 
Empfangsstaat. 

7. Von geringer praktischer Bedeutung ist heute die sogenannte 
Kapeilenfreibeit. 

Sie besteht in dem (in den Verträgen mit den süd- und 
mittelamerikanischon Staaten vielfach noch ausdrücklich vereinbarten) 
Recht des Gesandten, nicht nur für die der Gesandtschaft ange- 
hörigen Personen in der Gesandtschaftskapelle den Gottesdienst 
halten zu lassen, sondern zu diesem auch andern Glaubensgenossen, 
soweit diese nicht dem Empfangsstaate angehören, den Zutritt zu 
gewähren. 

Auch hier ist aber vor dem Mifsverständnisse zu warnen, 
als stelle die Gesandtschaftskapelle ausländisches Staatsgebiet dar: 
die in der Kapelle der englischen Botschaft in Berlin zwischen 
Engländern geschlossene Ehe ist auf deutschem Boden geschlossen. 

In den Verträgen mit den halbcivilisierten Staaten werden 
wohl den beiderseitigen Gesandten die unter 1 bis 7 besprochenen 
Vorrechte, sei es durch einen allgemeinen Hinweis auf die Grund- 
sätze des Völkerrechts, sei es durch Aufzählung der einzelnen 
Freiheiten, ausdrücklich zugestanden. Vergl. Vertrag des Deutschen 
Zollvereins mit China vom 2 . September 1861 (Preufsische Gesetz- 
sammlung 1863 S. 265) Art. 3: „Die diplomatischen Agenten 

Preussens und Chinas sollen gegenseitig am Orte ihres Aufent- 
halts die Vorrechte und Freiheiten genicssen, welche das Völker- 
recht ihnen gewährt. Ihre Person, ihre Familie, ihr Haus und ihre 
Korrespondenz sollen unverletzlich sein “ 

5) Dagegen Zorn, Staatsrecht II 435. 
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§ 15. Die Konsuln insbesondere.^ 

I. Konsuln sind die stUndig'en Tertreter des Abseudestaates in 
seinen nirtscliaftiichen , insbesondere handelspolitischen, Beziehungen 
zum Emplangsstaat (HandeLskonsuln). 

Das Konsularrecht ruht völkurrechllich teils auf dem Her- 
kommen, teils auf Verträgen, die entweder reine Konsularverträge, 
oder aber aUgemeine Verträge (Handels-, Schiffahrts-, Niederlassungs- 
verträge) mit konsularischen Bestimmungen sind. 

Die gegenseitige Vertretung durch Konsuln greift heute weit 
über (len Kreis der zur Völkerrechtsgeineinschaft gehörenden Staaten 
hinaus. Jedoch hat jeder Staat das Hecht, fremde Konsuln nur an 
bestimmten Orten ziizulassen oder sie von bestimmten Orten aus- 
zuschliefsen. Dabei wird in den Verträgen meist vorausgesetzt, 
dafs dieser Vorbehalt allen Mächten gegenüber gleichmäfsige An- 
wendung findet. Auch spielt vielfach die Meistbegünstigungsklausel 
eine wichtige RoUe. 

Deutsch- japanischer Konsularvertrag vom 4. April 18ÖG (R.G.Bl. 
S. 732) Art. I Abs. 1: „Jeder der vertragschliessenden Theile kann 
Generalkonsuln, Konsuln, Vicekonsuln und Konsulai-agenten in aOen 
Häfen, Städten und Plätzen des anderen Theiles bestellen, mit 
Ausnahme derjenigen Orte, wo es nicht angemessen erscheinen 
sollte, solche Beamte anzuerkennen. Dieser Vorbehalt soll jedoch 
auf keinen der vertragschliessenden Theile angewendet werden, 
ohne jeder anderen Macht gegenüber ebenfalls Anwendung zu 
finden. “ 

II. Eiutellnug der Konsuln. 

1. Die Unterscheidung von Berufskonsulii (consnles miss!, con- 
snls de carridrc) und Wahlkonsuln (consules electi) ist vQlkerrechtlich 

1) Bulmerincq in H. H. Ul 685. Für die deutschen Verhältnisse 
Zorn, Deutsche Konsulargesetzgebung. 2. Aull. 1901. König, Handbuch 
des deutschen Konsularwesens. 5. Aull. 1897. Derselbe, H. St. III 86. 
V. Poschinger, Deutsche Konsularverträge. 1892. Laband, Staatsrecht 
U 13 Note 2 über die vom Deutschen Reich geschlossenen Verträge. — 
Verhandlungen des Instituts für Völkerrecht 1896. 
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insoweit Ton Bedentnng, als in den Vertrügen Jenen rielfach griifsere 
Rechte als diesen eingerüumt werden. 

2. Von den bloben llandelskoDsuln unterscheiden sieh die 
Handels- nnd Jurlsdiktioiiskoiisuln (vergl. unten unter IV). 

3. Die Unterscheidung tou Generalkonsuln, Konsuln, Vizekon- 
snln und Konsnlaragenten hat zunächst nur staatsrechtliche Bedeutung. 
Jedoch wird in den Vertrügen vieiruch zwischen den beiden ersten 
Klassen einerseits, den beiden letzten andrerseits unterschieden, so 
dafs insoweit die ZugehSrigkeit zu der einen oder andern Klasse auch 
TÖlkerrechtliche Rechtsfolgen erzeugt. Die allgemeine Eiitwiekiungs- 
tendenz, bestimmt durch die wachsende Bedeutung der wirtschartiiehen 
Beziehungen, geht überhaupt dahin, die Rechtsstellung der Berub- 
konsuln derjenigen der Gesandten anznnütiern. 

4. Die Konsuin küniien auch mit der gesamten Vertretung des 
Absendestaates beauftragt, also zu Geschüftstrügem ernannt werden 
(consuis g^n^raux charg^s d'affalres). 

Das geschieht insbesondere im Verkehr mit den halbsouveränen 
Staaten sowie mit den Staaten Central- und Südamerikas. Doch 
haben sie auch in diesem Falle nicht den „diplomatischen Charakter“ 
(oben § 12 II 3), also nicht die persönliche Rechtsstellung der Ge- 
sandten. 

III. Die Rechtsstellung der Konsuln. 

1. Sie wird TÜlkerrechtlieh begründet durch die Ernennung von 
selten des Absendestaates (lettres de Provision) und durch deren Ge- 
nehmigung von seiten des Empfangsstaates (Erteilung ' des Exequatur 
oder „Placet“, in der Türkei Berat genannt). 

2. Die Aufgabe der Konsulu umfal'st: 

a) Die Wahrung der wirtschaftlichen Interessen des Absende- 
staates. 

Die Konsuln überwachen aber auch meist, darüber hinaus- 
gehend, die Beachtung der Staats vertrüge, nach einzelnen Verträgen, 
so z. B. zwischen Deutschland und den Vereinigten Staaten vom 
11. Dezember 1871, R. G. Bl. 1872 S. 95, Art. 8, die Beachtung des 
„Völkerrechts “ überhaupt. Die Besorgung weiterer Staatsgeschäfte 
kann ihnen durch besonderen, vom Empfangsstaat genehmigten, 
Auftrag des Absendestaates übertragen werden. 
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b) Die AVahrnehmung der Interessen der Staatsangehörigen nud 
Schutzgenossen des Absendestaates. 

c) Die Ausübung obrigkeitlicher Befugnisse, soweit ihnen diese 
durch den Absendestaat unter Genehmigung des Empfangsstaates 
übertragen sind. 

Insbesondere pflegt den Konsuln in den Verträgen übertragen 
zu werden: 

a) die freiwillige Gerichtsbarkeit, so die Aufnahme und Be- 
glaubigung von Urkunden, die Eheschliefsung zwischen Staats- 
angehörigen, die einleitende Regelung des Nachlasses und die 
Sorge für die Hinterbliebenen der in ihrem Amtsljezirk ge- 
storbenen Staatsangehörigen (darüber unten § 3111); 
ß) die Seepolizei; so die Hafenpolizei, die Verhaftung entwichener 
Seeleute, die Aufrechterhaltung der innern Ordnung an Bord 
der nationalen Handelsschiffe, die Regelung der Havarieen, 
die Überwachung der Ausbesserung, Verproviantierung und 
des Verkaufs gestrandeter oder gescheiterter Schiffe. 

Dagegen bleibt ihnen die streitige Gerichtsbarkeit, namentlich 
auch die Vernehmung von Zeugen, von besonderen Vereinbaningen 
abgesehen, entzogen.* 

3. Die Konsuln sind, im Unterschied von den Gesandten, nicht 
„mit diplomatischem Charakter bekieidet^^. 

Sie sind mithin, von den ihnen übertragenen Funktionen ab- 
gesehen, nicht Vertreter der Staatsgewalt des Absendestaates. Das ist 
in den Verträgen vielfach ausdrücklich ausgesprochen. Die Konsuln 
sind daher, was ebenfalls in den Verträgen vielfach ausdrücklich her- 
vorgehoben zu werden pflegt, nicht befugt, sich, von Notfällen ab- 
gesehen, unmittelbar an die Centralbehörde des Empfangsstaates zu 
wenden, sondern haben zu diesem Zweck die Vermittlung des 
diplomatischen Vertreters ihres Absendestaates in Anspruch zu 
nehmen. 


2) Über die Befugnisse der deutschen Konsuln vergl. Laband, Staats- 
recht II 14 sowie Zorn, Konsulargesetzgobung S. 332. 
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Uie Konsuln sind daher auch von der Staatsgewalt des Em- 
pfangsstaates nur soweit befreit, als dies zur ungehinderten Durch- 
führung ihrer Aufgabe notwendig ist. Die den Gesandten zustehenden 
Vorrechte und Befreiungen kommen ihnen, mangels besonderer 
Vereinbarung nicht zu. Ihre Rechtsstellung wird in den Verträgen 
meist durch Aufzählung der ihnen gewährten Rechte und Be- 
freiungen umschrieben. Doch findet sich gerade auch hier die 
Meistbegünstigungsklausel. So in dem Verhältnis des Deutschen 
Reiches zu Peru nach der Vereinbarung vom 28. Juni 1897 (R. G. Bl. 
1899. S. 662). Die gewährten Vorrechte erstrecken sich keines- 
falls auf die Familienglieder des Konsuls, auf das Geschäftspersonal 
nur dann, wenn dieses bei Verhinderung des Konsuls die Konsulats- 
geschäfte führt. 

4, Vorrechte und Befreiungen der Konsuln. 

a) Die persdniiehe LTnantastbarkeit geniefsen sie nur, soweit sie 
ihnen durch Vertrag oder Herkoniinen besonders eingerliumt ist. 
Aber auch in diesem Fall wird sie für Verbrechen im 

engeren Sinne nicht gewährt. Meist beschränkt sich die Befreiung 
auf die Untersuchungshaft in andern als Verbrechensfällen, nicht 
aber auf die Strafgerichtsbarkeit selbst. 

Deutsch -japanischer Konsulaiwertrag vom 4. April 1896 
(R. G. Bl. S. 732) Art. III Abs. 1: 

„Konsularbearate, welche Angehörige desjenigen vertrag- 
schliessenden Tlieiles sind, der sie ernannt hat, sollen frei von Ver- 
haftung und Gefangenhaltung in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
und von Untersuchungshaft in Strafsachen sein, ausgenommen in 
Fällen strafbarer Handlungen, welche nach der Landesgesetzgebung 
als Verbrechen angesehen werden “ 

b) Befreiung von der Gerichtsbarkeit des Empfungsstnates geniefsen 
sie nicht, soweit nieht die bisher Iresproeiienen Einschränkungen 
Platz greifen. Sic sind daher, von besonderen Vereinbarungen 
abgeseiien, aucii der Zeiigiiispflieht vor den Gerichten des Em- 
pfangsstaates unterworfen. 

Deutsches Gerichtsverfassungsgesetz § 21: „Die im Deutschen 
Reiche angesteUten Konsuln sind der inländischen Gerichtsbarkeit 
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anterworfen, sofern nicht in Verträgen des Deutschen Reichs mit 
anderen Mächten Vereinbarungen über die Befreiung der Konsuln 
von der inländischen Gerichtsbarkeit getroffen sind.“ Damit ist zu- 
gleich die Wirksamkeit eines Gewohnheitsrechts ausgeschlossen. 
Deutsch -japanischer Konsularvertrag Art. IV; 

^Die Generalkonsuln, Konsuln und ihre Kanzler oder Sekretäi’e, 
sowie die Vicekonsuln und Konsularagenten sind verbunden, vor 
Gericht Zeugniss abzulegen, wenn die Landesgerichte solches für 
erforderlich halten. Doch soll die Gerichtsbehörde in diesem Falle 
sie mittelst amtlichen Schreibens ersuchen, vor ihr zu erscheinen.“ 
„Für den Fall der Behinderung der gedachten Beamten durch 
Dienstgeschäfte oder Krankheit soll, jedoch nur in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten, die Gerichtsbehörde sich in ihre Wohnung 
begeben, um sie mündlich zu vernehmen, oder unter Beobacht\ing 
der einem jeden der beiden Länder eigenthümlichen Förmlichkeiten 
ihr schriftliches Zeugniss verlangen. Die gedachten Beamten haben 
dem Verlangen der Behörde in der ihnen bezeichueten Frist zu 
entsprechen und derselben ihre Aussage schriftlich, mit ihrer Unter- 
schrift und ihrem amtlichen Siegel versehen, zuzustellen.“ 

c) Die Unverletzlichkeit der Amtsräume sowie insbesondere des 
Konsulararchivs und der liier aufbewahrten aiiitliehen Papiere 
ist gemeines Reeht. ^ Doch niUssen die amtiiehen Papiere von 
den privaten Papieren getrennt gehaiten werden. Die l'nbetret- 
barkeit der Wohnung und die Befreiung der amtliehen Papiere 
von der Beschlagnahme wird mehrfach durch besondere Verein- 
barung zugesichert. 

Deutsch -japanischer Konsularvertrag Art. VI: 

„Die Konsulararchive sollen jederzeit unverletzlich sein, und 
unter keinem Vorwände soll es den Landesbehörden erlaubt sein, 
die Papiere, welche zu diesen Archiven gehören, zu durchsuchen 
oder mit Beschlag zu belegen.“ 

3) Nur England bestreitet seine Verbindlicbkeit (ihm folgt Zorn, 
Staatsrecht II 4(i3). Vergl. die Korrespondenz zwischen Frankreich und 
Italien 1887 bis 1889 über diese Frage in X. R. G. 2. s. XVI 698, 730. 
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„Betreibt ein Konsularbeamter nebenbei Geschäfte, so sollen 
die auf das Konsulat bezüglichen Papiere unter besonderem Ver- 
schlüsse, gesondert von den Privatpapieren, aufbewahrt werden.“ 

„Die Amtsräume und Wohnungen der Konsularbeamten, welche 
Angehörige des Landes sind, das sie ernannt hat, und nicht Handel, 
Industrie oder eine sonstige gewerbliche Thätigkeit nebenbei be- 
treiben, sollen jederzeit unverletzlich sein.“ 

„Die Landesbehörden sollen, soweit es sich nicht um Ver- 
folgung von Verbrechen handelt, unter keinem Vorwände dort 
eindringen. In keinem Falle dürfen sie die daselbst niedergelegten 
Papiere durchsuchen oder in Beschlag nehmen. Unter keinen Um- 
ständen jedoch dürfen die Amtsräume oder Wohnungen der Konsular- 
beamten als Asyl benutzt werden.“ 

d) Befreiung von Lasten und Abgaben kSnnen die Konsuln nnr 

auf Grund besonderer Teretiibarnng in Ansprneh nehmen. 

Solche Vereinbarungen finden sich in den Verträgen sehr 
häufig. 

Deutsch-japanischer Konsularvertrag Art. III Abs. 1: 

„Konsularbeamte, welche Angehörige desjenigen vertrag- 
schliessenden Theiles sind, der sie ernannt hat, soUen befreit von 
Militäreinquartierung und Kontributionen sein, und vorausgesetzt, 
dass sie nicht Handel, Industrie oder ein anderes Gewerbe, be- 
ziehungsweise eine ausseramtliche Erwerbsthätigkeit betreiben, soUen 
sie auch von persönlichen oder Luxusabgaben und von allen 
Leistungen und Beiträgen befreit sein, welche einen direkten 
oder persönlichen Karakter haben. Diese Befreiung soll sich da- 
gegen nicht auf ZöUe, Verbrauchssteuern, örtliche Verzehrungs- 
abgaben oder auf Auflagen hinsichtlich Grundeigenthums erstrecken, 
das sie etwa in dem Lande ihres Amtsitzes erwerben oder be- 
sitzen. “ 

Deutsch- türkischer Freundschafts-, Handels- und Schiffahrts- 
verti-ag vom 26. August 1890 (R. G. Bl. 1891 S. 117) Art. X: 
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„Zollfrei dürfen in das Ottomanische Reich nach zollamtlicher 
Prüfung eingeführt werden: (3.) Effekten und Gegenstände, welche 
unter der Adresse des Vorstehers eines in der Türkei errichteten 
deutschen Generalkonsulats oder Konsulats eingeführt werden und 
zu dessen persönlichem Gebrauch oder dem seiner Familie be- 
stimmt sind, wenn diese Vorsteher von ihrer Regierung festbesoldete 
Berufsbeamte sind und insoweit, als die Einfuhrabgabe 2500 Piaster 
Gold jährlich nicht übersteigt.“ 

e) Zu den Ehreurorrecliten gehört das Recht der Konsuln, die 
Hoheitszeichen ihres Staates (Flagge, Wappen u. s. w.) in der 
dem Herkommen entsprechenden Weise zu führen. 

Eine durchaus eigenartige Bechtstellung haben die Jurisdiktions- 
konsuln. Sie beruht auf der fortdauernden einseitigen Geltung des 
Personalitätsprinzips in den nichtchrlstlichen Llindern (pays hors ehre- 
tlentfi).* 

1. Die rechtliche Grundlage dieser eigenartigen Stellung Hegt, 
abgesehen von dem Herkommen, in besonderen Vertrügen (Kapitula- 
tionen), welche die christlichen Staaten nach dem Torbilde Frank- 
reichs mit den nichtchrlstlicbcu Staaten geschlossen haben. 

Die Grundlage bildet der Vertrag von 1535 zwischen Franz I. 
und Soliman II., dem eine Reihe von elf weiteren Verträgen bis 
zu dem heute noch geltenden Vertrag von 1740 folgte. Der Ver- 
trag von 1740 diente zugleich als Vorbild für die von der Türkei 
mit den übrigen europäischen Mächten in der Folgezeit gesclilossenen 
Verträge, so auch für den preufsisch-türkischen Freundschafts- und 
Handelsvertrag vom 22. März 1761 (alten Stils), dessen Bestim- 
mungen dm'ch die Verträge von 1840 und 1862 auf den deutschen 
Zollverein und durch den deutsch -türkischen Freundschaftsvertrag 


4) Lippmann, Die Konsularjurisdiktioa im Orient. Ihre historische 
Entwicklung in den frühesten Zeiten bis zur Gegenwart 1898. (Ungenannt), 
Le regime des capitulations. Son histoire, son application, ses modifioations. 
Par un ancien diplomate 1898. Rey, La protection diplomatique dans les 
eohelles de Levant et de Barbaröo 1899. Staude, Die völkerrechtliche 
Sonderstellung der Jurisdiktionskonsuln in der Türkei. Uissert 1900. 
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vom 26. August 1890 (R. G. Bl. 1891 S. 117) auf das Deutsche 
Reich ausgedehnt wurden. 

a) Diese VertrUge gelten auch heute noch fUr das Oesamtgebiet 

der Türkei. 

Zwar enthält das 14. Protokoll des Pariser Vertrags vom 
25. März 1856 die Erklärung der Mächte, dafs sie: „einem Zu- 
stande entsprechen, dem der gegenwärtige Vertrag (durch welchen 
die Türkei in die Völkerrechtsgemeinschaft aufgcnoramen wurde) 
ein Ende zu machen nothwendig bestrebt sein muss“. Da aber die 
1856 erhoffte Reorganisation der türkischen Verwaltung ausblieb, 
wurden auch die Kapitulationen aufrecht erhalten. Die Vertrag- 
staaten haben sich vielmehr noch in den Jahren 1861 und 1862 
durch neue Verträge die alten Vorrechte ausdrücklich bestätigen 
lassen. 

Dagegen wurde die konsularische Gerichtsbarkeit in der Türkei 
nach drei Richtungen hin eingeschränkt. Einmal durch die Ein- 
setzung der gemischten Handelsgerichte im Jahre 1846 (siehe 
unten § 18 II); dann durch das Gesetz vom 10. Juni 1867, das 
den Fremden die Erwerbung von Grundeigentum in der Türkei 
gestattete, sie aber zugleich in allen auf Grundeigentum bezüglichen 
dingliclien und persönlichen Klagen an die türkischen Gerichte ver- 
wies; endlicli durch die Einsetzung der „gemischten“ korrektioneilen 
Gerichte (unten § 18 II). 

Durch den Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 wurde der in 
der Türkei bestehende Zustand nicht berührt, dagegen bestimmt 
(Art. 8 Abs. 4, Art. 37 Abs. 3, Art. 49), dafs in Bulgarien, Serbien, 
Rumänien die konsularische Jurisdiktion in Kraft bleiben solle, 
solange sie nicht durch gemeinsames Einverständnis der Beteiligten 
beseitigt werde. Die Beseitigung ist durch Verträge Serbiens mit 
den christlichen Mächten erfolgt (deutsch- serbischer Konsular- 
vertrag vom 6. Januar 1883, R. G. Bl. S. 62, Art. XXV). Mit Ru- 
mänien sind solche Verträge nicht geschlossen worden, that- 
sächlich aber hat dieses schon seit der Unabhängigkeitserklärung 
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von 1877, also vor dem Berliner Kongrefs, die Gerichtsbarkeit 
der fremden Konsuln aufser Übung gesetzt, ohne dafs die Mächte 
dagegen Widerspruch erhoben hätten; umgekehrt haben nach Art. 50 
des Berliner Vertrages die rumänischen Konsuln in der Türkei 
dieselben Rechte, wie die Konsuln der übrigen Mächte, während 
Serbien wie Montenegro dieses Recht der Türkei gegenüber nicht 
besitzen. In Bulgarien bestehen die Kapitulationen auch heute 
noch weiter. 

In Bosnien und der Herzegowina wurde 1880, nach- 
dem diese Gebiete unter österreichisch -ungarische Herrschaft ge- 
kommen waren, die Gerichtsbarkeit der fremden Konsuln beseitigt. 
Anerkannt durch Deutsches Reichsgesetz vom 7. Juni 1880 
(R. G. Bl. S. 146) und durchgeführt durch Verordnung vom 23. De- 
zemVier 1880 (R. G. Bl. S. 191). Auf Cypern hat England durch 
einseitigen Akt die konsularische Gerichtsbarkeit beseitigt. 

Der Versuch der Türkei, nach dem siegreichen Kriege mit 
Griechenland dieses zur Aufgabe der Kapitulationen zu zwingen, 
scheiterte an dem Widerspruch der Mächte. 

b) Ähnliche Verträge waren auch mit den sogenannten Barba- 
reskenstaaten im Norden AMka.s wie mit Ägypten und einigen 
andern afrikanischen Staaten geschiossen worden. 

Doch nahm die konsularische Gerichtsbarkeit in Algier bereits 
im Jahre 1830 mit der Einverleibung in Frankreich ein Ende. 
Und dasselbe geschah in Tunis in den Jahren 1883 und 1884, 
nachdem Frankreich die Schutzherrschaft über diese Länder er- 
worben hatte. Demgemäfs, und in Übereinstimmung mit den An- 
ordnungen der übrigen Mächte bestimmte das Deutsche Reichs- 
gesetz vom 27. Juli 1883 (B. G. Bl. S. 263): „Die dem Konsul des 
Deutschen Reichs in Tunis für die Regentschaft Tunis zustehende 
Gerichtsbarkeit kann mit Zustimmung des Bundesraths durch Kaiser- 
liche Verordnung eingeschränkt oder ausser Übung gesetzt werden.“ 


5) N. R. G. 2. s. X. 
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Dies geschah durch Verordnung vom 21. Januar 1884 (R. G. Bl. 
S. 9). Neuenlings hat, abermals in Übereinstimmung mit den 
übrigen Mächten,“ das Deutsche Reich durch ein« Frankreich gegen- 
über abgegebene Erkläning vom 18. November 1896 (R. G. Bl. 
1897 S. 7) ausdrücklich „auf die Geltendmachung des Regimes 
der Kapitulationen in Tunis“ Verzicht geleistet, und „wix-d da- 
selbst für seine Konsuln und seine Reichsangehörigen keine anderen 
Rechte und Privilegien in Anspruch nehmen als diejenigen, welche 
ihnen in Frankreich auf Grund der zwischen Deutschland und 
Frankreich bestehenden Verträge zustehen.“ 

Dagegen sind die mit Marokko abgeschlossenen Verträge 
a\ich heute noch in Kraft. Der mit diesem Staate vom Deutschen 
Reich geschlossene Handelsvertrag vom 1. Juni 1890 (R. G. Bl. 
1891 S. 378) enthält in Art, 1 die Meistbegünstigungsklausel. 

Die kon.sularische Gerichtsbarkeit in Ägypten ist durch die 
Einsetzung der gemischten Gerichte sehr wesentlich eingeschränkt 
worden {siehe unten § 18). 

Mit Zanzibar hatten verechiedene Mächte, das Deutsche 
Reich am 20. Dezember 188-5 (R. G. Bl. 1886 S. 261), Verträge 
abgeschlossen, durch welche ihren Staatsangehörigen das Recht 
der Exterritorialität zugesichert wurde. Durch das deutsch-eng- 
lische Abkommen vom 1. Juli 1890, durch welches Zanzibar unter 
englische Schutzherrechaft gelangte, wurde die Fortdauer dieser 
Verti'äge an sich nicht berührt. ‘ Erst bei der Teilung der Samoa- 
inseln dagegen verpflichtete sich Deutschland England gegenüber 
durch Ai't. VII des Vertrages vom 14. November 1899 auf seine 
Exterritorialrechte in Zanzibar zu verzichten, sobald das die übrigen 
Mächte ebenfalls thun würden. Nach dem Deutschen Reichsgesetz 
xom 15. Februar 1900 (R. G. Bl. S. 37) können demgemäfs durch 


6) Vergl. N. R. G. 2. s. XXIII, XXV. 

7) Vergl. aber die englische Erklärung vom 2. Februar 1891. N. E. G. 
2. s. XVIII 173. 
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Kaiserliche Verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die auf 
Exterritorialitätsrechte bezüglichen Vorschriften des Vertrages von 
1885 aufser Kraft gesetzt werden. Es wird sich auch hier, wie 
in Tunis (s. oben S. 127), die Unverträglichkeit der konsularischen 
Jurisdiktion mit der Schutzherrschaft einer der der Völkerrechtsge- 
meinschaft angehörenden Mächte herausstellen. Um so mehr mufete 
in Madagaskar diese Gerichtsbarkeit hinwegfallen, als das Land 
unter französische Herrschaft gebracht wurde (französisches Gesetz 
vom 2. April 1891). 

Im Kongostaat liatten sich England durch den Vertrag 
vom 16. Dezember 1884, Schweden durch Vertrag vom 10. Februar 
1885 die eigene Gerichtsbarkeit ihrer Konsuln Vorbehalten. Mit 
dem Eintritt des Kongostaates in die Völkerreehtsgemeinschaft 
mufs aber dieser Vorbehalt als beseitigt angesehen werden. Auch 
im Sudan hat England sofort nach der Eroberung (1899) die Kapi- 
tulationen aufser Kraft gesetzt. 

c) Auch in einzelnen mohamedanischen wie heidnischen Staaten 
Asiens besteht die konsnlarische Jurisdiktion. 

So in Maskat und Sana; in beiden Gebieten aber nicht 
zu Gunsten des Deutschen Heiches. Ferner in Persien. Hier ist 
der französisch -persische Freundschafts- und Handelsvertrag vom 
12. Juli 1855 mafsgebend auch für die meistbegünstigten Nationen, 
also auch für das Deutsche Reich nach dem Vertrag vom 11. Juni 
1873 (R. G. Bl. S. 351). Durch Vertrag von 1873 haben sich auch 
die Türkei und Persien gegenseitig dieselben Vorrechte eingeräumt, 
welche die europäischen Mächte geniefsen. Von den Staaten des 
.„äufsersten Ostens“ (l’extreme Orient) stehen unter der Herrschaft 
der Kapitulationen Siam (Vertrag mit dem Deutschen Zollverein 
vom 7. Februar 1862, gültig jetzt für das Deutsche Reich), China 
(Vertrag mit dem Deutschen Zollverein vom 2. November 1861, 
gültig jetzt für das Deutsche Reich) und Korea (Vertrag mit dem 
Deutschen Reich vom 26. November 1883, R. G. Bl. 1884 S. 221). 
Zu beachten ist, dafs, wie schon seit 1871, so jetzt nach dem 

T. Liszt, Völkftrrecht. 2. Aufl. 9 
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japanisch -chinesischen Handelsverträge vom 21. Juli 1896 Japan 
in China sich die konsularische Jurisdiktion gesichert hat, dagegen 
die Chinesen auf seinem Gebiet seiner eigenen Gerichtsbarkeit 
unterwirft. In dem deutsch - koreanischen Vertrage von 1883 ist 
der Wegfall der konsularischen Gerichtsbarkeit in Aussicht ge- 
nommen. Vergl. Sclüufsprotokoll zu Art. III des Vertrages: 

„Dem Rechte der exteiritorialen Jurisdiktion über deutsche 
Reichsangehörige wird von der Kaiserlich deutschen Regierung 
entsagt werden, sobald nach ihrer Auffassung das Gerichtsverfahren 
und tlie Gesetze des Königreichs Korea so weit geändert und ver- 
bessert worden sind, um die gegenwärtig bestehenden Bedenken 
gegen eine Unterstellung deutscher Reichsangehöriger unter die 
koreanische Gerichtsbarkeit zu beseitigen, und die koreanischen 
Richter eine gleichartige richterliche Befähigung und eine ähnliche 
unabhängige Stellung wie der deutsche Richterstand erreicht haben 
w-erden. “ 

In Anam und Tonking hat Frankreich 1884 die kon- 
sularische Gerichtsbarkeit, ohne Widei-spnieh zu begegnen, auf- 
gehoben. Die Beseitigung dev Kapitulationen in Japan, das dadurch 
erst die volle Selbständigkeit seiner Staatsgewalt und die Gleich- 
berechtigung mit den übrigen Mitgliedern der Völkerrechtsgemein- 
schaft sich emmgen hat, wurde bereits oben in § 1 I 2 erwähnt. 

(I) Die Verträge mit den poljnesisehen Inselgruppen haben lieiite 
keine Bedeutung mehr, da sie unter die europUisclien HMcIite 
und die Vereinigten Staaten Amerikas aufgeteilt worden sind. 

Das gilt sowohl von der Grupj)e der Samoainseln, mit 
welcher das Deutsche Reich am 24. Januar 1879 (R. G. Bl. 1881 
S. 29) einen Freundschaftsvertrag geschlossen hatte, als auch von 
den Tongainsoln, mit dem der Freundschaftsvcrtreg des Deutschen 
Reiches vom 1. November 1876 (R. G. Bl. 1877 S. 517) datiert. 
Vergl. dazu das bereits erwähnte Deutsche Reichsgesetz vom 
15. Februar 1900 (R. G. Bl. S. 37), nach welchem mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Kaiserliche Verordnung die beiden Verträge 
aufser Kraft gesetzt w'eivlen können. Die deutsche Konsulargerichts- 
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barkeit auf den an die Vereinigten Staaten übergegangenen Samoa- 
inseln ist durch Verordnung vom 25. September 1900 (E. G. Bl. 
S. 849) aufgehoben worden. 

2. Die Rechte der Jurisdiktionskonsuln im einzeinen. 

a) Sie haben , soweit ihre nationale Gesetzgebung' ihnen diese Re- 
fngnis gewährt, die (ausschiiersiiehe) Poiizeigewait (Verordnungs- 
lind Strafgewait) Uber die Staatsangehörigen und die Schutz- 
genossen iiiresAbsendestaates, daher insbesondere auch das Recht, 
diese ans ihrem Bezirk aiisznweisen. 

b) Sie halten die Ciirii- und Strafgerichtsbarkeit in allen Streitig- 
keiten, in weichen beide Teiie (.ingekiagter und Verletzter, 
KiUger und Gekiagter) Staatsangehörige ihres Staates sind; 
Sehntzgenossen oder de facto Unterthanen werden meist, aber 
nicht immer, den Staatsangehörigen gieicfagesteiit. 

e) In Streitigkeiten zwischen Angehörigen versciiiedeuer christlicher 
Staaten entscheidet der Konsul des Geklagten oder Bcscliiildigten 
(nach dem Grundsatz: actor se<|uitur foruiii rei). 

d) Bei Streitigkeiten zwischen den Angehörigen eines christlichen 
Staates und einem Kiiigeborencii giebt es keine allgemeine Regel. 
In der Türkei, in China und in Persien entscheiden in 
diesem Falle im allgemeinen die lokalen Gerichte, aber mit Da- 
zwischenkunft des Konsuls. Abweichende Grundsätze gelten viel- 
fach für Strafsachen. So hat die Türkei 1830 den Vereinigten 
Staaten das Recht eingeränmt, dafs die amerikanischen Konsuln 
über strafbare Handlungen ihrer Staatsangehörigen richten sollen, 
auch wenn der Verletzte türkischer Unterthan ist; und dieses Recht 
steht auch allen denjenigen Staaten zu, die, wie das Deutsche 
Reich, in der Türkei auf dem Ful'se der meistbegünstigten Nationen 
behandelt werden. Nach dom deutschen Frenndschafts- n. s. w. 
Vertrage mit Persien vom 11. Juni 1873 (R. G. Bl. S. 351) Art. 16 
sollen Strafsachen, in welche Deutsche in Persien oder umgekehrt 
verwickelt werden, nach dem Grundsätze der Meistbegünstigung 
beurteilt werden. Vergl. auch den Vertrag zwischen China und 
dem Deutschen Zollverein vom 2. September 1861 (preufsische Ge- 
setzsammlung 1803 S. 265). Dagegen entscheiden in Korea, 

9* 
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Siam und andern L<äudem allgemein die Behörden des Geklagten 
oder Angeklagten. 

e) Die Konsuln haben das Recht der Beistandsehalt in allen Streitig- 
keiten , ln ^reichen ein Angehöriger ihres Staates als Partei Tor 
den einheimischen Gerichten zu erscheinen hat. 

f) Sie geniefseu die E.xterritoriaiitUt wie die Gesandten, und diese 
erstreckt sieh auch auf ihre FuuiiUeu wie auf ihr Geschttfts- 
personai. 

g) Es sind iiiiien sogar, darüber hinausgeheud, weitere besondere 
Rechte eingeriiumt. 

So haben sie das Eecht, sich eine Ehrenwache zu halten; 
ihre Wohnung gilt als Asyl; ihre Schutzgewalt erstreckt sich teil- 
weise über das ganze Stadtviertel, in dem sie mit ihren Staats- 
angehörigen wohnen (franchise des quartiers, oben § 14 VI 3). 

4. Aus dem Gesagten ergiebt sieh, dafs a)>er auch die Staats- 
angehörigen der christlichen Staaten selbst in den konsula rischen Jnris- 
diktionsbezlrken einer weitgehenden Befreiung von der Htaatsgewalt 
des Aufenthaltsstaates geuiefsen , insoweit also , kraft des für sie gelten- 
den PersonalitUtsprinzipes, extenltoiial sind (oben § 8 III 6). 

Dies war mit aller juristischen Schärfe ausgesprochen in 
dem deutschen Freundscliafts- u. s. w. Vertrag mit Zanzibar vom 
20. Dezember 1885 (R.G.Bl. 188G S.261) Art. XVI: 

„Die Angehörigen des Deutschen Reichs geniefsen innerhalb 
des Gebietes Seiner Hoheit des Sultans von Zanzibar das Recht 
der Exterritorialität“. 

„Die Behörden Seiner Hoheit des Sultans haben sich in 
Streitigkeiten, welche zwischen deutschen Reichsangehörigen unter- 
einander und zwischen ihnen und Angehörigen anderer christlicher 

Nationen entstehen, nicht oinzumischen “ 

Diese Befreiung ergreift .sogar nach einzelnen Abmachungen 
die Dienerschaft der christlichen Staatsangehörigen. 
Art. XVII des Vertrags fährt fort: „Unterthanen Seiner Hoheit des 
Sultans oder Angehörige, durch Konsuln bei Seiner Hoheit jücht 
vertretener, nichtchristlicher Nationen, welche iimerhalb der Be- 
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Sitzungen Seiner Hoheit als Bedienstete bei deutsclien Reichsange- 
hurigen angestellt sind, sollen denselben Schutz wie die letzteren 
selbst geniefsen. Sollten dieselben jedoch eines Vergehens oder 
Verbrechens beschuldigt werden, so sollen sie, sofern hinreichende 
Verdachtsgründe gegen sie nachgewiesen werden, von ihren deut- 
schen Dienstherren eventuell durch das deutsche Konsulat den 
Behörden Seiner Hoheit des Sidtans zur Bestrafung überwiesen und 
zu diesem Zweck aus dem Dienste der deutschen ünterthanen ent- 
lassen werden.“ 

Die Exterritorialität erstreckt sich dann auch auf die 
Wohnungen der christlichen Staatsangehörigen, die ohne die Zu- 
stimmung der Besitzer nur mit Genehmigung oder doch nur in 
Gegenwart des Konsuls oder seines Vertreters einer Durchsuchung 
unterzogen werden dürfen. Vergl. die deutschen Vertrüge mit 
Zanzibar, mit Persien u. s. w. 

ü. Eine wesentliche Kinsrliriinkung der konsiilarischeii Oerirhts- 
barkeit wird dnrch die Einsetzung der geinlscliten Gerichtshöfe herhei- 
gefUhrt. (Vergl. unten § 18.) 

§ 16. Die Organe der Völkerrechtsgemeinschaft 
im allgemeinen. 

I. Da es heute noch an einer ständigen und allgemeinen Organi- 
sation der Völkerrechtsgemeinschaft fehlt, so giebt es auch keine gtttn- 
digcn und allgemeinen Vertreter dieser Gemeinschaft. 

1. Das Staatshaupt, der Minister der auswärtigen Angelegen- 
heiten, der Gesandte, der Konsul, der Kommissar, — sie alle ver- 
treten mu- den einzelnen Staat in seinem völken-echtlichen Verkehr 
mit den übrigen Staaten, niemals die Gesamtheit dieser Staaten; 
sie sind im strengen Sinne des Wortes durchaus nationale Organe 
für den internationalen Verkehr, nicht aber internationale Organe. 

Zur Beratung und Entscheidung über Angelegenheiten von 
gemeinsamem Interesse, mögen diese politischer oder technisch - 
administrativer Natur sein, treten die Abgesandten der einzelnen 
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Staaten zu besonderen, mir zu diesem Zweck einberufonen Ver- 
sammlungen zusammen. Diese Versammlungen lieLfsen Kongresse 
oder Konferenzen, ohne dafs zwischen diesen beiden Ausdrücken 
ein streng festgehaltener Unterschied bestünde, obwohl im allge- 
meinen die Verhandlungen über die grofsen politischen Fragen als 
Kongresse, die weniger feierlichen, meist nur durch Kommissare 
beschickten Verhandlungen über technisch-administrative Fragen als 
Konferenzen bezeichnet zu werden pflegen. Auf Kongressen wie 
auf Konferenzen können Beschlüsse nur mit Stirameneinhelligkeit 
gefafst werden; die Möglichkeit, überstimmt zu wenlcn, würde als 
unerträgliche Gefährdung der nationalen Selbständigkeit eiseheinen. 

Bei Gründung der Quadrupelallianz von 1815 (oben § 3 III) 
waren regelmäfsige , in bestimmten Zeiträumen abzuhaltende Kon- 
gresse der beteiligten Staaten in Aussicht genommen worden. Diese 
hätten wohl den Keim abgeben können zu einem Völkerareopag 
und damit zu einer rechtlichen Organisation der VOlkeiTechtsgemein- 
sehaft. Aber schon nach wenig Jahren hatten die vom Geiste der 
Heiligen Allianz erfüllten Kongresse ein unrühmliches Ende ge- 
funden. Seitdem hat der Gedanke einer ständigen oder doch von 
Zeit zu Zeit sich versammelnden Staaten Vertretung nur in den 
Utopieen derjenigen Schriftsteller eine Rolle gespielt, die von dem 
Staatenstaat (oben § 1 1) träumten. 

2. Deiinocli hat die Eiitwickliiiitr des Stauteiiverkelirs im 19. Jalir- 
hniidert und zwar insbesondere in den ietzten Jahrzehnten stllndige 
Slaatenvertrelungeii ins I>ebeii gerufeii, die zur Verwaltung ubge- 
grenzter genieinsamer Interessen von einer gröfseren oder kleineren 
Staatengriipiie berufen, mithin kraft internationalen Auftrags, als 
wirklleh internationale Ämter erseiieinen. Die Mitglieder dieser Organe 
liaben daher aiieh nieht einseitig die Interessen ihres Ileimatsstaates 
uaeh den ihnen erteilten Instruktionen, snud(‘rn die gemeinsamen 
Interessen nach freier rberzeugiing zu vertreten.* 

II. Hlerlier gehören in ereter Linie, ihrer zeitlichen Entstehung 
iiaeli, die luternntionaleii Fliirskommissioiien, wie sie zur ( berwaehnng 

1) Sehr bestritten. Übereinstimmend Kaufmann (unten Note 2). 
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der freien Sehiffahrt auf den konrentionellen Strömen (unten § 27) 
eingesetzt norden sind. Zn erwähnen sind in diesem ZiLsammenhange: 

1. Die Europäische Donaukommission. 

Die Europäische Donaukommission wurde durch Art. 16 des 
Pariser Vertrages vom 30. März 1856 eingesetzt. Sie besteht aus 
je einem Vertreter Preufsens, Österreich -Ungarns, Frankreichs, 
Grofsbritanniens, Rufslands, Sardiniens und der Türkei. Ursprüng- 
lich sollte sie ihre Aufgabe (unten § 27) in zwei Jahren zu Ende 
geführt haben und dann aufgelöst werden. Allein es stellte sich 
bald die Notwendigkeit heraus, ihr Mandat zu verlängern (so schon 
durch den Londoner Vertrag vom 13. März 1871), und durch den 
Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 Art. 53 wui-de ihr der unein- 
geschränkte Weiterliestand zugesichert. Dieser Artikel bestimmt: 
„Die europäische Donau -Kommission, in welcher Rumänien vertreten 
sein soll, bleibt in ihrer Thätigkeit bestehen und wird solche von 
jetzt ab bis nach Galatz hinauf in vollständiger Unabhängigkeit von 
der Landesgewalt ausUhen. Alle Verträge, Abkommen, Verfügungen 
und Entscheidungen bezüglich ihrer Rechte, Privilegien, Pi-ärogative 
und Verpflichtungen werden bestätigt.“ Nach der Zusatzakte zur 
Schiffahrtsakte für die Donaumflndungen vom 28. Mai 1881 (R. G. Bl. 
1882 S. 61) ernennt die Europäische Kommission erstens den 
Scliiffahrtsinspektor der unteren Donau (Inspecteur de la navigatiou 
du Bas-Danube), der von einem Kanzler und den Aufsehern für 
die verschiedenen Flufssektionen unterstützt wird, sowie zweitens 
den Kajiitän des Hafens von Sulina und dessen ganzes Unterpersonal, 
und zwar mit Stimmenmehrheit und ohne Rücksicht auf die Staats- 
angehörigkeit. Der Inspektor und der Hafenkapitän haben die Ge- 
richtsbarkeit erster Instanz bei allen Übertretungen der Schiffahrts- 
polizei; ihr Urteil wirtl im Namen der Europäischen Kommission 
gefällt, und an diese geht der Rochtsmittelzug. Alle Beamten 
und Arbeiter der Europäischen Kommission haben das Recht, ein 
besonderes Abzeichen zu tragen (auf blauem Feld die Buchstaben 
C. E. D.) und atif allen Bauten und Schiffen der Kommission kann 
deren eigene Flagge ausschliefslich gefühi-t wewlen. 
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2. Die durch die Kongoschiffahrtsakte vom 26. Februar 18S5 
(R. G. Bl. S. 229) vorgesehene Internationale Kommis.sion. 

Nach Art. 17 der Kongoakte soll die Kommission die Aus- 
fühniug der Kongosohiffahrtsakte überwachen. Sie besteht aus den 
Vertretern der Signatamiächte sowie derjenigen Mächte, welche 
später der Akte beitreten. Ihre Mitglieder, sowie die von ihr er- 
nannten Agenten sind in der Ausübung ihrer Funktionen mit dem 
Privileg der Unverletzlichkeit bekleidet. Der gleiche Schutz soll 
sich auf die Aratsräume, Bureaux und Archive der Kommission 
erstrecken (Art. 18). Die Kommission hat Bestimmungen über die 
Schiffahrt, die Flufspolizei, das Lotsen- und Quarantänewesen aus- 
zuarbeiten. Übertretungen dieser Bestinunungen werden da, wo 
die Kommission ihre Machtbefugnisse unmittelbar ausübt, von ihren 
Agenten, sonst von dem Uferstaate geahndet (Art. 19). In der 
Ausübung ihrer Befugnisse ist die Kommission von der Landes- 
gewalt unabhängig (Art. 20). Der Kommission ist (durch Art. 21) 
die Befugnis eingeräumt, im Notfälle zur Erfüllung ihrer Aufgabe 
die Kriegsschiffe der Signatärmächte heranzuziehen. — Die Kom- 
mission ist thatsächlich nicht ins Leben getreten. 

Für den Niger ist die Überwachung durch eine internationale 
Kommission nicht vorgesehen worden; hier üben die Dfermächte 
die volle Souveränität innerhalb der Schranken aus, die durch die 
Vereinbarungen der Kongoakte aufgestellt worden sind. 

3. Die Vertreter der Mächte in Äirypten bilden eine besondere 
Internationale Kommission, welche die Ausflihrung des Vertrags vom 
29. Oktober 1888 Uber die Neutralisierung des Suezkanals zu Über- 
wachen bat (unten § 27 IV). 

III. Eine ähnliche Stellung, aber mit beschränkterem Auftrag 
nehmen die Internationalen Sanitätskommissionen ein. Diese sind: 

1. Der durch die eben (II 1) erwähnte Akte von 1881, be- 
treffend die Donansehiffahrt, eingesetzte Conseil international zu 
Bukarest. 

Er hat die sanitären Reglements im Einvernehmen mit der 
Eurojjäischen Donaukommission auszuarbeiten und deren Befolgung 
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zu überwachen, sowie insbesondere den Sanitätsdienst in Sulina zu 
verwalten. 

2. Der Conseil sup^rieur de sante zu Konstantinopel. 

Die Aufgabe dieser internationalen Körperschaft ist insbe- 
sondere die Überwachung derjenigen Mafsregeln, die zur Bekämpfung 
der Cholera und der Pest zwischen den Mächten vereinbart sind 
(darüber unten § 33). Der oberste Qesundheitsrat reicht bis in 
die dreifsiger Jahre des 19. Jahrhunderts zurück und besteht gegen- 
wärtig ans 21 Mitgliedern (8 Türken und 13 Nichttürken) unter 
dem Vorsitz des ottomanischen Ministers der auswärtigen Atige- 
legenheiten. Die nicht -türkischen Mitglieder werden ernannt von 
den europäischen Ländern, den Vereinigten Staaten Amerikas, sowie 
von Pei'sien. Unter dem Conseil supörieur de s;mt6 steht der 
Conseil sanitaire maritime et quarantenaire in Alexandrien, 
hervorgegangen, seit 1881, aus der ebenfalls in die dreifsiger Jahre 
des 19. Jahrhunderts zurückreichenden, 1868 reorganisierten, Inten- 
dance sanitaire genörale d’Egypte. Er besteht aus 23 Mitgliedern 
(9 Ägyptern, 14 Nichtägyptern). Jenem Gesundheitsrat Konstan- 
tinojiels sind ferner die verschiedenen, im Laufe der letzten Jahre 
eingerichteten Sanitätsstationen im Roten Meere und im Persischen 
Meerbusen mit ihrem gesamten Personale sowie verschiedenen Unter- 
kommissionen unterstellt. 

IV. Es gebären ferner hierher die Internationalen Kommissionen, 
die zur Überwachung der Fiiianzverwaltnng einzelner Stauten einge- 
setzt worden sind. ' 

1. Die öffentliche Schuld der Türkei wird verwaltet durch 
eine Kommission, in der England, Deutschland, Frankreich, ()ster- 
reich, Italien vertreten sind.® 

2. Zur Überwachung der Hgjptisehen Finanzverwaltung (ins- 
besondere auch der Eisenbahnen, der Telegraphen und des Hafens 

2) Salitis, R. G. III 245. Kaufmann, E. J. XXII 556, XXIII 62. 
Derselbe, Das internationale Recht der ägyptischen Staatsschuld. 1891. — 
K. G. V 454. Vergl. auch die oben § 11 Note 7 angeführte Litteratm’. 

3) In Tunis ist seit 1889 die internationale Kontrolle beseitigt. 
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von Alexandrien als der wichtigsten Einnahmequellen für die ägyp- 
tische Staatsschuld) wurde bereits 1876 eine Commission de 
la caisse de la dette publique eingesetzt. Sie erhielt den 
Charakter eines eigentlichen internationalen Organs durch das Liqui- 
dationsgesotz vom 17. Juli 1880; die Garantie der ägj^ptischen 
Anleihen von 1885 durch die sechs Grofsmächte^ brachte eine Er- 
weiterung ihrer Zuständigkeit. Die Vertreter der sechs europäischen 
Grofsmächte verwalten die Staatsschuldenkasse. 

3. In die Reihe der in ihrer Finanzverwaltung überwachten 
Staaten ist neuerdings auch Griechenland getreten. 

Die Finanzkontrolle in Griechenland führt zurück auf die 
türkisch -griechischen Friedenspräliminarien vom 18. September 1897 
(Art. 2). Damit die wohlerworbenen Rechte der alten Gläubiger 
der öffentlichen Schuld Griechenlands durch die Kriegsentschädigung 
nicht beeinträchtigt werden, sollte durch ein, von den Grofsmächten 
gebilligtes, griechisches Gesetz die Erhebung und Verwendung der- 
jenigen Einkünfte, die genügend sind, um die Zinsen der zum Zweck 
der Kriegsentschädigung aufgenommenon Anleihen und die übrigen 
nationalen Schulden zu decken, unter die absolute Kontrolle einer 
aus den Vertretern der sechs europäischen Grofsmächte bestehenden 
Kommission gestellt werden. Das griechische Gesetz ist unter dem 
10. März 1898 ergangen.® Danach geniefsen die Mitglieder der 
Kommission dieselben Rechte wie die Gesandten. Die Kommission 
entscheidet nach Stimmenmehrheit Streitigkeiten zwischen ihr und 
der griechischen Regierung werden durch ein Schiedsgericht erledigt. 

V. Ganz besondere liedeutniig haben die internatioiialen Xniter 
der völkerrechtlichen Yerwaltungsgeineinsehaften (Unionen) erlangt, 
von denen im nächsten Paragrapiien besondei-s die Rede sein wird. 

VI. Endlich aber linden sich auch die ersten Anzeichen znr Bildung 
internationaler Gerichtshöfe. Vergl. über sie unten § 18. 

4) Vergl. N. R. G. 2. s. XI 88. 

5) Wortlaut des Gesetzes in N. R. G. 2. s. XXV 475. Deutsche Über- 
setzung in: Gesetze und Schriftstücke betr. die Finanzkontrolle in Giiechen- 
land. 1898. 


V. 
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§ 17. Die internationalen Ämter der „völkerrechtlichen 
V erwaltnngsgemeinschaften ‘ 

I. Die internatioiialen Veriraltuiigrs^eineinschafteii sind dauernde 
Tereinifrungren einer nicht gresehlosseneii StaatentTruppe zur gremein- 
Samen Förderung abgegrenzter gemeinsamer Interessen. 

Sie werden miüiin durch ein doppeltes Merkmal gekenn- 
zeichnet. Es handelt sich zunächst nicht um einen geschlossenen 
Kreis von Staaten, etwa um die Grofsmächte, sondern, grundsätzlich 
wenigstens, steht der Beitritt zu den getroffenen Verciubaningen 
jedem Staate offen, der gewissen Voraussetzungen entspricht. Dann 
aber kennzeichnen sich diese Gemeinschaften durch ihren auf Dauer 
berechneten Charakter, der in der Einsetzung ständiger Verwaltungs- 
ämter sowie in den regelmäfsig wiederkehrenden Konferenzen 
seinen Ausdruck findet. In dieser Gestalt stammen die Unionen 
aus der Mitte der 60 er Jahre des 19. Jalu’hunderts. Sie sind heute 
zehn an der Zahl. Eine kräftige Weiterentwicklung kann ihnen 
mit Bestimmtheit vorausgesagt werden. 

Die Gestaltung der einzelnen Verwaltungsgemeinschaften wird 
im nächsten Buch an den geeigneten Stellen dargestellt. Hier 
handelt es sich nur um eine übersichtliche Zusammenstellung der 
von ihnen ins Leben genifenen internationalen Ämter. 

II. Die heute bestehenden „internationalen Ämter“ sind die 
folgenden: 

1. Das „Bureau international des administrations t^l6graphiques “ 
mit dem Sitz in Bern. 

Er ist im Jahre 1868 von dem bereits 1865 begründeten 
internationalen Telcgraphenverein (unten § 29 III) ins Leben ge- 
rufen wonlen. Seine Aufgabe besteht in der Sammlung, Ordnung 


1) Moyiiier, Les Bureau.x internationaiix des Uniöus univorsolles. 
1892. Descamps, Les Offices internationaux et leur avenir. 1894. Meili, 
Die internationalen Unionen über das Recht der Weltverkelirsanstalten und 
des geistigen Eigentums. 1889. Renault, R. G. UI 14. Kazansky, R. J. 
XXIX 238. Jellinek, Staatslehre. S. 676. Rehm, Staatslehre. S. 97. 
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und Veröffentlichung aller auf die internationale Telegraphie be- 
züglichen Auskünfte. Sein Organ ist das in französischer Sprache 
«•scheinende „Journal telögraphi(|ue“. Das Bureau hat ferner die 
regelmäfsigen Konferenzen der Union vorzubereiten und in der 
Zwischenzeit den Verkehr zwischen den beteiligten Verwaltungen 
aufrecht zu erhalten. Es besteht aus vier Beamten, die unter der 
Aufsicht der Schweiz ihre Funktionen ausüben. 

2. Das Bureau des WeltpostTcreins zu Bern. 

Das Bureau, bestehend aus einem Direktor und sechs andern 
Beamten, trat am 15. September 1875 zu Bern unter der Aufsicht 
der Schweiz ins Leben, während der jetzige „Weltpostverein“ 
bereits 1874 als „ Allgemeiner Fostverein “ begründet worden war 
(unten § 29 II). Seine Aufgabe ist im allgemeinen dieselbe wie 
die des oben genannten Amtes. Es hat aber auch die weitere 
Aufgabe, rechtliche Gutachten zu geben und kann als Schieds- 
gericht angerufen werden. Es veröffentlicht die Monatsschrift: 
„L’union postale“ in drei Sprachen (deutsch, französisch, englisch). 

3. Das „Bureau international des poids et mesnres“ zu Paris. 

Das Bureau (unten § 3011) besteht seit 1875 aus einem 

Direktor, zwei Adjunkten und einer unbestimmten Anzahl weiterer 
Beamten. Es hat die Aufgabe, die internationalen Prototype des 
Meters und des Kilogramms zu bewachen und mit den nationalen 
Prototypen zu vergleichen. Das Bureau arbeitet unter der Leitung 
und Beaufsichtigung eines internationalen Komitös von 14 Mitgliedern, 
die verschiedenen Staaten angehören. Die oberste Instanz bildet 
die Generalversammlung (conförence gönerale) der Vertragsstaaten, 
die mindestens alle sechs Jahre einmal in Paris unter dem Vorsitz 
des Präsidenten der französischen Akademie der Wissenschaften 
zusammentreten soO. 

Das Bureau der Staatengemeinschaft zum Schutz des gewerb- 
lichen Eigentums in Bern. 

Da-s Bureau besteht seit 1883 (unten § 31 II) ; es hat die Wochen- 
schrift „La propriötö industrielle“ herauszugeben , aUe auf das gewerb- 
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liehe Eigentum l)ezOglichen Auskünfte zu sammeln und den Mit- 
gliedern anf Verlangen mitzuteilen, sowie die regelmäfsigen Kon- 
ferenzen der Union vorzubereiten. Seit 1886 ist dieses Bureau mit 
dem unter 5 genannten vereinigt. 

5. Das Bureau des Staatenverbandes zum Schutze der Werke 
der Litteratur und Kunst zu Bern. 

Das Bureau besteht seit 1886 (unten § 3111). Es ist mit 
dem unter 4 genannten vereinigt, steht unter der Aufsicht des 
schweizerischen Departements der auswäi-tigen Angelegenheiten und 
wird durch einen Generalsekretär mit drei Hilfskräften gebildet. 
Seine amtliche Thätigkeit ist eine sehr bescheidene, seine litterarische 
dagegen von grofser Bedeutung. Die von ihm heran sgegebone 
Monatsschrift „Le droit d’auteur“ erscheint einstweilen nur in 
französischer Sprache. 

6. Das Bui-eau central der Association geodesique internationale 
in Potsdam. 

Das Biueau, 1864 begründet (unten § 35 III) ist berufen 
den ständigen Ausschufs der genannten Staatenverbindung (sieben 
Mitglieder) in seinen rein wissenschaftlichen Arbeiten zu unter- 
stützen. An der Spitze des Bureaus steht als Direktor der Leiter 
des preufsischen geodätischen Instituts, dom aber zur Wahrung 
des internationalen Charakters des Amtes 1886- ein ständiger 
Sekretär an die Seite gesetzt wurde. 

7. Die Bureaus der Staatenvereinigung zur Bekämpfung des 
Sklavenraubes und des Sklavenhandels; und zwar 

a) das Bureau iuternational maritime in Zanzibar mit seinen Ililfs- 

Umtern; 

b) das Bureau spdeial in Brüssel. 

Die beiden Bureaus sind geschaffen worden durch die Brüsseler 
Generalakte vom 2. Juli 1890 (unten §36). Das Bureau zu Zanzibar 
ist zusammengesetzt aus den Vertretern der Signatarmächte. Seine 

2) Daher ist dieses Jahr für die hier festgehalteue chronologische 
Eeihenlolgo mafsgebend. 
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Aufgabe ist eine praktische: es hat alle Schriftstücke und alle 
Auskünfte zu sammeln, die der Bekämpfung des Sklavenliandels 
dienlich sein können. Es hat die Befugnis, Hilfsbureaus in andern 
Gebieten der verdächtigen Zone, insbesondere am Roten Meere, 
einzurichten. Das „ Speeialbureau“ in Brüssel dagegen soll den 
Austausch aller Gesetze und Verordnungen, sowie aller statistischen 
Nachrichten vermitteln, welche Gegenstände der Brüsseler General- 
akte betreffen. 

8. Das Bureau des Internationalen Verbandes zur TerSffentUchung 
der Zolltarife zu BrlLssel. 

Der im Jahre 1800 gegründete Verband (unten § 28 V) hat 
ein besonderes Bureau beauftragt, die Zolltarife der verschiedenen 
Staaten und die sie abändernden Gesetze und Verordnungen zu 
sammeln, und so rasch als möglich zu veröffentlichen. Das Bureau 
steht unter dem Schutz des belgischen Ministeriums der auswärtigen 
Angelegenheiten. Das von ihm herausgegebene „Bulletin international 
des douanes“ erscheint in fünf Sprachen (deutsch, französisch, eng- 
lisch, italienisch und spanisch). Der Direktor des Bureaus wird 
unterstützt durch einen Sekretär und zehn Übersetzer. 

9. Das Office central des transports Internatloiiaux zu Bern. 

Auch dieses Bureau ist im Jahre 1890 entstanden (unten 

§ 29 1). Der weitergehende Vorschlag des Deutschen Reichs, 
einen internationalen Gerichtshof für Rückgriffsstreitigkeiten unter 
den Eisenbahnen einzusetzen (Entwurf von 1877/78), fand nicht die 
Zustimmung der übrigen Mächte. 

Jenem „ Centralamt für den internationalen Transport “ wurden 
durch Art. 57 folgende Aufgaben überwiesen: 1. die Mitteilungen 
eines jeden der Vertragsstaaten und einer jeden der beteiligten Eisen- 
bahnen entgegenzunohmen und sie den übrigen Staaten und Verwal- 
tungen zur Kenntnis zu biingen; 2. Naclu-ichten aller Art, die für 
das inteniationale Transportwesen von Wichtigkeit sind, zu sammeln, 
zusfiinmenzustellen und zu veröffentlichen; 3. auf Begehren der Par- 
teien Entscheidungen über Streitigkeiten der Eisenbahnen unterein- 
ander abzugeben; 4. Abänderungsanträge geschäftlich zu behandeln 
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und den Verti-agssta<iten, wenn hierzu Anlafs vorliegt, den Zu- 
sammentritt einer neuen Konferenz vorzuschlagen; 5. die finanziellen 
Beziehungen der beteiligten Verwaltungen, sowie die Einziehung 
riickstiindiger Forderungen zu erleichtern. Durch ein besonderes 
Reglement vom 4. Oktober 1890 (K. (t. Bl. 1892 S. 870) wurde 
Bern als der Sitz des Zentralamtes bestimmt und die Herausgabe 
einer Zeitschrift in Aussicht genommen. Diese erscheint in deutscher 
und französischer Sprache. Das Reglement weist dem Zentralamt 
aufserdem wichtige Aufgaben für den Fall zu, dafs eine der be- 
teiligten Eisenbalinverwaltungen ihren Verpflichtungen nachzukommen 
sich weigert. 

10. Das internationale Bureau des stSndigen Sehiedsgerlehtshofes 
im Haag. 

Dieses Bureau ist ins Leben gerufen worden dffreh Art. 22 
der Konvention betreffend das schiedsriehterliche Verfahren vom 
29. Juli 1899 (unten § 3811). Es soll dom Schiedsgerichtshofe als 
Gerichtsschroiberei (greife) dienen, alle Mitteilungen vermitteln, die 
sich auf die Sitzimgen des Gerichtshofes beziehen, die Archive an- 
legen und überwachen und alle Verwaltungsgeschäfte führen. Die 
Signatarmächte werden dem Bureau alle Schiedsverträge mitteilen, 
die sie geschlossen haben, und ebenso alle schiedsrichterlichen 
Urteile, die von besonderen Schiedsgerichten gefällt werden. Ebenso 
verpflichten sie sich, dem Bureau alle Gesetze, Verordnungen und 
Urkunden mitzuteilen, die sich auf die Vollstreckung der von dem 
Gerichtshöfe gefällten Urteile beziehen. Das Bureau steht unter 
der Überwachung eines ständigen Verwaltungsrats (Conseil admini- 
stratif permanent), der aus den im Haag beglaubigten diplomatischen 
Vertretern der Signatarmächte unter dem Vorsitz des niederländischen 
Ministers der auswärtigen Angelegenheiten besteht. Der Verwaltungs- 
rat hat das Bureau einzurichten, dessen Geschäftsführung zu regeln, 
die Beamten und Angestellten zu ernennen und deren Geiialt zu 
bestimmen (Art. 28). 
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§ 18. Die internationalen Gerichte. 

I. Internationale Gerichte fliKlen sieh iieute in zweifaelier Gestalt. 

1. Ais „gemischte Gerichte“, wie ln der Türkei nnd Xgypten, 
d. h. als Gerichte, die aus einheimischen nnd ans fremden Richtern 
znsammengesetzt sind, um Uber Streitigkeiten zwischen Einheimischen 
nnd Fremden oder zwischen Fremden verschiedener Nationen zu ent* 
scheiden. 

Die gemischten Gerichte bedeuten eine Einschränkung der 
konsularischen Gerichtsbarkeit und insow’eit einen wesentlichen 
Fortschritt; sie bedeuten aber gleichzeitig, dafs die Kulturmächte 
sich nicht entschliefsen können, die Gerichtsbarkeit über ihre Staats- 
angehörigen in die Hände der Landesgerichte zu legen. Die ge- 
mischten Gerichte stellen daher eine Cbergangsform dar, deren 
weitere logische Entwicklung zu ihrer eigenen Vernichtung führen 
mufs. 

In diese Gruj^pe gehörte wohl auch, wenigstens dem Grund- 
gedanken nach, der „oberste Gerichtshof“, der durch die General- 
akte der Berliner Konferenz vom 14. .luni 1889 auf Samoa von 
dem Deutschen Reiche, Grofsbritannien und den Vereinigten Staaten 
von Amerika vereinbart worden vvar. Der „oberste Gerichtshof“ 
sollte aus einem Richter bestehen, der den Titel „Oberrichter von 
Samoa“ führte. Er sollte von den Signatarmächten gemeinschaft- 
lich, und wenn diese über seine Person sich nicht einigen könnten, 
duK'h den König von Schweden ernannt weixlen. Infolge der 
Aufteilung der Inseln zwischen den genannten Hächten (oben S. 130) 
ist dieser „oberste Gerichtshof“ in Wegfall gekommen; an seine 
Stelle treten die nationalen Gerichte. 

2. Die zweite Form ist die streng internationaler, die Völker- 
reehtsgemeinsehaft selbst vertretender Gerichte. 

a) Hierher gehören die internationalen Sanitüts- und Flufskommis- 
sionen (oben ^ 1611 und III), denen die liefngnis eiugerüumt 
ist, die Übertretung der von ihnen innerhalb ihrer ZustUndig* 
keit erlassenen Anordnungen abziiurteileu nnd zu bestrafen. 

b) Die Ämter des Weltpostvereins und der Eiseiibahiigemeiiisehan: 
von 1890 als Seliiedsgeriehte (oben 17 II 2 und 9). 
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«) Die Tollstttndigste Verkörpernns des Gedankens eines inter* 

nationaien Gerichts bildet der durch die SehluCsakte der Haager 

Konferenz rom 29. Juni 1899 ins Leben gerufene stttndige 

Schiedshof {unten IV). 

II. Türkei. Seit 1846 (beziehungsweise Hatti-Seberilf Ton 1856) 
sind gemischte Gerichte, sowohl einerseits für die Handeissachen, als 
auch andrerseits für die Strafsachen , in der Türkei geschaffen worden.^ 

1. Handelsrechtliche Streitigkeiten zwischen Europäern und 
Eingeborenen werden, wenn der Wert des Streitgegenstandes 1000 
Piaster übersteigt, durch Handelskammern erster Instanz und eine 
Handelskammer zweiter Instanz (diese in Konstantinopel) entschieden, 
in welchen zwei Angehörige des europäischen Streitteiles Sitz und 
Stimme haben. 

2. In Konstantinopel sowie in den meisten grölseren Städten 
der Türkei sind korrektioneile Gerichte eingesetzt, die zur Hälfte 
aus Eingeborenen, zur Hälfte aus Europäern, je nach der Staats- 
angehörigkeit des europäischen Streitteiles gebildet werden. 

III. Xgypten.’ 

1. Infolge einer Ton dem Khedive ausgehenden Anregung wur- 
den 1867 durch eine üranzüsiseh- ägyptische Kommission, dann durch 
intematioiiale Kommissionen der Grofsmächte und der Vereinigten 
Staaten 1869, 1870 und 1873 die Grundlagen für die Einsetzung Ton 
internationalen Gerichtshöfen in Xgypten unter gleichzeitiger Ein- 
schränkung der konsularischen Gerichtsbarkeit geseliaffen. 

Dem Reglement d’organisation judiciaire pour les proces 
mixtes en Egypte traten 1873 und in den folgenden Jahren Frank- 
reich, Deutschland, Grofsbritannien, Österreich -Ungarn und Italien 

1) Savvas-Pascha in der Strafgesetzgebung der Gegenwart Bd. I 
(1894) S. 708. Annuaire des Instituts für Völkerrecht V (1882) S. 132, 
Lippmann, Die Konsularjurisdiktion im Orient. 1898. S. 102. 

2) Feraud-Giraud, Les justices mixtes dans les pays hors ohre- 
tiente. 1884. Derselbe, R. J. XXII 70. Fauehille, R. 6. II 140. Van 
den Berg, Strafgesetzgebung der Gegenwart I (1894) 742. Zorn, Staats- 
recht II 505. Derselbe, Konsulargesotzgebung. 2. Aufl. S. 298. Lipp- 
mann 120. Bablet, R. G. VI 341, VII 214. 

T. Liszt, Völkerrecht 2. Aull. 10 
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ausdrücklich bei.® Die übrigen Mächte schlossen sich später an. 
Die Gerichte traten am 1. Februar 1876 zunächst nur für die 
Dauer von fünf Jahren ins Leben. Doch ■wurden ihre Funktionen 
nach Ablauf dieser Zeit wiederholt auf weitere fünf Jahre (zuletzt 
bis Ende 1904) verlängert und mehrfach haben spätere Gesetze 
und internationale Vereinbarungen, so das Liquidationsgesetz vom 
17. Juli 1880 und der Vertrag der Grofsmächte und der Türkei 
über die Garantierung der ägyptischen Schuld vom 18. März 1885, 
(R. G. Bl. 1886 S. 302) ihre Einrichtung als eine dauernde an- 
erkannt. Auch das deutsche Gesetz vom 5. Juni 1880 (R. G. Bl. 
S. 145) und die dazu gehörende Verordnung vom 23. Dezember 
1880 (R. G. Bl. S. 192) haben die 1874 und 1875 aufgestellten 
Zeitbeschränkungen ausdrücklich als aufgehoben erklärt. Im Jahre 
1 900 ist die Zuständigkeit der gemischten Gerichte nicht unwesent- 
lich erweitert woi-den (ägyptisches Dekret vom 26. März 1900). 
So hat diese Einrichtung trotz des englischen Widerstrebens all- 
mählich feste Wurzel geschlagen. Als ein Fortschritt gegenüber der 
Gerichtsbarkeit der Konsuln liegt ihre kräftige Weiterentwicklung 
im allgemeinen Interesse aller Staaten, so lange die der recht- 
lichen Grundlage entbehrende englische Herrschaft in Ägypten 
fortdauert. 

‘2. Als gemischte Gerichte bestehen; 
a) Drei Gerichtshöfe erster Instanz in Alexandrien, Kairo nnd 

Mansurah (frllher ln Ismailia). 

Sie zerfallen in Zivil- und Handelskanimeni, jede mit fünf 
Richtern (zwei eingeborenen und drei fremden) besetzt. Sie sind 
zugleich Gerichte zweiter Instanz bei korrektioneilen Strafsachen 
und in diesem Falle besetzt mit drei Richtern (einem eingeborenen 
und zwei fremden) und vier (fremden) Beisitzern, von denen zwei 


3) Das Reglement ist, mit den Vorarbeiten, abgedruckt N. K. 0. 2. s. II 
680. — Vorgl. ferner das deutsche Gesetz vom 30. März 1874, betreffend 
die Einschränkung der Gerichtsbarkeit der deutschen Konsuln in Ägypten, 
(U. G. Bl. S. 23) und die dazu gehörende Ausführungsveroi'dnung vom 23. De- 
zember 1875 (R. G. Bl. S. 381). 
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von den Staatsangehörigen des Angeklagten genommen werden. 
Übertretungen werden in erster Instanz durch einen Richter von 
der Nationalität des Angeklagten abgeurteilt. 

b) Der Appellationshof in Alexandrien, der mit fttnf Bg^ptlsehen 
und nenn fremden Riehtern besetzt Ist. 


Hier tritt auch das Schwurgericht zusammen, das aus zwölf 
nichtägj'ptischen Geschworenen und drei Richtern des Appellations- 
hofes (einem ägyptischen und zwei nichtägyptischen) besteht. Die 
nichtägyptischen Mitglieder dieser Gerichtshöfe werden von dem 
Vicekönige von Ägypten auf Vorschlag und mit Zustimmimg der 
europäischen Mächte ernannt. Sie sprechen Recht auf Grundlage 
der sechs Codes mixtes. 

3. Die Zuständigkeit der gemischten Gerichte nmfakt: 

a) Die Zivilgerichtsbarkeit 

o) In allen Streitigkeiten zwischen Ägyptern und Nichtägyptem 
oder zwischen NiehtUgyptern derselben Nation oder verschie- 
dener Nationen, wenn eine in Ägypten belegene unbewegliche 
Sache oder ein Recht an einer solchen Suche den Gegenstand 
des Streites bildet; 

ß) ln Zivil- und ITandelssachen, die zwischen Ägyptern und 
Nichtttgyptem oder zwischen Nichtägyptern verschiedener 
Nationalität streitig sind, mit Ausnahme der Statusklagen; 
y) im Konkursverfahren, soweit dieses die Interessen von An- 
gehörigen verschiedener Kationen berührt; 

b) Die Strafgerichtsbarkeit dagegen nur: 
a) über alle PolizeiUbertretungen ; 

ß) über alle Verbrechen und Vergehen, die gegen die gemischten 
Gerichte selbst und ihre Mitglieder oder zur Verhinderung der 
Vollstreckung der von Ihnen geflUlten Urteile begangen werden; 
r) über alle Verbrechen und Vergehen, die von den Mitgliedern 
der gemischten Gerichte in Ausübung ilires Amts oder aus 
Anlafs derselben begangen werden; 
d) Uber einfachen und betrUgerlsclien Bankbrnch, sowie über 
die damit zusammenhängenden oder während eines Konkurs- 
verfahrens aufgedeckten Delikte (Erweiterung seit 1900). 

4. Soweit die Zuständigkeit der gemischten Gerichte nicht ein- 
greift, bleibt die der Konsuln, beziehungsweise der bisherigen Gerichte, 
bestehen. . 

10 * 
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Die meisten Staaten haben sich demgemäfs ausdrücklich die 
Konsulargerichtsbarkeit Vorbehalten : 

<a) über die Konsuln selbst, ihre Familienangehörigen, die 
in ihrem Dienst befindlichen Personen und die ihnen unterstellten 
Beamten, mit Einschlufs der Familienangehörigen dieser Beamten, 
sowie den Wohnungen dieser Personen (vergl. § 5 der deutschen 
Veroi-dnung vom 23. Dezember 1875); 

b) über die unter dem Schutz der christlichen Mächte stehen- 
den Wohl thätigkeitsanstalten, Schulen und religiösen Niederlassungen 
ohne Unterschied des Bekenntnisses (vergl. deutsche Verordnung 
vom 15. Februar 1897, R. G. Bl. S. 17). 

Die Ei-weiterung der Strafgerichtsbarkeit der gemischten Ge- 
richte im Jahre 1900 spiegelt sich entsprechend wieder in der 
deutschen Verordnung vom 6. Januar 1901 (R. G. Bl. S. 3). Da- 
nach wird die konsularische Gerichtsbarkeit aufser Übung gesetzt 
für diejenigen strafbaren Handlungen, deren Thatbestand einen 
Konkurs oder eine Zahlungseinstellung zur Voraussetzung hat, 
sofern der Schuldner ein Kaufmann oder eine Handelsgesellschaft 
ist und der Schuldner oder einer der Gläubiger der deutschen 
Konsulargerichtsbarkeit nicht untersteht. In diesen Strafsachen 
werden die deutschen Staatsangehörigen und die deutschen Schutz- 
genossen der Gerichtsbarkeit der Landesgerichte (gemischten Ge- 
richtshöfe) ausdrücklich unterworfen. 

IV. Der durch die Sclilufsakte der Haager Konferenz vom 29. Juli 
1S99 eingesetzte ständige Srhiedshof (la Cour permanente d’arbitrage) 
wird gebildet durch die von den SignatarmUchten bezeicbneten Scbieds- 
riehter. Aus diesen wählen die Streitteiie das zur Entscheidung des 
Streitfalles berufene Scliiedsgerieht. Er hat seinen Sitz im Haag. 

Jede Signatarmacht bezeichnet vier Personen, deren Kennt- 
nisse auf dem Gebiete des internationalen Rechts und deren 
moralische Eigenschaften einwandfrei sind, als Schiedsrichter, und 
zwar auf die Dauer von sechs Jahren. Die Namen der sämtlichen 
bezeicbneten Richter werden in eine Liste eingetragen (la liste 
generale des membres de la Cour). Aus dieser Liste wählt jeder 
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der beiden Streitteile zwei Richter, die einen fttnften als Obmann 
wählen. Können sie sich über diese Wahl nicht einigen, so er- 
folgt die Wahl des Obmannes durch eine von den Streitteilen zu 
bezeichnende dritte Macht. Können sich die Streitteile über die 
Wahl dieser dritten Macht nicht einigen, so wählt jeder von ihnen 
je eine Macht und die so bestimmten beiden Mächte wählen nun- 
mehr den Obmann. Das Gericht tritt an dem von den Streitteilen 
bezeichneten Tage zusammen. Über das Verfahren vergl. unten 
§ 38 II. 

V. Weitergehende, in der Litteratur (insbesondere auch im 
Schofse des Instituts für Völkerrecht) vielfach gemachte Vorschläge, 
die Entscheidung der Prisenangelegenheiten (wenigstens in letzter 
Instanz) sowie über Verletzungen der Genfer Konvention inter- 
nationalen Gerichten zu übertragen, haben bisher keinen Erfolg gehabt. 


2 . Abschnitt. Die TÖlkerrcchtllchen Rechtsverhältnisse 
nnd die rcchtserhebllchen Thatsachen. 

§ 19. Die völkerrechtlichen Rechtsverhältnisse 
im allgemeinen. 

I. Die völkerrechtlichen Rechtsverhältnisse kennzeichnen sieh dun^h 
ein zweifaehes Merkmal. 

1. Es sind Rechtsverhältnisse zwischen Staaten, also Rechts* 
Verhältnisse, bei denen als berechtigt und verpOiehtet Staaten einander 
gegenUbersteben. 

a) Rechtsverhältnisse zwischen einzelnen Angehörigen 
verschiedener Staaten sind niemals völkerrechtliche Rechtsverhält- 
nisse. Die Sätze des sogenannten internationalen Privatrechts sind 
nicht Sätze des Völkerrechts, sondern Sätze des nationalen Rechts. 
Der Art. 7 Abs. 1 Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch; 
„Die Geschäftsfähigkeit einer Person wird nach den Gesetzen des 
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Staates beurtheilt,- dem die Person angehört“ — enthält deutsches 
Eeichsrecht, nicht aber Völkerrecht Die Rechtsregeln aber, nach 
denen die einzelnen Staaten durch ihre nationale Gesetzgebung den 
Geltungsbereich ihrer Rechtsnormen (die Statutenkollision), sei es 
auf Grund besonderer Vereinbarungen, sei es nach allgemeinen 
Grundsätzen zu bestimmen verbunden sind (oben § 8 1 und unten 
I 31) sind völkerrechtlicher Natur, sie berechtigen und verpflichten 
daher nur den Staat selbst, nicht seine Staatsangehörigen. Erst 
wenn die Vereinbarung die Gestalt eines nationalen Gesetzes an- 
nimmt, entsteht aus diesem für den Staatsbürger seinem Staat und 
hur diesem gegenüber Recht und Pflicht. 

b) Auch die Rechtsverhältnisse zwischen dem Angehörigen 
eines Staates und einem fremden Staat, sind nicht völker- 
rechtlicher Natur. Die Verpflichtung des Staatsfremden, der sich 
innerhalb unseres Staatsgebietes aufhält, zur Beobachtung unserer 
Gesetze folgt unmittelbar aus dem Begriff der Staatsgewalt, die wir 
innerhalb unseres Gebietes ausüben. Die Gewährung des Rechts- 
schutzes dagegen auch den Staatsfremden gegenüber ist völkerrecht- 
liche Pflicht des Aufenthaltsstaates; aber sie ist eine Rechtspflicht, 
die der Staat nicht dem staatsfremden Einzelnen, sondern dem 
Staate schuldet, dem dieser angehört. Wird dem Staatsfremden 
dieser Schutz durch den Aufenthaltsstaat versagt (bei Justizver- 
weigerung u. s. w.), so hat daher der Staat, dem jener angehört, 
das Recht, das verletzte oder gefährdete Interesse seines Staats- 
angehörigen dem Aufenthaltsstaat gegenüber zu vertreten (oben 

§ 11 ni). 

c) Dasselbe gilt von den Rechtsverhältnissen der Landes- 
herren. Familienverträge (Erbverbrüderungen u. s. w.) sind keine 
Staatsverträge. 

2. Aber anch Reehtsverhältnisse , als deren Träger auf Seiten 
des Berechtigten wie des Verpflichteten ein Staat erscheint, sind nur 
dann Tälkerrechtliche Rechtsverhältnisse, wenn den Inhalt dieser Be- 
rechtigungen and Verpflichtungen die Ausübung von Hoheitereehten 
ausmaeht, also von solchen Rechten, die Ausfluls der Staatsgewalt sind. 
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Nur sosreit die Staatsgewalt selbst als die Herrsehalt Uber Menseheii, 
als Befehlsgewalt, gebunden oder berechtigt wird, kann von einem 
vSlkerrechtlichen TerhUltnis die Bede sein. ' . 

Wenn mithin Frankreich gegen Bezahhmg einer bestimmten 
Summe Geldes von dem Deutschen Reich ein Grundstück zu Eigen- 
tum erwirbt, um auf diesem etwa ein Gebäude zu wissenschaft- 
lichen Zwecken zu errichten, oder wenn das Deutsche Reich in 
England ein Kohlenbergwerk - von der englischen Regierung kauft, 
so sind die dadurch erzeugten Rechtsverhältnisse nicht nach Völker- 
recht, sondern nach Privatrecht zu beurteilen. Der Staat tritt hier 
als Fiskus, d. h. als lediglich vermögensrechtliches Rechtssubjekt 
auf, nicht als Subjekt des öffentlichen Rechtes. Dasselbe gilt, 
wenn ein Staat etwa dem andern ein Gelddarlehn gewährt,, oder 
die Bürgschaft für ein von einem andern Staat aufgenommenes 
Darlehn übernimmt. Dafs, in all diesen Fällen der verpflichtete; 
Staat nur vor seinen eigenen Gerichten Recht z« geben hat (oben 
§ 7 III 1), kann an der Wesenheit der in Frage stehenden Rechts- 
verhältnisse nichts ändern. Verletzung der vom Staat als Fiskus 
übernommenen Verpflichtungen fat .mithin niemals an sich völker- 
rechtliches Delikt, kann aber d^ . Staat, dem die Gläubiger als 
Staatsbürger angehören, den Anlafs geben, kraft seines ' Schutz- 
rechtes (oben § 11 III) einzuschreiten. 

Daraus ergiebt sich aber auch abermals (oben § 8 III 3), 
dafs der Begriff der sogenannten völkerrechtlichen Servituten 
unhaltbar ist. Denn wenn es sich wirklich nur um die Einräu- 
mung eines dinglichen Rechtes an fremder Sache handelt, so liegt 
ein völkerrechtliches Rechtsverhältnis überhaupt nicht vor. Hat 
aber ein Staat dem andern die Ausübung von Hoheitsrechten auf 
seinem Gebiet gestattet oder sich in der Ausübung seiner Staats- 
gewalt vertragsmäfsig beschränkt, so ist von einem dinglichen Recht 
an fremder Sache nicht mehr die Rede. Entweder Einschränkung 
des dominiuins: dann entfällt die Anwendung des Völkerrechts; 


1) Bestritten; abweichend z. B. Stoerk. 
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oder aber Einschränkung des Imperiums: dann entfällt der Begriff 
der Servitut. 

Von diesem Standpunkt aus kann auch die Beurteilung der- 
jenigen Staatenverträge keine Schwierigkeiten bieten, welche die 
über Hoheitsrechte getroffenen Vereinbarungen hinter dem Schein 
eines privatrechtlichen Bechtsgeschäftes verbergen. Der gewollte 
Inhalt des Geschäftes, nicht die zu seiner Verdeckung gewählte 
Einkleidung, ist mafsgebend. Das Kechtsgeschäft, durch welches 
Schweden im Jahre 1877 die Insel St. Barthölemy gegen Zahlung 
einer Summe Geldes an Frankreich abgetreten hat, ist kein „Kauf“ 
im Sinne des Privatrechts, sondern völkerrechtliche Gebietsflber- 
tragung. Dasselbe gilt von dem Vertrage vom 12. Februar (30. Juni) 
1890, durch welchen Spanien an das Deutsche Reich die Karolinen, 
die Palauinseln sowie die noch unter seiner Herrschaft stehenden 
Marianen gegen Zahlung von 25 Millionen Pesetas an das Deutsche 
Reich „verkaufte.“ Der Vertrag, den China mit dem Deutschen 
Reich am 6. März 1898 über die Abtretung der Kiautschoubucht 
geschlossen hat , ist völkerrechtlicher Natur. China hat die Ausübung 
der Hoheitsrechte an das Deutsche Reich abgetreten. Dafs die Form 
eines auf 99 Jahre geschlossenen Pachtvertrages gewählt worden ist, 
um die Empfindlichkeit des einen Kontrahenten und die Begehrlichkeit 
andrer Mächte zu schonen, ist völkerrechtlich durchaus gleichgültig 
(oben § 10 IV 3). Das sogenannte Testament des Königs der 
Belgier vom 2. Aug^ist 1896, durch welches er als souveräner 
Herrscher des Kongostaates alle seine Rechte an diesem Staat auf 
Belgien überträgt, ist einseitiger Staatsakt eines souveränen Staates, 
der durch die entsprechende Annahme von seiten Belgiens zum 
völkerrechtlichen Vertrag zwischen beiden Staaten wird; von allen 
Rechtssätzen des Privatrechts, die sich auf Testamente beziehen, 
findet kein einziger hier Anwendung. 

n. Einteilung der Tltlkerrechtlichen Reehtsrerhältnisse. 

1. Eine systematische Einteilnng der einzelnen TÖlkerreclitlichen 
Reehtsverhältnisse ist schon deshalb ohne Wert, weil die rechtbildende 
Kraft des Willens der Staaten nicht, wie die des Einzelnen im Prlrat- 


Digitized by Google 



§ 19. Die TÖlkerrechtl. Rechtsverhältnisse im allgemeinen. 153 

reeht, an bestinrnte, von der Rechtsordnung voi^zeichnete typische 
(lestaltungen gebunden ist. Soweit auf dem Gebiet des T81kerreeht> 
liehen Tertrages solche typische Formen ansgebildet sind« so dab er- 
gttnzende Beehtssatze die Lücken anszntUUen vermügen, die der aus- 
gesprochene oder erkennbare Wille der Tertragschlielhenden gelassen 
hat , ist unten ln den §§ äO bis 22 auf sie eingegangen. 

Nur auf drei bereite besprochene Einteilungen sei an dieser 
Stelle ■wiederholt aufmerksam gemacht. 

a) Man unterscheidet Rechte und Pflichten, die sich unmittel- 
bar als völkerrechtliche „Grundrechte" aus dem Grundgedanke 
des Völkerrechte, also aus dem Nebeneinanderbestehen gleich- 
berechtigter Staaten ergeben, von denjenigen Rechten und Pflichten, 
die erst aus besondeien , sei es ausdrücklichen , sei es stillschweigen- 
den Vereinbarungen entstehen, die daher als „konventionelles 
Völkerrecht“ bezeichnet werden können. Von jenen ist bereite 
oben, insbesondere in § 7, die Rede gewesen; diese werden im 
III. Buche besprochen. Die Grenzlinie ist aber fließend; die Ent- 
wicklung des Völkerrechte besteht gerade darin, dafs vielfach das, 
was heute noch besonderer Vereinbarung bedarf, demnächst auch 
ohne solche als aus dem Grundgedanken des Völkerrechts folgend 
anerkannt wird. 

b) Man unterscheidet Rechte und Pflichten, die nur einem 
Staat oder mehreren Staaten gegenüber bestehen, von denjenigen 
Rechten und Pflichten, die der Staat jedem andern Mitglied der 
Völkerrechtegemeinschaft gegenüber hat. Man kann jene als re- 
lative, diese als absolute bezeichnen. So hat jeder Staat der 
Völkergemeinschaft die Pflicht, die belgische Neutralität zu achten 
und jeder Staat ist berechtigt, die Durchführung der Handelsfrei- 
heit von dem Eongostaat zu verlangen. Verträge aber, die zwischen 
einzelnen Staaten abgeschlossen werden, begründen im allgemeinen 
(unten § 21 III) Rechte und Pflichten nur zwischen den vertrag- 
schliefsenden Teilen. 

c) Rechte und Pflichten können auf einem bestimmten Staats- 
gebiet lokalisiert sein, so dafs sie bei einem Übergang dieses Ge- 
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bietes an einen andern Staat auf den neuen Erwerber übergehen 
(oben § 8 III 3 S. 67), aber diese Lokalisierung ist eine seltene und 
daher im einzelnen Falle besonders nachzuweisende Erscheinung; 
in der Regel der Fälle bleiben Gebietsveränderungen ohne Einflufs 
auf die bestehenden völkerrechtlichen Berechtigungen und Ver- 
pflichtungen. 

2 . Das System der Tülkerreehtlletaeii Bechtsrerhältntsse wird 
daher an keine dieser Einteiinngen anknttpfen können. Der Einteilnngs- 
gmnd wird vielmehr hergenommen werden müssen ans den den Staaten 
gemeinsamen Interessen, deren gemeinsame Regelung den Zweck der 
RegrUndnug, Aufhebung oder Abänderung der völkerrechtllehen Rechts- 
verhültnisse bildet. 

III. wahrend die Übertragung der Hoheitsrechte der Ausübung 
nach zuIUssig ist (oben § 13 1 4), sind die ans den konventionellen völker- 
reehtlicheh Rechtsverhältnissen entspringenden Berechtigungen, mangels 
entgegensteheiider Vereinbarung, unübertragbar. 

Sie können weder an andere Staaten, abgetreten, noch an 
Privatpersonen oder Gesellschaften zur Ausübung überlassen werden. 
Dasselbe gilt von den völkerrechtlichen Verpflichtungen.* 

§ 20. Die rechtserheblichen Thatsachen. 

I. Völkerrechtlich erhebliche Thatsachen sind diejenigen Thatsachen, 
an deren Vorliegen ' Entstehung, Untergang oder Veränderung von 
völkerrechtlichen Rechtsverhältnissen geknüpft ist. 

Jene Thatsachen sind entweder: 

1. NatürUehe Thatsachen, deren Eintritt von mensehUeher 
Willkür unabhängig ist. . . . 

Beispiele . von solchen Thatsachen, durch welche Entstehung 
oder Untergang von Staaten oder aber Gebietsveränderungen inner- 
halb der bestehenden. Staaten bewirkt werden, sind bereits oben 
§ 5 III und § 'lO I gegeben worden. ... 

Zn den natürlichen Thatsachen gehört im Gebiete' des nationalen 
Rechts auch der Ablauf der Zeit. Auf dem Gebiet des Völkerrechts mulk 

2) R. G. I 290. 
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aber der reehtbegrttndende oder recbtTemicbtende Einfluß der Zeit ln 
Abrede grestellt werden. Die Verjttbrung bat vblkerreebtllch weder 
als aequisitire (insbesondere als Ersitzung) noch als extinctire die Kraft 
einer recbtserbeblicben Tbatsache.' 

Die Rechtfertigung dieses auf den ersten Blick auffallenden 
Satzes liegt in einem doppelten: a) in der Bedeutung, die der 
stiUschweigeuden Zustimmung desjenigen Staates, der durch eine 
Verschiebung der völkerrechtlichen Beziehungen in seinen Interessen 
betroffen wird, zukommt (unten II 3); b) in der unmittelbar recht- 
begründenden Wirkung, die auf dem Gebiete des Völkerrechts 
die Gewalt, insbesondere als Eroberung, hat (oben § 10 I 2). Die 
kriegerische Erwerbung eines fremden Staatsgebietes erstreckt, ganz 
abgesehen von dem Friedensvertrage, die Staatsgewalt des erobern- 
den Staates ohne weiteres auch auf das neu erworbene Gebiet, 
ohne dafs es einer Ersitzung im Sinne des Privatrechts, insbesondere 
also des Ablaufes eines längeren Zeitraums, bedarf; und wenn ein 
Staat zuläfst, dafs seine Kolonieen von einem andern Staat besetzt 
imd verwaltet werden, so mufs sein Verzicht auf die ihm zu- 
stehenden Rechte angenommen werden, ohne dafs erst die Ver- 
jährung seiner Ansprüche durch den Ablauf der Zeit abgewartet 
zu werden braucht 

2. WUIkttrllehe menschliche Handlungen. Unter diesen treten, 
wie auf dem Gebiete des nationalen Rechtes, zwei Gruppen hervor; 
Die Beehtsgesehllfte einerseits, von denen hier die Rede sein soll und 
die Delikte andrerseits, die unten ln § 24 behandelt werden. Reben 
den Rechtsgeschäften stehen die „natürlichen“ Rechtshandlungen, 
unter welchen die Eroberung als originäre Erwerbsart eine hervor- 
ragende Rolle spielt (oben § 10 I 2). 

II. Ylflkerrechtliches Rechtsgeschäft ist die auf Herbeiführung einer 
villkerrechtlichen Wirkung (Begründung, Aufhebung, Änderung eines 
völkerrechtlichen Rechtsverhältnisses) gerichtete Willenserklärung, 

1) Die gegenteilige Ansicht wird bezüglich der acquisitiven Ver- 
jährung in der völkerrechtlichen Litteratur vielfach vertreten; vergl. Au- 
dinot, R.O.I1I313. Gegen sie spricht die Tbatsache, dafs auch dem nationalen 
Staatsrechte, von besonderen Bestimmungen abgesehen, das Bechtsinstitut 
der Veijährung fremd geblieben ist. 
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Unter den Rechtsgeschäften sind die zweiseitigen, die Ver- 
ti-äge, von besonderer Bedeutung (unten § 21). Die völkeirrecht- 
lichen Rechtsgeschäfte sind sämtlich Rechtsgeschäfte unter Leben- 
den, denn: „der Staat stirbt nicht“. 

1. Die Willenserklärung mufs von dem dazu berufenen Organ 
des Staates ausgeben. 

a) Ohne weitere Tollmaeht sind das Staatshaupt und der Mi- 
nister des Auswärtigen zu Jeder rechtsgesehäftlicben Willens- 
erklärung befugt. 

Auch das geisteskranke Staatshaupt kann, so lange es that- 
sächlich an der Spitze seines Staates steht, eine Kriegserklärung 
mit allen rechtlichen Wirkungen erlassen. Staatsrechtliche Be- 
schränkungen der Vertretungsbefugnis, die etwa den Monarchen 
an die Zustimmung der Volksvertretung oder den Minister an die 
Genehmigung des Staatshauptes binden, kommen auch völkerrecht- 
lich in Betracht (oben § 13 I 2). Umgekehrt ist die Willens- 
erklärung des absoluten Monarchen für den von ihm beherrschten 
Staat ohne weiteres verbindlich. Das oben § 19 I 2 erwähnte 
„Testament“ des Königs der Belgier ist ein den Kongostaat ver- 
pflichtender Staatsakt. 

b) Die diplomatischen Agenten vertreten deiL Staat innerhalb der 
ihnen erteilten Yollmaeht. Durch die von ihnen abgegebene 
Erklärung wird mithin der Absendestaat berechtigt oder ver- 
pflichtet. Doch wird bei Staatsverträgen zumeist (unten § 21) 
anfser der Erklärung des Bevollmächtigten noch die hinzntretende 
feierliche Genehmigung des Staatshanptes (die sogenannte Rati- 
flkatlou) verlangt. 

e) Willenserklärungen, die von einzelnen StaatsangehSrigen aus- 
gehen, mögen diese auch in beamteter Stellung sich befinden, 
bedürfen , um den Staat zu bereehtigen oder zu verpflichten , der 
nachfolgenden Genehmigung der Staatsgewalt. 

d) Die empfangsbedUrftIge Willenserklärung mufs dem zu ihrem 
Empfang befugten Vertreter des andern Staates gegenüber ab- 
gegeben werden und erzeugt erst mit der Entgegennahme dareh - 
diesen ihre rechtlichen Wirkungen. 
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Sie kann daher, -wenn sie von dem Staat A dem Staate B 
abgegeben werden soll, entweder an den bei dem Staate A be- 
glaubigten Vertreter des Staates B dui-cU den Minister des Aus- 
wärtigen des Staates A oder aber durch den bei dem Staate B 
beglaubigten Vertreter des Staates A an den Minister des Aus- 
wärtigen des Staates B abgegeben werden. 

2. Jede Willenserklärung kann ansdrlleklieh oder durch kon- 
kludente Handlungen oder aber auch stillschweigend erfolgen. Dies 
gilt insbesondere auch von der Kriegserklärung (unten § 39 V). 

3. Das Stillschweigen eines Staates steht aber nur dann der aus- 
drücklichen Anerkennung der geänderten Rechtslage gleich, wenn der 
stillschweigende Staat von dieser Xnderniig amtlich Kenntnis und damit 
die Gelegenheit erhalten hat, seinen Widerspruch geltend zu machen. 

Diese amtliche Mitteilung oder Notifikation, welche die 
Kongoakte vom 2G. Februar 1885 für Erwerbungen an den Küsten 
von Afrika ausdrücklich vorgeschriebon hat (oben § 10 III 2), erfolgt 
in den Formen der empfangsbedürftigen Willenserklärung (oben 1 d). 
Sie erlangt Rechtswirksamkeit, sobald sie zur Kenntnis des Staates, 
an den sie gerichtet wird, gelangt ist, und es macht dabei keinen 
Unterschied, ob die.ser die Mitteilung einfach zur Kenntnis nimmt 
(prendre act), oder ob er ihren Empfang ausdrücklich bescheinigt 
(accuser reception). Sie ist dagegen im allgemeinen wirkungslos, 
wenn ihre Annahme verweigert wird. 

Die eingetretene oder bevorstehende Änderung der Rechtslage 
ist denjenigen Staaten zu notifizieren, deren Rechte durch die 
Ändening berührt worden. Zur Wahrung der Rechte genügt die 
Erhebung des Widerspruchs (Protest). Das Still.schweigen bedeutet 
Verzicht auf diejenigen Rechte, welche mit der Änderung der 
Rechtslage im Widerspruch stehen. Hat also der Staat B die Mit- 
teilung des Staates A, dafs er das Gebiet x für sich erworben hat, 
zur Kenntnis genommen, ohne dagegen Widerspinch zu erheben, 
so liegt in diesem Stillschweigen der Verzicht des Staates B auf 
alle Ansprüche, die er etwa selbst auf den Erwerb des Gebietes x 
hat oder zu haben vermeint. Teilt der Staat A den übrigen Mächten 
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mit, dafs er über den Staat B eine Schutzherrschaft begründet hat, 
so bedeutet das Stillschweigen der Mächte den Verzicht auf alle 
diejenigen Rechte, die sie durch die mit der übernommenen Schutz- 
herrschaft unvereinbar gewordenen Verträge mit dem Staate B er- 
langt haben. Geht ein Staat oder ein Staatsteil, in welchem bis- 
her das System der Kapitulationen bestand, in die Herrschaft eines 
Slitgliedes der Völkerrechtsgemeinschaft über, so liegt in der still- 
schweigenden Anerkennung dieser Verändening zugleich die Ein- 
willigung in die Aufliebung der konsularischen Gerichtsbarkeit 
(oben § 15 IV). 

1. Die TSlkerrechtliehe Willenserklärung Ist an eine bestimmte 
Form nicht gebunden, doch ist Schriftlichkeit der ErklUmng die fast 
allgemeine Regel. 

Die von den Staaten beobachteten Grundsätze über die in Ver- 
trägen sowie insbesondere auf Kongressen und Konferenzen ge- 
brauchte Sprache gehören nicht dem Völkerrecht an, sondern der 
internationalen Courtoisie (vergl. Art. 120 der Wiener Schlufsakto 
über den Gebrauch der französischen Sprache). 

5. Die Wilienserkllfriing kann eine unbedingte oder eine be- 
dingte sein. 

So hat Frankreich die englische Sohutzherrschaft über Zanzibar 
(seit 1890) nur unter der Bedingung anerkannt, dafs England die 
französische Schutzherrschaft über Madagaskar (seit 1885) aner- 
kenne. Häufig kommt es ferner vor, dafs ein Staat auf ein ihm 
zustehendes Recht (z. B. die konsularische Gerichtsbarkeit) nur 
unter der Bedingung verzichtet, dafs derselbe Verzicht auch von 
den übrigen beteiligten Staaten ausgesprochen werde (oben S. 128). 

Dabei sind die der allgemeinen Rechtsichre angehörenden 
Begriffe der aufschiebenden wie der auflösenden Beilingung, sowie 
der von der Bedingung zu unterscheidenden Auüage, sinngemäfs 
zur Anwendung zu bringen (oben § 5 IV). Nichteintritt der anf- 
schiebenden oder Eintritt der auflösenden Bedingung hat die Un- 
wirksamkeit der abgegebenen Willenserkläning zur Folge; doch 
tritt diese Wirkung nicht ipso jure, sondern nur dann ein, wenn 
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der Staat, der die Willenserklärung abgegeben hat, sich auf jene 
Unwirksamkeit beruft: denn auch hier gilt das Stillschweigen als 
Zustimmung. 

6. Die Wlllenserklämtig kann angefochten werden wegen wesent- 
lichen Irrtums des Erklärenden oder wegen eines auf die Person des 
Erklärenden ausgeUbten Zwanges. 

Keine Ausnahme bilden die Kriegsverträge mit Einschlufs 
des Friedensvertrages. Auch diese können nur angefochten werden, 
wenn gegen den vertragschliefsenden Vertreter des Staates Zwang 
geübt worden ist, nicht aber, weil der unterlegene Staat selbst 
sich in einer Zwangslage befunden hat. Nicht die Kriegsgefangen- 
schaft an sich, wohl aber der zu ihr hinzutretende völkerrechts- 
widrige Zwang bildet einen Anfechtungsgrund. Der Friedensvertrag, 
den das in Kriegsgefangenschaft befindliche, im I^ande des Er- 
oberers weilende Staatshaupt abgeschlossen hat, bindet den von 
ihm vertretenen Staat, soweit nicht etwa die Kriegsgefangenschaft 
selbst unmittelbar oder mittelbar nach dem Staatsrecht seines Staates 
ihm die Vertretungsbefugnis entzogen hat. 


§ 21. Die völkerrechtlichen Verträge.' 

I. Tölkeirechtlleher Vertrug ist die zwischen zwei oder mehreren 
Staaten Uber staatliche Hoheitsreehte zn stände gekommene WlUens- 
einlgiing.’ 

1. Die Fähigkeit, Verträge zu schliefsen, ist Ausflufs der Sou- 
veränität. Doeh pflegt halbsonverUnen Staaten meist das Recht ein- 
gerUumt zn sein, auf nichtpolitischem Gebiet Verträge, insbesondere 
Handelsverträge, zu schliefsen (oben § G IV 1). 

1) Jellinek, Die rechtlicbo Natur der Staatsverträgo. 1880. Selig- 
mann, Abschlufs und Wirksamkeit der Staatsvertiiige. 1800. Nippold, 
Der völkerrechtliche Vertrag, seine Stellung im Kechtssysteni und seine 
Bedeutung für das internationale Recht. 1894. Wogmann, Die Ratifikation 
von Staatsverträgen. 1892. Stoerk in Stengels Wörterbuch des deutschen 
Verwaltungsreehts II 51C. Laband, Staatsrecht I 604. 

2) Der völkerrechtliche Vertrag kommt hier nur als Rechtsgeschäft, 
nicht als Reohtssatzung in Betracht; vergl. darüber oben § 2 Note 4. 
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So hat Ägypten nach dem Firman vom 20. Januar 1879 das 
Recht, alle Verträge abzuschliefsen und zu vereinbaren, die das 
Zollwesen, den Handel, die Fremdenpolizei und die Beziehungen 
der Fremden zu der Regierung und der eingeborenen Bevölkerung 
betreffen; doch dürfen dadurch die politischen Verträge der Türkei 
und ihre Hoheitsrechte über Ägj-pten keine Einbufse erleiden. Am 
Weltpostverein sind Bulgarien, Tunis und Ägypten als veitrag- 
schUefsende Staaten beteiligt; das Schlufsprotokoll der Haager 
Friedenskonferenz hat auch Bulgarien mitunterzeichnet. Die dauernd 
neutralisierten Staaten soUen Verträge, dureh welche sie in kriege- 
rische Unternehmungen verwickelt werden können, nicht sehliefsen; 
aber die von ilmen dennoch geschlossenen Verträge sind rechts- 
wirksam (oben § 6 HI). Dagegen stehen die vom Papst geschlossenen 
Verträge (Konkordate u. s. w.) nicht unter den Grundsätzen des 
Völkerrechts. 

2. Das Recht des Tertragschlnsses kann durch die souveräne 
Staatsgewalt der Ausllbnng nach übertragen werden. 

Die Übertragung kann erfolgen an hochgestellte Beamte, oder 
an Kolonisationsgesellschaften oder auch an einzelne Teile des 
Reiches (oben § 1 3 1 4). So liaben im Kriege die Befehlshaber der 
Truppen ein weitgehendes Recht zum Abschlufs von Kriegsverträgen 
aller Art; Canada hat nach der Verfassung von 1867 das Recht, 
selbständige Zollverträge abzuscliliefsen und hat von diesem Recht 
auch wiederholt Gebrauch gemacht. Dagegen bezeichnet sich der 
deutsch -englische Vertrag vom 25. April 1870 (B. G. Bl. S. 565) zu 
Unrecht als zwischen den beiden Generalpostämtern geschlossen; 
denn er bedurfte der Ratifikation, die thatsächlich auch erfolgt ist. 

II. Der Abselilufs der Staatsverträge erfolgt durch die Wllleiis- 
erkläruiig der mit der völkerreclitlichen Vertretungsbefugnls ausge- 
rüsteten Organe (oben § 12). 

1. Die Staatenpra.vis hat Jedo<-h dahin geführt, dafs von be- 
sonderen Fällen (wie den Ki-iegsverträgen) und besonderen Verein- 
barungen abgesehen, zum rechtswirksamen Abschlufs aller Staatsver- 
trUge die ausdrückliche und in besonderer Form unmittelbar abgegebene 
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Erklärung des StaatshAuptes (des obersten Vertretungsorgans) er- 
fordert wird. 

Die von den Bevollmächtigten der miteinander verhandeln- 
den Staaten getroffenen, zu Protokoll gebrachten und Unterzeich- 
neten Vereinbarungen erlangen daher völkerrechtlich verbindliche 
Kraft erst mit der Genehmigung oder Ratifikation des Staats- 
hauptes. Es soll damit die sorgfältige Überprüfung der getroffenen 
Abmachungen erleichtert und gesichert werden. Versagung der 
Genehmigung ist daher weder rechtswidrige, noch auch nur „un- 
freundliche“ Handlung. 

Es ist unrichtig, den Vertrag schon mit der Unterschrift 
durch die Bevollmächtigten als suspensiv bedingt wirksam anzusehen ; 
denn mit der erfolgten Genehmigung wird nur die Datierung, nicht 
aber die Wirksamkeit des Vertrages nach dem Tag der Unterzeich- 
nung, berechnet.® 

Gleichzeitig mit dem Vertrag, und ohne dafs es einer be- 
sonderen Ratifikation bedarf, treten die Vereinbarungen in Wirk- 
samkeit, die sich in den dem Vertrage angehängten „Protokollen“ 
befinden und die Auslegung einzelner Vertragsbestimmungen oder 
Zusätze zu diesen enthalten. 

2. Meist kommt der Vertragsabschlafs durch den gegenseitigen 
Aastausch der ßatiflkationsurkunden zn stände. 

Es kann aber auch bei allgemeinen Verträgen vereinbart 
werden, dafs die einseitige Erteilung der Genehmigung den ge- 
nehmigenden Staat bindet. So verfügt Art. 38 Abs. 2 der Kongo- 
akte vom 8. November 1884 (R. G. Bl. 1885 S. 211): Die gegen- 
wärtige Akte „tritt für jede Macht von dem Tage ab in Kraft, an 
welchem letztere die Ratifikation vollzogen hat“. 

Verschieden von den Formen des Vertragsabschlusses sind 
die Formen für seine Beurkundung. Der angeführte Art. 38 
bestimmt weiter in Abs. 4 und 5: „Jede Macht wird ihre Ratifika- 
tion der Regierung des Deutschen Reichs zugehen lassen, durch 

3) Dagegen die früher vielfach, jetzt auch noch von Rivier Principes 
II 75, vertretene Ansicht. 

V. Liszt, Völkerrecht. 2. Äufl. H 
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deren Tennittelung allen anderen Signatärmächten der gegenwärtiger» 
Generalakte davon Kennfniss gegeben w'erden wird. — Die Ratifika- 
tionen aller Mächte bleiben in den Archiven der Regierung des- 
Deutschen Reichs aufbewahrt. Wenn alle Ratifikationen beigebracht 
sind, so w'ird über den Hinterlegungsakt ein Protokoll errichtet, 
welches von den Vertretern aller Mächte, die an der Berliner 
Konferenz theilgenommen haben, unterzeichnet und w^ovon eine be- 
glaubigte Abschrift allen diesen Mächten mitgetheilt wird.“ 

3. Mit der Batiilkation ist der Vertrag TSlkerreelitiieh verbind- 
licb, ohne RUeksiebt darauf, ob die iiaeh der Verfassung der vertrag- 
sehiiefsenden Teile etwa erforderliche Zustimmung der gesetzgebenden 
Faktoren erteilt worden ist oder nicht (oben § 13 I 2). 

Bezüglich dieser vielumstrittenen Frage sind folgende Gesichts- 
punkte festzuhalten. Staatsrechtliche Beschränkungen der völker- 
rechtlichen Vertretungsbefugnis sind auch völkerrechtlich von ent- 
scheidender Bedeutung. Der Abschlufs der Staatsvorträge kann 
daher nur durch dasjenige Organ erfolgen, dem die Veilretungs- 
befugnis nach dem innern Staatsrecht des Staates zukommt. So 
hat der deutsche Kaiser die völken-echtliche Vertretungsbefugnis 
(nach Art. 11 der Reichsverfassung) , und ebenso der Präsident der 
französischen Republik; für die Schweiz dagegen nicht der Präsident, 
sondern der Bundesrat. Wenn das Staatsrecht die Atisübung der Ver- 
tretungsbefugnis des Staatshauptes an die Zustimmung der gesetz- 
gebenden Faktoren bindet, so ist die ohne diese Zustimmung vor- 
genominene Willenserklärung dos Staatshauptes völkerrechtlich ohne 
Rechtswirksamkeit; denn nach der Staatsveifassung bestimmen sich 
die zum Zustandekommen des Staatswillens erforderlichen Voraus- 
setzungen, sie ist die Organisierung der Staatsgewalt auch in allen 
Beziehungen des Staates zu anderen Staaten. Wenn dagegen die 
Zustimmung der gesetzgebenden Faktoren nicht für die Ausübung 
der völkerrechtlichen Vertretungsbefugnis durch das Staatshaupt, 
sondern lediglich für die staatsrechtliche Verbindlichkeit der 
der geschlossenen Verträge durch die Verfassung vorgezcichnot ist, 
so kann auch der Mangel dieser Zustimmung nur staatsrechtliche 
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nicht aber völkerrechtliche Wirkungen erzeugen. Abschlufs des 
Vertrages durch das Staatshaupt, während die Zustimmung der 
verfassungsmäfsigen Organe ausfällt, bindet daher in diesem Falle 
den Staat seinem Vertragsgegner gegenüber, bindet aber nicht die 
Staatsunterthanen dem Staate gegenüber. 

So sicher das so gewonnene Ergebnis auch sein mag, so 
schwierig ist die Entscheidung der Frage, welche Bedeutung den 
durch die Staatsverfassung aufgestellten Beschränkungen in den 
einzelnen Staaten zukommt. Für das Deutsche Reich bestimmt 
Art. 11 Abs. 3 der Verfassung: „Insoweit die Verträge mit fremden 
Staaten sich auf solche Gegenstände beziehen, welche nach Artikel 4 
in den Bereich der Reichsgesetzgebung gehören, ist zu ihrem Ab- 
schluss die Zustimmung des Bundesrathes und zu ihrer Gültigkeit 
die Genehmigung des Reichstages erforderlich.“ Nach der über- 
wiegenden Ansicht wird durch diese Bestimmung die völkerrecht- 
liche Vertretungsbefugnis des Kaisers in keiner Weise berührt; sie 
hat lediglich staatsrechtliche Bedeutung. Dasselbe gilt von Art. 48 
der preufsischen Verfassung, nach welchem „Verträge mit fremden 
Regierungen ■ zu ihrer Gültigkeit der Zu.stiinmung der Kammern 
bedürfen, sofern es Handelsverträge sind, oder wenn dadurch dem 
Staate Lasten oder einzelnen Staatsbürgern Verpflichtungen auf- 
erlegt werden“. ‘ 

Ganz eigenartig und aus der besonderen Sachlage zu er- 
klären ist Art. 18 des Frankfurter Friedensvertrages vom 10. Mai 
1871 (R. G. Bl. S. 223). Er bestimmt: „Die Ratifikationen des 
gegenwärtigen Vertrages durch Seine Majestät den Deutschen 
Kaiser einerseits und andererseits durch die Nationalversamm- 
lung und durch das Oberhaupt der vollziehenden Gewalt der 
Französischen Republik weiden in Frankfurt binnen zehn Tagen 
oder wo möglich früher ausgetauscht werden.“ Und in dem Protokoll 

4) Deiselben Ansicht sind von den Vertretern des deutschen und 
preutsisohen Staatsrechts: Oneist, Laband, Arndt, G. Meyer; dagegen 
Gierke, Zorn. Vorgl. Heilboru 144, Triepel (oben §2 Notel) 236, 
Ullmann 157, Laband I 007. 

11 * 
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vom 20. Mai 1871 über den Austausch der Ratifikationen ist die 
Vorlegung einer in gehöriger Form erfolgten Ausfertigung des am 
18. Mai von der Nationalversammlung angenommenen, den Friedens- 
vertrag ratifizierenden Gesetzes ausdrücklich erwähnt. 

III. Die W irkung der Staalsvcrträge. 

Der Staatsrertrag berechtigt und verpflichtet die vertrag- 
schlefsenden Telle. 

Er bindet, von besonderen Vereinbarungen abgesehen, den 
Staat mit seinem Gesamtgebiet; doch wird in den Kollektivverträgen 
mehrfach eine besondere Erklärung über den Beitritt mit den ein- 
zelnen Kolonieen oder anderen überseeischen Besitzungen der Ver- 
tragschliefsenden besonders vorgesehen (so auch in der Berner 
Litterarkonventiou vom 9. September 1886). 

1. Der Vertrag berechtigt und bindet mithin nicht dritte Staaten. 
Jedoch kann diesen der Beitritt (die Aecession oder Adhäsion) oflen 
gehalten werden (conventious onvertes). 

Beispiele: Art. 37 der Kongoakte: „Die die gegenwärtige 
Oeneralakte nichtunterzeichnenden Mächte können ihren Bestim- 
mungen durch einen besonderen Akt beitreten. — Der Beitritt 
jeder Macht wird auf diplomatischem Wege zur Kenntniss der Re- 
gierung des Deutschen Reichs und von dieser zur Kenntniss aller 
der Staaten gebracht, welche diese Generalakte unterzeichnen oder 
derselben nachträglich beitreten. — Er bringt zu vollem Recht 
(,,de plein droit“, also richtig: ohne weiteres) die Annahme aller 
Verpflichtungen und die Zulassung zu allen Vortheilen mit sich, 
welche durch die gegenwärtige Generalakte vereinbart worden sind.“ 
Dagegen ist der Beitritt zu der Schlufsaktc der Haager Friedens- 
konfei-enz (unten § 38) nicht ohne weiteres freigestellt. 

2. Ferner bewirkt die MelstbegUnstigungsklausel (Vereinbarung 
des „traitement de la iiatioii In plus fnvorisee“), die in zahlreichen 
Verträgen gerade der letzten Jahre sich findet, dafs die durch den 
neuen von dem Staate A mit dem Staate V geschlossenen Vertrag diesem 
eiiigerUumteii Rechte ohne weiteres auch allen denjenigen Staaten zu 
gute koiumen, zu deren Gunsten in früheren Vertrügen des Staates .A 
die MeistbegUnstigungsklnusel vereinbart worden ist. 

X 
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Sie bezieht sich am häufigsten auf den Handelsverkehr, findet 
sich aber auch sonst (seit dem Pyrenäen -Frieden von 1659) in 
, Verträgen aller Art, so insbesondere in Beziehung auf die Rechts- 
stellung der diplomatischen und konsulari.schen Vertreter. ® 

Vergl. den Freundschafts-, Handels-, Schiffahrts und Konsular- 
vertrag zwischen dem Deutschen Reich und Nicaragua vom 4. Fe- 
bruar 1896 (R. G. Bl, 1897 S. 171) Art. 30: „Die beiden Hohen 
kontrahirenden Theile sind einverstanden, dass sie sich gegenseitig 
in Handels-, Schiffahrts- und Konsulatssachen ebenso viele Rechte 
und Privilegien zugestehen wollen, als der meistbegiinstigsten 
Nation eingeräumt sind oder in Zukunft eingeräumt 
werden mögen, und es werden unter Privilegien, Befreiungen, 
Rechten u. s. w. der „meistbegünstigten Nation“ diejenigen Privi- 
legien, Befreiungen und Rechte u. s. w. verstanden, welche durch 
irgend welchen Vertrag oder irgend welche Konvention, unter 
welchem Namen dieses auch sein möge — wie Meistbegünstigungs-, 
Friedens-, Freundschafts-, Handels-, Konsular-, Reciprocitätsvertrag, . 
Tarifkonvention — einer anderen Nation gewährt worden sind oder 
gewährt werden sollten, welches auch immer die Ursachen solcher 
Privilegien, Befreiungen, Konzessionen oder Ermäs.sigungen in den 
Zolltarifen u. s. w. u. s. w. sein sollten, und welches auch immer 
die von einem oder von beiden vertragsclüiessenden Theilen zu 
dem Zwecke gewährten Konzessionen sein sollten, um diese Ver- 
trags- oder Konventions -Abmachungen zu erhalten.“ 

Die Zusage der Meistbegünstigung wird wohl auch einge- 
schränkt dtirch den Zusatz, dafs die gewissen Mächten gewährten 
Begünstigungen dem andern Kontrahenten nicht zu gute kommen 
sollen, so dafs also die „meistbegünstigten“ Staaten in die zweite 
Reihe gerückt werden. So bestimmt Art. 11 dos Frankfurter 
Friedens vom 10. Mai 1871, nachdem in Abs. 1 die Meistbegünstigung 
zugesagt worden, in Abs. 3: „Jedoch sind ausgenommen von der 

5) Daher weigerte sich die Türkei 1898, Serbien die Meistbegünsti- 
gungsklausel zuzngestehen, durch welche Serbien das Recht der konsularischen 
Gerichtsbarkeit erlangt hätte. 
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vorgedachten Regel die Begünstigungen, welche einer der ver- 
tragenden Theile durch Handelsverträge anderen Ländern gewährt 
hat oder gewäliren wird, als den folgenden: England, Belgien, 
Niederland, Schweiz, Österreich, Russland“. 

Ein weiteres Beispiel bietet die deutsch - französische Er- 
klärung vom 18. November 1896 (R. G. Bl. 1897 S. 7), nach 
welcher von dem dem Deutschen Reich in Tunis gewährten Meist- 
begünstigungsi-echt die Vorteile ausgenommen sind, die das öber- 
herrliche Frankreich geniefst. Vergl. weiter den deutschen Freund- 
schafts- u. s. w. Vertrag mit Nicaragua vom 4. Februar 1896 (R. G. Bl. 
1897 S. 171) Art. 32: „Es ist verabredet worden, dass die be- 
sonderen Vortheile, welche der Freistaat Nicaragua den übrigen 
vier mittelamerikanischen Freistaaten oder einem derselben einge- 
räumt hat oder künftig einräumen wird, deutscherseits auf Grund 
•des in diesem Vertrage zugestandenen Meistbegünstigungsrechts 
nicht beansprucht werden können, solange jene Vortheile auch allen 
anderen dritten Staaten vorenthalten werden.“® 

IV. Die Aufhebung der Verträge erfolgt nach den bekannten, der 
allgemeinen Rechtslehre augehürigen Grundsätzen. 

Nur einzelne Punkte bedürfen der Erörterung. 

1. Verträge, die im Hinblick auf einen bestimmten rechtlichen 
Zustand und unter Voraussetzung seiner Fortdauer geschlossen sind, 
können einseitig gekündigt werden , wenn dieser Zustand sich wesent- 
lich geändert hat (clausula „rebus sic stantibus“). 

Die Behauptung, dafs alle völkerrechtlichen Verträge mit der 
stillsch'weigenden Klausel geschlossen worden , dafs sie bei Änderung 
der Sachlage gekündigt werden können, ist in dieser Allgemeinheit 
zweifellos unrichtig; durch diese Behauptung würde das Völkerrecht 
in seinen Gmndlagen verneint. Der wechselnde Lauf der geschicht- 
lichen Ereignisse würde wohl in jedem einzelnen Falle eme Ver- 
schiebung der Verhältnisse nachweisbar machen und damit die 
Vertragstreue, ohne die das Völkerrecht nicht bestehen kann, in 
das Belieben der vertragschliofsenden Staaten stellen. 

6) Sch raut, System der Handelsverträge und der Meistbegünstigung. 
1874. Melle in U. H. III 204. 


Digitized by Google 



§ 21. Die völkerrechtlichen Verträge. 


167 


Jedenfalls dürfen Verträge, die auf eine bestimmte Zeit ge- 
schlossen worden sind (etwa Handelsverträge ,mit zehnjähriger Gültig- 
keit), mangels einer besondem Vereinbarung nicht vor Ablauf dieser 
Frist einseitig gekündigt werden. Die Kündigung wäre ein Rechts- 
bnich, der den Vertragsgegner zur Anwendung von Gegenmafs- 
regeln, in letzter Linie zur Krieg^serklärung, berechtigen würde. 

Auch bei Verträgen, die auf unbestimmte Zeit, vielleicht 
sogar „auf ewige Zeiten“ geschlossen worden sind, ist keiner der 
vertragschliefsenden Teile, von besonderer Vereinbarung abgesehen, 
zur einseitigen Kündigung berechtigt. Als Rufsland während des 
deutsch -französischen Krieges sich von der ihm lästigen Neutrali- 
sierung des Schwarzen Meeres einseitig lossagte, erklärten die auf 
der Londoner Konferenz versammelten Mächte ein solches Vorgehen 
ausdrücklich für völkerrechtswidrig (unten § 26 II 2). 

Eine Ausnahme kann nur insoweit zugegeben werden, als 
der geschlo.ssene Veitrag eine bestimmte Rechtslage, sei es aus- 
drücklich, sei es stillschweigend, zur Voraussetzung nimmt und 
diese Rechtslage sich wesentlich verändert. Wenn ein Staat dem 
andern seinen Besitzstand garantiert hat, so kann der Garantie- 
Vertrag einseitig gekündigt; werden, wenn durch eine Vergröfserung 
des Staatsgebietes des garantierten Staates, etwa durch die Er- 
werbung eines ausgedehnten Kolonialbesitzes, die von dem garan- 
tierenden Staate übernommenen Verpflichtungen wesentlich erhöht 
wünlen. Dasselbe würde von Zolleinigungen gelten, wenn durch 
Gebietsveränderungen die wirtschaftlichen Verhältnisse des einen 
der vertragschliefsenden Teile sich wesentlich verschieben. Auch 
Änderungen der Verfassungsform, also Übergang von der monar- 
chischen zur republikanischen Verfassung, würden zur Kündigung 
derjenigen Verträge berechtigen, die gerade im Hinblick auf 
die beim Vertragsschlufs bestehende Verfassungsform geschlossen 
worden sind. 

Von diesen Ausnahmen abgesehen, mufs dagegen an dem die 
Grundlage alles Rechts bildenden Satze festgehalten wenlen; pacta 
sunt servanda. Der Notstand (unten § 24 IV 3) freilich vermag 
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auch hier der Verletzung bestehender berechtigter Interessen den 
Charakter der Rechtswidrigkeit zu nehmen. Darüber hinaus kann 
der Staatsmann, der die Erfüllung vertragsmäfsig übernommener 
Verpflichtungen leugnet, sich auf die Politik, nicht aber auf das 
VölkeiTecht berufen.’ 

2. Nichterfüllung' des Vertrages durch den einen der vertrag- 
schliefsenden Telle berechtigt den andern zum RUektritt von dem 
Vertrage. 

Die Rechtfertigung dieses von den meisten Privatrechten 
abweichenden Satzes liegt darin, dafs das Völkerrecht keinen andern 
Erfüllungszwang als die Gewalt, in letzter Linie den Krieg, kennt, 
dem gegenüber der Rücktritt vom Vertrage für beide Teile das 
kleinere Übel darstellt. 

3. Durch den Krieg werden die zwischen den kriegführenden 

Staaten bestehenden Vertrüge aufgehoben, soweit sie nicht ganz oder 
in einzelnen ihrer Bestimmungen gerade für den Fall des Krieges ge- 
schlossen worden sind. , 

Es erlöschen also nicht blofs die Verträge, die mit dem 
Kriegszustand unverträglich sind, also etwa BOndnisverti-äge, die 
z'wischen den jetzigen Gegnern geschlossen waren, sondern alle 
Vertrüge, die nicht, wie die Genfer Konvention, Neutralisierungs- 
verträge, Verträge über den freien Abzug gegnerischer Staatsange- 
höriger u. s. w., erst unter der Voraussetzung des Kriegszustandes 
ihre Wirksamkeit entfalten. Das gilt auch, dem Gegner gegenüber, 
von den mit diesem und zugleich mit anderen Staaten abgeschlossenen 
Veiträgen, soweit eine solche Ausscheidung der nur dem Gegner 
gegenüber bestehenden Verpflichtungen durclrführbar ist. 

Die überwiegende Ansicht der Litteratur geht allerdings dahin, 
dafs die Verträge durch den Krieg nur suspendiert, nicht aufgehoben 
werden. Die Staatenpraxis der letzten Jalirzehnte spricht aber gegen 
diese Ansicht. Vergl. Art. 11 Abs. 1 des Frankfurter Friedensver- 
trags vom 10. Mai 1871 und Art. 18 des Zusatzvertrags vom 

7) Interessante Bemerkungen bei von Bismarck, Gedanken und 
Erinnerungen II 258. 
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11. Dezember 1871 (R. G. Bl. 1872 S. 7): „Da die Handelsverträge 
mit den verschiedenen Staaten Deutschlands durch den Krieg auf- 
gehoben sind (ayant 6tö annul6s par la guerre), so werden die 
Deutsche Regierung und , die Französische Regierung den Grundsatz 
der gegenseitigen Behandlung auf dem Fusse der meistbegiinstigten 
Nation ihren Handelsbeziehungen zu Gninde legen.“ Ebenso wurde 
nach Beendigung des griechisch -türkischen Krieges von 1897 von 
allen Seiten anerkannt, dafs die vor dem Kriegsausbruch zwischen 
den beiden Staaten gesclilosseneu Verträge, insbesondere auch die 
Kapitulationen, aufgehoben seien. 

§ 22. Die Sicherung völkerrechtlicher Kechtsverhältnisse. 

I. Das alte Recht hatte, ganz abgesehen von den privatrechtlich 
anerkannten Formen der Pfandbestellung und der Bürgschaft, eine ganze 
Reihe verschiedenartiger Mittel angewendet, um die ErfUilung be- 
stehender vSlkerrechtlicher Verpflichtungen zu sichern. 

So insbesondere die eidliche Bekräftigung des gegebenen Ver- 
sprechens (besonders auch bei Friedensverträgen), die Stellung von 
Geiseln, das Einlager u. s. w. Geiseln (otages) wurden noch während 
des deutsch -französischen Krieges vielfach verwendet, um die Be- 
achtung der Rechtsrcgeln des Völkerrechts zu erzwingen; so wurden 
fi'anzösische Staatsbürger auf Eisenbahntransporten mitgenommen, 
wenn verbrecherische Angriffe auf den Transport von seiten der 
feindlichen Bevölkerung besorgt wurden. 

Unter den ln der Rechtsttbung unserer Tage verwendeten Mitteln 
znr Sicherung völkerrechtlicher Verpflichtungen sind hervorzuheben: 

1. Die vollständige oder teilweise Verpfändung der Staatsein- 
nahmen. 

2. Die pfandweise Besetzung von fremdem Staatsgebiet mit 
l'bernahme der Verwaltung. 

Diese gehört jedoch nur soweit hierher, als sie vertragsmäfsig 
eingeräumt ist, nicht aber als Art der Repressalien; unten § 38 III. 

3. Die rein militärische Besetzung von fremdem Staatsgebiet, 
bei welcher die Verwaltung in den Händen der zuständigen Staatsgewalt 
verbleibt. 
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Sie wird häufig angewendet zur Sicherung der Leistung einer 
Kriegsentschädigung. So schon im zweiten Pariser Frieden vom 
'20. November 1815; ferner nach Art. VIII. der Versailler Friedens- 
präliminarien vom 26. Februar 1871 (R. G. Bl. S. 215). 

4. Der Garantierertrag mit oder zwlsehen dritten Mächten 
■(unten II). 

II. Garantieverträge sind diejenigen Töikerrechtiichen Verträge, durch 
weiche ein Staat einem oder mehreren anderen gegenüber sieh vcr- 
pfiiehtet, entweder für die Erfüllung der Tülkerrechtiichen Verpflich- 
tungen eines andern Staates, oder aber dafür einzustehen, dafs dieser 
von seiten eines andern Staates in seinen vbikerrechtlichen Rechten 
nicht beeinträchtigt werde.' 

Die übernommene Garantie, die eine einseitige oder eine 
gegenseitige sein kann, verpflichtet den garantierenden Staat, 
seine ganze Ki-aft, wenn nötig, mit den Waffen in der Hand, für 
das gegebene Versprechen einzusetzen; die von mehreren Staaten 
gemeinsam geleistete Garantie berechtigt im Zweifel jeden von 
ihnen, verpflichtet im Zweifel nur alle zusammen zum Einschreiten 
(Kollektivgarantie). Die Verpflichtung des garantierenden Staates 
kann, was aber im Zweifel nicht anzunehmen ist, bedingt sein 
durch das Anrufen des garantierten Staates. 

Die Tcrschiedenartigsten Rechtsverhältuisse, die durchaus nicht 
notwendig dem Vblkerreeht anzugehSren brauchen, können den Gegen- 
stand eines Garantierertrages bilden. 

Nur beispielsweise seien die folgenden Fälle angeführt: 

1. Es kann die Staatsverfassung eines Staates, insbesondere die 
Erbfolge garantiert werden. 

So hatten im Westphälischen Frieden Frankreich und Schweden 
die Garantie für die deutsche Verfassung übernommen und daraus 
Anlafs zu fortwährenden Einmischungen in die inneren Angelegen- 
heiten Deutschlands hergeleitet. Die deutsche Bundesakte von 1815 
süind unter dem Schutze der Kongrefsmächte. 

1) Milovanowitsch, Des traites de garaiitie en droit international. 
1888. Gefsuer^ H.II. III 83. 
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2. Besitzstand nnd dauernde Xentralltttt oder aueh nur eines 
Tou beiden ist durch die TertrUge des 19. Jahrhunderts hilnflg unter 
den Koilektirsehutz der HSehte gestellt worden. 

So wurde 1850 durch die Signatärmäehte der Pariser Kongrefs- 
akte die Unabhängigkeit und Integrität der Türkei garantiert, in- 
dem Art. 7 des Vertrages vom 30. März 1856 bestimmte: „ Ihre 

Majestäten verpflichten sich, die Unabhängigkeit und den Territorial- 
bestand des Ottomanischeu Reiches zu achten, garantiren gemein- 
scliaftlich die genaue Beobachtung dieser Verpflichtung und werden 
demgemäss jeden Akt, welcher dem entgegen wäre, als eine Frage 
des allgemeinen Interesses ansehen.“ Über die Garantie der Neu- 
tralität von Belgien und Luxemburg vergl. oben § 0 III. 

3. Wird der Schutz gegen Angriffe von anfsen versprochen, so 
nähert sich der Garantievertrag dem Bündnisvertrag. Er geht in diesen 
Über, sobald gemeinsames Handeln der beiden Vertragschließenden 
vereinbart ist (unten § 37 II). 

So hatte England in dem Vertrag vom 4. Juni 1878 (Ver- 
trag über Cypern) der Türkei bewaffneten Beistand für den Fall 
versprochen, dafs Rufsland versuchen sollte, weitere Erwerbungen in 
Asien zu machen, somit den asiatischen Besitzstand der Türkei 
garantiert. 

4. Auch eine Gesamtheit von Bcchtsverhältnissen kann garantiert 
werden. 

Hierher gehört der von Österreich, England und Frankreich 
am 15. April 1856 geschlossene Vertrag, durch welchen die Mächte 
sich gegenseitig verpflichteten, jede Verletzung des Pariser Friedens 
vom 30. März 1850 als Kriegsfall zu betrachten. 

5. Die Garantie des von einem Staate aufgenommenen Geld- 
darlehns begründet nach dem oben § 19 I 2 Gesagten an sich niclit 
notwendig eine völkerrechtliche Verpflichtung. 

Die Bedeutung eines internationalen Vertrages erlangt der 
Garantievertrag aber sofort, wenn etwa der Staat, dessen Anleihe 
von anderen garantiert wird, Verpflichtungen auf sich nimmt, durch 
welche seine Finanzverwaltung beschränkt wird; oder wenn der 
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garantierende Staat, nicht etwa den Staatsgläubigern, sondern anderen 
Staaten gegenüber sich verpflichtet, seine Gesetzgebung oder Ver- 
waltung, wenn nötig, in Bewegung zu setzen. Insbesondere aber 
verpflichtet die Kollektivgarantie jeden garantierenden Staat auch 
den übrigen Garantieraächten gegenüber. Vergl. die Übereinkunft 
vom 18. März 1885 zwischen Deutschland, Österreich-Ungarn, 
Frankreich, Grofsbritonnien , Italien, Rnfsland und der Türkei 
über die Garantierung der ägj-ptischen Staatsanleihe (Anlage zum 
Deutschen Reichsgesetz vom 14. November 188G, R. G. Bl. S. 301), 
durch welche die Vertragsmächtc sich verijflichten , die regel- 
mäfsige Zahlung des Jahresbetrages von 315000 Pfund Sterling 
„gemeinsam und solidarisch zu garantieren, beziehungsweise die 
Genehmigung ihrer Parlamente zur gemeinsamen und solidarischen 
Garantie einzuholen.“ Für die griechischen Anleihen von 1883 
und 1898 haben Rnfsland, Frankreich und Grofsbritannien die 
Garantie übernommen (Vereinbarung vom 29. März 1889). 

§ 23. Rechtsnachfolge in völkerrechtliche Rechts- 
verhältnisse bei Oebietsveränderungen. ^ 

1. Bechtsnnchfoltre in vSlkerrechtlichem RorlitsTerhältnis als Folge 
von Gebietsreräiidcrungen ist nur denkbar bei abgeleitetem, ist da- 
gegen ausgescblossen bei urspriingliehem Krwerb. 

Wenn ein Staat durch Eroberung (oben § 10 1 2) zum Gebiets- 
teile des siegreichen Staates wird, so ist er als völkerrechtliches 
Rechtssubjekt untergegangeu. Alle Rechtsverhältnisse, in denen er 
zu anderen Staaten gestanden hat, insbesondere alle mit anderen 
Staaten geschlossenen Staatenverträge sind erloschen. Sache der 
in ihrem erworbenen Rechte bedrohten dritten Staaten ist es, gegen 

1) Lariviere, Des consequences des transforniatious territoriales 
des Etats sur los traitös anterieurs. 1892. Apple ton. Des effets de 
I’annexion sur les dettes de l’Etat deinembre ou annexe. 1895. Kiatibiau, 
Consequences juridiques des transformations territoriales des Etats sur les 
traitös. 1892. Huber, Die Staatensuecession (völkerrechtliche und staats- 
rechtliche Praxis im 19. Jahrhundert) 1898. 
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die Eroberung Einspruch zu erheben und so ihre Interessen zu 
wahren; ihr Stillschweigen gilt als Yerzicht (oben § 2011 3). Sollte 
Belgien von Frankreich erobert werden, so wären damit alle von 
Belgien geschlossenen Verträge zerrissen; insbesondere wären auch 
die auf die Neutralität Belgiens bezüglichen Verpflichtungen der 
Garantiemächte beseitigt. 

Umgekehrt aber erstrecken sich mit dem Augenblick der 
Erwerbung die völkerrechtlichen Beziehungen des erwerbenden 
Staates auch atif das neu erworbene Gebiet. Während bei einer 
Eroberung Belgiens durch Frankreich die belgischen Verträge ver- 
nichtet werden, erhalten die französischen Verträge Ausdehnung 
auch auf das bisher belgische Gebiet. 

II. Aber auch bei abgeleitetem Erwerb findet Rechtsnachfolge in 
völkerrechtliche ßeciitsTerhältiilsse nnr soweit statt, als diese mit ab- 
soluter Wirkung auf dem Staatsgebiete lokalisiert sind. 

Ist etwa dem Staate, der ganz oder mit einem Teile seines 
Gebietes in einen andern Staate aufgeht, dritten Staaten gegen- 
über die Verpflichtung auferlegt, die öffentlichen Strafsen oder das 
Fahrwasser seiner eigenen Gewässer in gutem Zustande zu erhalten, 
die das Gebiet durchströinenden Flüsse einzudämmen u. s. w., so 
gehen diese Verpflichtungen auf den Erwerber über. Dasselbe 
wüi-de gelten in Bezug auf die das abgetretene Gebiet durch- 
schneidenden Eisenbahnen. Von solchen und ähnlichen Fällen war 
bereits oben § 8 III 3 bei Besprechung der sogenannten Staatsdienst- 
barkeiten die Rede. Bei der Erwerbung des Kongostaates durch 
Belgien würden die durch die Akte vom 26. Februar 1885 dem 
Kongostaate auferlegten völkerrechtlichen Verpflichtungen auf die 
belgische Staatsgewalt übergehen ; diese hätte dafür Sorge zu tragen, 
dafs auf dem übernommenen Gebiete die Grundsätze der Handels- 
freiheit u. s. w. zur Durchführung gelangen. In diesem Falle hätten 
■wir eine wirkliche „Qesamtnachfolge von Todeswegen“. Wie bereits 
erwähnt (oben § 10 14), ist diese Möglichkeit auch in den von der 
internationalen Gesellschaft des Kongo 1884 geschlossenen Verträgen 
vorgesehen worden. 
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Abgesehen von diesen „lokalisierten“ Berechtigungen und Ver- 
pflichtungen giebt es aber keine Rechtsnachfolge. Die unter I auf- 
gestellten Rechtsregeln liaben vielmehr auch bei abgeleitetem Er- 
werb Anwendung zu finden. Handelt es sich um Gebietsverände- 
rungen, bei denen die beiden Rechtssubjekte bestehen bleiben, so 
ergiebt sich diese Folgerung schon aus der Unteilbarkeit der Staats- 
gewalt. Wenn der Staat A etwa drei Viertel seines Gebietes an 
den Staat B abtritt, so rückt damit nicht etwa der Staat B in 
einen vom Staate A abgeschlossenen Bündnisvertrag mit dem Staate C 
bezüglich der abgetretenen Gebiete ein. Dasselbe mufs aber auch 
angenommen werden, wenn durch Vereinbarung zweier Staaten der 
eine von beiden ganz in den andern aufgeht; auch hier ist das 
bisherige Rechtssubjekt völlig untergegangen, und alle seine völker- 
rechtlichen Beziehungen sind vernichtet. 

Verschieden von diesem Falle ist die Spaltung eines bisher 
einheitlichen Staates in mehrere Teile (dismembratio); hier bleiben 
die mit dem Einheitsstaate geschlossenen Verträge für die nunmehr 
selbständig gewordenen Staatsteile weiter bestehen. So sind die 
von der österreichischen Monarchie vor 1867 geschlossenen Ver- 
trüge seit der Einführung des Dualismus nicht etwa aufgehoben 
worden, sondern bestehen für beide ReichshUlften weiter. Freilich 
wird, da die Rechtslage sich durch eine solche Spaltung wesent- 
lich geändert hat, sowohl den neugebildeten Staatswesen als auch 
den dritten Staaten das Recht eingeräumt werden müssen, die ge- 
schlossenen Verträge zu kündigen (oben § 22 IV 1). Ebenso liegt es, 
wenn mehrere bisher selbständige Staaten sich durch freie Verein- 
barung zu einem Staatenbunde oder Bundesstaate zusammenschliefsen ; 
die von jedem von ihnen geschlossenen Verträge dauern weiter, da 
die Rechtssubjektivität des Gliedstaates selbst im Bundesstaate nicht 
völlig verloren geht. Bei einem Zusamnienschlufs zum Einheits- 
staate dagegen müfste wegen des völligen Unterganges der bis- 
herigen völkerrechtlichen Rechtssubjokte auch das Erlöschen der 
sämtlichen von den ehemals selbständigen Staaten geschlossenea 
Vcrtiäge behauptet werden. 
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Schwierigkeiten bietet die Begründung einer völkerrechtlichea 
Schutzherrschaft. Man mufs annehmen, dafs alle Verträge des. 
nunmehr geschützten Staates erloschen sind, welche die unein- 
geschränkte Souveränität des Vertragschliefsenden voraussetzen.. 
Hierher gehören insbesondere Bündnisverträge, auch alle politischen 
Verträge überhaupt. Die übrigen Verträge des geschützten Staates 
bleiben bestehen ; doch führt auch hier die Verschiebung der Rechts- 
lage zu einem Kündigungsrecht sowohl des oberherrlichen Staates, 
als auch aller anderen Staaten, die mit dem jetzt nur mehr halb- 
souveränen Staate Verträge geschlossen haben. Die von dem Schutz- 
staate geschlossenen Verträge werden jedenfalls nicht auf das 
Gebiet des geschützten Staates ausgedehnt, da dieser seine völker- 
rechtliche Rechtssubjektivität nicht vollständig einbüfst. 

III. Eine Rechtsnachfolge mufs dagegen hei abgeleitetem Erwerb 
angenommen werden, soweit es sich um priratrechtliehe BechtsverhlUt* 
nisse handelt. Dies gilt insbesondere von den Staatsschulden. Die 
Frage gehört aber nicht mehr dem Völkerrecht an.’ 

Allgemein anerkannte Rechtssätze lassen sich allerdings hier 
nicht aufstellen. Meist werden in den Friedens- oder sonstigen 
Cessionsverträgen besondere und ausdrückliche Vereinbarungen ge- 
troffen. Jedenfalls findet eine Rechtsnachfolge statt in die so- 
genannten hypothezierten Schulden (dettes hypothöquöes), d. h. die- 
jenigen Schulden, die im ausschliefslichen Interesse des abgetretenen 
Gebietes (etwa für die Entwässerungsarbeiten) aufgenonimen worden 
sind, sowie in die Grundschulden (dettes hypothecaires), d. h. die- 
jenigen, für welche unbewegliches in dem abgetretenen Gebiete ge- 
legenes Staatsgut verpfändet ist. Meist pflegt jedoch der erwerbende 
Staat aus freier Entschliefsung einen verhältnismäfsigen Anteil auch 
an den übrigen Staatsschulden zu übernehmen. 

IV. Gebletsveränderungen , hei welchen der Bestand der beiden 
Staaten erhalten bleibt, haben grundsätzlich keinen Einilufs auf die 
bestehenden völkerrechtliehen Berechtigungen und Verpflichtungen. Die 


2) Vei'gl. Rivior 97, Ullmaan 71; ganz besonders aber ünber. 
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von dem eriverbenden Staat geschlossenen Vertrüge erstrecken sich ohne 
weiteres auch auf die neu erworbenen Gebiete; und die von dem ver- 
kleinerten Staate geschlossenen Vertrüge bleiben trotz des Gebiets- 
verlnstes weiter bestehen. 

Das ist das sogenannte Prinzip der „beweglichen Ver- 
tragsgrenzen“, das insbesondere auch in den neuern Handels- 
verträgen des Deutschen Reichs zur ausdrücklichen Anerkennung 
gelangt ist. So sagt Art. XXIII des deutsch -türkischen Handelsver- 
trages vom 26. August 1890 (K. G. Bl. 1891 S. 117); „Die Bestim- 
mungen des gegenwärtigen Vertrages gelten für das Deutsche Reich 
sowie für jedes zum deutschen Zollverbande jetzt oder künftig 
gehörige Gebiet.“ 

Nach jenem Prinzip war mithin mit der Angliedenmg von 
Elsafs-Lothringen an das Deutsche Reich der französisch- schweize- 
rische Vertrag über das internationale Privatrecht vom 15. Juni 1869 
für jene Gebiete aufser Kraft getreten. Das gilt auch von den 
Garantieverträgen. Hat ein Staat oder haben mehrere einem andern 
Staat die Integrität seines Gebietes garantiert, so erstreckt sich die 
Garantie auch auf die von diesem Staate neuerworbenen Gebiete. 
Will der garantierende Staat diesen seine Verpflichtung erweiternden 
Erfolg nicht eintreten lassen, so mufs er gegen die Neuerwerbung 
Einspruch erheben. Umgekehrt bleibt die Garantie auch für das 
verkleinerte Gebiet bestehen, während der Staat, der ein Stück des 
garantierten Staates erwirbt, in die Rechtsverhältnisse des garan- 
tierten Staates nur daun eintritt, wenn diese auf dem erworbenen 
Gebiete lokalisiert sind. 

V. Ein durch T/Osreifsung vom Mutterland ueugebildeter Staat wird 
durch die von Jenem geschlossenen Vertrüge weder berechtigt noch ver- 
pflichtet. 

Er ist zunächst nur an die allgemeinen Rechtsregeln des 
Völkerrechtes gebunden und hat sieh im übrigen seine Rechtsstellung 
den übrigen Staaten gegenüber erst durch besondere Vereinbarungen 
zu schaffen. 
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§ 24. Das völkerrechtliche Delikt.^ 

I. VÖIkerrechtliehes Delikt Ist die ron einem Staate ausgehende 
Terletznng eines TSIkerrechtlich geschützten Interesses eines andern 
Staates. 

1. Subjekt des vSlkerrechtliehen Deliktes, mithin Träger der 
durch dieses begründeten Terantwortiichkeit, ist nur der Staat selbst; 
and zwar aueh dann, wenn er für Handlungen seiner Staatsangehürigen 
haftet. 

Das völkerrechtliche Delikt ist daher verschieden von den so- 
genannten „Delikten gegen das Völkerrecht“, wie sie die nationalen 
Strafgesetzbücher aufzustellen pflegen („strafbare Handlungen gegen 
befreundete Staaten“ nach der Terminologie des deutschen Reichs- 
strafgesetzbuches). Subjekt eines solchen „Deliktes gegen das Völker- 
recht“ ist stets der EHnzelne, niemals der Staat; Träger des durch 
das Delikt entstandenen Strafanspruches stets nur der Staat, dessen 
Normen übertreten worden sind, niemals ein fremder Staat. 

2. Nur der souveräne Staat besitzt mit der välkerrechtlichen 
Cleschäftsfähigkeit auch die Deliktsfäbigkeit. 

Für den halbsouveränen Staat haftet daher, soweit dieser in 
seiner Geschäftsfähigkeit beschränkt ist, der oberherrliche Staat 
(oben § 6 IV 1). Für eine Verletzung der von den christlichen 
Staaten mit der Türkei geschlossenen Verträge durch Bulgarien hat 
daher die Türkei aufzukommen; während Bulgarien auf dem ihm 
(iberlassenen Gebiete der völkerrechtlichen Bethätigung selbständig 
verantwortlich ist. Dagegen ist der dauernd neutralisierte Staat 
deliktsfähig (oben § 6 111). Das gilt auch von der südafrikanischen 
Republik, deren souveräne Stellung sich auch aus diesem Gesichts- 
punkte ergiebt (oben § 6 IV S. .51). Der Staat vertritt auch seine 
überseeischen Kolonieen; die .von diesen begangenen Rechtsver- 
letzungen fallen ohne weiteres ihm zur Last. In Bezug auf die 
Staatenverbindungen ist das oben § 6 II Gesagte anzuwenden. 

1) Cluuet, Offenses et actes hostUes commis par des particuliers 
eontre un Etat etrangcr. 1887. Hoilborn, R. G. III 179. Triepel (oben 
§ 2 Note 1) 324. 

T, Liszt, Völkerrecht. 2. Aufl. 12 
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3. Jede Yerletzong eines Tölkerreehtlleh gesebUtzten Interesse» 
ist Deiikt. 

Es giebt daher keine besonderen deliktischen Thatbestände; 
die feine Differenzierung, die das nationale Recht und seine Un- 
rechtslehre beherrscht, ist dem VSlkerrecht fremd. Selbst die 
Unterscheidung des strafbaren und des nichtstrafbaren Unrechts 
kennt es nicht. Insbesondere ist, im Gegensatz zum Privatrecht, 
auch die einfache Vertragswidrigkeit Delikt, soweit es sich (oben 
§ 191) wirklich um völkerrechtliche Verträge handelt. Jede Ver- 
letzung bestehender Staatsverträge kann mithin die sämtlichen 
Unrechtsfolgen nach sich ziehen. Doch ist der Staat, wenn sein 
Vertragsgegner auch nur in einem einzigen Punkte den ge- 
schlossenen Vertrag verletzt, auch berechtigt, von dem ganzen Ver- 
trage zurückzutreten (oben § 21 IV 2). Damit entfallen dann die 
eigentliclien Unrechtsfolgen. 

1;. Das Tölkerreehtllehe Delikt Ist stets Verletzung eines Staates, 

Doch kann dieser nicht nur unmittelbar (insbesondere auch 
in seinen Vertretern und in seinen Hoheitszeichen), sondern auch, 
in seinen Staatsangehörigen und Schutzgenossen, mittelbar ver- 
letzt werden. 

5. Veraoliiedeii von dem völkerrechtlichen Delikt ist der „nn- 
frenndiiciie Akt*‘ (act peu amicai). 

Ein solcher Akt, insbesondere die nichtautoritative Ein- 
mischung in die Angelegenheiten eines fremden Staatswesens,- kann 
mit Entschiedenheit zurflckgewiesen werden, erzeugt aber nicht die 
Unrochtsfolgen. 

II. Der Staat ist uninitteibar Deliktssubjekt bei ailen schnldliaflen 
rechtswidrigen Ilaiidlniigen, die von seinen mit vöikerrechtiicher Ver- 
trettingsbcfiignis ausgerüsteten Vertretungsorganen innerhaib ihrer Ver- 
tretungsbefugnis begangen werden. 

Der Staat haftet daher für die Handlungen seines Staats- 
hauptes lind seines Ministers des Äufseren, seiner Gesandten und 
seiner Konsuln, insbesondere auch für die im Kriege vorgenommenen 
Handlungen seiner Befehlshaber. Denn diese Handlungen der mit 
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Vertretungsbefug^is ausgestatteten Organe sind Handlungen des 
Staates selbst, mag reclitsgeschäftliche, mag deliktisclie Handlung 
in Frage stehen. Jedoch müssen, damit zu üngunsten des Staates 
die Deliktsfolgen eintreten, schuldhafte, d. h. vorsätzliche oder fahr- 
lässige Handlungen seiner Vertretungsorgane vorliegen. Die reine 
Erfolgshaftung ist dem Völkerrecht fremd. 

Die Handlungen der Gerichte und der Verwalttmgsbehörden 
sind, da diesen Staatsorganen die völken-echtliche Vertretungs- 
beftignis mangelt, nicht Handlungen des Staates selbst, können 
daher den Staat auch nur mittelbar verantwortlich machen (unten III). 

III. Der Staat ist mittelbares Deliktssubjekt bei allen übrigen 
auf seinem Gebiete gegen einen fremden Staat oder gegen fremde 
Staatsangeliürige begangenen sehuldhaften, reehtswidrigen Hand* 
Inngen, vorausgesetzt, dafs er deren Hinderung oder Bestrafung vülker- 
reelitswidrig unterlüfst. 

1. Der Staat haftet für alle auf seinem Gebiete begangenen Hand- 
lungen ohne Unterschied, ob sie von seinen Staatsangehörigen oder 
ob sie von Staatsfremden. von Privaten oder von Behörden begangen 
werden. 

Er haftet für solche Handlungen unmittelbar, wenn die 
oben unter II besprochenen Voraussetzungen zutreffen. Er haftet 
mittelbar, wenn die Handlungen von einzelnen Privatpersonen 
oder aber wenn sie von seinen Vei-tretungsorganen, aber aufserhalb 
ihrer Vertretungsbefugnis, oder wenn sie von seinen rein inner- 
staatlichen Organen vorgenommen werden. Er haftet kraft seiner 
Territorialgewalt auch für die von Staatsfremden auf seinem Ge- 
biete vorgenommenen Handlungen; er haftet aber eben darum nicht 
für diejenigen Handlungen, deren Thäter exterritorial, also seiner 
Staatsgewalt gar nicht unterworfen ist. ^ 

2. Der Staat haftet für diejenigen Handlungen, welche gegen 
den Innern und Hufsern Bestand des fremden Staates, gegen die per- 
sönliche Unversehrtheit der fremdstaatlichen Vertretungsorgane, gegen 


2) Abweichend Triepel 339 Note 3. 

12 * 
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die nolieitszeiehen des fremden Staates oder aber auch nnr gegeb 
fremde StaatsangehSrige begangen sind. 

Doch müssen diese Handlungen nicht nur objektiv rechtswidrig, 
sondern auch schuldhaft, d. h. vorsätzlich oder fahrlässig, begangen 
sein. Daher haftet der Staat für Entscheidungen und Verfügungen 
seiner Gerichte und Verwaltungsbehörden nur dann, wenn diese 
als schuldhaftes Unrecht, als Eechtsverweigerung, Rechtsverzögening, 
Rechtsbeugung, Bedrückung u. s. w. sich darstellen. Entscheidungen 
oder Verfügungen, die objektiv und subjektiv oder auch nur sub- 
jektiv betrachtet kein Unrecht darstellen, vermögen niemals die 
Haftung des Staate.s zu begründen.® 

3. Der Staat haftet in allen diesen Füllen nur für völkerrechts- 
widrige Unterlassung der Verhinderung oder Bestrafung. 

Die Berufung auf die Mangelhaftigkeit der nationalen Gesetz- 
gebung befreit nicht von der Haftung. Jeder Staat ist verpflichtet, 
seine Gesetzgebung so einzurichten, dal's sie ihn in den Stand 
setzt, seinen völkerrechtlichen Verpflichtungen nachzukommen (oben 
§ 7 II 1 ). Aber die Haftung des Staates ist in allen hierher gehörigen 
Fällen bedingt dadurch, dafs der Verletzte den Rechtsweg ver- 
geblich betreten hat. Nur wenn dieser Weg versagt, tritt die 
Haftung des Staates ein. Sie ist nicht unmittelbar, sondern nur 
mittelbar begründet. 

Wenn fremde Staatsangehörige bei leidenschaftlich erregtem 
Nationalitätenhafs wegen ihrer Angehörigkeit zu dem fremden Staate 
verletzt worden sind (man erinnere sich an die Lynchung frei- 
gesprochener Italiener in New-Orleans 1891), so ist eine Haft- 
pflicht des Aufenthaltsstaates der Verletzten nach Völkerrecht an 
sich nicht begründet; diese haben vielmehr zunächst den Rechts- 
weg zu beschreiten. Doch haben die Regierungen, insbesondere der 
europäischen Staaten, wiederholt in solchen Fällen Entschädigungen 
gewährt. So Frankreich 1893 aus Anlafs der Schlägerei zwischen 


3) Teilweise abweichend Triepel 351. Vergl. Regelsbergor, 
R. 0. IV 735. 
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Franzosen und Italienern zu Aigues- Mortes. Eine rechtliche Ver- 
pflichtung dazu bestand aber nicht. ‘ 

Das gilt auch für diejenigen Verletzungen, die, sei es während 
eines auswärtigen Krieges, sei es während eines Bürgerkrieges 
oder eines Aufstandes von den Staatstruppen oder von den 
Aufständischen zugefügt sind.^ Die Verletzten haben daher zu- 
nächst den Rechtsweg zu betreten; und erst, wenn dieser versagt, 
tritt die Ersatzpflicht des Staates ein. Die europäischen Mächte 
sind gegenüber den durch iminerwiederkehrende innere und äufsere 
Unruhen erschütterten mittel- und südamerikanischen Staaten viel- 
fach mit Erfolg weitergegangen und haben sofort, ohne dafs eine An- 
rufung der Gerichte stattgefunden hätte, auf diplomatischem Wege 
bei der fremden Regierung Entschädigung verlangt und erhalten. 
Aber eine Rechtspflicht, diesem Verlangen zu entsprechen, besteht 
auch hier nicht; und die mittel- und südamerikanischen Staaten 
haben nicht nur wiederholt das Verlangen zurOckgewiesen (so 
Venezuela 1895), sondern auch in den mit den europäischen Mächten 
geschlossenen Verträgen ihre Verpflichtung ausdrücklich abgelehnt. 
Beispiel: Deutsch - mexikanischer Freundschafts-, Handels- und 
Schiffahrtsverti-ag vom 5. Dezember 1882 (R. G. Bl. 1883 S. 247) 
Art. 18 Abs. 3: „Ferner besteht darüber Einverständniss unter den 
vertragschliessenden Theilen, dass die deutsche Regierung, mit Aus- 
nahme der Fälle, wo ein Verschulden oder ein Mangel an schuldiger 
Sorgfalt seitens der mexikanischen Behörden oder ihrer Organe 
vorliegt, die mexikanische Regierung nicht verantwoitlich machen 
wird für Schäden, Bedrückungen oder Erpressungen, welche ilie 
Angehörigen des Deutschen Reichs in dem Gebiete Mexikos in 
Zeiten der Insurrektion oder des Bürgerkrieges von Seiten der Auf- 
ständischen zu erleiden haben sollten, oder welche ihnen durch 
die wilden Stämme zugefügt werden, die den Gehorsam gegen die 

4) Veigl. R. G. I 171. 

5) Vergl. die Verhandlungen des Instituts 1900 zu Xeuenburg. Ferner 
Wiese, Le droit international applique aux guerres oiviles. 1898. R.G. I 164, 
11 338, III 476. Rivier, Principes II 43. 
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Regierung nicht anerkennen.“ Ähnlich in späteren Verträgen mit 
anderen Staaten. 

IV. Der Begriff des Deliktes wird ausgeschlossen durch den Mangel 
der Rechtswidrigkeit. 

Er wird also beseitigt durch die Befugnis zu dem Eingriff 
in die Rechtssphäre des verletzten Staates, mag diese Befugnis 
auf allgemeinen Rechtssätzen otler auf besonderer Einräumung be- 
ruhen. Doch ist nicht ausgesclilosseu, dafs die Ersatzpflicht ohne 
die übrigen Unrechtsfolgen trotz der Rechtraäfsigkeit eintritt. 
Diese Erscheinung hat dieselbe Bedeutung wie auf dem Gebiete 
des Privatrechtes. Der Standpunkt der Deliktshaftung ist damit 
aufgegeben. 

1. Hierher gehört zunächst die berechtigte Selbsthilfe, insbesondere 
die Intervention (oben § 7 II 2). 

2. Der Einwilligung des verletzten Staates mnCi unter allen Um- 
ständen die Kraft eines die Bechtswidrigkeit ausschllefsenden Umstandes 
bcigelegt werden. 

Das folgt aus der Souveränität der Staatsgewalt. Eine Ein- 
schränkung ist nur insoweit zu machen, als die Handlung nicht 
nur die Interessen des unmittelbar verletzten Staates selbst, sondern 
auch diejenigen anderer Staaten verletzt. Die Einwilligung Belgiens 
also in die Besetzung seines Gebietes durch eine kriegführende 
Macht würde dieser Besetzung die Rechtswidrigkeit zu nehmen 
nicht in der Lage seiu. 

3. Die straft'echtlieli und privatreclitllch anerkannten Begriffe 
der Notwehr und des Notstandes schliefseii aucli für das Gebiet des 
Völkerrechts die Rechtswidrigkeit der begangenen Verletzung aus. 

Auch der dauernd neutralisierte Staat darf mithin den feind- 
lichen Überfall mit Waffengewalt abwehren. Er handelt in Not- 
wehr. Dasselbe gilt vom Notstand. Droht den Interessen eines 
Staates Gefahr, so darf er sie bei überwiegendem Interesse durch 
Verletzung der berechtigten Interessen eines dritten Staates schützen. 
Doch hat er in diesem Falle Ersatz zu leisten. Auch diejenigen 
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Schriftsteller, welche die Anwendbarkeit des Notstandbegriffes im 
Völkerrecht leugnen, gewähren dem bedrohten Staat das „Recht 
auf Selbsterhaltung“ (oben § 7 Note 10). Damit ist derselbe Be- 
griff durch einen andern Ausdruck bezeiclmet. 

Auf dem Begriff des Notstandes beruht denn auch eine ganze 
Reihe von iillgemein anerkannten, wenn auch meist nicht unter 
ihn gebrachten Rechtsgrundsätzen. So die Anerkennung einer die 
Rechtsregeln der Kriegführung schmälernden oder aufhebenden 
„Kriegsraison“ (nöcessitö ou raison de gnerre). Ferner der 
sogenannte arröt de prince, d. h. die Anordnung, dafs fremde 
Handelsschiffe, insbesondere Schiffe der neutralen Mächte, in den 
Häfen zurüekzubleiben haben, bis geheirazuhaltende militärische 
■Operationen gesichert sind. Ebenso die Angarie (jus angariae), d. h^^ 
die Verwendting von Schiffen und Wagen, die im Privateigentum 
von Angehörigen des feindlichen Staates oder auch neutraler Mächte 
stehen, zu militärischen Transporten im Kriege oder zu anderen 
militärischen Operationen; eine Mafsi’egel, die, nur durch den Not- 
stand gerechtfertigt und stets mit Entschädigungspflicht verknöpft, 
auch während des deutsch -französischen Krieges mehrfach zur 
Anwendung gelangt ist. So haben die Deutschen bei Duclair 
englische Schiffe versenkt, um die Seine für die französischen 
Kriegsfahrzouge zu sperren. Auf dem Notstände beruht endlich 
auch das Recht der Seeschiffe, insbesondere der Kriegsschiffe, zur 
relache forcöe, d. h. zum Aufenthalt in einem ihnen sonst ver- 
schlossenen Hafen, wenn sie durch Seenot dazu gezwungen sind 
(unten § 25 V). 


V. Die Rechtsfolgen des völkerrechtlichen Deliktes sind vielge- 
staltiger als die in dem nationalen Recht aufgestellten Rechtsfolgen 
des privatreclitlichen Deliktes oder des strafrechtlichen Yerbi'vchens. 

1. Der schuldige Staat hat zunächst den früheren Zustand 
wiederherzustellen und eine Entschädigung in Geld zu leisten. 

Diese kann sich naturgomäfs nicht*auf verinögensrechtliche 
Interessen beschränken, da bei allen gegen den Staat selbst ge- 
richteten Verletzungen staatliche Hoheitsrechte in Frage stehen. 
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2. t'ber die Entschädigung hinaus ist in allen schwereren FüIleD 
6enngthnnng zn leisten, die ln einer Huldigung vor der verletzten 
Staatsgewalt besteht (Ausdruck des Bedauerns, Salutieren der 
Flagge n. s. w.). 

3. Soweit die Gefahr einer Wiederholnng der verletzenden Hand* 
Inng besteht, ist Sicherheit zn leisten. 

Diese kann insbesondere in der zeitweisen oder dauernden 
Verpfändung von Staatsgebiet (oben § 22 I) bestehen. 

4. Wird die freiwillige Leistung der geschuldeten SUhne ver* 
weigert, so kann diese mittelbar oder nnmltteibar erzwungen werden. 
In erster Linie kommt hier die (unten § 38) zn besprechende Gewalt 
als nlehtkriegerlsche Selbsthilfe, in letzter Linie der Krieg als ultima 
ratio des Völkerrechts ln Betracht. 
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III. Buch 


Die völkerrechtliche ßegelang und friedliche 
Verwaltnng gemeinsamer Interessen. 


I. Abschnitt. 

§ 25. Die Erschliefsung des Landes und die Rechts- 
stellung der Fremden.' 

I. Die Tollstandigre Eröffnung des Landes fllr die Staatsangehörigen 
aller Knltnrstaaten ergiebt sich ans dem Orundbegriff des Völkerrechts 

(jus commercii, oben § 7 IV). 

Innerhalb der Mitglieder der Kulturgemeinschaft bedarf die 
Eröffnung des Landes daher keiner ausdrücklichen Anerkennung. 
Eine vertragsmäfsige Regelung erfolgt lediglich (in den sogenannten 
Niederlassungsverträgen, ti-aitös d’ötablissement) zur Feststellung 
einzelner Punkte. Vergl. den deutsch -schweizerischen Nieder- 
lassungsveiirag vom 31. Mai 1890 (R. G. Bl. S. 131.) Dagegen 
bemht die Erschliefsung des Landes im Verhältnis zu den halb- 
civilisierten Staaten auf besonderen Vereinbarungen und reicht nicht 
weiter als diese. 

1. Die Erschlielsnng des Landes gewährt den StaatsD-emden das 
Recht, das Gebiet des Staates zu betreten, an Jedem Ort innerhalb 
desselben sieh aufzuhalteu, sich niederznlassen , und ohne besondere 
Abgabe Handel, Schiffahrt und Gewerbe zu treiben. 

1) Langhard, Das Recht der politischen Fromdenausweisung mit 
besonderer Berücksichtignng der Schweiz. 1891. Verhandlungen des 
Instituts für Völkerrecht von 1892. Feraud-Giraud, Droit d'expulsion 
des Etrangem. 1890. Thomas, R. G. IV 620. v. Martftz, Rechtshilfe 
(unten § 32 Note 1) I I (über das Ausweisungsrecht). Stoerk H. St. III 1266. 
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a) Die Ausflbung gewisser Gewerbe kann jedoch aus 
stiatspolizeilichen Gründen den Staatsangehörigen Vorbehalten werden. 
Vergl. den deutsch -italienischen Handels-, Zoll- und Schiffahrts- 

_sertrag vom 6. Dezember 1891 (R. G. Bl. 1892 S. 97) Art. 1 Abs. 3: 
„ Die vorstehenden Bestimmungen finden keine Anwendung auf 
Apotheker, Handelsmakler, Hausirer und andere Personen, welche 
ein ausschliesslich im ümherwandern ausgeübtes Gewerbe betreiben; 
•diese Gewerbetreibenden sollen ebenso behandelt werden, wie die 
Angehörigen [der meistbegünstigten Nation, welche dasselbe Ge- 
werbe betreiben.“ 

b) Ebenso pflegt den Staatsfremden die Küstenfischerei 
in den nationalen Gewässern versagt zu werden (oben § 9 V). In 
den Vereinigten Staaten, in Portugal und in Griechenland ist die 
Küstenfischerei freigogeben. Das deutsche R. St. G. B. bedroht in 
§29Ca Ausländer mit Strafe, die in deutschen Küstengewässern 
unbefugt fischen. Ähnlich z. B. auch das niederländische Gesetz 
vom 26. Oktober 1889.^ Vergl. den oben S. 77 angeführten Vertrag 
vom 6. Mai 1882 (näher besprochen unten § 34). 

c) Auch die Küstenfrachtfahrt oder cabotage (von dem 
spanischen cabo = Kap) pflegt den eigenen Staatsangehörigen Vor- 
behalten zu werden. England und Belgien dagegen haben sie 
völlig freigegeben. Auch sonst wird sie häufig durch besondere 
Vereinbarung unter Voraussetzung der Gegenseitigkeit den Staats- 
fremden eingeräumt. Das Deutsche Reich gewährt sie nach dem 
■Gesetz, betreffend die Küstenfrachtfahrt, vom 22. Mai 1881 (R. G. Bl. 
S. 97) den Angehörigen aller Staaten, die ihrerseits die deutschen 
Staatsangehörigen den eigenen IJnterthanen gloichstellen. Wie 
sehr durch diese Gewährung die völkerrechtliche Regel selbst durch- 
brochen ist, beweist die folgende Zusammenstellung. Das Deutsche 
Reich hat die Küstenfrachtfahrt teils durch Staats vertrag, teils auf 
<lem Verordnungswege den folgenden Staaten gewährt: Belgien, 
Brasilien, Columbien, Costa Rica, Dänemark, Dominica, Ägypten, 


2) David, La Peche maritime au point de vue international. 1898. 
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Griechenland, Grofsbritannien, Guatemala, Honduras, Italien, dem 
Kongostaat, Mexiko, den Niederlanden, Schweden-Norwegen, Öster- 
reich-Ungarn, Rumänien, RuCsland, Siam, Spanien, Tonga und 
Uruguay.* In der Kongoakte vom 26. Februar 1885 Art. 2 ist die 
Küstenfahrt (cabotage maritime et fluvial) den Staatsfremden aller 
Nationen völlig freigegeben. 

Die Küstenfrachtfahrt besteht in der Fahrt von einem Punkt 
der Küste eines Staates zu einem andern Küstenpunkt desselben 
Staates, so dafs die in dem einen Hafen geladenen Güter in dem 
andern Hafen desselben Staates gelöscht werden. Verschieden 
von der Kflstenfrachtfahrt ist die stufenweise Löschung der aus dem 
Ausland gebrachten Ijadiing in verschiedenen Häfen desselben 
fremden Staates {Staffelfahrt, commercio de escala). Diese wird 
auch den Schiffen fremder Mächte, selbst abgesehen von besonderen 
Vereinbarungen, eingeräumt. Vergl. als Beispiel den deutschen 
Freundschafts- u. s. w. Vertrag mit Nicaragua vom 4. Februar 1896 
(R. G. Bl. 1897 S. 171) Art. 16 Abs. 1: „Die deutschen Schiffe in 
Nicaragua und die nicaraguanischen Schiffe in Deutschland können 
einen Theil ihrer aus dem Auslande kommenden Ladung in dem 
einen Hafen und den Rest dieser Ladung in einem oder mehreren 
anderen Häfen desselben Landes entlöschen, und nicht minder 
können sie ihre Rückfracht thcilweise in verschiedenen Häfen des 
gedachten Uandes einnehmen, ohne in jedem Hafen andere oder 
höhere Abgaben zu entrichten, als diejenigen, welche unter ähn- 
lichen Umständen die Schiffe des eigenen Landes entrichten oder 
zu entrichten haben werden.“ 

d) Wichtig wird auch hier die häufig verwendete Meist- 
begünstigungsklausel (oben §211112). 

2. Das Recht, Grundbesitz durch Rechtsgeschäfte unter Lebenden 
«der von Todeswegen zu erwerben, zu besitzen und darüber zu ver- 
fdgcn, kann dea Staatsfremden versagt werden (oben §81114), wird 
ihnen aber von den meisten Kulturstaaten gewährt. 


3) Vergl. Stoork W. V. Ifl. Erg. Bd. 193. 
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Solche Reschränkungen bestanden in der Türkei bis 18G7, 
in England bis 1870 und bestehen (von den halbcivilisierten 
Staaten abgesehen) noch heute in Rufsland. Nach der rumänischen 
Verfassung von 1879 Art. 7 § 5 ist der Erwerb von Grundbesitz 
den rumänischen Staatsangehörigen Vorbehalten. Der deutsch - 
japanische Handelsvertrag vom 4. April 1896 gewährt den beider- 
seitigen Staatsfi-emden nur das Recht, „für Niederlassungs-, In- 
dustrie- und Handelszwecke Ländereien zu pachten“, versagt ihnen 
also das Recht, Eigentum an unbeweglichem Gut zu erwerben. 
Dabei haben die Vertreter der beiden vertragschliefsenden Staaten 
ausdrücklich erklärt, dafs in dem „Pachtrecht“ für die Staats- 
fremden die Befugnis enthalten sein solle, „emphyteutische, super- 
ficiarische und sonstige dingliche Rechte an Grundstücken zu er- 
werben und persönlichen Mieths- oder Pachtrechten an Grundstücken 
durch Eintragimg in die hierfür bestimmten Register den Charakter 
dinglicher Rechte zu verschaffen.“ Man vergleiche auch Art. 88 R G. 
zum B. G. B., nach welchem die landesgesetzlichen Vorschriften, 
welche den Erwerb von Grundstücken durch Ausländer von staat- 
licher Genehmigung abhängig machen, unberührt bleiben. 

3. Die Einwanderung von AngehSrigren der nicht zarYSIkerreehts- 
genieinschaft gehörenden Staaten kann, soweit nicht besondere Verträge 
im IVege stehen , von Jedem Staate beschränkt oder verboten werden. 

Praktische Bedeutung hat die chinesische Einwanderung 
in den Vereinigten Staaten und in AustiTilien gewonnen. Der von 
den erstem mit China 1858 geschlossene Vertrag* hatte gegen- 
seitig das Einwanderungsrecht ausdrücklich anerkannt. Dagegen 
räumte China durch den Vertrag zu Peking von 1880 (N. R. G. 
2. s. XI 730) den Vereinigten Staaten das Recht ein, die Einwande- 
rung und den Aufenthalt chinesischer Arbeiter zu regeln, zu be- 
schränken oder zu suspendieren, nicht aber gänzlich zu verbieten. 
Auf Grund dieses Vertrages erging das nordamerikanische Gesetz 

4) N. R. 0. 2. s. XX 95. — Vergl. Cailleux, La tjuestion ohinoise au.v 
Etats-Dnis et cians les possessions des puissances ouropeennes. 1898. 
Sartorius v. Waltershausen II. St. III 44. 
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vom 4. August 1882, das die Einwanderung chinesischer Arbeiter 
auf zehn Jahre verbot. 

Durch den zwischen China und den Vereinigten Staaten zu 
Washington geschlossenen Vertrag vom 17. März 1894 (N. E. G. 

2. s. XXII 551) hat China seine Zustimmung dazu erklärt, dafs für 
einen Zeitraum von zehn Jahren von dem Austausch der Ratifika- 
tionen dieses Vertrages (7. Dezember 1894) die Einwanderung 
chinesischer Arbeiter in die Vereinigten Staaten vollständig verboten 
sei. Zugleich erklärte China seine weitere Zustimmung zu den 
amerikanischen Gesetzen vom 5. Mai 1892 und 3. November 1893, 
durch welche die Registrierung aller rechtmälsig in den Vereinigten 
Staaten sich auflialtenden chinesischen Arbeiter vorgeschrieben 
wurde. 

4. In den anfser der Tülkergemeinsehaft stehenden Staaten, die 
ihr Land nur teilweise den Fremden erschlossen haben , werden diesen 
meist bestimmte Gebiete angewiesen. Diese bilden dann die so- 
genannten Fremdenniederiassnngen (settlements) , die infolge der Ex- 
territorialitttt (oben § 81116) ihrer Bewohner einen kleinen Staat im 
Staate bilden. 

Vergl. die deutsch -chinesischen Niederlassungsverträge vom 

3. und 30. Oktober 1895 und dazu die Verordnung vom 25. Ok- 
tober 1900 (R. G. Bl, S. 1000) über die Rechte an Grundstücken 
und die Anlegung von Grundbüchern in den deutschen Nieder- 
lassungen in Tientsin und Hankau. Mit der Aufhebung der kon- 
sularischen Gerichtsbarkeit verlieren diese Niederlassungen ihre 
selbständige Stellung; ausdrücklich wurde das ausgesprophen in 
dem deutsch -japanischen Handelsverträge vom 4. April 1896 Art. 18. 

II. Durch die Erscliliefsung des Landes wird das Recht der Fremden- 
polizei nicht berührt. Doch darf diese niemals dazu führen, dafs den 
AngehSrigen eines fremden Staates als solchen, also nur wegen ihrer 
Staatsangehörigkeit, der Aufenthalt versagt wird. Im einzelnen gelten 
folgende RechtssUtze. 

1. Jeder Staat bat das Recht, den Greuzverkehr zn überwachen. 

Er kann insbesondere den Pafszwang handhaben, sovveit diesem 
nicht besondere Vereinbarungen im Wege stehen. 
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2. Er kann den Eintritt in sein Gebiet denjenigen Personen 
versagen, die für Sieiierheit und Ordnung im Innern wie nach anfsen 
hin gefUbrlieh werden können (Abweisung, renvoi). 

Zu diesen Personen gehören: verurteilte Verbrecher, Personen 
ohne genügenden Ausweis, unbemittelte und erwerbsunfähige Per- 
sonen (paupers). Aber auch Personen, die an ansteckenden Krank- 
heiten leiden (Phtysiker, Leprakranke) , müssen hierher gerechnet 
werden. 

Der Staat hat das Recht, aber nicht die Pflicht, solche 
Personen zarückzuweisen. Und er hat das Recht, ihnen Asyl zu 
gewähren, soweit dadurch nicht die Sicherheit anderer Staaten ge- 
fährdet wird (oben § 7 II 1). Das Asylrecht ist mithin völkerrecht- 
lich ein Recht des Zufluehtsstaates, nicht aber dos staatsfremden 
Flüchtlings. 

3. Jeder Staat Ist aus den gleichen GrUnden berechtigt . Staats- 
fremde, die sieh bereits auf seinem Gebiete beilnden, auszuweisen 
(Ausweisung, e.xpnlslon), 

4. Der Staat, dem der Abgewiesene oder Ausgewiesenc angehört 
hat, ist verpflichtet, ihn wieder anfznnehmen, aucli wenn er inzwischen 
seine frühere Staatsangehörigkeit verloren haben sollte, ohne die neue 
zu gewinnen. 

Diese Verpflichtung wird durch sogenannte Repatriierungs- 
verträge (zahlreich auch vom Deutschen Reiche geschlossen) 
vielfach ausdrücklich ausgesprochen, mufs aber auch ohne dies© 
als bestehend angenommen werden. 

III. Die Rechtsstellung der Fremden. 

Aus der 'Anerkeunnng der Gleichberechtigung der zur Völker- 
gemeinschaft gehörenden Staaten folgt die grundsUtzliche Gleichstellung 
der Staatsfremden mit den InlUndern. 

1. Die Gleichberechtigung der Staatsfremden ist im wesentlichen 
durchgefUhrt auf dem Gebiete des Zlvilreclits und des Zivilprozesses. 

Daher haben die Staatsfremden denselben Anspruch auf den 
Schutz der Gerichte wie die Staatsangehörigen; und sie sind den 
Gerichten des Aufenthaltsstaates wie die Staatsangehörigen unter- 
worfen. 
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Jedoch wird diese Regel nach verschiedenen Richtungen hi» 
durchbrochen. 

a) Für das grofse und praktisch wichtige Gebiet des litte- 
rarischen und gewerblichen Eigentums ist die Gleichstellung 
der Staatsfremden mit den Staatsangehörigen nur durch besondere 
Vereinbarungen gesichert, die teils in Sonderverträgen einzelner 
Staaten, teils in Kollektivverträgen enthalten sind (darüber unten 
§ 31 II 3 und 4). 

b) Das Recht zur Führung der Nationalflagge wird vielfach 
nur solchen Schiffen zugestanden, die im ausschliefslichen Eigen- 
tum von Staatsangehörigen stehen. Vergl. z. B. das deutsche 
Reichsgesetz vom 22. Juni 1899 (R. G. Bl. S. 319). Damit ist der 
Erwerb von Seeschiffen durch Ausländer sehr wesentlich er- 
schwert und im Gnmde genommen unmöglich gemacht. 

c) Die Rechtsfähigkeit und Prozefsfähigkeit aus- 
ländischer Vereine und Gesellschaften wird ebenfalls nur 
kraft besonderer Vereinbarungen derjenigen der inländischen Ver- 
eine und Gesellschaften gleichgestellt. Vergl. § 12 der deutschen 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 18G9 sowie Art. 10 E. G. zum 
B. G. B. Insbesondere sind sie vielfach im Erwerb von unbeweg- 
lichem Gut beschränkt, und ihre Prozefsfähigkeit bedarf besonderer 
Anerkennung, sei es durch Landesgesetz, sei es durch Staatsver- 
trag. Solche Verträge hat das Deutsche Reich, insbesondere be- 
züglich der gegenseitigen Anerkennung von Handelsgesellschaften 
mit einer Reihe von Staaten geschlossen; so mit Belgien, Griechen- 
land, Grofsbritannien , Italien, Österreich -Ungarn, Rumänien, Rufs- 
land, Serbien, der südafrikanischen Republik.® 

d) Im Zivilprozefs ist der Ausländer, mangels besonderer 
Vereinbarungen, insofern ungünstiger gestellt als der Inländer, als 

5) Vergl. VerbandluDgen des Instituts für Völkerrecht von 1897 über 
die Rechts - und Prozefsfähigkeit der Körperschaften des öffentlichen Rechts 
(Staat, Provinzen, Bezirke, Gemeinden, öffentliche Anstalten). — Leske- 
Löwenfeld, Die Rochtsverfolgung im internationalen Verkehr. 2 Bde. 1895 ff. 
Walker, Die rechtliche Stellung ausländischer juristi.scher Personen (ins- 
besondere ausländischer ITandelsgesellschaften) 1897. 
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er Sicherheit für die Prozefskosten zu leisten und keinen Anspruch 
auf Gewährung des Armenrechts hat (unten § 31 II 6). , 

2. Der Oleichstellnng der Staatsfremden mit den Staatsange- 
hörigen entspricht es, dafs alle den Staatsfremden als solchen tretfen- 
den Abgaben und Lasten dem heutigen Tölherreebte fremd sind. 

Dieses gilt insbesondere auch von den Abgaben, die früher 
erhoben zu werden pflegten, -wenn durch Erbfolge, Schenkung, 
Auswanderung oder aus anderen Gründen Vermögen aus dem Gebiet 
eines Staates in das Gebiet eines andern Staates überging; also 
von der gabella hereditaria (Abschofs), dem jus detractus, 
dem census emigrationis (Abfahrtgeld). Die Verträge des 
Deutschen Reichs mit den süd- und mittelamerikanischen Staaten 
sprechen das teilweise noch ausdrücklich aus (vergl. den frülieren 
Freundscliafts-, Handels- u. s. w. Vertrag mit Costa Rica vom 18. Mai 
1875, R. G. Bl. 1877 S. 13 Art. X); mit Dänemark hat das Deutsche 
Reich unter dem 5. Februar 1891 (R. G. Bl. S. 346) einen beson- 
deren Vertrag über die Aufhebung dieser Abgaben geschlossen. 

In den Verträgen wird auch noch das sogenannte Embargo 
(unten § 39),d.h. die Zurückhaltung von Handelsschiffen, ausdrücklich 
ausgeschlossen. Vergl. den Freundschafts-, Handels- und Schiffahrts- 
vertrag zwischen dem Deutschen Reich und Salvador vom 13. Juni 1870 
(R. G. Bl. 1872 S. 377), beziehungsweise 12. Januar 1888 (R. G. Bl. 
1889 S. 191) Art. VI: „Die Angehörigen des einen und des andern 
Landes können gegenseitig weder einer Beschlagnahme unterworfen, 
noch mit ihren Schiffen, Ladungen, Waaren und Effekten zum Zwecke 
irgend welcher militärischen Expedition oder irgend welcher öffent- 
lichen Verwendung zurückgehalten werden, ohne dass vorher durch 
die Betheiligten selbst, oder durch von ihnen ernannte Sachverstän- 
dige eine Vergütung nach Landesgebrauch festgestellt worden ist, 
welche in jedem Falle hinreicht zur Deckung aller Nachtheile, Ver- 
luste, Verzögeningen und Schäden, welche durch den Dienst, dem 
sie unterworfen wiu'den, entstanden sind oder entstehen könnten.“ 

Vergl. ferner den deutsch - kolumbischen Freundschafts-, Han- 
dels- und Schiffahrtsvertrag vom 23. Juli 1892 (R.G.Bl. 1894 S.471). 
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3. SoTvle die Staatsh-emden Ton den rein politischen Pflichten 
des StaatshUrgers frei bleiben (oben § 8 111 5), so haben sie auch keinen 
Anspruch auf die Gewährung derjenigen politischen Rechte, in deren 
Ausübung sich die Teilnahme des StaatsangehSrigeu an der Regierung 
des Landes äufsert, also insbesondere auf die Gewährung des poUti- 
sehen Wahlrechtes. 

Die Sfaatsfremden werden dagegen wie die Inländer in dem 
Genufs der politischen Rechte im weiteren Sinne des Wortes, also 
derjenigen Freiheitsrechte der Staatsbürger geschützt, die, wie 
das Vereins- und Versammlungsrecht, die Prefsfreiheit, das Haus- 
recht u. 8. w. in den Verfassungen ausdrücklich eingeräumt und 
umgrenzt zu werden pflegen. 

Die freie ReligionsObung mit Einschlufs des Gottesdienstes 
steht den Angehörigen der Kulturstaaten ohne weiteres zu (unten 
§ 35 1), wird aber in den Verträgen, insbesondere mit den mittel- 
und südamerikanischen Staaten, teilweise noch ausdiücklich erwähnt. 
Vergl. den Freund Schafts-, Handels- und Schiffahrtsvertrag zwischen 
Deutschland und Salvador vom 13. Juni 1870 (R. G. Bl. 1872 
S. 377) Art. VII: 

„ Die Salvadorener, welche sich in Deutschland und die 
Deutschen, welche sich in Salvador auf halten, geniefsen die voll- 
ständigste Gewissensfreiheit und es werden die betreffenden Re- 
gierungen nicht zugeben, dass sie belästigt, beunruhigt oder gestört 
werden wegen ihres religiösen Glaubens oder wegen der Ausübung 
ihres Gottesdienstes, welchen sie in Privathäusem, Kapellen oder 
sonstigen für gottesdienstliche Zwecke bestimmten Orten, unter 
Beobachtung der kirchlichen Schicklichkeit und angemessenen 
Achtung der Landesgesetze, Sitten und Gebräuche ausüben.“ 

„Auch soUen die Salvadorener und die Deutschen die Be- 
fugniss haben, ihre Landsleute, welche in Deutschland und in 
Salvador mit Tode abgehen, an passenden imd angemessenen Orten, 
welche sie selbst unter Vorwissen der Ortsobrigkeit dazu bestimmen 
und einrichten, oder an den von den Verwandten und Freunden 
des Verstorbenen gewählten Begi’äbnissorten zu bestatten und sollen 

V, Liszt j Völkerrecht. 2. Äufl. 13 
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die Begräbnissfeierlichkeiten in keiner Art gestört, noch die Gräber 
aus irgend welchem Grunde beschädigt oder zerstört werden.“ 

Vergl. auch Art. I Abs. 4 des deutsch -japanischen Handels- 
vertrages vom 4. April 1896 (R. G. Bl. S. 715). 

Die Zusicherung des „vollständigen und immerwährenden 
Schutzes der Person und des Eigentums“, die sich noch in 
den Verträgen mit den mittel- und südamerikanischen Staaten 
findet, hat im Verhältnis der civilisierten Staaten zu einander 
heute keine Bedeutung mehr. Sie spielt aber noch eine Rolle in 
den Verträgen mit halbcivilisierten Staaten. So sagt der deutsche 
Freund Schafts- u. s. w'. Vertrag mit Persien vom 11. Juni 1873 
(R. G. Bl. S. 351) Art. 5: Die Ortsbehörden der beiden Vertragsstaaten 
„werden ihrerseits die lebhafteste Sorge tragen, sie (die Unter- 
thanen der beiden Staaten) ver allem Missgeschick zu bewahren, 
insbesondere unausgesetzt über ihre persönliche Sicherheit w'aehen, 
sie mit jeder möglichen Rücksicht behandeln, damit sie nicht 
irgendwie Schaden, Schwierigkeiten oder Kränkungen auf ihrer 
Reise erfahren, und sie zu dem Ende mit Geleitbriefen, Pässen 
oder anderen Dokumenten versehen.“ Vergl. auch Art. I des oben 
angeführten deutsch-japanischen Vertrages. 

IV. Die Ersrhliefsnngr des Landes bedeutet grundsätzlich auch Zu- 
lassung der HandelsschifTe der sämtlichen zur Kulturgemeinscliart ge- 
bärenden Flaggen In allen Seehäfen. 

Die fremden Handelsschiffe dürfen daher die Häfen anlaufen 
und hier wie auf den Reeden vor Anker gehen; sie dürfen Waren 
aus- und einladen, wobei sie wde die inländischen Handelsschiffe 
der Polizeigew'alt des Aufenthaltsstaates unterworfen sind. Über 
die Gerichtsbarkeit oben § 9 V 2. Es bleibt jedoch jedem Staate 
Vorbehalten, bestimmte Häfen, insbesondere Kriegshäfen, von der 
allgemeinen Eröffnung auszunehraen. Nur im Fall der Seenot (ve- 
läche forcöe) dürfen die fremden Handelsschiffe atich die ver- 
schlossenen Häfen anlaufen und sich hier so lange aufhalten, bis 
ihnen die Weiterfahrt wieder möglich ist. 
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Als Beispiel mag auch hier der mehrerwähnte deutsch- 
japanische Handelsvertrag vom 4. April 1896 dienen, der in Art. XFV 
Abs. 1 bestimmt: „Kriegs- oder Kauffahrteischiffe eines jeden der 
vertragschliessenden Theile, welche durch stürmisches Wetter oder 
■durch irgend einen anderen Unfall genöthigt werden, in einem 
Hafen des anderen Thoiles Zuflucht zu suchen, sollen die Befugfniss 
haben, daselbst Ausbesserungen vorzunehmen, sich alle nöthigen 
Vorräthe zu verschaffen und wieder in See zu gehen, ohne irgend 
andere Gebühren zu bezahlen als diejenigen, welche von inländi- 
schen Schiffen zu entrichten sein würden “ 

Die Gleichstellung bezieht sich ferner auf Schiffahrtsabgaben 
aller Art, sowie auf die Hilfeleistung bei Strandung und Schiff- 
bruch.® 

Auch hier findet sich die Meistbegünstigungsklausel. 
Vergl. Freundschafts- u. s. w. Vertrag des Deutschen Reichs mit 
Nicaragua vom 4. Februar 1896 (R. G. Bl. 1897 S. 171) Art. 2 
Abs. 2: „Die Angehörigen der beiden Hohen vertragenden Theile 
können frei und in voller Sicherheit mit ihren Schiffen und Ladungen 
in alle diejenigen Plätze, Häfen und Flüsse Deutschlands und 
Nicaraguas einlaufen, welche für die Schiffahrt und den Handel 
irgend einer anderen Nation oder eines anderen Staates jetzt geöffnet 
sind oder in Zukunft geöffnet sein werden.“ 

Verschiedene Behandlung der Handelsschiffe verschiedener 
fremder Staaten ist an sich nicht völkerrechtswidrig und wird daher 
insbesondere als Repressalie (unten § 38) verwendet. 

V. Fremden Tmppeiikörpern kann der Durchzug durch das Staats- 
gebiet sowie der Aufenthalt in diesem versagt oder nur unter gewissen 
Bedingungen gestattet werden , soweit nicht besondere Vereinbarungen 
insbesondere die Einräumung eines Dnrehzugsrechtes (Etappenrechtes, 


6) Heilborn im Jahrbuch der loternationalen Vereinigung für ver- 
gleichende Rechtswissenschaft und Volkswirtschaftslehre. 1896. Stoerk, 
H. H. II 423. — Das Institut für Völkerrecht hat 1897 ein Reglement über 
die Rechtsstellung der Schiffe und ihrer Mannschaften in fremden Häfen 
ausgearbeitot. — Über Flufs- und Küstenschiffahrt oben § 9 IV und V. 

13* 
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Heerstra&enrechtes) ImWege stehen. Fremde Staatsschiffe (oben § 9VI) 
dagegen bedfirfen fUr den Aufenthalt in den nationalen Genrttssern und 
in den Häfen eines fremden Staates keiner besonderen Erlaubnis; ins- 
besondere darf ihnen das Anlaufen der Häfen im Falle der Seenot 
(reläche forc6e, oben IV), sowie die friedliche Durchfahrt durch die 
KUstengewässer (oben § 9 V) nicht Tcrsagt werden. 

Durch Verträge sind mehrfach weitergehende Berechtigungen 
eingeräumt worden, die sich auch aus der Meistbegünstigungsklausei 
ergeben können. 


II. .Abschnitt. Die Yerkehrsbeziehungeii. 

§ 26. Die Hochseeschifiahrt und die Freiheit des Meeres.' 

I. Der vBlkerrechtliche Grundsatz der Meeresfreiheit schliefst jede 
staatliche Herrschaft über die offene See ans. Jeder ursprüngliche 
oder abgeleitete Erwerb der Gebietshoheit Uber Teile des offenen Meeres 
ist rSlkerreehtlich unmUgiicb. Das Meer ist nicht res nullius, sondern 
res communis omiiinm. Jeder Staat hat das Recht, Handelsschiffe 
und Kriegsschiffe im Frieden wie im Krieg unter seiner Flagge und 
unter der aussehliefsllchen Herrschaft seiner Gesetze die hohe See be- 
fahren zu iassen und den unerschöpfiiehen Reichtum, den die Tiefen 
des Meeres bieten, durch seine Fischerei für sich zu vemrerten. Im 
Kriege gehört auch das Meer, unbeschadet der Rechte der Kentraleu,. 
zum Kriegsschauplatz (unten § 40 1). 

Der Grundsatz der Meeresfreiheit ist bereits von H. Groot 
in seiner Jugendschrift „mare liberum seu de jure quod Batavis 
coinpetit ad Indica comraercia“ 1609 gegen die weitgehenden An- 
sprüche der grofsen Seemächte vertreten worden. Er gelangte, trotz 
Seldens „mare clausum“ 1635 (geschrieben 1618) und Cromwells 

1) Porels, Das Internationale öffentliche Seerecht der Gegenwart 
1882. Derselbe, Handbuch des allgemeinen öffentlichen Seerechts im 
Deutschen Reich. 1884. Lemaine, Precis de droit maritime international. 
1888. Stoerk, H. H. II 483. üilmann 209. Rivier 106. Stoerk, 
W. V. III. Erg. Bd. 192. 
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Navigationsakte von 1651, insbesondere seit Bynkershoeks Schrift 
„de dorainio maris“ 1702 zur allgemeinen Anerkennung und wird 
heute von keiner Seite mehr in Frage gestellt. 

II. Aber die Darchfilhrnng dieses an sich unbestrittenen Grund- 
satzes stüfst auf nicht unbedeutende Schwierigkeiten. 

1. Binnenmeere im weiteren Sinne des Wortes sind nicht mehr 
„geschlossene Meere“ (mare clausum, oben § 9 IV 2), wenn sie vom 
Staatsgebiet mehrerer Uferstaaten nmsehlossen werden , mag auch die 
Verbindung zwischen ihnen und der offenen See durch einen einzigen 
Staat vom Ufer her beherrscht werden kSnnen. Auch für sie gilt unter 
dieser Voraussetzung der Grundsatz der Meereshreihelt. 

Geschlossene Binnenseen sind demnach das Azowsche Meer, 
der Rigasche Meerbusen, die Zuidersee. Teile des offenen Meeres 
sind dagegen die Ostsee (die im Krimkrieg, wie im deutsch - 
französischen Krieg Kriegsschauplatz war) ; das Schwarze Meer, das 
Beringmeer (Schiedsrichterspruch von 1893 gegen die Ansprflche 
der Vereinigten Staaten) u. s. w. 

2. Jedoch kann durch Vereinbarung der Mächte die sogenannte 
Neutralisierung von solchen, an der Freiheit der offenen See teil- 
nehmenden Meeresteilen , d. h. ihre Schliefsnng für Kriegsschiffe , ange- 
ordnet werden. 

Vergl. über die montenegrinischen und die jonischen Gewässer 
unten § 40 I. Insbesondere aber hatte der Art. 11 des Pariser 
Friedens von 1856 die Gewässer und Häfen des Schwarzen 
Meeres (mit Einschlufs also der Küstengewässer) den Kriegsschiffen 
nicht nur der Uferstaaten, sondern auch aller anderen Mächte in 
Krieg und Frieden „auf ewig“ verschlossen. Nachdem sich aber 
das durch diese Vereinbarung in seinen Lebensinteressen schwer 
betroffene Rufsland im Oktober 1870 einseitig von dieser Ver- 
pflichtung losgesagt hatte, wurde Art. 11 durch den Londoner 
Vertrag vom 13. März 1871, geschlossen von den Unterzeichnern des 
Pariser Friedens (R. G. Bl. 1871 S. 104), ausdrücklich aufgehoben. 

3. Die Meerengen, welche Teile der offenen See miteinander 
verbinden, aber vom Ufer ans durch einen einzigen Staat beherrscht 
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werden hSnnen, stehen unter der beschränkten Staatsgewalt dieses 
Staates. Doch darf den Schiffen der übrigen Mächte die Durchfahrt 
(Innocent passage) nicht verwehrt werden.’ 

Der üferstaat ist nicht berechtigt, für die Gestattung der 
Durchfahrt Abgaben zu erheben, soweit diese nicht als Gegenleistung 
für die Erhaltung des Fahrwassers und der Scliiffahrtszeichen er- 
scheinen. Der von Dänemark erhobene Sundzoll wurde durch 
Vertrag vom 14. März 1857 gegen Entschädigung aufgehoben, ohne 
dafs in dieser Ablösung eine Anerkennung des dänischen Rechts 
erblickt werden dürfte. 

i. Auch bezüglich der Meereiigeu können jedoch durch besondere 
Vereinbarungen der Mächte abweichende Bestimmungen getroffen wer- 
den. So wurde durch den Londoner Meerengen-Vertrag (conventlon 
des ditroits) vom 13. Juli 1841 bestimmt, dafs in Friedenszeiten jedem 
nicht türkischen Kriegsschiff die Durchfahrt durch die Dardanellen 
und den Bosporus versagt sein sollte.’ 

Nach dem oben aufgestellten Grundsätze stehen die Meer- 
engen des Bosporus und der Dardanellen unter der Staatsgewalt 
der Türkei; diese aber ist nach demselben Grundsätze nicht be- 
rechtigt, die Durchfahrt den Schiffen der übrigen Mächte zu ver- 
sagen. Im Frieden zu Adrianopel 1829 (Art. 7) mufste sich die 
Türkei verpflichten, die von ihr im Jahre 1809 ausgesprochene 
Sperrung der Meerengen wieder aufzuheben und die Durchfahrt 
nicht nur den russischen, sondern auch den Schiffen der übrigen 
mit der Türkei im Frieden lebenden Mächte zu gestatten, so weit 
die Schiffe in der Fahrt von oder nach einem russischen Hafen 
am Schwarzen Meere begriffeir seien. Dagegen wurde in dem ge- 
heimen Zusatzartikel zu dem Friedensvertrage von Hunkiar Iskelessi 
1833 zwischen Rufsland und der Pforte vereinbart, dafs diese 
fremden Kriegsschiffen die Durchfahrt unter keinen Umständen ge- 
statten solle. Damit hatte sich Kufsland die Herrschaft über die 
Meerenge gesichert. 

2 ) Vergl. Ileilborn 48. Eivier, Principes I 157. 

3) (Ungenannt), l.a mer Noire et les detroits de Constantinople. 
Essai d’histoire politique 1899. 
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Durch (Ipn Meerengenvertrag von 1841 wurde die Schliefsung 
der Meerenge für andere als türkische Kriegsschiffe, unter Gleich- 
stellung Rufslands mit allen anderen Mächten, ausdrücklich als 
Rechtssatz des Völkerrechts hingestellt, und die Türkei verpflichtete 
sich, ihn zur Anwendung zu bringen. Eine Ausnahme wurde für 
leichte Kriegsschiffe im Dienste der Gesandtschaften gemacht: jede 
der Signatarmächte sollte das Recht haben, ein solches Schiff 
durchfahren zu lassen. Diese Bestimmungen wurden durch einen 
besonderen Anhang zum Pariser Frieden von 1856 aufrechterlialten. 
In Art. 1 dieser Vereinbarung erklärte der Sultan, „dafs er des 
festen Willens ist, in Zukunft das als alte Regel Seines Reiches 
unwandelbar festgestellte Prinzip, und(!) in Folge dessen es zu allen 
Zeiten den Kriegsschiffen der fremden Mächte untersagt war, in 
die Meerenge der Dardanellen und des Bospor einzulaufen, auf- 
recht zu erhalten; und dafs Se. Majestät, so lange sich die Pforte 
im Frieden befindet, kein fremdes Kriegsschiff in die genannten 
Meerengen einlassen wird.“ ünd die übrigen Mächte „verpflichten 
sich, diese Willensbestimmung des Sultans zu achten und sich 
das vorhin erwähnte Prinzip zur Richtschnur zu nehmen“. Zu- 
gleich wurde eine weitere Ausnahme hinzugefügt für je zwei 
leichte Kriegsschiffe jeder Signatar macht, die dazu bestimmt sind, 
an den Donauinündungen zur Überwachung der freien Flufsschiff- 
fahrt auf der Donau stationiert zu werden (unten § 27 II). Ab- 
weichend hat der oben S. 197 erwähnte Londoner Vertrag vom 
13. März 1871 die Befugnis (facultö) des Sultans ausdrücklich an- 
erkannt, die Meerengen im Frieden den Kriegsschiffen der befreun- 
deten und verbündeten Mächte (nicht aber einer von ihnen unter 
Ausschlufs der übrigen) zu öffnen, falls die Hohe Pforte dies für 
nötig erachten sollte, um die Ausführungen des Pariser Vertrages 
sicherzustellen. Art. 63 der Berliner Kongrefsakte von 1878 hat 
die Verträge von 1856 und 1871 ausdrücklich aufrecht erhalten. 
Durch besonderen Vertrag zwischen Rufsland und der Türkei wurde 
1891 den unter Handelsflagge fahrenden (meist zu Truppentians- 
porten verwendeten, aber keine Armierung führenden) Schiffen der 
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russischen „freiwilligen Flotte“ die Durchfahrt freigegeben. 1895 
{Irade vom 10. Dezember) setzten die Signatarmächte von 1856 
•und 1878 die Anerkennung ihres Rechtes durch, je ein zweites 
leichtes Kommissionsschiff durch die Dardanellen laufen (aber nicht 
hier Anker werfen) zu lassen. Der von anderen Mächten (den Ver- 
einigten Staaten, Spanien, Holland, Griechenland) erhobene Anspruch, 
ebenfalls je ein Stationsschiff nach Konstantinopel zu schicken, 
wurde von der Türkei zurttckgewiesen. 

5. Die KUstengewässer stehen, obwohl sie ebenfalls Teile der 
offenen See sind, unter der beschränkten (lebietsbohelt des Cferstaates; 
doch darf die Dorchfahrt den SebUfen anderer Mächte nicht versagt 
werden (oben § 9 V). 

III. Kur ausnahmsweise und nur in eng umschriebenen Be- 
ziehungen kännen staatliche Hoheitsrechte auf der offenen See ans- 
gettbt werden. 

1. Der Uferstaat hat das Recht der Kacheile (droit de poursuite). 

Kraft dieses Rcchtssatzes kann der Dferstaat fremde Schiffe, 
■die auf dem unter seiner Gebietshoheit stehenden Gebiet sich 
eines unter seine Gerichtsbarkeit fallenden Unrechts schuldig ge- 
macht haben, in die offene See hinaus verfolgen. Das Recht der 
Kacheile erlischt, sobald das verfolgte Schiff in andere Küaten- 
gcwässcr gelangt ist. 

2. Auf Grund besonderer Vereinbar ungen haben die Kriegs- 
schiffe das Recht, auf offener See die unter fremder Flagge fahrenden 
verdäelitigeii Schilfe a) anzuhalten (droit d’arrft), b) ihre Schiffspapiere 
zu prüfen (droit de visite im weiteren Sinn, vAriilcation du parlilon), 
beziehungsweise c) die Schiffsräume zu durchsuchen (droit de visite 
Ini engeren Sinn, droit de rccherehe), und d) bei Bestätigung des 
Verdachts sie mit Beschlag zu belegen (droit de salsie). 

Folgende Vereinbarungen kommen hier in Betracht: 

a) Die Vereinbarungen über die Bekämpfung des Sklaven- 
handels, insbesondere die Brüsseler Generalakte vom 2. Juli 1890 
(unten § 36); 

b) Der Vertrag vom 6. Mai 1882, betreffend die Hochsee- 
fischerei auf der Nordsee (unten § 34); 
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c) Der Vertrag vom 14. März 1884, betreffend den Schutz 
der unterseeischen Kabel (unten § 29 III 2); 

d) Der Vertrag vom 16. November 1887, betreffend die Unter- 
drückung des Branntweinhandels unter den Nordseeflschem auf hoher 
See (unten § 3.5); 

e) Die Vereinbarungen über den Robbenschutz (unter § 34). 

3. Im Kriege haben die Kriegsschitfe der Kriegfliiirendeii das 
Recht, nicht nnr Schiffe des Gegners, sondern auch die der Neutralen 
anzubalten und nntcr Umständen mit Beschlag zu belegen (unten 
§41 und § 42). 

IV. Besondere Rechtsregeln gelten fUr den Seeraub (die Piraterie).* 

Sie haben freilich seit der Niederwerfung der nordafrikanischen 
Barbareskenstaaten Marokko, Algier, Tunis und Tripolis durch Frank- 
reichs entschiedenes Vorgehen (um das Jahr 1830) nur mehr sehr 
geringe praktische Bedeutung. 

1. Seeraub ist die auf offener See anlherhalb der Gerichtsbarkeit 
eines Staates der Töikerrechtsgemeinschaft begangene Gewaltthat. 

Der völkerrechtliche Begriff des Seeraubes ist ausgeschlossen, 
sobald die That unter die Gerichtsbarkeit eines Staates der Völker- 
rechtsgemeinschaft fällt. Wenn die Besatzung eines deutschen 
Schiffes auf offener See eine Gewaltthat begeht, also etwa ein 
Fischerboot anhält und ausplündert, so tritt ausschliefslich die 
deutsche Gerichtsbarkeit ein; die That ist nicht Seeraub im Sinne 
des Völkerrechts. Dasselbe gilt auch dann, wenn die That von 
der gelandeten Mannschaft eines fianzösischen Schiffes etwa an der 
spanischen Küste begangen wird; denn hier ist die Gerichtsbarkeit 
Spaniens begründet und Frankreich zur Auslieferung der Verbrecher 
an Spanien verpflichtet. Seeräuberschiff ist nur dasjenige Schiff, 
das entweder gar keine Flagge oder eine völkerrechtlich nicht an- 
erkannte Flagge führt oder aber sich der Flagge eines Staates der 
Völkerrechtsgemeinschaft mit Unrecht bedient; dasjenige Schiff also, 

4) Vergl. V. Martitz, Rechtshilfe (unten § 32 Note 1) 166 mit weiterer 
Litteratur. 
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das völkerrechtlich betrachtet keinem Staate angehört, 
daher auch, auf offener See, der Gerichtsbarkeit keines Staates 
untersteht. Daher sind nicht Seeräuber die ■während eines See- 
krieges auf Kaperei ausgehenden Kriegsschiffe, auch nicht die mit 
staatlichen Kaperbriefen ausgestatteten Schiffe, selbst -wenn die Er- 
teilung des Kaperbriefes eine Verletzung des Pariser Vertrages von 
1856 in sich schliefsen würde (unten § 41); wohl aber die von 
einer aufständischen Partei, so lange sie noch nicht als kriegführende 
Macht anerkannt ist, ausgerüsteten Kaperschiffe. 

Der völkerrechtliche Begriff des Seeraubes deckt sich nicht 
mit dem strafrechtlichen Begriffe des Raubes auf offener See. Er 
ist wesentlich weiter als dieser. Jede Gewaltthat auf offener See 
ist Seeraub im Sinne des Völkerrechts. Also auch die Tötung oder 
Verwundung von Menschen, selbst wenn dabei keine Wegnahme 
fremden Eigentums erfolgt; auch die Beschädigung oder Zerstörung 
von fremdem Eigentum, selbst wenn eine Aneignung desselben nicht 
vorausgegangen ist; auch Freiheitsberaubung oder Notzucht u. s. w. 
Es bedarf daher nicht des verschwommenen Begriffes der Quasi- 
piratcrie, um die sämtlichen Fälle zu decken. 

2. Der Seeräuber steht unter keines Staates Schatz. Er ist 
mithin vöikerreehtlich vogelfrei; er kann ohne Terietzung des Staates, 
dein die Besatzung ihrer Nationaiität nach aiigehört, von den Kriegs- 
sehilTeu jedes Staates aufgegrifTen und nach dem Recht des aufgreifeuden 
Staates zur Verantwortung gezogen werden. 

Die geraubten Gegenstände sind nach einem, seit dem 
18. Jahrhundert anerkannten Rechtssatz (pirata non mutat dominium) 
dem Eigentümer zurückzugeben. Dies wird wohl auch noch in 
den Verträgen ausdrücklich ausgesprochen. Vergl. den deutschen 
Freundschafts- u, 8. w. Vertrag mit Nicaragua vom 4. Februar 1896 
(R. G. Bl. 1897 S. 171) Art. 19; „Schiffe, Waaren und andere den 
betreffenden Staatsangehörigen eigen thümliche Gegenstände, welche 
innerhalb der Gerichtsbarkeit des einen der beiden vertragenden 
Theile oder auf hoher See von Piraten geraubt und nach den 
Häfen, Flüssen, Rheden oder Buchten im Gebiete des anderen 
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Theiles gebracht oder daselbst angetroffen werden, sollen ihren 
EigenthOmern gegen Erstattung der Kosten der Wiedererlangung, 
wenn solche entstanden und von den kompetenten Behörden zuvor 
festgestellt sind, zurückgegeben werden, sobald das Eigenthums- 
recht vor diesen Behörden nachgewiesen sein wird, auf eine 
Reklamation hin, welche innerhalb einer Frist von zwei Jahren 
von den Betheiligten oder deren Bevollmächtigten oder von den 
Yertretem der betreffenden Regierungen angebracht werden muss.“ 

V. Die Ausgestaltung des öffentlichen und des privaten Seercchtes 
ist eben infolge der Freiheit des Meeres Sache des einzelnen Staates. 
Doch hat sich hier in einer Reihe von Beziehungen ein inhaltlleh 
gleiches und in diesem Sinne internationales Recht ansgebildet. 

1. Die Staatsangehörigkeit eines Sehlffes und damit seine ganze 
Reehts.stellung richtet sich (im Frieden wie im Kriege) nach der von 
diesem geführten Flagge. 

Durch die Flagge wird, so könnte man sagen, der Personen- 
stand des Schiffes völkerrechtlich bestimmt. Die Voraussetzungen 
der Befugnis wie der Verpflichtung zur Führung der nationalen 
Flagge bestimmen sich nach der Gesetzgebung des Staates, dem das 
Schiff seiner Flagge nach angehört. Widersprüche zwischen den 
verschiedenen nationalen Gesetzen sind dalier nicht ausgeschlossen; 
über gleichmäfsige Regelung wurde vom Institut für Völkerrecht 
1890 zu Venedig beraten. 

In den Verträgen wird der eben aufgestellte Grundsatz 
vielfach ausdrücklich anerkannt. Vergl. den deutsch -japanischen 
Handels- und Schiffahrtsvortrag vom 4. April 1890 (R. G. Bl. 
S. 715) Art. XV: „Alle Schiffe, welche nach deutschem Recht als 
deutsche, und alle Schiffe, welche nach japanischem Recht als 
japanische Schiffe anzuschen sind, sollen im Sinne dieses Vertrages 
als deutsche beziehungsweise japanische Schiffe gelten.“ 

Es ist nicht ausgeschlossen, dafs Schiffe eine.s im allgemeinen 
nicht Seeschiffahrt treibenden Staates unter der Flagge eines be- 
freundeten Staates fahren. Es bedarf dazu aber nicht nur selbst- 
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verständlich der Vereinbarung mit diesem Staate, sondern auch der 
Mitteilung an die übrigen Mächte. Das Schiff wird dann in allen 
völkerrechtlichen Beziehungen durch die Staatsgewalt desjenigen 
Staates vertreten, dessen Flagge es führt. 

Die nationalen Vorschriften über die Verpflichtung der Kriegs- 
und Handelsschiffe zum Zeigen der Flagge sind inhaltlich dieselben 
bei den verschiedenen seefahrenden Nationen. Vergl. etwa die 
deutsche Verordnung vom 21. August 1900 (E. G. Bl. S. 807). 

2. Bel PrUfüng der Legitimationspapiere eines Schiffes insbe- 
sondere des auf Grund der Begistrlernng ansgestellten Zertifikats, 
wird das Recht desjenigen Staates angewendet, dem das Schiff nach 
der von ihm geführten Flagge angebört. 

Den zu Konstantinopel 1872 ausgearbeiteten Regeln über die 
Bestimmung des Tonnengehalts der Seeschiffe, die sich an das in 
England 1854 eingeführte Moorsony- Verfaliren anschliefsen, sind 
die meisten seefahrenden Staaten beigetreten. Damit sind Verein- 
barungen über die gegenseitige Anerkennung der Schiffsvermessungs- 
urkunden verbunden. 

/ 

ä. Das Seestrafsenrecht wird ebenfalls durch die nationale Ge- 
setzgebung geregelt, die aber iuhaltlieh sieh an das englisehe Recht 
anscfiliefst, so dals das Seestrafsenrecht der verschiedenen seefahrenden 
Nationen ln allen wesentlichen Punkten tbatsäehlleh dasselbe ist. 

a) Das gilt insbesondere von dem internationalen Signal- 
kodex, der durch Annahme des von dem englischen Board of 
trade angefertigten Commercial Code of Signals for the use of aU 
Nations (1856) von seiten der übrigen seefahrenden Mächte zu 
Stande gekommen ist. Dadurch ist für jedes Seeschiff eines jeden 
Staates ein internationales, aus vier Buchstaben bestehendes Unter- 
scheidungszeichen eingeführt. 

b) Zur Vermeidung des Zusammenstofses auf See 
haben die seefahrenden Staaten gemeinsame Grundsätze auf dem 
Kongrefs zu Washington von 1889 vereinbart, die auf den eng- 
lischen Regulations for preventing collisions at sea von 1862 be- 
ruhen. Es handelt sich aber auch hier um keinen internationalen 


V 
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Staaten vertrag, sondern lediglich um materiell gemeinsames natio- 
nales Recht.* 

c) In den Küstengewässern hat jeder Staat die zur Ver- 
meidung von Dnglücksfällen erforderlichen Vorschriften selbständig 
zu erlassen. Auch hier stimmen die nationalen Gesetze inhaltlich 
im wesentlichen überein. Vergl. die deutsche Verordnung über die 
Abblendung der Seitenlichter und die Einrichtung von Positions- 
laternen auf Seeschiffen, vom 16. Oktober 1900 (R. 6. Bl. S. 1003). 

.f. Daneben finden sich auch einzelne Yertrüge verschiedener 
Staaten ttber die Erhaltung der Seewege, Insbesondere Uber Ei> 
rlchtung und Erhaltung der Seezeichen (LeuchttUrme , Bojen und 
Baken u. s. w.). 

Ein typisches Beispiel bietet der deutsch -niederländische Ver- 
trag vom 16. Oktober 1896 (R. G. Bl. 1897 S. 603), durch den sich 
in Art. 2 die preufsische Regierung verpflichtet, „die Betonnung und 
Bebakung der Mündungen der Unterems sowie die Leuchtthürme auf 
Borkum, die Leuchtbaken auf dem Randsei und die Leuchtthürme 
bei Pilsum und bei Campen in gutem Zustande beziehungsweise 
in ordnungsmäfsigem Betriebe zu erhalten“, während die nieder- 
ländische Regierung die Verpflichtung übernimmt, „die Küsten- 
lichter in Delfzyl und in Watum in ordnungsmäfsigem Betriebe zu 
erhalten.“ 

Auch Verträge einer gröfseren Gruppe von seefahrenden 
Staaten finden sich. So haben durch Vereinbarung vom 31. Mai 1865 
Belgien, Fi-ankreich, Italien, Grofsbritannien , Österreich- Ungarn, 
Marokko, die Niederlande, Portugal, Schweden -Norwegen, Spanien 
und die Vereinigten Staaten sich verpflichtet, eine Beisteuer zu dem 
von Marokko am Kap Spartel zu errichtendem Leuchtturm zu leisten ; 
zugleich haben die Vertragsmächte sich die oberste Leitimg und 


5) Über die Verhandlungen dos Kongresses von 1889 vergl. N. K. 0. 
2. s. XVI 363, XXII 113. Prien, Der Zusammenstols von Schiffen. 
1896. Romberg, Strafsonrccht auf See 1870. Triepel (oben § 2 Note 1) 
278 Note 2. 
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Verwaltung Vorbehalten.® Das Deutsche Reich ist durch Erklärung 
vom 4. März 1878 der Vereinbarung beigetreten. Über die .„Neu- 
tralisierung“ dieses Leuchtturms unten § 41. 


§ 27. Die Schiffahrt auf den internationalen Strömen 
und die Binnenschiffahrt.' 

I. Die internationalen Ströme. 

1. Internationale Ströme sind diejenigen Ströme, welche das 
Gebiet mehrerer Staaten dnrehströmen (oder trennen) nnd mit dem 
Meere in schiffbarer Verbiiidnng stehen. Auf den internationalen Strömen 
soll die Schiffahrt den Schiffen aller Staaten der Yölkerrechtsgemein* 
Schaft freistehen. 

Dieser Grundsatz wurde zuerst für die deutschen Flüsse 1648 
durch den wcstphälischen Frieden, später durch das Dekret des 
republikanischen Conseil exöcntif provisoire vom 16. November 1792, 
und zwar zunächst für die Schelde und Maas, dann aber allgemein 
mit den Worten ausgesprochen: „dass kein Staat ohne Ungerechtig- 
keit das Recht für sich in Anspruch nehmen kann, den Lauf eines 
Flusses zu benützen und die benachbarten Völker, die an dem Ober- 
lauf gelogen sind, in dem Genuss dieser selben Vortheile zu hindern“ 
(also Bescliränkung auf die Uferetaaten). Seither wurde die Frage 
auf verschiedenen Kongressen und in verschiedenen Friedensschlüssen 
(so Lunöville 1801, Reichsdeputationshauptschluss 1803) erörtert, 
bis der 5. Artikel des Pariser Friedens vom 30. Mai 1814 die Be- 
stimmung traf: „Die Schiffahrt auf dem Rheine, von dem Punkte 
an, wo er schiffbar wird, bis zur See (jusqu’ä la mer), und um- 

6) Abgedruckt N. R. G. 2. s. III 560, IX 227. 

I) Engelhardt, Du leginie conventionnel des fleuves internationaux. 
1879. Derselbe, Du principe de noutralito dans son application aux 
fleuves internationaux et aux canaux maritimes. 1886. Derselbe, L’Origine 
et la Constitution des communautes ftuviales convcntionnelles. 1888. Der- 
selbe, Ilistoire du droit fluviale conventionnel. 1889. Orban, Etüde sur 
le droit fluvial international. 1896. Verhandlungen des Instituts für 
Völkerrecht von 1887. (Schiffahrtsreglcment für internationale Ströme). Be- 
sonders Caratheodory, II. II. II 279 und Stoerk, W. V. III. Erg. Bd. 195. 


Digitized by Google 



§27. Schiffahrt auf d. internat. Strömen u. die Binnenschiffahrt. 207 

gekehrt, soll frei seyn, in der Maasse, dafs sie niemanden unter- 
sagt ■werden kann, und man ■wird sich bei dem künftigen Kon- 
gresse mit den Ginndsätzen beschäftigen, nach welchen die von 
den Ufer- Staaten zu erhebenden Gefälle auf die gleichmässigste und 
dem Handel aller Nationen am meisten günstige Weise regulirt 
werden können. — Gleichergestalt soll bei dem künftigen Kon- 
gresse untersucht und entschieden werrlen, in welcher Art die obige 
Bestimmung, um das (!) Verkehr zwischen den Völkern zu erleichtern 
und sie sich, eines dem andern, immer weniger fremd zu machen, 
auch auf alle andern in ihrem Laufe scliiffbaren und verschiedene 
Staaten trennenden oder durchfliessenden Ströme ausgedehnt werden 
könne.“ Der Wiener Kongrefs hat dann in den Artikeln 108 bis 116 
der Schlufsakte vom 9. Juni 1815 diese Grundsätze im einzelnen, 
aber unter Vorbehalt besonderer Vereinbarungen für die einzelnen 
Ströme, durchgeführt. Beilage 16 der Akte enthält die Reglements 
für die Rheinschiffahrt sowie für die Schiffahrt auf Neckar, Main, 
Mosel, Maas und Schelde. 

Solche besondere Vereinbaningen sind zunächst, und zwar 
trotz des Widerstrebens der Niederlande,® für den Rhein und seine 
Nebenflüsse getroffen worden: die Rheinschiffahrtsakte vom 31. März 
1831 beschränkte zwar noch die Sehiffahi-t auf die Uferstaaten; 
aber die revidierte Akte vom 17. Oktober 1868 gab die Schiffahrt 
von Basel bis ins Meer den Schiffen aller Staaten frei, und der 
Vertrag zwischen Baden und der Schweiz vom 16. Mai 1879 
dehnte diese Bestimmung auf die Strecke Neuhausen — Basel aus. 
Rasch folgten die Vereinbarungen für die übrigen grofsen euro- 
päischen Ströme: für die Maas, Schelde, Elbe (Aufhebung des 
Elbzolles durch den norddeutsch -österreichischen Vertrag vom 
22. Juni 1870, B. G. Bl. S. 417), die Weser, Oder, Weichsel, den 
Niemen, Pruth (Konvention zwischen Rufsland, Österreich und 
Rumänien vom 15. Dezember 1866), Po (der, obwohl zum italieni- 

2) Sie stützten sich auf den Wortlaut des oben S. 206 angeführten 
Pariser Friedens: jusqu’ä la mer“ (nicht: ,,jus<jue dans la mer“). — Über 
Elbe- und Rheinsehiffahrt vergl. Jellinek, H. St. III 601, VI 424. 
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sehen Strom geworden, doch unter den Rechtsregeln der inter- 
nationalen Ströme geblieben ist), den Duero, Tajo und ganz be- 
sonders für die Donau; ferner für verschiedene nord- und süd- 
amerikanische Ströme, so insbesondere für den Rio de la Plata 
(Vertrag zwischen Argentinien, Grofsbritannien, Frankreich und den 
Vereinigten Staaten vom 10. Juli 1853), während die übrigen 
amerikanischen Vereinbarungen sich meist mit der Wahrung der 
Rechte der Uferstaaten begnügen; endlich in jüngster Zeit auch 
für den Kongo und den Niger. 

2. Bie Durchführung des Grundsatzes setzt besondere Verein- 
barungen für die einzelnen Ströme voraus, die daher auch ,, konven- 
tionelle Ströme genannt werden. Der Inhalt dieser Vereinbarungen 
gebt im allgemeinen dahin; 

a) Die Gebietshoheit der Uferstaaten bleiht bestehen. Diese haben 
für die Erhaltung des Fahrwassers, des Leinpfades u. s. w., über- 
haupt der Schiffbarkeit des Stromes, zu sorgen und gemeinsam 
die Schiffahrtsordnnngen festzustellen. 

b) Die Schiffahrt steht den Schiffen aller Flaggen (nicht nur der 
Uferstaaten) offen. Abgaben dürfen nur Insoweit erhoben werden, 
als sie Gegenleistungen fttrdie zur Erhaltung der Schiffbarkeit oder 
zur Erleiebterung des Verkehrs gemachten Aufu-endungen sind. 

e) Mehrfach sind neben der Kommission der Uferstaaten allgemeine, 
internationale Kommissionen eingesetzt worden, um gegenüber 
den Uferstaaten im allgemeinen Interesse über die Durchführung 
der Scliiffahrtsfreiheit zu wachen. 

d) Dazu tritt mehr und mehr die sogenannte „Neutralisierung“; 
d. h. der Stromlanf selbst, die zur Erhaltung der Schilfbarkeit 
errichteten Anstalten und die überwachenden Kommissionsmit- 
glieder werden von der Staatsgewalt der Uferstaaten befreit. 

II. Die Rechtsverhältnisse der Donau insbesondere.’ 

1. Die Freiheit der Donauschiffahrt, die sich Rufsland in dem. 
Frieden zu Adrianopel 1829 Vorbehalten hatte, wurde erst durch 

3) Vergl. Engelhardt, R. J. XV 1, 340, XVI 360. Bittel, Über 
das Flufs.scliiffahrtsrecht der Donaumiindungen mit besonderer Berück- 
sichtigung der Rechtsverhiiltnisse der europäischen Douaukommission. Disser- 
tation 1899. Besonders Jellinek, II. St. UI 231. 
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die Art. 15 bis 19 des Pariser Friedens vom 30. März 185C begründet. 
„Nachdem“ (so sagt Art. 15 Abs. 1) die Wiener Kongress- Akte 
die Prinzipien festgestellt hat, welche die Schiffahrt auf den mehrere 
Staaten trennenden oder durchströmenden Flüssen regeln, so verab- 
reden die konti-ahirenden Mächte, dass diese Prinzipien in Zukunft 
ebenfalls auf die Donau und ihre Mündungen angewandt werden. 
Sie erklären, dass diese Disposition zukünftig einen Theil des öffent- 
lichen Europäischen Rechts ausinacht, und sie stellen dieselbe unter 
ihre Garantie.“ Eine europäische Kommission (Art. 10), be- 
stehend aus den Vertretern der Signatärmächte und mit der Aufgabe 
betraut, die „Mündungen der Donau, sowie die Theile des daran 
stossenden Meeres von dem die Passage hindernden Sande und anderen 
Hemmnissen zu befreien.“ Sie sollte ihre Aufgabe in zwei Jahren 
beendigen und sich dann wieder auflösen. Daneben wurde eine 
Uferstaatenkonimission eingesetzt. Sie sollte bestehen aus je 
einem Abgeordneten Österreichs, Bayerns, der Pforte und Württem- 
bergs, sowie aus Kommissaren der drei Donaufürstontünier. Sie 
hatte die Aufgabe, die Flufs-, Schiffahrts- und Polizeiregleinents 
auszuarbeiten und nach Auflösung der Europäischen Kommission 
deren Befugnisse zu übernehmen. Sehr bald stellte sich jedoch die 
Notwendigkeit heraus, das Mandat der Europäischen Kommission zu 
verlängern, während die „permanente Uforstaatenkommission“ nie-- 
mals recht ins Leben getreten ist (vergl. oben § 16 II). 

2. Die von der üferataatenkommission ausgearbeitete Schift- 
fahrtsakte vom 7. November 1857, welche die Fahrt zwischen deiv 
einzelnen Donauhäfen (das sogenannte „petit cabotage“) den üfer- 
staaten vorbehielt und den Schiffen der übrigen Mächte nur die- 
Fahrt vom offnen Meer bis zu einem Donauhafen oder umgekehrt 
freigab, wuixle von den Mächten auf der Pariser Konferenz von 
1858 verworfen; sie ist aber noch heute als Akte vom 9. Januar 
1858, in Widerspruch mit dem Pariser Frieden, in Österreich - 
Ungarn in Geltung. 

Dagegen vereinbarten die Mächte auf der Pariser Konferenz 
von 1860 die vom 2. November 1865 datierte Schiffahrtsakte für 

V. Liszt, Völkorrecht. 2. Aufl. 
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die Donaumündungen (Preufs. G. S. 1867 S. 307). Nach ihr (Art. 21) 
geniefsen alle von der Europäischen Kommission geschaffenen Ar- 
beiten und Einrichtungen, insbesondere die Schiffahrtskasse von 
Sulina, die durch Art. 11 des Pariser Friedens für das Schwarze 
Meer vereinbarte Neutralität (oben § 26 II 2). Diese erstreckt sich 
aber weiter auch auf die Generalinspektion der Schiffahrt, die Ver- 
waltung des Hafens von Sulina, die Angestellten der Schiffahrts- 
kasse und das Marinehospital, sowie auf das mit der Überwachung 
der Arbeiten beauftragte technische Pereonal. Das heifst, die ge- 
nannten Personen und Anstalten sind im Krieg und Frieden von 
der Staatsgewalt der Ufei-staaten befreit, im Kriege aufscrdem vor 
den Unternehmungen der Kriegführenden geschützt. 

Der Londoner Vertrag vom 13. März 1871 (oben S. 197) hielt 
diese Bestimmungen aufrecht; insbesondere wurde das der Europäi- 
schen Kommission erteilte Mandat bis 1883 verlängert. Nach 
Art. 7 soll das Reclit der Türkei, in ilirer Eigenschaft als Terri- 
torialmacht ihre Kriegsschiffe wie früher zu jeder Zeit in die Donau 
einlaufen zu lassen, unberührt bleiben. 

3. Art. 52 des Berliner Vertrags vom 13. Juli 1878 (R. G. Bl. 
S. 307) dehnte zunächst die Neutralität der Donau bis hinavif 
zum Eisernen Thor, also auf den mittleren Flufslauf, aus. Alle 
Festungen und Befestigungen, welche sich an dem Laufe des 
Flusses von dem Eisernen Thore ab bis zu seinen Mündungen be- 
finden, sollen gesclileift und neue nicht angelegt werden. Kein 
Kriegsscliiff darf die Donau abwärts des Eisernen Thores befahren 
mit Ausnahme der, bereits 1856 (Art. 19) erwähnten leichten, für 
die Flufspolizei und den Zolldienst bestimmten Fahrzeuge. Die 
Stationsschiffe der Mächte an den Donaumündungen dürfen jedoch 
bis nach Galatz hinaufgehen. Die Europäische Kommission bleibt 
auf den untersten Teil des Flufslaufes (section maritime) be- 
schränkt, wii-d aber (Alt. 53) ihre Thätigkeit bis nach Galatz hinauf 
in vollständiger Unabhängigkeit von der Landesgewalt ausüben. 
Art. 57 überträgt Österreich -Ungarn die Ausführung der Arbeiten, 
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die notwendig sind, um die durch das Eiserne Thor und die Strom- 
schnellen der Schiffahrt bereiteten Hindernisse zu beseitigen. 

4. Die Schiffahrtsakte von 1865 wurde durch eine von der 
Europäischen Kommission ausgearbeitete Zusatzakte vom 28. Mai 
1881 (R. G. Bl. 1882 S. 61) den neuern Bedürfnissen angepafst. 
Das ebenfalls von ihr ausgearbeitete Schiffahrtsreglement vom 
19. Mai 1881^ für den untern Donaulauf und die DonaumOndungen 
wurde von der Londoner Konferenz am 10. März 1883 angenommen. 
Dagegen fand das Schiffahrtsrcglement für den mittleren Donaulauf 
(zwischen Braila und dem Eisernen Thor) vom 2. Juni 1882® zwar 
die Zustimmung der Grofsmächte und der Türkei, aber, und zwar 
wegen der Österreich in der Uferstaatenkommission übertragenen 
entscheidenden Stellung, den lebhaften Widerspruch Rumäniens und 
ist daher bisher nicht in Kraft getreten.® Auf der Ixmdoner Kon- 
ferenz wm-den zugleich die Befugnisse der Europäischen Kommission 
auf 21 Jahre verlängert (von da mit stillschweigender Verlängerung 
auf je drei Jahre). Rufsland aber gelang es, den Kiliaarm der 
Kontrolle der Europäischen Kommission zu entziehen. ’ 

5. Einen neuen Sti-eitfall hat das Verhalten Ungarns herauf- 
beschworen. Am 27. September 1896 hatte nach Beendigung der 
Regulierungsarbeiten die feierliche Eröffnung des Eisernen Thores 
stattgefunden. Aber bald erhoben sich die Klagen der Schiffahrt 
über die Unzulänglichkeit der vorgenommenen Arbeiten.® Die 
Klagen verstärkten sich, als die ungarische Regierung unter dem 
14. Juli 1899 einseitig die Scliiffahrtsreglements erliefs und durch 
diese, insbesondere durch die Bemessung der Schiffahrtsabgaben, 


4) Abgedruckt N. S. G. 2. s. IX. 254. 

5) Abgedmokt N. ß. O. 2. s. IX. 392. 

6) Vergl. V. Holtzendorff, Rumäniens Uferreehte an der Donau. 
1883. Dahn, Eine Lanze für Rumänien 1883. Qeffoken, La question du 
Danube 1883. Jellinek, Österreich -Ungarn und Rumänien 1884. Ferner 
R.G. IV. 120; Bunsen, R.J. XVI. 551. 

7) Die Verhandlungen des Kongresses sind abgedruckt N. R. G. 2. s. 
IX. 346. 

8) Vergl. Blooiszewski, R. G. IV. 104. 

14 * 
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die ungarische Schiffahrt günstiger stellte als die der übrigen 
Mächte. Der von Frankreich und Rufsland, von Bulgarien und 
Rumänien gegen die Reglements erhobene Widerspruch ist bisher 
ohne Erfolg geblieben.® 

III. Die RechtsTerhältnis.se des Kongo und des Niger. 

Die Freiheit der Schiffahrt auf dem Kongo imd dem Niger 
ist durch die Generalakte der Berliner Konferenz vom 26. Februar 
1885 (R. G. Bl. S. 215) und zwar durch die Art. 13ff. (Kongoschiff- 
faKrtsakte) und 2 6 ff. (Nigerschiffahrtsakte) gewährleistet.*® 

Der Gedanke hat aber hier nach verschiedenen Richtungen 
hin eine wesentlich erweiterte Durchführung gefunden. 

a) Die Freiheit der Schiffahrt erstreckt sich nicht nur auf 
den Strom selbst, sondern auf das ganze Stromgebiet, auf alle 
in dieses fallenden Nebenflüsse und dazu gehörenden Seeen; ferner 
auf die Kanäle, Eisenbahnen und Strafscn, die zu dem besonderen 
Zwecke erbaut werden, um den Mängeln der natürlichen Wasser- 
stiafsen abzuhelfen. (Art. 15 und 16.) 

b) Die Freiheit der Schiffahrt erstreckt sich ferner nicht nur 
auf die Handelsschiffe, sondern iiuch auf die Kriegsschiffe 
(Art. 22); und zwar gilt dieses sowohl vom Kongo als auch vom 
Niger, obwohl es für diesen letzteren nicht ausdrücklich ausge- 
sprochen ist. 

c) Sie soll endlich auch in Kriegszeiten, ausgenommen für- 
Kontrebande, in Kraft bleiben (Art. 25): „Alle in Ausführung der 
gegenwärtigen Akte (für den Kongo) geschaffenen Werke und Ein- 
richtungen, namentlich die Hebestellen und ihre Kassen, sowie die 
bei diesen Einrichtungen dauernd angestellten Personen sollen den 

9) Vorgl. Stourdza, La question des portes de fer et des cataractes 
du Danube 1899. Weiter Arbeiten von Ghica 1899, Cantille 1900. 
Vcrgl. Blociszewski, E. 0. VH. 502. 

10) Vergl.Ducheno, E.G.H439. Pillet, E.G. III 190, V829, VI 28. 
Travers-Twifs, R. J. XV 437, 547; XVI 237; XVH 213. v. Martens, 
R.J. XVm 159. 
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Gesetzen der Neutralität tinterstellt sein und demgemäss von den 
Kriegführenden geachtet und geschützt •werden“ (Art. 25 Abs. 4). 

Eine internationale Kommission soll die Ausfülming für die 
gegenwärtige Schiffahrtsakte (über den Kongo) sichern (oben 
§ 16 II 2). Für den Niger ist die Überwachung den Uferstaaten 
Vorbehalten worden. 

IT. Die internationalen Kanäle. 

1. Der fiir die internationalen StrSme geltende Grundsatz der 
Sehiffahrtsfreiheit ist uoeh längeren Torheratungen durch den Vertrag 
vom 29. Oktober 1888 auch auf den im Jahre 1809 erölTneten fSuezkanal 
ausgedehnt worden. “ 

Nach diesem Vertrage steht der Kanal in Friedens- wie ln 
Kriegszeiten Jedem Handels- und jedem KriegsschilT ohne Unterschied 
der Flagge offen. 

Der Vertrag wurde zu Konstantinopel, auf Grundlage der 
Verhandlungen der Konferenz zu Paris 1885, von den Grofsmächten, 
der Türkei, Sjwnion und den Niederlanden geschlo.s.sen. 

Aus den Bestimmungen des Vertrages sind die folgenden 
hervorzuheben : 

Die Mächte verpflichten sich, jeder Verletzung in Bezug auf 
die freie Benützung des Kanals ira Krieg -wie im Frieden sich zu 
enthalten; der Kanal darf unter keinen Umständen blockiert werden 
(Art. 1). 

Da der Kanal mithin auch in Kriegszeiten den Kriegsschiffen 
der Kriegfühi-enden offen stehen wird, verpflichten sich die Ver- 
tragsmächte, kein Kriegsrecht, keinen Akt der Feindseligkeit und 
keine Handlung, deren Zweck die Beschränkung der freien Schiffahrt 
im Kanal wäre, auszuüben, sei es im Kanal selbst und seinen 
Eingangshäfen, sei es in einem Umkreis von drei Seemeilen von 

11) Vergl. Travers-Twifs, R. J. XIV 572, XVII 615. Afser, 
R. J. XX 529. Derselbe, La Convention de Constantinople pour garantir 
le libre usage du Canal de Suez. 1888. Rofsignol, Le Canal de Suez. 
Etüde historique, juridique et politiquo. 1898. Weitere Littoratur bei Cara- 
theodory, H. H. II 386. — Die Verhandlungsprotokolle von 1885 sind 
abgedruckt N. R. G. 2. s. XI 307, XV 213. 
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dem Eingangshafen an gei-echnet, auch wenn die Türkei selbst 
eine der kriegführenden Mächte sein sollte. Die Kriegsschiffe der 
Kriegführenden dürfen im Kanal und in seinen Eingangshäfen sich 
nur soweit aufhalten, als es unumgänglich notwendig ist, um sich 
mit Lebensmitteln oder anderen Bedürfnissen zu versehen. Die 
Durchfahrt der Kriegsschiffe durch den Kanal wird in möglichst 
kurzer Frist nach den geltenden Reglements und ohne andern 
Aufenthalt geschehen als demjenigen, der durch die Bedürfnisse 
des Dienstes erfordert wird. Ihr Aufenthalt in Port Said und auf 
der Reede von Suez darf, den Fall der Seenot (reläche fore^) 
ausgenommen, vierundzwanzig Stunden nicht übersteigen. Zwischen 
der Ausfahrt eines Kriegsschiffes aus einem der Eingangshäfen und 
der Ausfahrt eines dem Gegner gehörenden Kriegsschiffes mufs ein 
Zeitraum von vierundzwanzig Stunden liegen (Art. 4). 

Ferner dürfen in Kriegszeiten die Kriegführenden in dem 
Kanal und seinen Eingangshäfen w-eder Truppen, noch Munition, 
noch Kriegsmaterial ausschiffen (Art. 5). Die Mächte dürfen keine 
Kriegsschiffe im Kanal halten. In die Häfen von Port Said und 
Suez dürfen sie Kriegsschiffe senden, insoweit ihre Zahl nicht 
zwei für jede Macht übersteigt; den Kriegführenden steht dieses 
Recht nicht zu (Art. 7). Die Vertreter der Mächte in Ägypten 
haben die Ausführung des Vertrages zu überwachen (oben § IG II 3). 
Sie haben insbesondere die Aufgabe, die Neutralität des Kanals im 
Notfall mit Waffengewalt zu verteidigen; die Truppen sollen von der 
ägyptischen Regierung, und wenn diese dazu nicht im stände ist, 
von dem Sultan gestellt werden; weigert sich dieser, so soll die 
Kommission sich an die Mächte wenden (Art. 8 bis 10). 

2. Weiter zurück reichen die bisher erfolglosen Verhandlungen 
bezüglich des Paminiakanals, Schon am 19. April 1850 wurde 
zwischen England und den Vereinigten Staaten der sogenannte 
Clayton- Bulwer- Vertrag geschlossen, in welchem die Vertrag- 
schliefsenden erklärten, dafs der Kanal „zum AVohle der ganzen 
Menschheit“ dienen >ind „allen unter den gleichen Bedingungen 
zugänglich“ sein solle; dafs sie daher am Kanal keine Befestigungen 
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anlegen, im Falle eines zwischen ihnen ausgebrochenen Krieges 
die den Kanal passierenden Schiffe nicht wegnehmen oder mit Be- 
schlag belegen und den Kanal nicht blockieren würden; aulserdem 
verpflichten sich die beiden Mächte, die Sicherheit und Neutralität 
des Kanals zu verbürgen. Aber seit den 80 er Jahren haben die 
Vereinigten Staaten ihre Haltung geändert und gestützt auf ihre 
Auslegung der Monroedoktrin (oben § 7 II 2) für sich das aus- 
schliefsliche Hecht der Überwachung jenes Kanals durch den Isth- 
mus von Panama in Anspruch genommen. 

Die Frage ist in ein neues Stadium getreten durch den am 
5. Februar 1900 vereinbarten, aber noch nicht ratifizierten Hay- 
Pauncefote-Vertrag. Nach diesem soll der Kanal im Anschlufs 
an die für den Suezkanal geltenden Vorschriften neutralisiert werden. 
Die militärische Überwachung und eventuelle Verteidigung des 
Kanals ist den Vereinigten Staaten übertragen. Aber auch dieser 
Vertrag ist in den Vereinigten Staaten, und zwar insbesondere im 
Senat, auf Widerstand gestofsen; eine weitverbreitete Strömung ver- 
langt, dafs die Neutralisierung des Kanals sich nicht auf die Ver- 
einigten Staaten erstrecken soll; dafs diese vielmehr berechtigt sein 
sollen, den Kanal zu ihrer Verteidigung gegen die übrigen Mächte 
zu benützen. Bis zum Beginn des Jahres 1901 war das Schick- 
sal dieses Vertrages und damit des Kanals noch nicht entschieden. 

V. Die BlnnenschilTahrt. 

1. Die Schiffahrt in den nationalen Gewitasern (FlUssen, Binnen- 
seeen , Kanälen) steht unter der Gesetzgebnng: des TJferstaates. Dieser 
ist insbesondere berechtigt, Staatsfremde von der Binnenschiffahrt aus- 
zoschlichien oder sie bei Zulassung nngttnstiger zn stellen als die 
Staatsangehörigen (oben § 9 IV). 

Aber die Entwicklung der Gegenwart geht dahin, auch be- 
züglich der Binnenschiffahrt die Staatsfremden den Staiitsangehörigen 
gleichzustcllen. Das Deutsche Reich hat die.sen Standpunkt viel- 
fach in den mit andern Staaten geschlossenen Verträgen einge- 


12) Vergl. Caratheodory, H.H. II 394. Whitoloy, R.J. XXXIII 1. 
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noinmen. Als Beispiel mag der deutsch -japanisehe Handels- u. s. w. 
Vertrag vom 4. April 1896 (R. G. Bl. S. 715) dienen. Dieser be- 
stimmt in Art. III: 

„Es soll gegenseitige Freiheit des Handels und der Schiffahrt 
zwischen den Gebieten der beiden vertragschliessenden Theile be- 
stehen Sie sollen befugt sein, frei und sicher mit ihren 

Schiffen und deren Ladungen alle die PliUze, Häfen und Flüsse 
in den Gebieten des anderen Theiles zu besuchen, welche für die 
Einfuhr oder Ausfuhr von Waaren geöffnet sind oder künftighin 
geöffnet sein werden, und sollen gegenseitig in Angelegenheiten 
des Handels, der Industrie und der Schiffahrt dieselbe Behand- 
lung -wie die Inländer oder die Angehörigen der meistbegünstigten 
Nation geniessen, ohne andere oder höhere Steuern, Auflagen oder 
Zölle irgend welcher Art oder Bezeichnung, mögen dieselben im 
Namen oder zum Vortheil der Regierung, öffentlicher Beamter, 
Privater oder irgend welcher Korporationen oder Anstalten erhoben 
werden, zu entrichten, als diejenigen, welche von Inländern oder 
Angehörigen der meistbegünstigten Nation gezahlt werden, immer 
in Gemässheit der Gesetze, Verordnungen und Reglements des 
betreffenden Landes.“ 

Die Gleichstellung der Staatsfremden mit den Staatsange- 
hörigen ist ferner a\ich durch das deutsche Reichsgesetz, betreffend 
die privatrechtlichen Verhältnisse der Binnenschiffahrt vom 15. Juni 
1895 (R. G. Bl. S. 301) ausgesprochen worden. 

Auch für die Binnenseeen ist dieser Grundsatz mehrfach ver- 
einbart worden. So für den Gardasee durch den Züricher Frieden 
vom 11. November 1859. 

2. Auch für die Binneiisrhiffnhrt gilt heute bereits fast allgemein 
der Grundsatz, dafs die von einem Staate ausgestellten Alehschelne 
(certliieats de Jaugeage) von allen Übrigen Staaten als iiiafsgebend an- 
erkannt werden. 

Dieser Grundsatz ist in zahlreichen Einzelverträgen ausge- 
sprochen worden. Von besonderer Wichtigkeit ist die von Deutsch- 
land, Belgien, Frankreich und den Niederlanden geschlossenen 
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Übereinkunft betreffend die Aichung der Binnenschiffe vom 4. Februar 
1898 (R. G-. Bl. 1899 S. 299). Die Vereinbarung findet, was Deutsch- 
land betrifft, Anwendung auf Preufsen, Bayern, Baden, Hessen, 
Elsafs-Lothringen sowie die übrigen deutschen Staaten, die später 
ihren Beitritt erklären sollten. 

3. Zahlreich sind die zwisehen einzelnen, inslresondere benach- 
barten Staaten geschlossenen , die Binnenschifralirt heriilirendeuVertriige. 

Hierher gehören Verträge über Regelung des Wasserlaufes 
der Flüsse und die Speisung (aliraentation) der Kanäle, über den 
Nachrichtendienst, insbesondere beim Hcrannahen von Hochwasser, 
über den Ausbau des Flufs- und Kanalnetzes, über Schiffahrts- 
anlagen aller Art, über Brücken und andere Bauten, über Schiff- 
fahrt, Flöfserei und Fischerei. Allgemeine völkerrechtliche Rechts- 
sätze aber lassen sich auf diesem Gebiete nicht aufstellen. 

§ 28. Handel und Gewerbe. ‘ 

I. Aus der Sonverlinitiit der Staatsgewalt folgt die Autonomie der 
Handelsimlitik (oben § 8 II). 

Jeder Staat, sow'eit er durch Verträge nicht beschränkt ist, 
hat das Recht, diejenige Handelspolitik zu treiben, die er für die 
richtige hält; er kann dem reinsten Freihandelsprinzip huldigen 
oder auf dem Wege der Gesetzgebung weitgehende Schutzzölle ein- 
führen, um Landwirtschaft, Handel und Gew'erbe im Kampf gegen 
den Wettbew'erb des Auslandes zu schirmen; er kann durch Ver- 
träge sich binden, die entweder einen bis in die kleinsten Einzel- 
heiten gehenden Tarif, oder aber die blofse Meistbegünstigungs- 
klausel enthalten; er kann alle andern Staaten auf dem Fufs der 
Gleichberechtigung behandeln, oder, wenn er Retorsionen nicht 
scheut, mit Differenzialzöllen arbeiten. 


]) Melle in H, H. III 141. Besonders aber Oncken, H. St. IV 1067. 
Die von den verschiedenen Staaten abgeschlossenen Handelsverträge werden 
von dom deutschen Handelsarchiv in deutscher Sprache veröffentlicht. 
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Dabei sind jedoch gewisse Einschränkungen zu beachten. 

1. Die 8chatzzölle dürfen nicht als nllgemelne, auf alle Gegen- 
stUnde gelegte ProhibitiTzülle zu einer Abscliliefsung des Landes gegen 
allen llaudelsverkelir Überhaupt werden; denn damit würde der Staat 
seiner völkorreelitlichen Yerpflichtung zum commercium (oben § 7 IV) 
direkt zuwiderhandeln. Der Merkantilismus des 17. Jahrhunderts 
(Crorawells Navigationstikto 1G51) würde dem heutigen Völkerrecht 
gegenüber als rechtswidrig erscheinen. Die Grenze wird im einzelnen 
Falle vielleicht schwer zu ziehen sein. 

2. Die Selbstllndigkeit der Handelspolitik kann (ganz abgesehen 
von den kündbaren HnndelsTertrügeu) eingeschrünkt oder ausgeschlossen 
sein durch die von andern Staaten dem Staat anferlegte unkündbare 
Verpflichtniig, eine bestimmte Handelspolitik zu treiben. 

So ist dem Kongostaat durch die Kongoakte von 1885 der 
Freihandel auferlegt worden ; und erst die Unterzeichner der Brüsseler 
Antisklavereiakte vom 2. Juli 1890 gewährten ihm das Hecht zur 
Erhebung von Eingangszöllen, um der ungünstigen Finanzlage des 
jungen Staatswesens atifzuhelfen. In Art. 59 des Berliner Vertrages 
vom 13. Juli 1878 erklärte der Kaiser von Kufsland, „dafs es Seine 
Absicht ist, Batvim zu einem w'esentlich für den Handel bestimmten 
Fi-eihafen zu machen'*; 1886 wunle diese Erklärung zurück- 
gezogen. 

II. Diireii die Handelsverträge werden insbesondere die Voraus- 
setzungen geregelt, unter welchen die Ein-, Aus- und Durchfuhr von 
Waren gestattet wird. 

1. Xnr ausnaliinsweise und auf Grund besonderer Vereiubarung 
kann in diesem Fall die Ein-, Ans- oder Durchfuhr gewisser Waren 
verboten werden.' 

Als solche Waren pflegen in den Verträgen aufgezählt zu 
werden : 

a) Waren, w'elche den Gegenstand eines Staat.smonopols bilden; 

b) Waren, deren Einfuhr Gefahr für die Gesundheit von Men- 
schen, Tieren oder Pflanzen mit sich bringen könnte; 

2) Vergl. Stoork, L. A.IX23. 
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c) Waren, deren Ausfulir die Interessen der Landesverteidigung 
gefährden würde. 

d) Mehrfach findet sich aber auch noch eine weitergehende 
Klausel, kraft welcher die Veitragschliefsenden sich Vorbehalten, 
„aus Rücksichten der öffentlichen Sicherheit oder der Moral“ Ein- 
fuhr- und Au.sfuhrverbote auch in Beziehung auf andere Waren zu 
erlassen. 

e) Einzelne Staaten (so Italien und Griechenland) lassen die 
Ausfuhr von Kunstgegenständen oder Denkmälern nur unter be- 
sonderen einschränkenden Voraussetzungen zu. 

In den Handelsverträgen, durch welche solche Verbote vor- 
gesehen werden, pflegt meist auch ausdrücklich bestimmt z\i werden, 
dafs dem Vertrag.sgegner gegenüber kein Einfuhr- oder Ausfuhrverbot 
in Kraft gesetzt werden solle, ohne dafs dieses zu gleicher Zeit 
und imter den gleichen Voraussetzungen auch allen übrigen Staaten 
gegenüber in Kraft treten werde. Es kann auch hier die Meist- 
begünstigungsklausel Anwendung finden. Umgekehrt enthält Art. 1 
Abs. 4 des deutsch -schweizerischen Handelsvertrages vom 10. De- 
zember 1891 (R. G. Bl. 1892 S. 195) die Bestimmung: „Die vertrag- 
schliessenden Theile werden jedoch während der Dauer des gegen- 
wärtigen Vertrages die Ausfuhr von Getreide, Schlachtvieh und 
Brennmaterialien gegenseitig nicht verbieten.“ Das englische Ein- 
fuhrverbot gegen die in Strafanstalten angefertigten Gegenstände 
beniht auf dem englischen Gesetz vom 6. August 1897. 

2. Ton den einznfiihrenden Waren werden, soweit nicht Frei- 
handel herrscht, Eingaugszölle erhoben, während die DnrchgangszSlle 
nur mehr selten sieh finden. 

Die Waren müssen, um der vertragsmäfsigen Behandlung 
teilhaftig zu werden, mit Ursprungszeugnissen versehen sein. Be- 
sondere Erleichterungen gelten regelmäfsig für den Grenz-, Markt - 
und Veredelungsverkehr, für die Muster von Handlungsreisenden u.s. w. 
Häufig werden auch besondere Zollkartelle geschlossen, mit Ver- 
einbarungen zur Verhütung und Bestrafung des Schleichhandels 
(unten § 31 III). 


Digitized by Google 



220 III. Buch. Völkenecbtl. Regel. u. friedl.Verw. gemeius. Interessen. 

ni. In zahlreichen HnndelsrertrU^en der neueren Zeit, insbesondere 
in denen , die von Ituiien , Beiglen und der Sciiweiz geschlossen worden 
sind , findet sich die Schiedsgericht.sklansel (kompromissarische Klause^), 
(1. h. die Tereinbarung, dal's die Vcrtragschliefsenden sich ver- 
pflicliten, alle Streitigkeiten, die aus der Anwendung und Aus- 
legung des Vertrages entstehen sollten, einem Schiedsgericht zu 
übertragen (unten § 3811). Das Deutsche Reich hat sich bisher 
geweigert, diese Klausel in die von ihm geschlossenen Verträge 
aiifzunehmen. 

IV. Mehrere Htaaten können auch wohl einen Zollverband schllelsen, 
durch den sie dem Ausinnd gegenüber ais einheitiiches Haudelsgebiet 
erscheinen. 

Ein solcher Verband, der ohne ein einheitliches ZoUparla- 
mcnt zur Beratung der gemeinsamen Angelegenheiten nicht gut 
denkbar ist, setzt politische Einigung der verbundenen Staaten 
nicht voratis, hat sie aber erfahrungsgemäls meist zur Folge. Das 
bekannteste Beispiel bietet der deutsch -preufsische Zollverein, der 
nach langen Vorverhandlungen am 1. Januar 1834 in volle Wirk- 
samkeit getreten ist. In theoretischer Beziehung ist der Vertrag 
vom 9. November 1865 von besonderm Interesse, durch den die 
Zolhinion zwischen Frankreich und Monako begründet wurde. Hier- 
her gehört auch das durch den Ausgleich von 1867 geschaffeno 
Zoll- und Handelsbündnis zwischen den österreichischen Kronländern 
und den Ländern der ungarischen Krone. Neuerdings ist der Ge- 
danke eines europäischen Zollverbaudes vielfach von Nationalökonomen 
wie von Staatsmännern (Caprivi 1893, Goluchowski 1897) aus- 
gesprochen w'orden. 

Verschieden von dem „Zollverein“ , durch welchen ein dauernder 
Verband geschaffen wdrd, ist der „Zollanschhifs“ einzelner Ge- 
biete an ein gröfseres einheitliches Zollgebiet, bei welchem der 
-Austritt jederzeit offen steht. Beispiele bieten Luxemburg, das 
seit dem Vertrage vom 20./25. Oktober 1865 an den deutschen 
Zollverband angesclilossen ist; oder die österreichische, zu Vorarl- 
berg gehörende Gemeinde Mittelberg, die durch Vertrag vom 2. De- 
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zember 1890 (R. G. Bl. 1891 S. 59) dem deutschen Zollsystem an- 
gegliedert wurde. Das Prinzip der „beweglichen Vertragsgrenzen“ 
(oben § 23 IV) bezieht sich gerade auf die „zollgeeinten Gebiete“. 

V. Den Handelsinteressen dient auch der Staatenrerband zur Yer- 
SfTentlichung der Zolltarife (Union internationale |H>ur ia publication 
des tarifs doiianiers), der am 5. Juli 1890 zu Brüssel geschlossen 
worden Ist.® 

Verbandsstaaten sind: Argentinien, Östereeich- Ungarn, Belgien, 
der Kongostaat, Chile, Costarica, Dänemark, Spanien, die Ver- 
einigten Staaten von Amerika, Frankreich, Grofsbritannien, Griechen- 
land, Guatemala, Haiti, Hawai, Italien, Mexiko, Nicaragua, Para- 
guay, die Niederlande, Peru, Portugal, Rumänien, Rufsland , Salvador, 
Serbien, Siam, die Schweiz, die Türkei, Uruguay, Venezuela. 
Ähnlich wie die grofsen Verkehrsverträge umspannt also auch 
dieser Verband Staaten aller Weltteile. Über das Zentralamt dieses 
Verbandes vergl. oben § 17 II 8. 

YI. Von geringer Bedeutung sind die auf die Produktion bezüg- 
lichen Staateurertrüge. 

Hervorzuheben wären die wiederholten, sehr eingehenden, 
aber bisher erfolglos gebliebenen Verhandlungen über die Ab- 
schaffung der Zuckerexportprämien.* Auch die Konferenz des 
Jahres 1898 hat zu keinem Ergebnis geführt. Zwischen benach- 
barten Staaten finden sich ferner Verträge über den „grenzüber- 
springenden Fabrikverkehr“; als Beispiel mag die deutsch -belgische 
Vereinbarung vom 7. April 1900 (R. G. Bl. S. 781) dienen. 

3) Die Verhandlungen sind abgedruokt N. K. G. 2. s. XV 444, XXI 
460. Vergl. B. G. II 225 Note 2. 

4) Vergl. N. K. G. 2. s. XIV 669, 724; XV 3. 
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§ 29. Der Eisenbahn-, Post- und Telegraphenverkehr. 

I. Der Eiseiibabiirerkebr. ' 

1. Dnrrb zablreicbe Yertrllge, insbesondere znisebeu den be- 
nuebbarten Staaten wird der internationale Yerkebr auf Eisenbubnen, 
soATie auf den nationalen Flüssen und Kanülen gesiebert. 

Hierher gehören Verträge über den Grenz- und Durchgangs- 
verkehr, insbesondere über die Verbindung des inländischen Eisen- 
bahnnetzes mit dem der benachbarten Staaten, über durchgehende 
Züge und Wagen, über die Beförderung der Post, der Personen 
und der Güter, über die Zollabfertigung und über die Errichtung 
fremder Zollämter auf heimischem Gebiete, über die Zahlung der 
Gebühren in den beiden Landeswährungen u. s. w. u. s. w. Ferner 
Vorträge über den Bau gemeinsamer Eisenbahnen, Herstellung von 
gemeinsamen Einzelbauten, wie Grenzstationsgebäuden, Sanitäts- 
stationen, Brücken, Tunnels u. s. w.; über den . Bau von Grenz- 
verbindungsbahnen, die bald im gemeinsamen Eigentum der beiden 
vertragschliefsenden Staaten oder aber eines von ihnen, bald im 
Eigentum von Privatgesellschaften unter der Aufsicht der Staaten 
stehen; Verträge über die Übernahme der Verwaltung einer im 
andern Staat bestehenden staatlichen oder privaten Eisenbahn unter 
Aufrechterhaltung der Gebietshoheit des Territorialstaates, der gleich- 
zeitig <las Oberaufsichtsreeht an den andern Kontrahenten abgiebt; 
endlich Verträge über die finanziello Unterstützung einer für den 
internationalen Verkehr wichtigen Eisenbahn. 

Ein Beispiel für diese letztere Gruppe bilden die auf den 
Bau der Gotthardbahn bezüglichen Vertrüge. Auf den Grund- 
lagen des Schlufsprotokolls der Berner Konferenz vom 13. Oktober 1869, 
in welchem sich die interessierten Staaten über die Mittel zur Aus- 
führung der Gotthardbahn zu verständigen suchten, schlossen zu- 
ll Wilhelm Kaufmann, Die mitteleuropäischen Eisenbahnen und 
das internationale öffentliche Recht. 1893. Moili in H. H. IH 257. Eger, 
Das internationale Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr. 1893. 
Rosenthal, Internationales Eisenbahnfrachtreoht. 1894. Derselbe, H. St. 
III 517. Droz, R. G. II 169. 
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nüclist Italien und die Schweiz die Übereinkunft vom 15. Ok- 
tober 1869 (R. G. Bl. 1871 S. 378). Dieser trat zuerat der Nord- 
deutsche Bund durch Gesetz vom 31. Mai 1870 (B. G. Bl. S. 312), 
dann an dessen Stelle das Deutsche Reich durch Übereinkunft mit 
Italien und der Schweiz vom 28. Oktober 1871 (R. G. Bl. S. 370) 
bei. Danach verpflichtete sich das Deutsche Reich, 20 Millionen 
Franks zum Bau der Balm beizutiagcn, die durch den Nachtrags- 
Vertrag vom 12. März 1878 (R. G. Bl. 1879 S. 270) auf 30 Millionen 
erhöht wurden. Die Schweiz behielt die Betriebs- und Tarifhoheit 
und aufsei-dem das Recht (Art. C Abs. 2 der Übereinkunft von 1870), 
„die zur Aufrechthaltung der Neutralität und zur Vertheidigung dos 
Landes nöthigen Massregeln zu treffen.“ Die Vertragsstaaten be- 
halten sich einen Anspruch auf Teilnahme an den finanziellen Er- 
gebnissen dos Unternehmens für den Fall vor, dafs die Dividende 
7*/o tibersteigen sollte. In diesem Falle wird die Hälfte des Über- 
schusses als Zins unter die subventionierenden Staaten nach Ver- 
hältnis ihrer Subsidien verteilt (Art. 18). 

Wichtig sind auch die Verträge, durch welche der teilweise 
auch in der Landesgesetzgebung anerkannte Grundsatz der Nicht- 
pfändbarkeit von Fahrbetriebsmitteln auch völkerrechtlich sicher- 
gestellt wird. Man vergleiche dazu das deutsche Reichsgesetz vom 
3. Mai 1886 (R. G. Bl. S. 131), sowie den deutsch-österreichischen 
Vertrag vom 17. März 1887 (R. G. Bl. S. 153) über die Befreiung 
des rollenden Eisenbahnmaterials von der Beschlagnahme. 

Von besonderer Bedeutung für die wirtschaftliche Entwick- 
lung sind endlich die Verträge, die von den europäischen Mächten 
mit den aufserhalb der Völkerrechtsgemeinschaft stehenden Staaten 
in den letzten Jahren abgeschlossen worden sind, um den erstem 
die Anlage von Eisenbahnstrecken zu sichern. Hierher gehören die 
Vereinbarungen über den Bau von Bahnen in China (Deutschland 
in Schantung) , in der Türkei (die Bagdadbahn) u. s. w. 

2. Die Berner Vereinbarung vom 15. Mai stcilt Uber die 
Spurweite der Eisenbahnen sowie Uber die BesehafTenheit des rolienden 
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Materials, die diesem die Verwendung im internationalen Verkehr 
sichern soll, einheitliehe GrundsUtze auf.’ Gleichzeitig wurden in 
Bern Uber die zollsiehere Einrichtung des Verschlusses der Eisenbahn- 
wagen im internationalen Verkehr Vereinbarungen getroffen.’ 

Die Vereinljarungen von 1886 wurden getroffen von Deutscli- 
land, Österreich -Ungarn, Italien, Frankreich und der Schweiz. 
Später sind Belgien, Griechenland, Serbien, Bulgarien, Dänemark, 
Luxemburg, Schweden und Norwegen beigetreten. Sie hatten ihre 
Vorläui'er in den bahntechnisclien Vereinbarungen, die von den 
Mitgliedern des schon 1840 begründeten Vereins deutscher Eisen- 
bahnverwaltungen (dazu gehörten auch Östen-eich, die Niederlande 
und Luxemburg) unter einander getroffen worden waren. 

3. Von iM’souderer Wichtigkeit aber ist das 60 Artikel umfassende 
internationale rbereiiikoinmen Uber den Eisenbahufrarhtrerkehr vom 
14. Oktober 1890. 

Dom Abschlufs des Vertrages sind lange Vorverhandlungen 
vorausgegangen.'* Vertragsstaaten sind Deutschland, Belgien, Frank- 
reich, Italien, die Niederlande, Luxemburg, Österreich -Ungarn, 
Eulsland und die Schweiz. Die Vereinbarungen sind am I. Januar 
1893 in Kraft getreten. Sie wurden veröffentlicht im R. G. Bl. 1892 
S. 793. Beigefügt ist dein ilauptvertrag eine (seither wiederholt 
abgeänderte und erweiterte) Liste der beteiligten Eisonbahnstreckon, 
ein Reglement, betreffend die Errichtung eines Centralamtes, Aus- 
führungsbestimmungen, Vorschriften über bedingungsweise zur Be- 
förderung zugelassone Gegenstände und ein Schlul'sprotokoll. Eine 
Zusatzerklärung vom 20. September 1893 (R. G. Bl. 1896 S. 707) 
hält den nichtbeteiligten Staaten den Beitritt offen. Bisher ist nur 
Dänemark 1897 beigetreten. Eine Zusatzvereinbarung vom 16. Juli 
1895 (R. G. Bl. S. 466) brachte Vorkehrserleichterungen, insbeson- 


2) Vergl. die deutsche Bekanntmachung betreffend die teehnisclie 
Einheit im Eisenbahnwesen vom 17. Februar 1887 (R. G. Bl. S. 111). 

3) Abgedruokt N. E. G. 2. s. XXU 42. 

4) Die Verhandlungen von 1876, 1881, 1886 sind abgedruckt N. R. G. 
2. s. XIII 3. 
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dere bezüglich der bedingungsweise zur Beförderung zugelassenen 
Gegenstände. 

Äufser dem Hauptvertrag sind Nebenverträge für den wechsel- 
seitigen Verkehr der Grenzstaaten vorgesehen. 

Das Übereinkommen findet Anwendung (Art. 1) auf alle 
Sendungen von Gütern, welche auf Grund eines durchgehenden 
Frachtbriefes aus dem Gebiete eines der vertragschliefsenden Staaten 
in das Gebiet eines anderen vertragschliefsenden Staates auf den- 
jenigen Eisenbahnstrecken befördert werden, die für den inter- 
nationalen Eisenbahnverkehr geeignet erscheinen und sich den Be- 
stimmungen des Übereinkommens unterwerfen. 

Für den Frachtverkehr auf diesen zur wirtschaftlichen und 
rechtlichen Einheit zusammengefafsten Linien hat das Übereinkommen 
eine ganze Reihe von Rechtssätzen aufgestellt, die teils privatrecht- 
licher (handelsrechtlicher), teils civilprozessualer Natur sind, hier 
aber nicht weiter besprochen werden können. Sie beziehen sich 
auf die zu dem Verkehr zugelassenen, von ihm ausgeschlossenen 
oder nur bedingt zugelassenon Gegenstände, auf den Augenblick 
des Vertragsabschlusses und auf den Inhalt des Frachtvertrages, 
auf das Verhältnis der beteiligten Eisenbahnen zu einander u. s. w.; 
bilden also ein nahezu vollständiges internationales Gesetzbuch über 
den Eisenbalmfrachtverkehr. Über das gleichzeitig eingesetzte 
Zentralamt zu Bern ist bereits oben § 1 7 II 9 gesprochen worden. 

Aus dem Reglement vom 14. Oktober 1890 (R. G. Bl. 1892 
S. 870), das für dieses Zentralamt erlassen ist, sei Art. 3 hervor- 
gehoben. Weigert sich eine Eisen bahnverwaltung, ihren finanziellen 
Verpflichtungen nachzukommen, so hat das Zentralaint an die 
schuldnerische Bahn ungesäumt die Aufforderung zu richten, ent- 
weder die Forderung zu regulieren oder die Gründe der Zahlungs- 
weigerung anzugeben. Ist das Amt der Ansicht, dafs die Weige- 
rung unbegründet ist, so fordert es die schuldnerische Bahn auf, 
die Forderung bis zur richterlichen Entscheidung zu Händen des 
Amts niederzulegen. Weigert sich die Bahn, diesen Aufforderungen 
nachzukommen, so hat das Amt an den Staat, dem die Eisenbahn 

V. Liizt, Völkwrecht. 3. Aufl. 15 
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angehört, Mitteilung zu machen und ihn zugleich zu ersuchen, zu 
prQfen, ob die schuldnerische Eisenbahn noch ferner in dem Ver- 
zeichnis zu belassen sei. Bleibt diese Mitteilung sechs Wochen 
lang unbeantwortet, oder weigert sich der Staat, die Bahn aus dem 
Verzeichnis zu streichen, „so wLi-d angenommen, dass der be- 
treffende Staat für die Zahlungsfähigkeit der schuldnerischen Eisen- 
bahn .... ohne weitere Erklärung die Garantie übernehme.“ 

II. Der Postverkehr. 

1. Auch hier sind ziinttehst zahireiche Einzeivertriige , insbesoudere 
wieder zwischen den benachburten Staaten, Uber die Beförderung vou 
Postsendungen sowie Uber andere Betriebsfragen zu nennen. 

Von den SondeiweiArägen der benachbarten Staaten ist die 
vom Deutschen Reich mit den Niederlanden, Österreich -Ungarn und 
der Schweiz vom 29. Januar 1894 (R. G. Bl. S. 113) geschlossene 
Vereinbarung erleichternder Vorschriften für den wechselseitigen 
Verkehr hervorzuheben, der auch Luxemburg und Belgien beige- 
treten sind. Weitere Erleichterungen sind zwischen Deutschland 
und ÖsteiTeich- Ungarn vereinbart worden. 

Von Wichtigkeit ist das auf altem Herkommen beruhende, 
von der Türkei ohne Erfolg bestrittene Recht der christlich-euro- 
päi.schen Staaten, in den Ländern der Türkei ihre eigenen Post- 
ämter zu errichten.® 

Zahlreich sind die Verträge, welche die europäischen Staaten 
untereinander, vor allem erst der Norddeutsche Bund, dann das 
Deutsche Reich, mit den übrigen Staaten geschlossen hatten. Be- 
sonders innig gestalteten sich die Beziehungen der Deutschen Staaten 
zu dem benachbarten Österreich, die in dem Postvereiu vom 6. April 
1850 und später in den Postverträgen vom 23. November 1867 
(B. G. Bl. 1868 S. 69), vom 30. November 1867 (B. G. Bl. 1868 
S. 97) und 7. Mai 1872 (R. G. Bl. 1873 S. 1) ihre feste Regelung 
gefunden hatten. 


5) Vergl. R. G. II 365. 
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3. Nach dem Master der von kleineren Staatengrnppen ge- 
schlossenen Vertrüge wurde am 9. Oktober 1874 zu Bern der all- 
gemeine Postverein (die Union g6ii6rale des postes) von 21 Staaten be- 
gründet. ° 

An Stelle des „Allgemeinen Postvereins“ trat durch die Pariser 
Vereinbarung vom 1. Januar 1878 auf Deutschlands Antrag der Welt- 
postverein (die Union postale universelle) die, durch verschiedene spUtere 
Kongresse mehrfaeh revidiert (insbesondere zu Lissabon 1885, Wien 
4. Juli 1891, Washiugrton 15. Juni 1897), jetzt die ganze W'elt, nicht 
nur die civillsierten Staaten nmfafst. Der Verband wird durch einen 
Hauptvertrag und melirerc (Jetzt G) Nebenvertrüge gebildet.’ 

Der Ilauptvertrag (coiivention principale) bezieht sich auf die 
Beförderung: 1. von Briefen, 2. von einfachen Postkarten und Post- 
karten mit bezahlter Antwort, 3. von Drucksachen, 4. von Ge- 
schäftspapieren und 5. von Warenproben, die von einem der ver- 
tragschliefsenden Staaten nach einem andern bestimmt sind. Für 
diese Beförderung stellt der Verein eine ganze Reihe von Rechts- 
sätzen auf, deren Anführung an dieser Stelle nicht möglich ist. 
Erwähnt sei die Beseitigung der besonderen Durchgangsgebühren, 
die Einheitlichkeit der Postgebühr, der Wegfall der Portoteilung, 
die Zulassung von Einschreibesendungen, die mit Nachnahme be- 
lastet werden können, die Zulassung von Eilsendungen, sowie die 
Einsetzung eines internationalen Bureaus (oben § 17 II 2). 

Die NebenvertrUge (arrangements particuliers) , zwischen klei- 
neren Staatengruppen geschlossen, betreffen: 

a) den Austausch von Briefen und Kistchen mit Wertangabe 
(öchange des lettres et boltes avec valeur döclaröe; seit 1878); 

b) den Postanweisungsdienst (sorvice des mandats de poste; 
seit 1878); 


6) Diese Staaten waren: Deutschland, Österreich -Ungarn, Belgien, 
Dänemark, Ägypten, Spanien, die Vereinigten Staaten, Frankreich, Grofs- 
britannien, Griechenland, Italien, Luxemburg, Norwegen, die Niederlande, 
Portugal, Rumänien, Rufsland, Serbien, Schweden, die Schweiz und die Türkei. 

7) Rolland, De la correspondance postale et telegraphiipie dans les 
relations internationales 1901 (bespricht insbesondere die Rechtsverhältnisse 
im Kriege). 

15 * 
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c) den Austcauseh von Postpaketen (öehange des colis postanx; 
seit 1880); ® 

d) den Postauftragsdienst (sen-ice des recoiivrements ; seit 1885); 

e) den Postbezug von Zeitungen und Zeitschriften (intervention 
de la Poste dans les abonnements aux jouniaux etc.; seit 1891); 

f) den Identitätsverkehr (erleichterte Legitimation beim Em- 
pfang von Wertsendungen), ä 

Der letzte von den alle fünf Jahre zusara mentretenden Wclt- 
postkongressen, (Washington 1897) hat zu dem Schlufsprotokoll 
vom 15. Juni geführt (R. G. Bl. 1898 S. 1079). Dieses hat Korea 
mit unterzeiclmet; der Oranje-Freistaat hat telegraphisch seinen 
Beitritt erklärt und China hat seinen bevorstehenden Anschlufs an 
den Weltpostverein angeraeldet, so dafs für dieses Land das Protokoll 
offen gelassen worden ist. Beteiligt sind jetzt 63 Staaten mit 
1396 Millionen Menschen und einem Qesaratbriefverkehr von 
20 Milliai’den Stück. Ferner haben die engeren Verbünde (die 
Nobenverträge) eine erfreuliche Erweiterung durch den Zutritt ver- 
schiedener Staaten gefunden. Endlich ist die Netiregelung der 
Transitentscliädigungen zu erwähnen; auf Gnmd der Gewichts- 
statistik von 1896 soUen, sowohl für den Land- wie auch für den 
Seetransit Pauschalvergütungen gezalüt werden, die einer all- 
mählichen, stufenweisen Herabminderung unterliegen. 

III. Der Telegraphenverkehr. 

Auch hier führten die gemeinsamen Interessen der Staaten- 
welt, noch und neben zahlreichen Einzelverträgen, nicht nur zur 
Bildung einer völkerrechtlichen Verwaltungsgomeinschaft, sondern 
auch zu besondern Vereinbarungen über den Schutz der besonders 
kostspieligen und wichtigen unterseeischen Telegraphenieitungen. 

1. Der allgemeine Telegrapheiiverein (die Union tM^grapblque 
universelle) wurde am 17. Mai 186.5 zu Paris als die erste aller völker- 
rechtllchen Verwaltungsgemeinscliaften begründet. 

8) Übereinkunft des Weltpostvereins vom 3. November 1880 (E. G. Bl. 
1881 S. 69). 

9) Diesem Vertrag ist Deutschland bis jetzt nicht beigetreten. 

10) Fischer, H. St. VII 78. 
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Dieser Staatenverband war vorbereitet worden durch den 
preufsisch- französischen Vertrag von 1862, der die deutsch -öster- 
reichische Staaten gnzppo, entstanden dureh den Beitritt verschie- 
dener deutscher Staaten zu dem preufsisch- österreichischen Vertrage 
von 1850, der romanischen Staatengruppe wesentlich näher bi’achte. 

Unter den Vertragsstaaten fehlte zunächst Grofsbritannien, 
wo der Teregraphenbetrieb noch nicht staatlich war. Gegenwärtig 
umfasst der Verband 60 Tolegraphenverwaltungen (nicht aber die 
Vereinigten Staaten). Auch von den Piivatgesellschaften ist etwa 
die Hälfte beigetreten; aber das Stimmrecht ist ihnen in diesem 
Verbände der Staaten versagt. Die ursprüngliche Vereinbarung ist 
durch späteres Übereinkommen vielfach ergänzt nnd umgestaltet 
worden; von besonderer Wichtigkeit ist der Petersburger Vertrag 
vom 22. .Juli 1875 und die Berliner Übereinkunft vom 17. Sep- 
tember 1885. 

Obwohl älter als der Weltpostverein, ist doch der Telegraphen- 
verein hinter diesem nicht nur in räumlicher Ausdehnung, sondern 
auch in der Durchbildung der für die Verwaltungsgemeiuschaft 
mafsgebenden Rechtssätze ganz wesentlich zurückgeblieben. Ins- 
besondere ist es trotz wiederholter Bemühungen der Vertreter des 
Deutschen Reichs nicht gelungen, zu dem Einheitstarif auch nur 
für den europäischen Verkehr zu gelangen. Eine Hauptschwierig- 
keit bieten in dieser Beziehung die unterseeischen Telegraphen- 
kabel. Auch auf der letzten (achten) Konferenz zu Budapest 1896 
wurde die Beschlufsfassung über den deutschen Vorschlag aus 
fiskalischen Rücksichten vertagt. 

2. Am 11. HUrz 1881 wurde zu Paris der „iiiteruatlonale Ver- 
trag znm 8chutze der unterseeischen Telegraphenkabel“ gesciilossen ; 
an ihn reiht sich ein Zusatzartikel vom selben Tag , sowie eine Dekla- 
ration vom 1. Dezember 1886, beziehungsweise 23. März 1887 (R. G. Bl. 
1888 S. 151).“ 

11) Die Verhandlungen sind niitgeteilt in N. K. G. 2. s. XI 101, 218. 
Vergl. auch die Verhandlungen des Instituts für Völkerrecht von 1878 und 
1879. 
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Der am 1. Mai 1888 in Kraft getretene Vertrag war ursprüng- 
lich abgeschlossen von Deutschland, Argentinien, Österreich-Ungarn, 
Belgien, Brasilien, Costa -Rica, Dänemark, St Domingo, Spanien, 
den Vereinigten Staaten, Kolumbien, Frankreich, Qrofsbritannien, 
Guatemala, Griechenland, Italien, Türkei, den Niederlanden, Luxem- 
burg, Persien, Portugal, Rumänien, Rulsland. Salvador, Serbien, 
Sehweden-Norwegen, Uruguay. Doch haben Kolumbien und Persien 
den Vertrag nicht ratifiziert. Dagegen ist England auch für seine 
Kolonieen und Besitzungen Kanada, Neufundland, Cap, Natal, Neu- 
südwales, Tasmanien, Wesfaustralien, Neuseeland, Süd - Australien, 
Viktoria und Queensland beigetroten; auch Japan und Tunis haben 
ihren Beitritt erklärt. *- 

a) Der Vertrag bezieht sich auf alle unterseeischen Tele- 
graphenkabel, die auf den Staatsgebieten, Kolonieen oder Besitzungen 
eines oder mehrerer vertragschliefscnden Teile landen. 

b) Er findet nur Anwendung aufserhalb der Küstengewässer, 
und er gilt ferner nur in Friedenszeiten, während im Krieg die 
Freiheit der Kriegführenden durch den Vertrag in keiner Weise 
beeinträchtigt wii-d (Art. 15). 

c) Der Vertrag verbietet jede Störung des Betriebs durch 
Beschädigung oder Zerreifsung der Kabel. Jede vorsätzliche oder 
fahrlässige Zuwiderhandlung ist strafbar und ersatzpflichtig, soweit 
nicht Notstand des Thäters vorliegt. Alle Fahrzeuge haten sieh 
daher von den Schiffen, welche mit der Legung oder der Wieder- 
heretellung eines Kabels beschäftigt sind, sowie von den zur Kenn- 
zeichnung der Kabel dienenden Bojen entfernt zu halten. 

d) Zur Feststellung der Zuwiderhandlungen können die 
Kriegsschiffe oder andere dazu ermächtigte Schiffe eines der Ver- 
tragsstaaten jedes verdächtige Schiff anhalten, den urkundlichen 
Nachweis seiner Nationalität verlangen und über ihre Amtshand- 
lungen ein Protokoll aufnehmen. Die Aburteilung der Schuldigen 

12) Vergl. Landois, Zur Lehre vom völkerrechtlichen Schutz der 
submarinen Telegraphenkaljel. Dissertation 1894. Renault, R. J. XII 255, 
XV 17, 019. 
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erfolgt nach den Gesetzen und durch die Gerichte des Staates, dem 
das schuldige Schiff seiner Flagge nach angehört. Die Verfolgung 
aber ist im Namen des Staates oder durch den Staat zu betreiben. 

e) Die Tertragschliefsonden Staaten verpflichten sich, die- 
jenigen Gesetze und Verordnungen zu erlassen, welche zur Durch- 
führung dieser Bestimmungen notwendig sind. Dieser Verpflichtung 
hat das Deutsche Eeich Genüge geleistet durch das detitsche Aus- 
führungsgesetz vom 21. November 1887 (R. G. Bl. 1888 S. 169) 
und das Gesetz, betreffend die Abänderungen von Bestimmungen 
des Stiufgesetzbuchs vom 13. Mai 1891 (R. G.Bl. S. 107). 

IV. Anlage nnd Betrieb der Fernspreelianstalten ist bisher nur 
vereinzelt Gegenstand von Stantsverträgen gewesen. 

Als Beispiele mögen dienen: der zwischen Frankreich und 
der Schweiz über die Correspondence tolöphonique zu Paris ab- 
geschlossene Vertrag vom 21. Juli 1892, in dem insbesondere auch 
die Einheit der Gesprächsdauer, sowie der Gebühren festgesetzt 
worden ist; ferner die Verträge zwischen Belgien und den Nieder- 
landen vom 11. April 1895 und zwischen dem Deutschen Reich 
und Belgien vom 28. August 1895. 

§ 30. Münz-, Mafs- and Gewichtswesen. 

I. Während die Bemühungen, zu internationalen Vereinbarungen 
der Kulturstaaten über das Münzwesen zu gelangen (zuletzt Kon- 
ferenz zu Brüssel 1892) ^ bisher schon wegen der Meinungsver- 
schiedenheit über die festzuhaltende oder einztifülu’cnde Währung 
keinen Erfolg geliabt haben, sind zwischen kleineren Staatengruppen 
MUnzunionen zu stände gekommen, die freilich insbesondere infolge 
der Entwertung des Silbers .sich keines besonderen Aufblühens zu 
erfreuen hatten. Zu erwähnen sind: 

13) Die aufserdeutschen Ausführungsgesetze sind abgedruckt N. R. G. 
2. 8. XI 290, XV 71. 

14) N. R. G. 2, s. XXI 45, XXIII 28, 146. 

1) Die Verhandlungen sind mitgeteilt N. R. G. 2. s. XXIV 167. 
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1. Die lateinische MUuznnlon. 

Sie wurde am 23. Dezember 1865 zwischen Frankreich, Bel- 
gien, Italien und der Schweiz unter Annahme des festen Wert- 
verhältnisses von Gold und Silber gleich 1:157,, gegründet, 1868 
durch den Beitritt von Griechenland verstärkt, später wiederholt 
erneuert (so schon am 5. November 1878 und später am 6. No- 
vember 1885 und 15. November 1893 mit mannigfachen Änderungen). 

2. Der skandinavische Mtinzverbaiid. 

Er wurde am 27. Mai 1873 zwischen Dänemark, Schweden 
und Norwegen geschlossen. 

II. Zu dem Zweck , die intemationaic Dnrchfllhrnng und die Yer- 
Tollkoininnuiig des metrischen Systems zu sichern, haben am 20. Mai 
1875 17 Staaten zu Paris eine internationale Meterkonvention (Conven- 
tion interuatlouale du mötre) geschlossen (R. G. Bl. 1876 S. 191). 

Die Konvention wurde unterzeichnet von Deutschland, Öster- 
reich-Ungarn, Belgien, Brasilien, Argentinien, Dänemark, Spanien, 
den Vereinigten Staaten, Frankreich, Italien, Peru, Portugal, Rufs- 
land, Schweden -Norwegen, der Schweiz, der Türkei imd Venezuela. 
Brasilien liat jedoch nicht ratifiziert. Ihr sind seither beigetreten 
Serbien, Rumänien, Grofsbritannien, Japan und Mexiko. Über die 
Organisation und die Arbeiten dieser völkerrechtlichen Verwaltungs- 
gemeiuschaft ist bereits oben § 17 II 3 gesprochen worden. 


III. Abschnitt. Vereinbarungen Uber Gesetzgebung 
und Rechtspflege. I 

§ 31. Öfientliches Recht, Frivatrecht, Strafrecht. 

I. Staalsrecht und Yerwaltungsrecht. 

Nur in ganz vereinzelten Beziehungen hat hier die Entwick- 
lung des Völkerrechts zur Vereinbarung gemeinsamer Gnmdsätze 

1) Lammasch in H. II. III 343. 
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geführt. Am wichtigsten ist wohl der bereits oben § 26 V 1 fest- 
gestellte Satz, dafs die Rechtsverhältnisse eines Seeschiffes nach 
dem Recht beurteilt werden, dem es seiner Flagge nach angehört. 
Gegenseitige Mitteilung über die Ergebnisse der Volkszählungen ist 
in zahlreichen Einzelverträgen vereinbart.* Der Austausch von 
amtlichen Schriftstücken aller Art bildet den Gegenstand von Ver- 
einbarungen verschiedener Staaten; erwähnenswert wäre eine dahin- 
gehende Konvention, die Belgien, Brasilien, Serbien u. s. w. ira 
Jahre 1886 abgeschlossen haben. Die Vermeidung der Doppel- 
besteuerung ist wenigstens in der völkerrechtlichen Litteratur er- 
örtert worden.® Die Anerkennung ausländischer Prufungszeichen 
für Handfeuerw-affen behandelt unter andern die deutsche Bekannt- 
machung vom 26. April 1899 (R. G. Bl. S. 275). Aber gerade die 
angeführten Beispiele zeigen, wie wenig auf diesem Gebiete bisher 
erreicht worden ist. Am deutlichsten tritt uns die eifersüchtige 
Wahrung der staatlichen Autonomie in den Fragen des öffentlichen 
Rechts entgegen, wenn wir uns an das oben § 11 II ütier die Rege- 
lung der Staatsangehörigkeit Gesagte erinnern. 

II. Wesentlich anders steht es auf dem Gebiet des Prlvatrechtes 
und des Civilprozesses mit Einschlnfs der Rechtshilfe. 

1. Zwischen einzelnen Staaten sind zahlreiche Verträge Uber die 
Grundsätze des internationalen Frivatrechtes, also Uber die Beseitigung 
der Statutenkollision ani privatrechtlichem Gebiet, gesehlossen worden. 

Zu erwähnen sind insbesondere der sehr ausführliche Vertrag 
Frankreichs mit der Schweiz vom 15. Juni 1869 und die Verträge, 
die infolge des 1888/89 zu Montevideo abgehaltenen Kongi-esses 
zwischen den südamcrikanischon Staaten geschlossen worden sind.* 
Auch für Preufsen ist aus der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts 
eine Reihe solcher Verträge zu erwähnen. Geringere Bedeutung da- 
gegen haben die vom Deutschen Reich geschlossenen Einzelverträge. 

2) Weifsenborn, Ansätze einer internationalen Rechtshilfe in der 
Bevölkeruugskontiollo. Dissertation 1898. 

3) V. Bar, R. J. XXXII 435. 

4) Vorgl. Pradier-Foderö, R. J. XXI 217. 
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2. Zahlreiche Eliizelvertrüge betreffen das Gebiet der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. 

Ganz allgemein ist die Anerkennung des Satzes, dafs die 
Gfdtigkeit einer Ehe nach den Gesetzen desjenigen Staates beurteilt 
werden soll, auf dessen Gebiet sie geschlossen ist. Darüber hin- 
aus geht die ebenfalls allgemeine Anerkennung der sogenannten 
„diplomatischen Ehen“: Die Ehen, die vor dem* diplomatischen 
Vertreter oder dem Konsul zwischen Angehörigen seines Staates 
geschlossen sind, werfen allgemein ohne Rücksicht auf die Ge- 
setze des Staates der Eheschliefsung anerkannt.® Dasselbe gilt von 
den Urkunden, welche die Konsuln für ihre Staatsangehörigen aus- 
stellen. Die Konsidn liaben ferner die Befugnis (vergleiche oben 
§ 15 III) zur einstweiligen Regelung des Nacldasses der in ihrem 
Amtsbezirke verstorbenen Staatsangehörigen: Versiegelung, Inven- 
tarisierung, Verwahrung, Verwaltung, Hinterlegung der Nachlafs- 
gegenstände; Einberufung der Nachlafsgläubiger; Bezahlung der 
Kosten der letzten Krankheit und der Beerdigung des Verstorbenen, 
des Lohnes der Dienstboten, des Mietzinses u. s. w., Ausgaben für 
die Familie des Gestorbenen; Vertretung der Erben, wozu es einer 
besondern Vollmacht nicht bedarf; Ausfolgung des Nachlasses an 
die Erben. Ihre Befugnis ist eine ausschliefsliche und vollständige, 
wenn es sich um den Naclilafs von Schiffsleuten oder Schiffs- 
passagieren ihrer Nationalität handelt, mögen diese am Lande oder 
an Bord von nationalen Schiffen oder im Bestimmungshafen ge- 
storben sein. Für die Erbfolge in unbeweglichem Gut ist die aus- 
schliefsliche Anwendung der Gesetze desjenigen Staates anerkannt, 
in welchem jenes gelegen ist Vergleiche beispielsw^eise die deutsch- 
russische Konvention vom 12. November/31. Oktober 1874 (R. G. Bl. 
1875 S. 136) Art. 10. Ebenso wird den Konsuln vielfach die Befugnis 
zur Einleitung einer Vormundschaft oder Kuratel über ihre Staats- 
angehörigen eingeräumt. Der Austausch von Mitteilungen aus den 
Standesamtsrogistern ist in zahlreichen Einzelverträgen vereinbart 


5) Mariolle, L. A. XIII 459. 
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3. Unter den allgenieiiien , ganze Htaatengrnppen umfassenden 
Verbanden Ist an erster Stelle zu nennen die durch die Pariser Kon- 
rention zum Schutze des gewerblichen Eigcntiinis vom 20. MUrz 1883 
ins Leben gerufene Union internationale ponr la protection de la pm> 
prifde industrielle, deren Mitglieder den Angehörigen eines Jeden andern 
Verbandsstaates dieselben Rechte in Rezielinng auf das gewerbUche 
Eigentum zu gewaiiren sicli verpflichten, wie ihren eigenen Staats- 
angehörigen. 

Jeder Erfinder kann in jedem Verbandsstaate die Erteilung 
des Patents verlangen; die in dem Ursprungsland eingetragene 
Fabrikmarke geniefst den Eechtsschutz in jedem Verbandsstaat; und 
dasselbe gilt von der Handelsfirma. 

Der Vertrag wird ergänzt durch die Ausführungsverordnung 
vom 11. Mai 1885 und durch die Madrider Vereinbarung vom 
14. und 15. A[)ril 1891. 

Signatarm.ächte sind; Belgien, Brasilien, Spanien, Fmnkieich, 
Guatemala, Italien, die Niederlande, Portugal, Salvador, Serbien 
und die Schweiz. Später sind Ecuador, Grofsbritannien, Schweden - 
Norwegen, Tunis, die Vereinigten Staaten und Japan beigetreten.® 

Das Deutsche Reich hat sich erst in letzter Zeit dem Verljande 
angeschlossen, nachdem es sich bisher damit begnügt liatte, durch 
zahlreiche Einzelverträge mit anderen Staaten einen gegenseitigen 
Schutz der Warenzeichen und Marken, der Geschmacks- und Ge- 
brauchsmuster, der Modelle und Erfinderpatente zu vereinbaren. 

4. Eine wesentlich gröfsere Beteiligung hat von allem Anfang 
an die sogenannte Berner Konvention gefunden, anf der die Bildung 
eines internationalen Verbandes zum Schutze von Werken der Litteratiir 
und Kunst vom 9. September 1886, der Union internationale |K>ur la 
protection des <Bnvres litt^raires et nrtistiques, beruht (R. G. Bl. 1887 

S. 493).’ 


0) Die Verhandlungen und die Konventionen selbst sind abgcdrackt 
im N. K. G. 2. s. X 3, 180, 451; 133, XXII 208. Vorgl. Lyon-Caon, 
E.J. XIV 191, XV 272. 

7) Die Verhandlungen von 1884, 1885, 1886 sind mitgeteilt N. R. G. 
2. s. XII 1. — Vergl. Orelli, R. J. XVI 533. Derselbe, Der internationale 
Schutz des Urheberrechts. 1887, Dubois, R. J. XXIX 577." Soldan, 
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Hier finden wir das Deutsche Reich unter den Gründern des 
Verbandes Die Konvention ist ferner unterzeichnet von Belgien, 
Spanien, Frankreich, Grofsbritannien mit allen seinen Koloniocn, 
Haiti, Italien, Liberia, der Schweiz, Tunis; später sind Luxemburg, 
Monaco, Montenegro, Noi-wegen und Japan beigetreten; Montenegro 
ist aber 1900 wieder ausgeschieden. 

Die vertragschliefsenden Länder bilden einen Verband zum 
Schutze des Urheberrechts an Werken der Littcratur und Kunst 
(Art. 1); die Verbandsländer gewähren den Urhebern, welche einem 
Verbandslande angehöron, denselben Schutz wie ihren eigenen An- 
gehörigen (Art. 2). Das Gleiche gilt von den Vorlegern solcher 
Werke, die in einem Vcrbandslande veröffentlicht sind und deren 
Urheber einem Nichtverbandsland angehört (Art. 3). Weitere Be- 
stimmungen betreffen das Recht der Übersetzung, der Verwertung 
von Auszügen, die öffentliche Aufführung dramatischer oder dra- 
matisch-musikalischer Werke, die indirekte Aneignung durch soge- 
nannte „Adaption, musikalische Arrangements u. s. w.“ Weiter- 
gehende Abmachungen zwischen einzelnen Ländern bleiben (nach 
dem Zusatzartikel vom 9. September 1880) in Kraft und können 
(nach Art. lö des Vertrages) auch in Zukunft getroffen werden. 
Den am Abschlufs nicht beteiligten Mächten wird der Beitritt offen 
gehalten. Art. 17 stellt die Abhaltung weiterer Konferenzen zur 
Entwickelung des Verbandes in Aussicht. 

Die zu diesem Zweck 1896 in Pai-is zusammeugetretene 
Konferenz hat jedoch nur ein sehr bescheidenes Ergebnis gehabt. 
Eine Zusatzakte vom 4. Mai 1890, unterzeichnet von Deutschland, 
Belgien, Spanien, Frankreich, Grofsbritannien, Italieu, Luxembui-g, 
Monaco, Montenegro, der Schweiz und Tunis, nicht aber von Nor- 
wegen (R. G. Bl. S. 1897 S. 7.59), hat einige Artikel der Übereinkunft 
von 1886 unwesentlich abgeäudert. Hervorzuheben wäre aller- 
dings die jetzige Fassung des Artikels 5, nach welchem die Ur- 


L’Union internationale pour la protection des Oeuvres litter. et artist. 1888. 
Verhandlungen des Instituts für Völkerrecht von 1895. 
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lieber oder ihre Rechtsnachfolger das Cbersetzuiigsrecht während 
der ganzen Dauer ihres Rechts am Original haben, es jedoch ver- 
lieren, wenn sie nicht innerhalb zehn Jahren von der ersten Ver- 
öffentlichung an gerechnet in einem Verbandslande eine Übersetzung 
in der Sprache, für welche der Schutz in Anspmch genommen 
wird, veröffentlicht haben oder haben veröffentlichen lassen. Ferner 
wurde gleichzeitig eine Deklaration von Deutschland, Belgien, 
Spanien, Frankreich, Italien, Luxemburg, Monaco, Montenegro, 
Norwegen, der Schweiz und Timis, nicht aber von Grolsbritannien 
unterzeichnet, durch welche gewisse Artikel des Berner Überein- 
kommens und der Pariser Zusatzakte erläutert werden (R. G. Bl. 
1897 S. 7G9). Haiti ist dem Zusatzübereinkommen am 17. Januar 
1898, Japan mit dem 15. Juli 1899 beigetreten (R. G. Bl. 1898 
S. 106, 1899 S. 310). 

Über die internationalen Ämter, die durch die beiden Über- 
einkommen von Paris und Bern ins Leben gerufen worden sind, 
oben § 17 II. 

5. Das internationale Übereinkommen vom IJ. November 1S90 
Uber den Elsenbalinfraclitverkehr (oben § 29 I 3) enthält die ersten 
Ansätze zn einem internationalen Handelsgesetzbuch nebst den ein- 
schlagenden civllprozessualischen Bestimmungen. 

Dagegen haben die Bemühungen, zu einer allgemeinen Wechsel- 
ordnung, wenigstens für die europäischen Staaten, zu gelangen 
(Versuche der deutschen Regierung 1878), ebensowenig Erfolg ge- 
habt wie die internationalen Verhandlungen über das Handels- 
recht, die 1886 zu Antwerpen, 1888 zu Brüssel, 1889 zu Paris 
zwischen den Vertretern der Mächte stattgefunden haben. 

6. Das Haager Abkommen vom 14. November 1896 zur gemein- 
samen Regelung einiger Fragen des internationalen Privatrechts 
(R. G. Bl. 1899 S. 285), in Wirksamkeit seit 2ö. Mai 1899. 

Auf Einladung der niederländischen Regierung hatten in den 
Jahren 1893 und 1894 wiederholte Konferenzen von Vertretern 
der verschiedenen Staaten stattgefunden, um zur Aufstellung ge- 
meinsamer Rechtssätze über eine Reihe von Fragen des intematio- 
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naleii Privatrechts zu gelangen. Das Ergebnis der Beratungen, 
die sich auf Ehe, Vormundschaft, Erbfolge, Bankrott und verschie- 
dene oivilprozessualische Fragen erstreckten, war das oben erwähnte 
Abkommen, s 

Das Abkommen wurde unterzeichnet von Belgien, Spanien, 
Frankreich, Italien, Luxemburg, den Niederlanden, Portugal und 
der Sclnveiz; nachdem Schweden -Nortvegen am 1. Februar 1897 
sich diesen Staaten angeschlossen hatte, sind einige nachträgliche 
Veränderungen in einem Zusatzprotokoll vom 22. Mai 1897 nieder- 
gelegt worden. Das Deutsclie Reich hat, gleichzeitig mit Öster- 
reich-Ungarn, am 9. November 1897 seinen Beitritt erklärt; seither 
sind noch Dänemark, Rumänien und Rufsland beigetreten. 

Das Ergebnis ist, wenn wir den Inhalt des Übereinkommens 
mit der Tagesordnung der Verhandlungen vergleichen, mehr als 
bescheiden; aber seine grundsätzliche Bedeutung als erster Schritt 
auf einem bisher nicht betretenen Wege kann nicht hoch genug 
angeschlagen werden. 

Da.s rbereinkommeu betrillt lediglich den Civllprozefs mit Ans- 
schliifs des Strafverfahrens und nmfafst folgende Punkte: 

a) Die Zustellung von gerichtliebeii oder aufsergerichtlichen 
Sclirirt.stUckeii. 

Sie erfolgt auf Grund eines an die zuständige Behörde des 
andern Staates zu richtenden Ersuchens der Beamten der Staats- 
anwaltschaft oder der Gerichte des ersuchenden Staates. Die Über- 
mittlung erfolgt auf diplomatischem Wege (Art. 1). Die Zusteüung 
darf nur abgelehnt werden, wenn sie nach der Auffassung des 
Staates, auf dessen Gebiet sie erfolgen soll, geeignet erscheint, 
seine Hoheitsrechte zu verletzen oder seine Sicherheit zu gefährden 
(Art. 2), nicht aber, wenn sie dem innem Recht dieses Staates 

8) Die Verhandlungen sind mitgetoilt N. R. G. 2. s. XIX 424 und 
XXI 113. — Vergl. R. J. XXV 521, XXVI 349, 367, XXVIH 573. Neu- 
meyer in der Zeitschrift für intoniationales Privat- und Strafrecht IX 453. 
Meili, Das internationale Privatrocht und die Staatenkonferenz im Haag. 
1900. Afser, La Convention de la Haye . . . relative ä la procedure civile 
1901 (mit Materialien und Kommentar). 


Digitized by Google 



§ 31. Öffentliches Recht, Privatieoht, Strafrecht. 239 

widerspricht. Zum Nachweis der Zustellung genügt das beglaubigte 
Empfangsbekenntnis des Adressaten oder die Bescheinigung der 
ersuchten Behörde (Art. 3). Soweit nach der Gesetzgebung der 
beteiligten Staaten oder den zwischen ihnen bestehenden besonderen 
Vereinbarungen ein einfacheres Zustellungsvcrfahren vorgesehen ist, 
soll es dabei sein Bewenden haben (Art. 4). 
b) Das Ersuchen um Kechtsliiire. 

Entsprechend der bisherigen Übung der meisten Kulturstaateu 
wird den Gerichten eines jeden der Vertragsstaaten das Recht ein- 
gerilumt, die zuständige Behörde eines andern Vertragsstaates um 
die Vornahme von richterlichen Handlungen (Bewei.saufnahraeu, 
Parteivernehmungen , Eidosabnahinon u. s. w.) zu ersuchen (Art. 5). 
Die Übermittlung der Ersuchungsschreiben erfolgt ebenfalls, soweit 
nicht direkter Geschäftsverkehr vorgesehen ist, auf diplomatischem 
Wege (Art. 6, Abs. 1). Ist das Schreiben nicht in der Sprache 
der ersuchten Behöide abgefafst, so mufs es, soweit nicht besondere 
Vereinbarungen bestehen, von einer beglaubigten Übersetzung in 
die zwischen den beiden Staaten vereinbarte Sprache begleitet sein 
(Art. 6, Abs. 2). Die ersuchte Behörde darf das Ersuchen nur 
ablehnen, wenn die Echtheit der Urkunde nicht feststeht, wenn 
in dem ersuchten Staat die verlangte Handlung nicht in den Bereich 
der Gerichtsgewalt fällt, oder, wenn sie geeignet erscheint, seine 
Hoheitsrechte zu verletzen oder seine Sicherheit z\i gefährden (Art. 7). 
Im Falle der Unzuständigkeit der ersuchten Behörde hat diese das 
Ersuclien an die zuständige Behörde weiterzugeben (Art. 8). In 
diesem Falle, sowie dann, wenn das Ersuchen abgclehnt wird, 
ist die ersuchende Behörde sofort zu verständigen (Art. 9). Die 
ersuchte Behöi-de hat bei Ausführung der verlangten Handlung 
die Prezefsgesetze ihres Landes zu beachten. Auf besondern 
Wunsch der ereuchenden Behörde können jedoch auch abweichende 
Formen des Verfahrens angew'endet werden, vorausgesetzt, dafs 
diese nicht gegen inländische Verbotsgesetze verstofsen (Art. 10). 
Eine Vereinbarung über die Kosten, die durch dio Erledigung des 
Ersuchens entstehen, insbesondere in der Richtung des gegenseitigen 
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Verzichtes auf deren Erstattung, wird angestrebt, ist aber bisher 
niclit erzielt worden. 

c) Die Prozeßkosten. 

Angeliörige der Vertrag.sstaaton werden, vorausgesetzt dafs sie 
in einem der Vortrag, sstaaten ihren Wohnsitz haben, von der Ver- 
pflichtung zur Sicherheitsleistung für die Prozefskosten befreit (Art. 11). 
Andrerseits sind dio Entscheidungen, durch welche der befreite 
Kläger in die Prozefskosten verurteilt wird, in jedem der anderen 
Vertiagsstaaten durch die zuständige Behörde nach Mafsgabe ihrer 
Gesetze für vollstreckbar zu erklären (Art. 12). Diese zuständige 
Behörde hat ihre Prüfung darauf zu beschränken (Art. 13): 1. ob 
nach den Gesetzen des Landes, in welchem die Verurteilung er- 
folgt ist, die Ausfertigung der Entscheidung die für ihre Beweis- 
kraft erforderlichen Voraussetzungen erfüllt; 2. ob nach diesen 
Gesetzen die Entscheidung die Rechtskraft erlangt hat. 

d) Das Armeureclit. 

Die Angehörigen eines jeden Vertragsstaates werden in allen 
anderen Veiäragsstaaten den Staatsangeliörigen gleichgestellt (Art. 
14 bis 16). 

e) Die Pcrsonalhaft. 

Sie findet gegen die einem Vertragsstaat angehörigen Aus- 
länder nur in denselben Fällen statt, in denen sie auch gegen 
Inländer anwendbar sein würde (Art. 17). 

III. Das Strafrecht and das Strafverfahren mit Einschlufs der 
Beehtshilfe hat ebenfalls den Gegenstand vielfacher Abmaehnngen 
gebildet. 

1. Durch internationales Übereinkommen kann ein Staat ver- 
pflichtet werden, gewisse Strafdrohnngen in seine nationale Gesetz- 
gebung aufziinehmen. 

a) Von den zwischen gröfseren Staatengruppen getroffenen Ver- 
einbarungen sind zu nennen : die Reblauskonvention (unten § 34 II) ; 
der Kabelschutzvertrag (oben § 29 II 3); die Brüsseler Antisklaverei- 
akte (unten § 36). 
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b) Zwischen den Grenzstaaten sind Vereinbarungen häufig 
über die Verfolgung und Bestrafung der auf dem „Gebiet des 
andern vertragschliefsenden Teiles“ begangenen strafbaren Hand- 
lungen, insbesondere der Jagd- und Fischereivergehen. ■ 

Sehr eigenartig ist Artikel IV Ca. E. des deutschen llandels- 
u. s. w. Vertrages mit Korea vom 2G. November 1883 (R. G. Bl. 1884 

S. 221); „ Wer die genannten Grenzen (in dem Umkreis der 

geöffneten Häfen und Plätze) ohne Pass überschreitet, wird mit einer 
Geldstrafe bis zu einhundert Dollare bestraft, neben welcher auf 
Gefängniss bis zu einem Monat erkannt werden kann.“ Diese völker- 
rechtliche Vereinbarung ist bisher ohne staatsrechtliche Verbindlich- 
keit geblieben.“ Das Gleiche gilt von der in Art. VI von Deutsch- 
land übernommenen Verpflichtung, den Schleichhandel der deutschen 
Staatsangehörigen mit den nichtgeöffneten Häfen und Plätzen zu 
bestrafen, sowie von den Vereinbarungen in der deutsch-chinesischen 
Zusatzkonvention (zu demllandelsvertragvon 18Cl)vom 31. März 1880 
(R. G.B1.1881 S.2C1). 

c) In den Handelsverträgen und neben diesen finden sich 
vielfach Kartelle zum Zwecke der Verhütung und Bestrafung des 
Schleichhandels. Vergl. deutsch -österreichischen Handels- und Zoll- 
vertrag vom G. Dezember 1891 (R. G. Bl. 1892 S. 3), den eben 
erwähnten deutschen Vertrag mit Korea, sowie das dem deutsch- 
ägyptischen Handelsvertrag vom 19. Juli 1892 (R. G. Bl. 1893 S. 17) 
angehängte Zollregleraent. 

2. Kill unmittelbar internationales, allerdings in den ersten An- 
fängen stehendes Strafrecht wird durch die mit der Strafsanktion ver- 
sehenen Anordnungen der inteniationalen Schiffahrts- und Sanitäts- 
kommissionen gebildet (vergl. darüber oben § 1 G II und III). 

3. Dagegen scheint die internationale Anarchistenkonferenz 
von 1898 ohne Bedeutung für die Weiterbildung des Völkerrechts 
geblieben zu sein. 


8) Unrichtig Triepel (oben §2 Note 1) 405. 

V. Liszt, Vülkerreebt. 2. Anfl. 16 
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§ 32. Das Ausliefenmgswesen insbesondere.^ 

I. Die Auslieferung flUehtiger Verbrecher, nls Akt der Inter- 
nationalen Rechtshilfe , ist Tülkerreehtliche Pflicht des Zuflnchtsstaates, 
soweit diese durch besondere AnslieferungsTertrUge begründet ist. 

Der Zutluchtsstaat ist in allen Fällen, auch wenn besondere 
Auslieferungsverträge nicht bestehen, zur Auslieferung berechtigt; 
denn wne bereits bemerkt (oben § 2511 2), ist das Asylrecht ein 
Recht des Zufluchtsslaates, nicht aber des flüchtigen Verbrechers. 
Der Zufluchtsstaat ist aber zur Auslieferung nur verpflichtet, 
soweit er diese Pflicht ausdrücklich auf sielt genommen hat. Dabei 
ist es völkerrechtlich ohne jode Bedeutung, ob in dem einzelnen 
Staate das Ausliefcntngswesen durch besondere Staatsgesetze geregelt 
ist oder nicht. Denn diese Gesetze binden die Staatsgewalt nur 
nach innen als die unverrückbare Grundlage der abzuschliefsenden 
Verträge; völkerrechtlich kommen nur diese in Betracht. Die von 
verschiedenen Seiten vorgeschlagene Bildung eines internationalen 
Auslieferungsverbandes’, welcher für die Verbandsstaaten gemeinsame 
Grundsätze der Auslieferung festlegen würde, ist bisher über die 
Stufe akademischer Erörterungen nicht hinausgekommen. Die Voraus- 
setzungen der Auslieferung und das Ausliefonmgsverfahren werden 
gegenwärtig durch eine kaum übersehbare Menge von Einzel- 
verträgon geregelt, die, zwischen den vei-schiedenen Staaten ab- 
geschlossen, nur in den allgemeinsten Grundzügen übereinstimmen. 
Nur soweit solche Übereinstimmung sich festetellen läfst, kann von 
allgemeinen völkerrechtlichen Rechtsnormen gesprochen werden. 


1) Lammasch, Ausliefeningsreclit und Asylrecht. 1887. v. Bar, 
Lehrbuch dos internationalen Privat- und Strafrechts. 1892. Insbesondere 
aber v. Martitz, Internationale Rechtshilfe in Strafsachen I. Band 1888, 
II. B. 1897. Weitere Litteratur bei v. Liszt, Lehrbuch dos Strafrechts 
10. Auflage §§ 21 bis 23. 

2) Vergl. v. Liszt, Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft 
II 60, V. Martitz II 767. 
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II. Die Ansliefernugspflicht erstreckt sieh nnr auf die in dem Ter- 
trai^e ausdrücklich aufgezShlten Delikte. Ausgenommen sind znmeist, 
aber dnrchans nicht immer, die politischen Verbrechen. 

Unter den „Allslieferungsdelikten“ pflegen die leichtern Fälle 
zu fehlen: so fahrlässige Vergehen, Zweikampf, manche Sittlich- 
keitsdelikte, Religionsvergehen, Verletzung militärischer Pflichten 
(abgesehen von altern Kartellen), Zoll- und Steuerkontra von- 
tionen u. s. w. 

Der Ausschlufs der politischen Verbrechen führt zurück auf ein 
belgisches Gesetz von 1833, durch welches für den Abschlufs von 
Ausliefeningsverträgen der Grundsatz aufgestellt wnirde: „qu’il sera 
express6ment stipulö, que l’ötranger ne pourra gtre poursuivi pour 
aucun delit politique antörieur ä l’extradition ni pour aucun fait 
connexe ä un semblable dölit“. Die Rechtfertigung dieses Satzes 
liegt in der Verschiedenheit der Regieningssj-steme der verschie- 
denen Staaten und in der Unsicherheit der politischen Verhältnisse. 
Er ist daher auch in die Mehrzahl der Auslieferungsverträge über- 
gegangen; nicht freilich in die Verträge Rufslands mit Preufsen 
und Bayern von 1885 sowie in den deutschen Vertrag mit dem 
Kongostaate von 1890. 

Dabei bietet aber der Begriff des politischen Delikts 
grofse Schw'ierigkeiton. Nach der mafsgebend gewordenen bel- 
gischen Rechtsauffassung ist nicht, wie oft in der ältern Litteratur 
behauptet, das politische Motiv der That entscheidend, sondern 
die Richtung des Verbrechens; politische Verbrechen «ind daher 
diejenigen vorsätzlichen Verbrechen, die gegen Bestand und Sicher- 
heit des (eigenen oder fremden) Staates oder gegen das Staatshaupt 
oder die politischen Rechte der Staatsbürger gerichtet sind. 

Das Asylrecht wird aber auch nach dem Vorbild der bel- 
gischen Gesetzgebung über die sogenannten „absolut politischen 
Verbrechen“ hinaus ausgedehnt auf die „relativ politischen De- 
likte“; Delikte, die, an sich dem gemeinen Recht angehörend, mit 
einem politischen Verbrechen „connex“ sind. Es sind darunter 
diejenigen gemeinen Verbrechen zu verstehen, die als das Mittel 

10 * 
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zur Begehung eines absolut politischen Delikts erscheinen: also z. B. 
Tötung und Körperverletzungen, Sachbeschädigungen und Brand- 
stiftungen, die während eines auf Umsturz der Verfassung abzielenden 
Aufstandes begangen werden. 

Aber gerade diese Ausdehnung auf die relativ politischen De- 
likte hat in den letzten Jahrzehnten eine Reaktion heiworgerufcn. 
Man hat sich insbesondere bemüht, den KOnigsraord von dem 
den politischen Verbrechen gewährten Asylrecht aiiszuschlielsen. 
Dabei ist die Fassung der sogenannten „belgischen Attentatsklausel“ 
für clie Ausliefeningsvertrüge mafsgebend geworden. Sie beruht 
auf dem belgischen Gesetze vom 22. März 1850 und geht dahin: 
„ne sera pas ivpute dölit politique ni fait connexe ä un semblable 
delit, l’attentat contre la personne du chef d’un gouvernemcnt 
etranger ou contre collo d’un membre de sa famillo, lorsque cet 
attcnlat constitue le fait, seit de meurtre, seit d’assaasinat, soit 
d’empoisonncment“. Auch die deutschen Verträge seit 1874 haben 
meist diese Klausel aufgenommen; sie findet sich dagegen nicht 
in den von Italien , Grofsbritannien imd der Schweiz abgeschlossenen 
Verträgen. 

III. Die Auslieferung findet nur statt, wenn die Handlung uaeli 
dem Gesetz beider Staaten , des ersuchenden und des ersuchten, strafbar 
ist: sie wird nicht gewUhrt, wenn die Strafbarkeit nach dem Iteeht 
des einen oder des andern der beiden Staaten ausgeschlossen oder auf- 
gehoben ist. 

Die Auslieferung winl daher insbesondere versagt, wenn nach 
dem Recht des ersuchten Staates die Verjährung eingetreten ist, 
mag auch nach der Gesetzgebung des ersuchenden Staates die That 
noch nicht verjährt sein. Sie wird ferner versagt, wenn wegen 
dereelben That bereits durch die Gerichte des ereuehteu Staates 
entschieden ist. • 

Dieser Satz, der sich in den meisten Ausliefeningsverträgen 
der verschiedenen Staaten ausdrücklich ausgesprochen findet, steht 
im Widerspruch mit der grundsätzlichen Auffassung der Ausliefe- 
rung als eines Aktes der Kechtshilfe; denn diese setzt lediglich 
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voraus, dafs aus der That für den ersuchenden Staat ein Straf- 
anspruch entstanden sei , zu dessen Durchsetzung der ersuchte Staat 
seine Hilfe leistet. Dennoch wäre es durcliaus verkehrt, aus dieser 
Inkonsequenz die Verwerfung jener grundsätzlichen Auffassung ab- 
zuleiten und die Ausliefening als einen Akt der kosmopolitischen 
Rechtspflege aufzufassen. ® 

IV. Xioht ausgreliefert werden nach der kontinental -europttlsehen 
Beehtsanschauung die eigenen Staatsangehdrigen , auch wenn sie das 
Verbrechen im Auslande begangen haben. 

Dieser Satz beruht teils (wie in Belgien Art. 8) auf der inner- 
staatlichen Verfassung, teils, wie in Deutschland (§ 9), auf der 
innerstaatlichen Strafgesetzgebung. Er hat seinen Grund in dem 
Jlifstrauen gegen die Strafrechtspflege des ersuchenden Staates und 
steht dalior im Widerspruch mit den Grundgedanken des Völker- 
rechts. Aber auch die Strafverfolgung wird durch die Nicht- 
auslieferung an die Behörde des Thatortes ganz wesentlich erschwert 
oder gar unmöglich gemacht* Grofsbritannien und die Vereinigten 
Staaten tragen kein Bedenken, ihre eigenen Unterthanen an die 
Behörden des Begehungsortes auszuliefern. 

V. Das AuslieferungsTerrahren, 

Das Ersuchen um Auslieferung ist auf diplomatischem Wege 
an die zuständigen Behörden des Zufluchtsstaates z\i übermitteln. 
Es setzt voraus, dafs entweder eine rechtskräftige Verurteilung er- 
folgt oder ein richterlicher Haftbefelil gegen den Verdächtigen er- 
gangen ist. Darüber, ob diese Voraussetzungen gegeben sind, ent- 
scheiden in Grofsbritannien und den Vereinigten Staaten die Gerichte, 
in den kontinental-europäischen Staaten die oberste Verwaltungs- 
behörde unter Mitwirkung der Gerichte. Aufserdem kann die vor- 

3) Gegen die abweichende Auffassung von Lammasch vergleiche 
insbesondere v. Liszt II 60 und v. Martitz I 440. 

4) Ijtteratur bei v. Liszt, Lehrbuch dos Strafrechts, 10. Aull. § 23 
Note 3, v. Martitz I 305. Die überwiegende deutsche Litteratur hat sich 
gegen die , Auslieferung der Nationalen“ ausgesprochen. 
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läufige Festnahme des A'^erdächtigen begehrt werden, deren Dauer 
aber zeitlich beschränkt ist. Die Aburteilung des ausgelieferten 
A^erbrechers wird beherrscht durch den Grundsatz der „Specia- 
lität“, d. h. der Ausgelieferte kann im allgemeinen nur wegen 
derjenigen That abgourteilt werden, wegen deren die Auslieferung 
begehrt und gewährt worden ist; die Verurteilung w'egen einer 
andern vor der Auslieferung begangenen That ist nur dann zulässig, 
wenn die ausliefernde Staatsgewalt zustimmt oder w'enn der Aus- 
gelieferte entsprechende Zeit gehabt hat, sich aus dem Staatsgebiete 
des ersuchenden Staates zu entfernen oder wenn er dahin wieder 
zurflekgekehrt ist. 

Auch die Durchlieferung kann auf Grund der bestehenden 
Verträge von einem dritten Staate begehrt werden; sie wird be- 
willigt, wenn der Durchzuliefernde nicht Staatsangehöriger des er- 
suchten Staates ist und die begangene That, wegen deren die 
Durchlieferung begelirt wird, auch die Auslieferung rechtfertigen 
würde. 

VI. Die AasliefemngsTerträge pflegen weiter auch noch Vereln- 
barnngen Uber die in Strafsachen zu leistende Rechtshilfe , Insbesondere 
von Zeagenvemehmangen und anderen Untersnchuiigshandlungen , zu 
enthalten. 


IV. Abschnitt. 

§ 33. Vereinbarungen über den internationalen Schutz 
der Gesundheit ‘ 

1. Auch hier sind zunächst zahlreiche Einzelverträge , insbesondere 
zwischen den Grenzstaaten, zu Terzeichnen. 

1) Karlinski, Über die gesohichtliche Entwicklung der internatio- 
nalen Gesundheitspflege und deren weitere Aufgaben. 1895. Proust, La 
defense de l’Europe contre la Feste et la Conference de Venise. 1897. 
Kobler, Die Quarantänefrage in der internationalen Gesetzgebung. 1898. 
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Sie betreffen die gegenseitige Zulassung der in den Grenz- 
gemeinden wohnenden Arzte, Wundärzte, Hebammen und Tierärzte,* 
die Benutzung der Spitäler, das Verfahren bei Feststellung von 
Geisteskrankheiten, die Beförderung von Geisteskranken in ihre 
Heimat, das Beerdigungswesen, den Schutz gegen die Verschleppung 
ansteckender Krankheiten, die gegenseitige Unterstützung mittelloser 
Kranken u. s. w. 

II. Daneben aber finden sich verscliiedene Verträge, dnreh nrelche 
sieh ganze Staatengmppen zur gemeinsamen Bekämpfung verheerender 
Krankheiten zusammen geschlossen haben. 

An erster Steiie ist der seit 50 Jahren begonnene Kampf gegen 
die Cholera zu erwähnen. 

1. Die auf Kapoleons Anregung 1851 zu Paris znsammengetretene 
erste internationale Sanitätskonferenz fUhrte zn der Konvention vom 
27. Mai 1853, die aber nur von Frankreich, Italien und Portugal rati- 
fiziert wurde und im wesentlichen toter Buchstabe blieb. 

Auch die folgenden Konferenzen zu Paris 1859, Konstan- 
tinopel 186G, Wien 1874, Washington 1881, Rom 1885 hatten 
keinen durchgreifenden und bleibenden Erfolg, obwohl seit der Er- 
öffnung des Suezkanals und der damit gegebenen Steigeiaing dos 
Verkehrs nach den heiligen Stätten der Mohammedaner die Gefahr 
einer Einschleppung der Cholera nacli Etmopa ganz wesentlich ver- 
gröfsert worden war. Wohl aber wurden infolge dieser Beratungen 
internationale Organe zur Überwachung der Sanitätsverwaltung im 
Orient geschaffen. So wurde der seit den 30 er Jahren bestehende 
Oberste Gesundheitsrat in Konstantinopel (Conseil supörieur 
de santö) reorganisiert (oben § 16 III); die Kosten sollten durch Be- 
steuerung der Schiffe aufgebracht werden und die Kasse selbständig 
vom Gesundheitsrat verwaltet werden. Daneben wurde 1868 auch die 
ebenfalls in die 30er Jahre zurückreichende Intendance sanitaire 
g6nörale d’Egypte in Alexandrien neu eingerichtet; 1881 erhielt 

2) Vergl. den deutsch -niederländischen Vortrag vom 11. Dezember 
1873 (R. 0. Bl. 1874 S. 99), erweitert durch Vertrag vom 23. Februar 1898 
(R. G. Bl. 1899 S. 221). 
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sic die ßezeichuung Conseil sanitairo maritime et quaraii- 
tenaire. In demselben Jahre wurde auch die Gosundheitsstation 
in Camaran eingerichtet. Auf den durch die Donauschiffahrtakte 
vom 28. -Mai 1881 eingesetzten Conseil international de sante 
zu Bukarest ist bereits oben § 16 III hingewiesen worden. 

2. Neue Bahnen schlug die Konferenz zu Venedig 1892 ein, die 
unter der Führung Österreich -Ungarns tagrte und zu der Konvention 
vom 31. Januar 1892 führte. 

Diese ist unterzeichnet von Deutschland, Österreich-Ungarn, 
Belgien, Dänemark, Spanien, Frankreich, Grofsbritaunien, Griechenland, 
den Niederlanden, Portugal, Rufsland, Schweden -Norwegen und der 
Türkei. Sie beruht auf den neuen medizinischen Anschauungen über 
die Art der Übertragung der Krankheit. Von den früher üblichen 
langen Quarantänen (insbesondere an den Landgrenzen der Staaten) 
ist keine Rede mehr. Die zur Bekämpfung der Cholera vereinbarten 
ilafsregeln betreffen insbesondere Ägypten und die Durehtahrt durch 
den Suezkanal. Die verdächtigen Schiffe sollen desinfiziert, ver- 
seuchte Schiffe sollen zurüekgehalten worden. Der Conseil sanitaire 
maritime et quarantenaire in Alexandrien (9 Ägypter und 14 Europäer) 
wurde reformiert und internationaler gestaltet. 

3. Die Dresdener rbercinkunft vom 15. April 1893 (R. G. Bl. 1894 
S. 343) hat den Kumpf gegen die Ausbreitung der Cholera in Europa 
selbst iin Auge. 

Sie ist unterzeichnet von Deutschland, Österreich-Ungarn, 
Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg, Montenegro, Rufsland und 
der Schweiz; Grofsbritannion hat sich, zugleich für seine Kolonieen 
Natal, Ceylon, Lagos, Sankt Helena und Canada, nur mit weit- 
gehendem Vorbehalte angeschlossen; die Niederlande, Serbien und 
Liechtenstein sind später, Rumänien ist erst 1897 beigetreten.® 

Die vereinbarten Mafsregeln betreffen einereeits den Verkehr 
von Reisenden und Waren (Anlage I), andrerseits das Sanitätswesen 
an der Donaumündung bei Sulina ( Anlage II). Jeder Vertragsstaat 


3) Diü Protokolle sind abgodruckt N. R. G. 2. s. XIX 3. 
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ist verpflichtet, von der Entstehung eines Choleraherdes auf seinem 
Oebiet und von den getroffenen Vorbeugungsmafsregeln den anderen 
Staaten Mitteilung zu machen. Die den Verkehr einengenden Mafs- 
regeln sind auf die verseuehten Gebiete zu beschränken. Die „gift- 
fangenden“ Gegenstände, welche Träger von AnsteckungsstolTen 
sein können und daher für Einfiüirverbote und für die Desinfektion 
in Frage kommen, werden genau bezeichnet (Leibwäsche, getragene 
Kleider, gebrauchtes Bettzeug, Hadern und Lumpen); die Durch- 
fuhr dieser Gegenstände darf nicht untersagt werden, wenn durch 
die Verpackung die Gefahr einer Berührung während der Beförde- 
rung ausgeschlossen ist. Eine allgemeine Absperrung der Landes- 
gi’enzen darf nicht stattfinden; nur erkrankte Personen dürfen zu- 
rückgehalten werden. Für den Seeverkehr wird zwischen verseuchten, 
verdäclitigen und reinen Schiffen unterschieden. Nur die ersteren 
unterliegen der Quarantäne; die verdächtigen Schiffe werden des- 
infiziert, mit frischem Trinkwasser versehen und das Kielwasser 
wird ausgeschöpft. 

Alle von der Sulinamündung stromaufwärts gehenden Schiffe 
sind, solange die Stadt nicht mit gutem Trinkwasser versehen ist, 
einer gesundheitspolizeilichen Beaufsichtigung unterworfen. In der 
Stadt selbst, sowie an beiden Ufern des Stromes sind Sanitätsstationen 
minderer Ordnung zu errichten, welche die Schiffe zu überwachen 
haben und in welche die Kranken zu schaffen sind. 

4. Einen wichtigen weiteren Fortseliritt brachte die Pariser 
Konferenz von 1894, deren Zweck die Vereinbarung von Mafsregeln 
zur Bckiinipfuiig der (Cholera in den lü-sprungsilindern, daher ins- 
besondere die Überwachung der Mekkapiigerfalii'ten und die Einrich- 
tung von Sauitlitsstntionen iin persisclicn Golf war. Ihr Ergebnis ist 
die internationale Sanitätskonvention vom 3. April 1S94 mit einer Zn- 
satzerklärung vom 30. Oktober 1897 (R. G. Bl. 1898 S. 973). 

Die Konvention ist unterzeichnet und ratifiziert von Deutsch- 
land, Österreich -Ungarn, Belgien, Dänemark, Spanien, Frankreich, 
Orofsbritannien , Griechenland, Italien, den Niederlanden, Persien, 
Portugal und Rufsland. Die Ratifikationsurkunde Grofsbritanniens 
enthält nicht die Anlage III; andrerseits findet die Konvention auch 


Digitized by Google 



250 III. Buch. Völkerrecht]. Eegcl. u, friedl.Verw. gemeins. Interessen. 

auf die englischen Kolonieen Anwendung mit Ausnahme von Canada, 
Neufundland, Kap der guten Hoffnung, Natal, Neu -Süd -Wales, 
Viktoria, Queensland, Tasmanien, Südaustialien , Weslaustralien und 
Neu.seeland (R. 6. Bl. 1899 S. 266). Schweden -Norwegen ist der 
Konvention sowie der Zusatzerkläning am 6. April 1898 bei- 
ge! reten. 

Die Beschlüsse der Konferenz sind in vier Anlagen zur Kon- 
vention selbst niedergelegt. Die Grundlage bilden die Bestimmungen 
der Sanitätskonventionen von Venedig 1892 und Dresden 1893. 

Die Anlage I enthält 1. die in den Abgangshäfen bezüglich 
der aus dem indischen Ozean und aus Ozeanien kommenden Pilger- 
schiffc zu ergreifenden Mafsnahmen (insbesondere ärztliche Unter- 
suchung der Pilger vor der Einschiffung und Zurückhaltung er- 
krankter wie verdächtiger Personen); 2. die Mafsnahmen an Bord 
der Schiffe, welche mohammedanische Pilger nach dem Hedjaz 
oder von dort zurückbringen. Zuwiderhandlungen der Schiffskapitäne 
werden mit Geldstrafen belegt. 

Anlage II behandelt die gesundheitspolizeilicho Überwachung 
der Pilgerfahrten im Roten Meer. 1. Die aus dem Süden kommenden 
Schiffe haben zunächst die Sanitätsstation Camaran anzulaufen. Reine 
Schiffe erhalten das Recht zur Weiterfahrt (libre pratiquo); verdäch- 
tige Schiffe, auf denen seit sieben Tagen kein neuer Fall von 
Cholera vorgekommen ist, werden desinfiziert und nach Weiterfahrt 
in Djeddah abermals untersucht; verseuchte Schiffe werden zurück- 
gehalten, die Passagiere gelandet und isoliert. 2. In der Station 
zu Camaran sowie in den Stationen zu Abou-Saad, Vasta, Abou- 
Ali, Djeddah und Jambo sind eine Reihe von Verbesserungen vor- 
zunehmen, die Station von Djebel-Tor ist zu reorganisieren. 3. Auch 
die von Norden kommenden, sowie die aus den Häfen des Hedjaz 
zurückkehrenden Schiffe sind gesundheitlich zu überwachen. 

Anlage HI betrifft die Gesundheitspolizei im persischen 
Golf, insbesondere die Errichtung eines Netzes von Sanitätsposten. 

Von besonderer Wichtigkeit ist die Anlage IV betreffend die 
Üb erwachung und Ausführung der getroffenen Vereinbarungen. 
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Sie wird einem besonderen Komitee übertragen, das aus den Mit- 
gliedern des obersten Gesundheitsrates in Konstantinopel gebildet 
wird. Es besteht aus drei der türkischen Vertreter in diesem Ge- 
sund heitsrat und den Delegierten deigenigen Mächte, welche den 
Sanitätskonventionen von Venedig, Dresden und Paris beigetreten 
sind. Den Vorsitz führt eines der türkischen Mitglieder. Um die 
nötigen Garantieen zu schaffen, dafs die Sanitätsanstalten iliren 
Zweck gut erfüllen, wird ein Korps von diplomierten und sach- 
verständigen Ärzten, von gut geübten Desinfektoren und 
Mechanikern und Sanitäts Wächtern gebildet. Die Kosten des 
Verfahrens werden zwischen der türkischen Eegierung und dem 
obersten Gesundheitsrat verteilt. Hat eine Übertretung der Vor- 
schriften durch einen Schiffskapitän stattgefunden, so nimmt zunächst 
die türkische Gesundheitsbehörde in dem Zwischen- oder Ankunfts- 
liafen ein Protokoll auf, welchem der Kapitän seinerseits Bemer- 
kungen hinzufügen kann. Eine beglaubigte Abschrift des Protokolls 
wird der Konsulatsbehörde des Landes zugestellt, dessen Flagge 
das Schiff führt, und diese sorgt dafür, dafs die Geldstrafe bei ihr 
hinterlegt wird. Die Aburteilung erfolgt durch eine besondere 
Konsulatskommission, die in Konstantinopel jedes Jahr durch 
das Konsulatskorps bestimmt wird. Die Sanitätsverw'altung kann 
sich bei der Verhandlung durch einen Bevollmächtigten mit den 
Befugnissen eines Staatsanwalts vertreten lassen. Der Konsul der 
beteiligten Nation ist immer hinzuzuziehen; er hat Stimmrecht. 
Die rechtskräftig erkannte Geldstrafe verfällt dem obersten Gesund- 
heitsrat, der sie zu Zwecken der Sanitätsverwaltimg zu ver- 
wenden hat. 

III. Die Bekämpfang der Pest bildete die Aufgabe der zu Venedig 
vereinbarten Konvention vom 19. März 1897 (R. G. Bl. 1900 S. 43). 
Dazu die den Art. 35 abändernde Deklaration vom 24. Januar 1900 
(R. G.Bl. S.821). 

Der Ausbruch der Pest in Bombay hatte die österreichisch - 
ungarische Regiening veranlafst, die Mächte zu gemeinsamen Be- 
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ratungen einzuladen. Diese nahmen die Konvention von 1894 zur 
Grundlage, soweit nicht insbesondere die längere Inkubationsdauer 
der Pest {zehn Tage gegenüber fünf Tagen bei der Cholera) ab- 
weichende Bestimmungen notwendig machte. Das Ergebnis der 
Beratungen bildet die „Internationale Sanitätsübereinkunft 
betreffend Mafsregeln gegen die Einschleppung und Ver- 
breitung der Pest“. Sie ist ratifiziert von Deutschland, Öster- 
reich-Ungarn, Belgien, Spanien, Frankreich, Grofsbritannien, Italien, 
Luxemburg, Montenegro, den Niederlanden, Persien, Rumänien, 
Rufsland und der Schweiz. Das Protokoll über die Hinterlegung 
der Ratifikationsurkunde ist am 31. Oktober 1899 geschlossen 
worden. 

Die Konvention enthält als einzige Anlage das „Allgemeine 
Gesundheitsreglement zur Verhütung der Einschleppung 
und Weitorverbreitung der Pest“. Daneben wird den zu- 
ständigen Behörden Marokkos empfohlen, in den Häfen dieses 
Landes Mafsnahmen zur Anwendung zu bringen, welche mit den 
in dem Reglement vorgesehenen in Einklang stehen. 

Das Kapitel I des Reglements enthält die .Mafsnahmen 
aufserhalb Europas. Die Signatarmächte verpflichten sich, den 
verschiedenen Regierungen von jedem einzelnen auf ihrem Gebiete 
vorgekommenen Pcstfalle telegraphisch Nachricht zu geben. Es 
folgen die Bestimmungen über die gesundheitspolizeiliche Behand- 
lung abfahrender Schiffe in den verseuchten Häfen. Alle erkrankten 
oder auch nur verdächtigten Personen sind von der Einschiffung 
abzuhalten. Besonderen Mafsnahmen sind die Pilgerschiffe unter- 
worfen; und zwar sowohl vor der Abfahrt als auch während der 
Fahrt. Geldstrafen sollen die Beobachtung der gegebenen Vor- 
schriften gegenüber den Schiffskapitänen sichern. Im nächsten 
Abschnitt finden sich die Mafsnahmen zur Verhinderung der Ein- 
schleppung der Pest. Zu Lande hat das moderne Desinfektions- 
verfahren an die Stelle der Quarantäne zu treten. Für den See- 
verkehr wird die Einteilung in freie, verdächtige und verseuchte 
Schiffe auch hier ausschlaggebend; Schiffe, die einen Arzt und 
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einen Trockenofen an Bord haben, wei'den milder behandelt. So- 
weit es sich um die Durchfahrt durch den Suezkanal handelt, wird 
jedes in Suez eingetroffene Scliitf einer ärztlichen Revision unter- 
zogen. Zu diesem Zwecke werden ein Chefarzt, vier ordentliche 
Ärzte und zwei Assistenzärzte durch den ägyptischen Minister des 
Innern auf Vorschlag des Conseil s<T,nitaire maritime et qnarantenaire 
in Alexandrien ernannt. Unter dem Chefarzt steht auch die Des- 
infektions- und Isolieranstalt der Mosesquellen. Die aus dem Süden 
nach dem Roten Meer kommenden Pilgerschiffo haben zunächst 
die Sanitätsstation zu Camaran anzulaufen; wird die Weiterreise 
gestattet, so erfolgt die zweite Revision in Djeddah; ist das Schiff 
verseucht, so werden die Pas.sagiere gelandet und die gesunden 
zwölf Tage zurückgehalten. Die Vereinbarungen von 1894 über 
die Verbesserung der verschiedenen Sanitätsan stallen werden wieder- 
holt und teilweise erweitert. Für die vom Norden kommenden 
Schiffe spielt die Station von Djebel-Tor dieselbe Rolle, wie Camaran 
für die von Süden kommenden. Ähnliche Bestimmungen gelten 
für die Behandlung der Schiffe im persischen Golf. Hier sollen 
zwei Stationen eingerichtet werden; die eine an der Meerenge von 
Orrautz, die andere in der Umgebung von Bassaroh (Basra); beide 
unter der Leitung des obersten Gesundheitsrates in Konstantinopel. 

Kapitel II betrifft die Mafsnahmon in Europa. Titel I 
verlangt Verständigung der verschiedenen Regienmgen über das 
Auftreten und den Stand einer Pestepidemie, sowie über die zu 
ihrer Bekämpfung angewendeten Mittel. Als verseucht gilt nach 
Titel II jeder Bezirk, in dem das Vorkommen von Pestfällen amt- 
lich festgestellt worden ist; er gilt nicht mehr als verseucht, wenn 
seit der Heilung oder dem Tode des letzten Pestkranken 10 Tage 
verstrichen sind, ohne dafs ein neuer Fall vorgekommen ist, voraus- 
gesetzt, dafs die erforderlichen Desinfektionsmafsnahmon ausgeführt 
worden sind. Titel III schreibt vor, dafs die Vorbeugungsmafsregeln 
auf Herkünfte aus den verseuchten Bezirken einzuschränkeii sind. 
Titel IV zählt die Gegenstände auf, die als „giftfangend“ von der 
Einfuhr ausgeschlossen oder der Desinfektion unterworfen werden 
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dürfen. Landquarantänen werden nach Titel V nicht mehr verhängt. 
Nur pestverdäclitige Personen können zurückbehalten w'erden. Da- 
gegen bleibt nach Titel VI und VII die Regelung des Grenzverkehrs 
sowie der Wasserwege den beteiligten Staaten Vorbehalten. Titel VIII 
regelt den Seeverkehr. Reine Schiffe -werden sofort zum freien Ver- 
kehr zugelassen. Als rein gilt ein Schiff, das, obwohl aus einem 
verseuchten Hafen kommend, -weder vor der Abfahrt, noch während 
der Reise, noch zur Zeit der Ankunft einen Todes- oder Krankheits- 
fall an Pest an Bord gehabt hat. Verdächtige Schiffe sind die- 
jenigen, die zur Zeit der Abfahrt oder während der Reise Pestfälle 
gehabt haben, wenn seit zwölf Tagen kein neuer Fall aufgetreten 
ist. Sie werden einer äi-ztlicheii Revision, sowie einer gründlichen 
Desinfektion unterworfen. Verseuchte Schiffe dagegen werden an- 
gehalten. Die erkrankten Personen werden sofort ausgeschifft und 
isoliert. Die übrigen Personen werden ebenfalls ausgeschifft und 
einer Beobachtung oder Überwachung bis zu höchstens zehn Tagen 
unterworfen; das Schiff selbst wird desinöziert. Titel IX beschäftigt 
sich mit den die Donau hinauffahrenden Schiffen, die, wenn sie 
aus pestverseuchten Häfen kommen, unter allen Umständen in Sulina 
bis zur ärztlichen Revision und vollständigen Durchführung der 
Desinfektion, aber nicht über sechs Tage zurückgehalten werden. 

Kapitel III und IV enthalten technische „Vorschläge“ für 
die Ausführung der Desinfektion, sowie über Sicherungsmafsregeln 
an Bord der Schiffe. Die Überwachung und Ausführung der Ver- 
einbarung wird in Kapitol V ganz so wie in der Konvention von 
1894 dem obersten Gesundheifsrat in Konstantinopel und dem aus 
diesem zu bildenden besondern Komitee übertragen. 

Kapitel V dehnt die Zuständigkeit der oben S. 253 genannten 
Behörden auch auf die Durchführung der gegen die Pest ge- 
troffenen Vereinbarungen aus. 
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V. Abschnitt. 

§ 34. Der internationale Schutz vermOgensrechtlicher 
Interessen. 

I. Zur Verhütung der Verbreitung von ansteckenden Tlerknink- 
heiten (insbesondere auch der Toliwut der Hunde) sind zahlreiche Ver- 
trüge znlseheii einzelnen Staaten , vorzugsweise zwischen benachbarten 
Staaten, geschlossen worden. 

II. Dagegen hat die Gefahr, welche die Reblaus für die Wein- 
pflanzungen mit sich brachte, zu einer internationaieii Konvention ge- 
führt, die am 17. September 1878 geschlossen, am 3. November 1881 
zu Bern durch eine neue Vereinbarung ersetzt wurde (R. Gr. Bl. 1882 
S. 125). 

Vertragsmächte sind: Deutschland, Österreich -Ungarn, Frank- 
reich, Portugal und die Schweiz. Später sind beigetreten: Belgien, 
Italien, Luxemburg, die Niederlande, Rumänien, Serbien, Spanien. 
Deklaration dazu vom 15. April 1889 (R. G. Bl. S. 203). Diese 
internationale Reblauskonvention (Convention Phylloxdrique Inter- 
nationale) verpflichtet die Vertragsstaaten, ihre innere Gesetzgebung 
zu vervollständigen, um ein gemeinsames und wirksames Vorgehen 
gegen die Einschleppung und Verbreitung der Reblaus zu sichern. 
Sie enthält ferner Bestimmungen über den Verkehr von Wein, 
Trauben u. s. w. Ausgerissene Weinstöcke und trockenes Rebholz 
sind von dem internationalen Verkehr ausgeschlossen. Die Ver- 
tragsstaaten werden sich alle auf die Bekämpfung der Reblaus be- 
züglichen Mafsregeln mitteilen. Die Einsetzung eines internationalen 
B\ireaus ist nieht vorgesehen. Das deutsche Ausführungsgesetz 
datiert vom 3. Juli 1883 (R. G. Bl. S. 149). 

III. Der Schutz der Fischerei. 

1. Der Schutz der Fischerei in den durch das Gebiet mehrerer 
Staaten strömenden Flüssen bildet den Inhalt verschiedener Vertrüge 
zwischen den beteiligten Staaten.' 


1) Vergl. Buchonberger, II. St. III 1060. 
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Für die deutschen Interessen ist hier von besonderer Wichtig- 
keit der zwischen Deutschland (d. h. Proufsen, Ba 3 ’ern, Württem- 
berg, Baden, Hessen, Oldenburg), den Niederlanden und der Schweiz 
am 30. Juni 1885 geschlossene Vertrag, betreffend die Regelung 
der Lachsflscherei im Stromgebiete des Rheins (R. G. Bl. 1886 
S. 192). Er betrifft die Fangarten, die Schonzeit, den Schutz der 
natürlichen I^aichplützo, den Schutz der künstlichen Lachszucht. 
In Art. IX verpflichten sich die beteiligten üfeistaaten, die erforder- 
lichen Ausführungsbestimmungen zu erlassen und deren Übertretung 
mit angemessenen Strafen zu bedrohen. 

2. Aber nueli die Hochseeflselierei ist unter den Seiuitz iiiter- 
nntionaier Vcreinbarumreii gesteiit worden, 

u) Ilieriier geiiiirt der Vertrag, betrefTeiid die polizeiiiehe Regeiunir 
der lloebseeltseberei in der Nordsee uufserlialb der Küsten- 
gewUsser, gesetilossen im Haag am C. Mai 1SH2.’ 

Unterzeichnet haben Deutschland, Belgien, Dänemark, Frank- 
reich, Grofsbritannien imd die Niederlande; Schweden -Norwegen ist 
der Beitritt Vorbehalten (R.G.Bl. 1884 S. 25; deutsches Ausfflhrungs- 
gesetz vom 30. April 1884, R. G. Bl. S. 48), Dazu die Erklärung 
vom 1. Februar 1889 (R.G.Bl. 1890 S. 5). Der Vertrag findet An- 
w'endung auf die Nordsee aufsoihalb der Kflstengewässcr (Art. 1 
bis 4). Die Fi.scherfahrzeuge der vertragschliefsenden Mächte sind 
in das Schiffsregister einzutragen und durch äufsere Kennzeichen 
erkennbar zu machen (Art. 5 bis 13). Eingehende Bestimmungen 
werden getroffen, um KonQikte zwischen den Fischerbooten der 
verschiedenen Flaggen zu verhindern (Art. 14 bis 25). Die Über- 
wachung der Fischerei wird durch Kriegsfahrzeuge der vertrag- 
schliefsenden Mächte ausgeObt. Die Fischereikreuzer sind berechtigt, 
die durch die Fischerboote begangenen Übertretungen ohne Unter- 
schied der Nationalität der Fischer festzuslellen. Sie haben zu 
diesem Zweck das Recht, das Schiff anzuhalten, zu besuchen und 
zu durchsuchen, sowie ein Protokoll aufzunehmen oder in schwierige- 
ren Fällen das einer Zuwiderhandlung schiildige Fahrzeug in einen 

2) Die Verhandlungen sind mitgeteilt X. R. G. 2. s. IX 505. 
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Hafen der Nation des Fischers abzuführen (Art. 2C bis 31). Die 
Entscheid>ing liegt stets bei den Gerichten desjenigen Landes, 
■welchem die Fahrzeuge der Schuldigen angehören (Art. 36). Die 
Verfolgung ist im Namen des Staates oder durch den Staat zu be- 
treiben (Art. 34). 

b) Um die Bobben im Beringmeer vor der Ansrottong zu schlitzen, 
haben zunächst die Vereinigten Staaten und England auf Grund 
des Pariser Schiedsspruches vom 15. August 1893 Vereinbarungen 
Uber den Bobbenfang aufserhalb der Kttstengewässer (die auf 
drei Seemeilen bestimmt werden) miteinander getroffen. ° 

Durch diese -wird der Eobbenfang zur See in einer 60 See- 
meilen um die Pribyloffinseln umfassenden Zone überhaupt aus- 
geschlossen. In den übrigen Teilen des Beringmeeres ■wird die 
Anwendung von Feuerwaffen, Netzen und Sprengstoffen untersagt; 
eine Schonzeit, die vom 1. Mai bis 31. Juli reicht, wird eingeführt; 
der Fang darf nur mit Segelbooten betrieben werden; die Fischer- 
boote müssen von ihrer Regierung eine besondere Bewilligung zum 
Fang von Robben erhalten und eine besondere Flagge führen. 
Über die Ergebnisse des Fischzuges sind genaue Eintragungen in 
das Schiffsbuch zu machen. ■ Die Vereinigten Staaten haben auf 
Grund dieser Vereinbarungen das Eobbenschutzgesetz vom 9. April 
1894 erlassen und die 33 Seemächte eingeladen (1894), den Ver- 
einbarungen beizutreten. Sie haben dann zunächst mit Rufsland 
am 4. Mai 1894 sich über einen entsprechenden modus vivendi 
geeinigt; Italien ist durch Deklaration vom 23. Oktober 1894 den 
englisch -amerikanischen Abmachungen beigetreten und endlich haben 
die Vereinigten Staaten mit Rufsland und Japan am 7. November 
1897 auf derselben Grundlage einen Vertrag über die Regelung 
des Robbenfangs im Beringmeer geschlossen. 


3) Vergl. Barclay, R. J. XXV 417. Engelhardt, R. J. XXVI 
386; R.G. V 193, 347. Triepel 279. Löning, H. St. VI 442. Kauf- 
mann, Jahrbuch der internationalen Vereinigung für vergleichende Rechts- 
wissenschaft I 459. Die Aktenstücke sind abgedruckt in N. R. G. 2. s. 
XVm 587, XXI 493, XXII 557, 564, 624, XXVII 212. 

V. Liszt, Völkerrecht. 2. Aufl. 17 
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IT. Dem Sehutze der Tierwelt Afrikas dleut der von Deutschland, 
Spanien, dem Kongostaat, Frankreich, Urofshritannlen , Italien und 
Portugal geschlossene Londoner Vertrag vom 19. Mal 1900.* 

Der Schutz wii’d einmal denjenigen Tieren gewährt, die dem 
Menschen nützlich sind; dann aber auch denjenigen, die unschäd- 
lich sind, deren Erhaltung daher lediglich im wissenschaftlichen 
Interesse gewünscht wei-den mufs. Innerhalb einer durch den 
Y ertrag bestimmten Zone wird die Jagd auf die aufgezählten Tier- 
arten entweder ganz verboten oder doch wesentlich eingeschränkt 
durch Aufstellung einer Schonzeit, durch das Verlangen, dafs die 
Jäger einen Erlaubnisschein bei sich führen u. s. w. Vor allem 
handelt es sich dabei darum, das Abschiefsen ganz junger Ele- 
fanten, deren Zähne das Gewicht von 5 kg nicht erreichen, zu 
verhüten. Die vereinbarten Strafdrohungen bedürfen der Durch- 
führung durch die nationale Gesetzgebung. Das deutsche Reiclns- 
gcsetzblatt hat den Vertrag bisher noch nicht veröffentlicht. 

V. Dagegen unterliegt die im Jahre 1H95 zu Paris zwischen den 
Vertretern der meisten europUisehen Regierungen vereinbarte Vogel- 
srhiitzkonvention noch gegenwärtig den Beratungen der beteiligten. 
Mächte. 


VI. Absebnitt. 

§ 35. Vereinbaraugen zum Schutz ideeller Interessen. 

I. Der Schutz religiöser Interessen. 

1. Im Verhältnis der ehristiieheu Staaten zu einander ist die 
Freiheit der ReiigionsUbung seit dem IVestphäiischen Frieden auch ohne 
besondere Vereinbarung ais zugestaiiden aiizuiieiimen (oben § 25 lU 3). 

Nach diesem Grundsatz liaben die Angehörigen eines jeden 
Mitgliedes der Völkerrechtegemeinschaft das Recht, ihre Religion, 
soweit diese in ihrem Heimatstaat anerkannt ist, in jedem andern 
Staat der Völkerrechtsgemeinschaft auszuübeu. Sie dürfen nicht 

4) Vergl. K. G. VII 519. 
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etwa w'egen ihrer Zugehörigkeit zu einer solchen Religion oder 
Konfession ungünstiger als Andersgläubige behandelt worden. In 
den Verträgen mit den sfld- und mittelamerikanischen Staaten wird 
aber die Religionsfreiheit in dem eben umschriebenen Sinne viel- 
fach noch ausdrücklich vereinbart (oben S. 193). Dasselbe ist auch 
in Art. I Abs. 4 des deutsch -japanischen Handelsvertrages vom 
4. April 1896 (R. G. Bl. S. 715) geschehen. Überliaupt ist anzu- 
nehmen, dafs im Verhältnis zu den nichtchristlichen Staaten die 
Freiheit der Religionsübuug ausdrücklicher und besonderer Verein- 
barung bedarf. 

2. Cher die Wahrung der Interessen der eigenen Staatsangehörigen 
hinausgehend, hat der Berliner Kongrefs von 1878 die Balkanstaaten 
verpfliehtet, die Gleichheit der Religionsbekenntnisse in Gesetzgebung 
und Verwaltung ausnahmslos dnrehzufilhren. 

So bestimmt Art. 5 Abs. 2, 3 bezüglich Bulgariens; „Der Unter- 
schied des religiösen Glaubens und der Bekenntnisse darf Niemandem 
gegenüber geltend gemacht worden als ein Grund der Ausschliessuug 
oder der Unfähigkeit l)ezüglich des Genusses der bürgerlichen und 
politischen Rechte, der Zulassung zu öffentlichen Diensten, Aemtern 
und Ehren oder der Ausübung der verschiedenen Berufs- und 
Gewerbszweige, an welchem Orte es auch sei.“ — „Die Freiheit 
und die öffentliche Ausübung aller Kulte werden allen Angehörigen 
Bulgariens sowie den Ausländern zugesichert, und es darf wieder 
der hierai'chi sehen Organisation der verschiedenen Religionsgemein- 
schaften noch deren Beziehungen zu ihren geistlichen Oberen ein 
llindemiss entgegengestellt werden.“ 

Ähnliche Bestimmungen finden sich in den Artikeln 27 für 
Montenegi'o, 35 für Serbien, 44 für Rumänien. 

3. Dieselbe Verpflichtung wurde, wenn auch in anderer FiLssiing, 
durch den Berliner Kongrels von 1878 der Türkei auferlegt.* 


1) Vergl. auch v. Verdy du Vernois, Die Frage der heiligen 
Stätten. Ein Beitrag zur Geschichte der völkerrechtlichen Beziehungen der 
Ottonianischcn Pforte. Dissertation 1901. 

17» 
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Nach Art. 62 Abs. 1 nehmen die Mächte von dem freiwilligen 
Entschlufs der Hohen Pforte Kenntnis, „den Grundsatz der religiösen 
Freiheit aufrecht zu erhalten und demselben die weiteste Ausdehnung 
zu geben.“ Die folgenden Artikel enthalten die nähere Ausführung 
dieser Grundsätze. Dann fährt der Artikel im Abs. 5 bis 8 fort; „Die 
in der europäischen oder asiatischen Türkei reisenden Geistlichen, 
Pilger und Mönche aller Nationalitäten sollen die gleichen Rechte, 
Vortheile und Privilegien geniesscn.“ — „Das Recht der amt- 
lichen Schutzgewährung steht den diplomatischen und konsu- 
larischen Vertretern der Mächte in der Türkei sowohl bezüglich 
der vorerwähnten Personen als auch der von denselben zu reli- 
giösen, Wohlthätigkeits- und anderen Zwecken an den Heiligen 
Orten und anderwärts gemachten Anlagen zu.“ — „Die bestehenden 
Rechte Frankreichs^ werden ausdrücklich gewahrt, und man ist ein- 
verstanden darüber, dafs kein Eingriff in den gegenwärtigen Zu- 
stand an den Heiligen Orten geschehen soll.“ — „Die Mönche des 
Berges Athos, aus welchem Lande sie auch immer stammen mögen, 
sollen in ihren bisheiigon Besitzungen und Vorrechten geschützt 
bleiben und, ohne irgend welche Ausnahme, eine vollständige 
Gleichheit der Rechte und Piärogative geniefsen.“ 

L'ingekelirt hat 45sterrelfh - Ungarn in dem Vertrag mit der 
TUrkei vom 21. April 1879 (Art. 2) allen Bewohnern der besetzten 
Proviiizeii die freie BeligionsUhnng zngesicliert. 

4. Auch Art. 6 Abs. 3 der Kongoakte vom 26. Februar 1885 
(R. G. Bl. S. 215) gewährleistet die Religionsfreiheit. 

„Gewissensfreiheit und religiöse Duldung w^erden sowohl den 
Eingeborenen wie den Landesangehörigen und Fremden ausdrück- 
lich gewährleistet. Die freie und öffentliche Ausübung aller Kulte, 
das Recht der Erbauung gottesdienstlicher Gebäude und der Ein- 
richtung von Missionen, welcher Art Kultus dieselben angehören 
mögen, soll keinerlei Beschränkung noch Hinderung unterliegen." 

5. Durch die Verträge, welche China mit Rnfsiand und andern 
Staaten gesclilossen hat, verpflichtete sich Jener Staat, seine christlichen 

2) Vergl. darüber oben § 11 111. 
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Untertbanen gleich den Angehörigen aller andern Konfessionen zu he* 
schützen, die christlichen Missionen nicht zu stören nnd ihnen den 
Zutritt auch in nlchtgeölfhete Teile des Landes zu gestatten. 

Damit ist den christlichen Mächten ein -wichtiges Interventions- 
recht zum Schutze dos Christentums in China eingeräumt. 

II. Der Schutz sittlicher und humanitärer Interessen. 

1. Über die Mafsregeln zur Bekämpftang des Sklavenhandels 
vergl. den folgenden Paragraphen. 

2. Die Bekämpfung des Mädchenhandels behandeln bisher nur 
Verträge zwischen einzelnen Staaten; ein allgemeiner Staatenverband 
fehlt.“ 

Man vergl. das deutsch -niederländische Übereinkommen vom 
15. November 1889 (R.G.Bl. 1891 S. 356) zum Schutze verkuppelter 
weiblicher Personen und das damit vollständig übereinstimmende 
Übereinkommen zwischen dem Deutschen Reich und Belgien vom 
4. September 1890 (R.G.Bl. 1891 S. 375). Nur durch allgemeine 
internationale Mafsregeln, insbesondere durch Überwachung der 
Werbebezirke, der Reisewege, der Ankunftshäfen, kann dem Un- 
wesen wirksam gesteuert werden. Für die zu vereinbarenden 
Strafdrohungen konnte § 48 dos deutschen Auswanderungsgesetzes 
vom 9. Juni 1897 (R.G.Bl. S. 463) als Vorbild dienen. 

3. Bekämpfung des Alkoholmifsbrauchs. 

a) Zur Unterdrückung des Branntweinhandels unter den Nordsee- 
fischern auf hoher See ist im Haag am 16. November 1887 ein 
Vertrag geschlossen worden (R.G.Bl. 1894 S. 427).* 

Dieser von Deutschland, Belgien, Dänemark, Frankreich, 
Grofsbritannien und' den Niederlanden Unterzeichnete, von Frank- 
reich aber nicht ratifizierte, von den übrigen Mächten durch das 
Ratifikationsprotokoll vom 11. April 1894 in Kraft gesetzte Vertrag 
lehnt sich teilweise an den Haager Vertrag von 1882 zur Regelung 

3) Vergl. die Verhandlungen der Internationalen Kriminalistischen 
Vereinigung zu Budapest 1899 (Mitteilungen der J. K.V. Bd. VIID. Hatzig, 
Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft XX 511. 

4) Die Verhandlungen sind mitgetoilt N. R. G. 2. s. XIV 473, XXII 
562. Vergl. Guillaume, R. J. XXVI 488. 
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der Hochseefischerei in der Nordsee (oben § 34 III 1) an. Er hat 
die fahrenden BranntAveinschenken (bumboots oder coopers) im Auge. 
Durch den Vertrag wird der Verka\if von spirituösen Getränken an 
Personen, welche sich an Bord eines Fischerfahrzeuges befinden oder 
zu einem solchen Fahrzeuge gehören, auf offener See unbedingt ver- 
boten. Dasselbe gilt vom Aus- und Eintausch solcher Getränke 
(.\rt. 2). Zur Vermeidung einer Umgehung dieser Vorschrift wird 
auch das Eecht, Mund verrat und andere Gebrauchsgegenstände an 
die Fischer zu verkaufen, von einer besonderen Bewilligung ab- 
hängig gemacht, die derjenige Staat zu erteilen hat, dem das 
verkaufende Schiff angehört (Art. 3). Das Recht der ÜberAvachung 
steht den Fischereikreuzem der vertragsclxliefsenden Mächte in dem- 
selben Umfange zu, in dem es ihnen durch den Haager Vertrag 
von 1882 eingeräumt ist. Die Aburteilung erfolgt durch die Ge- 
richte desjenigen Staates, dem das schuldige Schiff seiner Flagge 
nach angehört. Das deutsche Ausführiingsgesetz ist vom 4. März 
1894 (R. G.Bl. S. 151). 

b) Es ist ferner darauf hinznweisen , dafs durch die Art . XC bis XCIV 
der Brttsseier Antisklavereiakte vom 2. Juli 1890 (R. G. Bl. 1892 
S. 603) der llniidel mit Spirituosen innerhaib einer genau ab- 
gegrenzten Zone in Afrika wesentiiehen Beschränkungen unter- 
worfen ist. 

Art. XC erwähnt als Grund dieser Bestimmung die gerechte 
Besorgnis wegen der moralischen und materiellen Folgen, welche 
der Mifsbrauch der Spirituosen bei den eingeborenen Völkerschaften 
Afrikas mit sich bringt. Zunächst wird durch Art. XCI die Ein- 
fuhr wie auch die Fabrikation dieser Getränke in denjenigen Teilen 
der Zone gänzlich verboten, in Ayelchen erweislich, sei es aus 
religiösen oder andern Gründen, keine Spirituosen konsumiert 
weiden oder deren Genufs sich nicht eingebürgert hat. In den 
übrigen Teilen der Zone soll der Verkehr mit Spirituosen durch 
einen im Vertrag bestimmten Einfuhrzoll sowie durch eine diesem 
entsprechende Fabrikationssteuer cingedämmt Averden (Art. XCII 
und XCIII). Die Mächte, deren Besitzungen an die bezeichnete 
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Zone angrenzen, verpflichten sieh, die erforderlichen Mafsrogeln zu 
treffen, um zu verhindern, dafs Spirituosen über ihre inländischen 
(Jrenzen in das Gebiet der Zone eingeführt werden (Art. XCIV). 

Diese Vereinbarungen haben eine wesentliche Verschärfung 
«rhalten durch den zu Brüssel am 8. Juni 1899 geschlossenen 
Vertrag (R. G. Bl. 1900 S. 823). Dureh diesen Vertrag wird der 
Eingangszoll wie die Fabrikationssteuer auf das Vierfache des bis- 
herigen Betrages erhöht. Der Vertrag ist unterzeiehnet von Deutsoh- 
land, Belgien, Spanien, dem Kongostaat, Frankreich, Grofsbritannien, 
Italien, den Niederlanden, Rufsland, Sohweden- Norwegen und der 
Türkei. Den übrigen Signatärmächten der Akte vom 2. Juli 1890 
ist der Beitritt offen gelassen. 

I. Noch deutlicher ist das Bestreben, die Eingeborenen der 
«nropäischen „ Schutzgebiete “ vor dem Untergang zu schützen, in der 
Koiigoakte von 1883 wie in der Antisklavereiakte von 1890 zum Aus- 
druck gebracht. 

a) Art. 6 Abs. 1 der Kongoakte verfügt: „Alle Mächte, welche 
in den gedachten Gebieten Souveränitätsrechte oder einen Einfluss 
ausüben, verpflichten sich, die Erhaltung der eingeborenen 
Bevölkerung und die Verbesserung ihrer sittlichen und 

• materiellen Lebenslage zu überwachen (und an der Unter- 
drückung der Sklaverei und insbesondere des Negerhandels mitzu- 
wirken); sie werden ohne Unterechied der Nationalität oder des 
Kultus alle religiösen, wissenschaftlichen und wohlthätigen Ein- 
richtungen und Unternehmungen schützen und begünstigen, welche 
zu jenem Zweck geschaffen und organisiii; sind, oder dahin zielen, 
die Eingeborenen zu unterrichten und ihnen die Vortheile der 
Civilisation verständlich und werth zu machen.“ 

b) Die nach Art. II Ziff. 1 der Antisklavereiakte von 1890 ein- 
zuriohtenden Stationen sollen, neben ihrer Hauptaufgabe, der Ver- 
hinderung der Sklavenjagden und der Absperrung der dem Sklaven- 
handel dienenden Strafsen, „den eingeborenen Völkerschaften, welche 
der Oberhoheit oder dem Schutz des Staates unterstellt sind, von 
dem die Station abhängig ist, sowie den unabhängigen Völkerschaften 
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und bei drohender Gefahr zeitweise allen anderen als Schutz- und 
nöthigenfalls Zufluchtsort zu dienen; die Völkerschaften der erst- 
erwähnten Kategorie in den Stand zu setzen, zu ihrer eigenen Ver- 
theidigung beizutragen; die inneren Kriege zwischen den Stämmen 
auf schiedsrichterlichem Wege zu vermindern ; dieselben mit Acker- 
bau und Gewerbe vertraut zu machen, um so ihren W'ohlstand zu 
heben, sie zur Civilisation zu erziehen und die Ausrottung bar- 
barischer Bräuche, wie des Kannibalismus und der Menschenopfer, 
herbeizuführen “. 

c) Auch Art. VIII ff. der Antisklavereiakte von 1890, in 
welcher der Vertrieb von Feuerwaffen eingeschränkt wird, dient 
der „Erhaltung der afrikanischen Völkerschaften, deren Fortbestehen 
zu sichern der ausdrückliche Wille der Mächte ist“ (unten § 36 14).* 

&. Zur Regelung des Armen wesens sind verschiedene Verträge 
zwischen einzelnen Staaten geschlossen worden. 

Hierher gehören die Verträge über die gegenseitige Unter- 
stützung hilfsbedürftiger Staatsangehöriger, insbesondere aber hilfs- 
bedürftiger Seeleute, von Kranken, verlassenen Kindern u. s. w. 
vergl. z. B. deutsch - schweizerischen Nicderlassungsvertrag vom 
31. Mai 1890 (R. G. Bl. S. 131) Art. 11. Über die Gewährung des« 
Armenrechts im Civilprozefs (assistance judiciaire) vergl. oben § 31 II 6. 

6. Dagegen sind die Bemühungen, zu einer internationalen 
Regelung der Arheitersehntzgesetzgebung zu gelangen, bisher ohne 
Erfolg geblieben. 

Die Schweiz, welche durch Rundschreiben vom 15. März 1889 
alle europäischen Industriestaaten zu gemeinsamen Beratungen ein- 
geladen und von den meisten Staaten Zusagen erhalten hatte, trat 
zurück, als der Deutsche Kaiser dtireh die Erlasse vom 4. Februar 
1890 die Sache in die Hand nahm. Die Vertreter von 13 Mächten 
tagten in Berlin vom 15. bis 29. März des Jahres 1890 unter 
Vorsitz des Staatsministers v. Berlepsch. Aber sie haben nur Gut- 


5) Vergl. Gattier, R.J. XXVII 263. 
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achten und Wünsche formuliert, und die in Aussicht genommene 
Erneuerung der Beratungen hat bisher nicht stattgefunden.® 

7. Auch eine internationale Tereinbamng znm Schutze der 
(überseeischen wie kontinentalen) Auswanderung ist bisher nleht zu 
Stande gekommen.’ 

III. Der Schutz wissenschaftlicher Interessen.' 

1. Von den verschiedenen Einzelverträgen verdient Beachtung 
der von Deutschland und Griechenland am 13./25. April 1874 
geschlossene Vertrag wegen Ausführung von archäologischen Aus- 
grabungen auf dem Boden des alten Olympia (R. G. Bl. 1875 S. 241). 

Es wäre dann noch als Beispiel für die mit halbcivilisierten 
Staaten mehrfach getroffenen Vereinbarungen hinzuweisen auf Art. 9 
des Vertrages zwischen dem Deutschen Zollverein (und andern 
deutschen Staaten) und China vom 2. September 1861 (preufsische 
Gesetzsammlung 1863 S. 265): „Es soll den Dnterthanen der 

kontrahirenden Deutschen Staaten gestattet sein, von Chinesen 

die Sprache oder Dialekte des Landes zu lernen, oder sie in fremden 
Sprachen zu unterrichten. Dem Verkaufe von Deutschen und dem 
Ankäufe von Chinesischen Büchern soll kein Hinderniss in den Weg 
gelegt werden.“ 

2. Nach Art. 6 Abs. 2 der Kongoakte von 1885 bilden (christliche 
Missionare) „Gelehrte, Forscher, sowie Ihr Gefolge, Ihre Habe und 
Ihre Sammlungen .... den Gegenstand eines besonderen Schutzes.^* 

3. Eine internationale Gesellschaft fUr Erdmessung (Union giod£> 
sique) ist 1861 zu Berlin gegründet worden (vergl. oben § 1 7 II 6). 

1. Der Staatenrerband zur Verülfeutlichung der Zolltarife (oben 
§ 28 V) dient in erster Linie wirtschaftilehen Interessen. 

Dagegen ist der Gedanke eines Verbandes zur Veröffent- 
lichung sämtlicher Staatsverträge (Union internationale 
pour la publication des traitös), den Franz v. Holtzendorff 

6) Die Verhandlungen sind abgedniokt N. R. G. 2. s. XV 335. Vergl. 
Rolin-Jaequemyns, R, S. XXII 1. Evert, H.St. III 782. 

7) Wertvolle Vorarbeiten in den Verhandlungen des Instituts für 
Völkerrecht von 1897. Vergl. auch Olivi, R.J. XXX 413. 
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bereits 1875 angeregt hatte und der seither wiederholt von dem 
Institut für Völkerrecht behandelt worden ist, bisher seiner Ver- 
wirklichung nicht näher gerückt, obwohl die Schweiz 1894 und 
insbesondere Belgien 1895 die Regierungen auf Grund eines aus- 
gearbeiteton Planes zum Beitritt aufgefordert hatten; von g;röfseren 
Staaten hat bisher nur Italien seine Zustimmung erklärt.® 

§ 36. Fortsetzung. Insbesondere die Bekämpfung 
des Sklavenhandels.' 

I. Die Mafsregeln zar Unterdrttokung des Sklavenhandels gewinnen 
viilkerreehtliehe Bedeutnng erst mit dem Augenblick, in welchem die 
Staaten zn seiner gemeinsamen Bekämpfung sich zusammenschllefsen. 

Nur diese internationalen Vereinbarungen, nicht die Bestim- 
mungen der nationalen Gesetzgebung sind an dieser Stelle zur 
Darstellung zu bringen. 

1. Der von den Vereinigten Staaten und von England ausgehen- 
den Bewegung folgend, hatte bereits der Wiener Kongrefs durch die 
berühmte Erklärung vom 4. Februar 1S15 den Handel mit Negersklaven 
{die „trafte des noirs“,’ nicht zu verwechseln mit der Bechtseinriehtnng 
der Sklaverei), der damals besonders von Afrika nach Amerika be- 
trieben wurde, als eine Verletzung des europäischen Völkerrechts be- 
zeichnet. In dem zweiten Pariser Frieden vom 20. November 1S16’ 


8) Vergl. R. G. I 135 (Rostworowsky), II 221, III .587; R. J. 
XXVIl 495. Die Verhandluogen der Berner Konferenz von 1894 siehe 
N. R. G. 2. s. XXI 400. 

1) Vergl. V. Liszt, Lehrbuch dos Strafrechts. 10. Aull. § 99 und 
§ 101. Ferner v. Martitz, L. A. 1 3. Scherling, Die Bekämpfung von 
Sklavenraub und Sklavenhandel seit dom .infange dieses Jahrhunderts. 1897. 
de Montardy, La trafte et le droit international. 1899. 

2) ,Co fleau qui a si longtonips desole l’Afrique, degrade l’Europe 
et affligö l'humanite.“ 

3) Additional -Artikel: „Da die hohen kontrahirenden Mächte aufrichtig 
wünsoheu, die Maassregeln' zu verfolgen, womit sie sich bereits auf dem 
Congress zu Wien in Rücksicht der vollständigen und allgemeinen Abschaffung 
des Sclavenhandels beschäftigt hatten, und auch schon, in ihren Staaten, 
ihren Colonion und Unterthaocn, jode und alle Art von Theilnahme an 
diesem Handel, ohne Ausnahme untersagt haben; so verpflichten sie sich. 
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worden weitere Terbandlungen Uber die Frage vereinbart, die in London 
1817 und ISIS, sovde anJT dem Kongrefs zn Aachen 1818 nnd Terona 
18‘22 stattfanden, aber ergebnislos verliefen. 

England ging daher auf dem von ihm bereits seit 1810 ein- 
geschlagenen Wege selbständig weiter vor und schlofs mit einer 
Reihe von Staaten Verträge ab, durch welche den Kriegsschiffen 
der Vertragsstaaten das Recht zur Durchsuchung verdächtiger Schiffe 
gegenseitig eingeräumt wurde. 

2. Erst der sogenannte Quintupelvertrag vom 20. Dezember 1811, 
zwischen England, Frankreich, Rufslaiid, Österreich und Preufsen ge- 
schlossen (von Frankreich Jedoch nicht ratifiziert), setzt Jenen theore- 
tischen Grundsatz des Wiener Kongresses in Wirklichkeit um. 

Der Vertrag, dem Belgien 1848, das Deutsche Reich durch 
Vertrag mit Grorsbritannien vom 29. März 1879 (R. G. Bl. 1880 
S. 100) an Stelle Preufsens beitraten, beruht (abgesehen von der 
Glciclistellung des Sklavenhandels mit dem Seeraub) darauf, dafs 
in einer genau umschriebenen „verdächtigen Zone“, die den Atlan- 
tischen Ozean zwischen Afrika und Amerika (also nicht das Mittel- 
meer) sowie den westlichen Teil des Indischen Ozeans umfafst, den 
Kreuzern der Vertragsmächte das Recht der Durchsuchung der des 
Sklavenhandels verdächtigen Schiffe eingeräumt wurde. 

Auch nach dem Vertrag von 1841 war England unausgesetzt 
bemüht, durch Verträge mit andern Staaten die vorhandenen Lücken 
auszufüllen. Den Absehlufs fanden diesen Bestrebungen zunächst 
durch den Vertrag der Vereinigten Staaten mit England vom 7. April 
1802, in welchem jene in das von ihnen lange bestrittene gegen- 
seitige Durchsuchungsrecht innerhalb einer bestimmten Zone eih- 
willigten. Ende der 60er Jahre konnte der Negerhandel nach 
Amerika als erloschen betrachtet werden. 


von neuom ihre Bemühungen zu vereinigen, um den endlichen Erfolg der in 
der Deklaration vom 4 to» Februar 1815. aufgestellten Grundsätze zu sichern, 
und ohne Zeitverlust durch ihre Gesandten an den Höfen zu London und Paris 
die wirksamsten Maassnehmungen zu verabreden , damit dieser an sich so vor- 
abscheuungswürdige, und den Gesetzen der Natur und der Religion so offenbar 
zuwider laufende Handel, gänzlich und auf immer abgeschafft werden möge.“ 
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3. Mit der friedlichen Aufteilung von Afrika entstand fUr die 
Kultnrstaaten die neue Aufgabe, aneh dem Sklavenhandel, der von 
der Ostkilste Afrikas nnd von Madagaskar ans vorwiegend nach Asien 
betrieben wurde, sowie den besonders von arabischen Sklaveuhandlem 
ausgehenden Sklavenjagden im Innern von Afrika entgegenzntreten. 
Die erste Yereinbarung der Machte enthielt die von 16 Staaten Unter- 
zeichnete Kongoakte von 1S85, der aneh der neugebildete Kongostaat 
sofort beigetreteii ist. 

Art. 9 enthält die Erklärung: „Da nach den Grundsätzen des 
Völkerrechts, wie solche von den Signatärmächten anerkannt werden, 
der Sklavenhandel verboten ist, und die Operationen, welche zu 
Lande oder zur See diesem Handel Sklaven zuführen, ebenfalls 
als verboten anzusehen sind, so erklären die Mächte, welche in 
den das konventionelle Kongobecken bildenden Gebieten Souveräni- 
tätsrechte oder einen Einfluss ausüben oder ausüben werden, dass 
diese Gebiete weder als Markt noch als Durchgangsstrasse für den 
Handel mit Sklaven, gleichviel welcher Racc, benutzt werden 
sollen. Jede dieser Mächte verpflichtet sich zur Anwendung aller 
ihr zu Gebote stehenden Mittel, um diesem Handel ein Ende zu 
machen und diejenigen, welche ihm obliegen, zu bestrafen.“ 

4. Um die Mafsregeln zur Durchführung dieses Grundsatzes zu 
beraten , trat auf die im Einverständnis mit England von Belgien ans- 
gegangene Einladung am 18. Xovember 1889 die Brüsseler Konferenz 
zusammen. Ihr Ergebnis ist in der Generalakte vom 2. Juli 1890 (R.G.Bl. 
1892 S. 605) nlcdergelegt. ‘ 

Die Brüsseler Antisklavereiakte ist unterzeichnet von Deutsch- 
land, Österreich -Ungarn, Belgien, Dänemark, Spanien, dem Kongo- 
staat, den Vereinigten Staaten, Frankreich, Grofsbritannien , Italien, 
den Niederlanden und Luxembiu-g, Persien, Portugal, Rufsland, 
Schweden -Norwegen, der Türkei und von Zanzibar. Später sind 
Liberia und der Oranje-Freistaat (letzterer am 10. Februar 1896) 
beigetreten (deutsches Ausführungsgesetz vom 28. Juli 1895, It G. Bl. 

S. 425). 

Die Vereinbarung enthält in sieben Kapiteln 100 Artikel. 

4) Die Verhandlungen sind mitgetcilt N. E. G. 2. s. XVI 30. 
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Das I. Kapitel spricht von den Mafsregeln, welche 
in den Gebieten zu treffen sind, in denen der Sklaven- 
handel seinen Ursprung hat. Hier handelt es sich darum, die 
Sklavenjagden zu verhindern und die dem Sklavenhandel dienenden 
Strafsen abzusperren. Zu diesem Zweck sollen im Innern des 
Landes feste Stationen angelegt und es sollen auf den Gewässern 
Kreuzfahrten unterhalten werden, die in bestimmten Schutzhäfen 
ilire Stützpunkte finden. Die Vertragsmächte verpflichten sich, alle 
für die Erreichung dieses Zweckes erforderlichen Mafsregeln zu 
treffen, insbesondere auch Strafdrohungen gegen den Sklavenraub 
zu erlassen. Der Vertrieb der Feuerwaffen innerhalb einer be- 
stimmten Zone (die sich vom 20.® nördlicher zu dem 22.® süd- 
licher Breite erstreckt) soll überwacht und möglichst verhindert 
werden. 

Die Bestimmungen des II. Kapitels sollen dem Skla- 
venhandel zu Lande entgegentreten. Die von den Sklaven- 
händlern benützten Karawanen wege sollen überwacht, die auf dem 
Marsch befindlichen Sklavenzüge sollen angehalten und soweit als 
dieses gesetzlich zulässig ist, verfolgt werden. Eine besondere 
Überwachung soll in den Seehafenplätzen ausgeübt werden. 

Das III. Kapitel beschäftigt sich mit dem Sklaven- 
handel zur See. In den allgemeinen Bestimmungen wird die 
„verdächtige Zone“ abgegrenzt, innerhalb welcher der Sklaven- 
handel 1890 noch getrieben wurde. Sie umfafst den westlichen 
Teil des indischen Ozeans mit Einschlufs des Roten Meeres und 
des persischen Meerbusens und wird im Westen durch die Küsten 
von Belutschistan bis zum Kap von Tangalane, im Osten durch 
eine konventionelle Linie begrenzt. Darauf folgen strenge Vor- 
schriften über Verleihung des Flaggenrechtes an die einheimischen 
Schiffe, über die Musterrollen und die Listen der schwarzen Passa- 
giere. Die Kriegsschiffe der Vertragsmäehte haben das Recht, jedes 
verdächtige Schiff unter 500 Tonnen Gehalt, das sie in der bezeich- 
neten Zone treffen, anzuhalten und eine Prüfung der Schiffspapiere 
vorzunehmen. „Die Prüfung der Schiffsladung oder die Durch- 


Digitized by Google 



270 lII.Buch. Völkerrecht!. Regel. u.friedl. Verw. gcmcins. Interessen. 

suehung“ (also die eigentliche roclierche im technischen Sinne des 
Wortes, in der Akte „visite“ genannt) darf jedoch nur dann statt- 
finden, wenn der Staat, dem das verdächtige Schiff seiner Fkgge 
nach angehört, dieses Recht dem Staate des anhaltenden Kreuzers 
ausdrücklich eingeräumt hat; eine Einschränkung, die aus Rück- 
sicht für Frankreich aufgenommen wurde. Bestätigt sich der Ver- 
dacht, so soll das angehaltene Schiff in den nächsten Hafen der- 
jenigen Macht geführt werden, der es seiner Flagge nach angehorl; 
es kann aber auch einem Kreuzer seiner Flagge übergeben werden, 
wenn dieser bereit ist, es zu übernehmen. Die Behörde, der das 
aufgebrachte Schiff überantwortet worden ist, hat in Gegenwart 
eines Offiziers des aufbringenden Schiffes ein Untersuchungsver- 
fahren einzuleiten. Wird mifsbräuclüiche Flaggenführung festgestellt, 
so verbleibt das aufgebrachte Schiff der Verfügung des Auf bringen- 
den. Wird dagegen ein Fall des Sklavenhandels nachgewiesen, so 
bleibt das Schiff unter Seque.stration der untersuchenden Behörde, 
während Schiffer und Mannschaft den Gerichtshöfen ihrer Flagge 
überwiesen werden. Ein zu Unrecht angehaltenes Schiff hat An- 
spruch auf eine von der Regierung des Kreuzers zu leistende, 
eventuell durch Schiedsspruch zu bemessende Entschädigung. Wird 
im Verfahren von dem Gerichtshöfe das Schiff endgültig verurteilt, 
so soll es als gute Frise des aufbringenden Kreuzerschiffes erklärt 
werden. 

Kapitel IV handelt von den Ländern, deren Recht 
das Bestehen der Haussklaverei gestattet. Diese Mächte 
verpflichten sich, soweit sie die Gcneralakte unterzeichnet haben, 
Einfuhr, Durchfuhr, Au.sfuhr von afrikanischen Sklaven, sowie den 
Handel mit diesen zu verhindern. Die Sigpatann ächte erkennen 
den hohen Wert des türkischen Gesetzes vom 4./ 16. Dezember 
1889 über die Verlünderung des Sklavenhandels an „und sie halten 
sich versichert, dafs wirksame Ueberwachungsmafsregeln von den 
ottomanischen Behörden werden getroffen werden, besonders an der 
Westküste Arabiens und auf den Strafsen, welche diese Kü.ste mit 
den übrigen Gebieten Seiner Kaiserlichen Majestät in Asien in 
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Verbindung setzen“. Der Schah von Persien und der Sultan von 
Zanzibar versprechen ebenfalls, die geeigneten Vorbeugungsraafs- 
regeln zti treffen. 

In Kapitel V ist die Rede von dem internationalen 
maritimen Bureau in Zanzibar und dem Spezialbureau ii> 
Brüssel (oben §17117), sowie von dem Schutz der in Frei- 
heit gesetzten Sklaven. 

Kapitel VI betrifft die bereits besprochene Über- 
wachung und Einschränkung des Handels mit Spirituosen 
(oben § 35 II 4). 

Ein VII. Kapitel enthält die Schlufsbestimmungen. 

Zu erwähnen wäre noch, dafs Frankreich (Gesetz vom 23. De- 
zember 1891) die Generalakte nur mit Ausschlufs gewisser Be- 
stimmungen ratifiziert hat (Protokoll vom 2. Januar 1892 in N. R. G. 
2. s. XXII 259). Die ausgeschlossenen Artikel sind die Art. 21 
bis 23, 42 bis Gl. Sie beziehen sich auf die verdächtige Zone, 
aus welcher der Umkreis von Madagaskar ausgesehieden werden 
soll, sowie auf die Mitwirkung eines Offiziers des festnehmenden 
Kreuzers bei Feststellung des Sachverhalts.* 

Die Brüsseler Generalaktc ist am 1. Oktober 1892 in Kraft 
getreten. 

5. Auch seit dem Jahre 1890 haben verschiedene Einzelverträge 
die Brttsseier Generalakte ergänzt. 

Von besonderer Wichtigkeit ist der Vertrag Grofsbritanniens 
mit Ägypten vom 21. November 1895 (N. R. G. 2. s. XXIII 166). 

II. Der Handel mit chinesischen Kulis, die vielfach mit 
Anwendung von List oder Gewalt von Macao nach Westindien und 
Südamerika gebracht wurden, sowie der Handel mit polynesi- 
schen Kontraktarbeiteru (Kanaken) nach Queensland, den Fidschi- 
und den Gesellschaftsinseln, der in den 60er und 70er Jahren 
dieses Jahrhunderts dem afrikanischen Sklavenhandel nicht viel nach- 


5) Veigl. R. J. XXni 560, XXIV 206. 
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gegeben haben dürfte, hat zu internationalen Vereinbarungen keinen 
Anlafs gegeben , sondern ist durch die einheimische Gesetzgebung 
■der beteiligten Länder mit Erfolg bekämpft worden.® 


VII. 

§ 37. Die Regelung gemeinsamer politischen Interessen. 

I. Die Verträge, welche sieh auf diese Gruppe gemeinsamer luter- 
■essen beziehen, sind im Laufe unseres Jahrhunderts mehr und mehr 
hinter den Skonoinischen Verträgen zurtiekgctreten. Dennoch haben 
auch gemeinsame poiitisehe Interessen ihre Regeiung, insbesondere 
auf den grofsen Staatenkongressen gefunden, deren an anderer Stelle 
gedacht worden ist. Es genügt, an die beiden Kongresse zu Paris 
1S50 und Berlin 1878 zu erinnern, durch weiche wenigstens in grofsen 
Umrissen auf Jahre hinaus der Lösung der Orientaiischen Frage die 
Bahnen Torgezeichnet worden sind. Diese Verträge, durch welche die 
stufenweise Befreiung der Balkanstaaten von der türkischen Herrschaft 
durebgefUhrt worden ist, können zugleich auch als Beispiele für eine 
der wichtigsten Gruppen der politischen Verträge gelten: die Staats- 
gründungsverträge. ln diese Gruppe gehört auch die Sehlufsakte der 
Koiigokonferenz von 1885. 

II. Noch viel zahlreicher aber sind die zwischen ein- 
zelnen Staaten geschlossenen einschlagenden Verträge. Ohne 
auf Vollständigkeit Anspruch zu machen, mag die folgende Über- 
sicht das weite Gebiet der politischen Staatenverträge veran- 
schaiilichen. 

1. Verträge über Gründung oder Auflösung von Staaten: 

Gründung des Deutschen Reichs durch die vom Norddeutschen 
Bund mit den süddeutschen Staaten geschlossenen Verträge; Grün- 
dung und Auflösung der grofsen Republik von Central- Amerika 
(oben §5 III); österreichisch-ungarischer Ausgleich von 1807. 


6) Vergl. Sartorius v. Waltorsbauson, II. St. V 43C. 
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2. Tertrlige Uber die Begründung oder Aufhebung einer Sehntz- 
herrschaft (oben § 6 IV). 

3. Vertrüge Uber die dauernde Neutralisierung von Staaten oder 
Staatsteilen (oben § 6 TU und unten § 40 I). 

4. VertrUge Uber Gebietsabtretung und Greiizregnliemng. 

5. VertrUge Uber Kolonialgebiet, insbesondere Uber die Ab- 
grenzung der IiiteressenspliUren (oben § 9 III). 

6. VertrUge Uber die rbeidragnng der Verwaltung Überhaupt 
oder in einzelnen Beziehungen an einen andeni Staat. 

Hierher gehören insbesondere die Verträge, durch welche die 
Finanzverwaltung einzelner Staaten der Beaufsichtigung und Leitung 
durch andere Staaten übertragen wird (oben §16 IV). 

7. Politische GaraiitievertrUge (oben § 22 II). 

S. VertrUge Uber EinrUnninng poiitischer, insbesondere mllitU- 
riselier |Msitirer oder negativer „ Servitiiten “ (oten § 8 II). 

9. BUndnisverti'Uge und Militttrkonrentionen. 

III. 1. Als Beispiel eines Bündnisvertrages mag das 
deutsch -österreichische Bündnis vom 7. Oktober 1879 dienen, das 
am 3. Februar 1888 gleichzeitig vom Deutschen Reichsanzeiger, der 
Wiener Abendpost und dem Fester Llo3'd seinem Wortlaut nach 
veröffentlicht worden ist. 

„In Erwägung, dafs Ihre Majestäten der Deutsche Kaiser .. . 
und der Kaiser von Österreich ... es als ihre unabweisliche mon- 
archische Pflicht erachten müssen, für die Sicherheit ihrer Reiche 
und die Ruhe ihrer Völker unter allen Umständen Sorge zu tragen; 

in Erwägung, dafs beide Monarchen, ähnlich wie in dem be- 
standenen Bundesverhältnis, durch festes Zusammenhalten beider 
Reiche im stände sein werden, diese Pflicht leichter und wirksamer 
zu erfüllen; 

in Erwägung schliefslich, dafs ein inniges Zusammengehen 
von Deutschland und Österreich -Ungarn niemanden bedrohen kann, 
wohl aber geeignet ist den d\irch die Berliner Stipulationen ge- 
schaffenen europäischen Frieden zu konsolidieren, 

V. Liszt, Völkerrecht. 2. Aofl. 18 
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haben Ihre Majestäten , indem sie einander feierlich 

versprechen, dafs sie ihrem rein defensiven Abkommen eine aggi'es- 
sive Tendenz nach keiner Richtung jemals beilegen wollen, einen 
Bund des Friedens und der gegenseitigen Verteidigung zu knüpfen 
beschlossen. 

Artikel I. Sollte wider Verhoffen und gegen den Wunsch 
der beiden Hohen Kontrahenten eines der beiden Reiche von seiten 
Rufslands angegriffen weiilen, so sind die Hohen Kontrahenten ver- 
pflichtet, einander mit der gesamten Kriegsmacht ihrer Reiche bei- 
zustehen und demgemäfs den Frieden nur gemeinsam und über- 
einstimmend zu schliefsen. 

Artikel II. AVflrde einer der Hohen konti-ahierenden Teile 
von einer audom Macht angegriffen werden, so verpflichtet sich 
hiermit der andere Kontrahent, dem Angriff gegen seinen Verbün- 
deten nicht nur nicht beizustehen, sondern mindestens eine wohl- 
woUend neutrale Haltung gegen den Hohen Mitkontrahenten zu 
beachten. 

Wenn jedoch in einem solchen Falle die angreifende Macht 
von seiten Rufslands, sei es in Form einer aktiven Kooperation, sei 

es durch militärische Mafsnahmen unterstützt werden sollte, 

so tritt die in Art. I dieses Vertrages stipulierte Verpflichtung des 
gegenseitigen Beistandes mit voller Hoeresmacht aucli in diesem 
Falle sofort in Kraft und die Kriegführung der beiden Hohen Kon- 
trahenten wird auch dann eine gemeinsame bis zum gemeinsamen 
Friedensschlufs. 

Art. in. Dieser Vertrag soll in Gemäfsheit seines friedlichen 
Cliarakters und um jede Mifsdeutung auszuschliefsen, von beiden 
Hohen Kontrahenten geheim gehalten und einer dritten Macht nur 
im Einverständnis beider Teile und nach Mafsgabe spezieller Eini- 
gung mitgeteilt werden. Beide Hohe Kontrahenten geben sich nach 
der bei der Begegnung von Alexandrowo ausgesju-ochenen Gesinnung 
dos Kaisers Alexandei' der Hoffnung liin, dafs die Rüstungen Rufs- 
lands sich als bedrohlich für sic in Wirklichkeit nicht erweisen 
werden und haben aus diesem Grunde zu einer Mitteilung für jetzt 
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keinen Anlafs. Sollte sieh aber diese Hoffnung wider Erwai'ten 
als eine in-tüinliche erweisen, so würden die beiden Hohen Kontra- 
henten es als eine Pflicht der Loyalität erkennen, den Kaiser 
Alexander mindestens veidraulicb darüber zu verständigen, dafs sie 
einen Angiiff auf einen von ihnen als gegen beide gerichtet be- 
trachten inttfsten.“ 

2. Der Wortlaut der von Italien mit Deutschland und 
Österreich getroffenen Vereinbarungen ist bisher nicht amt- 
lich veröffentliclit worden. Italien hat sich bereits 1882, veranlafst 
durch Frankreichs Vorgehen gegen Tunis, den Centralmächten 
angeschlossen. Aber erst im Oktober 1887, nach der Begegnung 
zwischen Bismarck und Crispi in Friedrichsruh, wurden bestimmte 
Vereinliarungen getroffen. Nach den Mitteilungen der Zeitungen, 
die allerdings mit Vorbehalt aufzunehmen sein dürften, handelt es 
sich um zwei Verträge. Der erste ist zwischen Italien und 
Österreich geschlossen. Er verpflichtet Österreich zu einer „wohl- 
wollenden Neutralität“ im Falle eines Krieges zwischen Italien und 
Frankreich; Italien zu einer gleichen Haltung im Falle eines Krieges 
zwischen Österreich und Rufsland. Österreich verspricht aulser- 
dem, die italienischen Interessen im Mittelmeer mit allen Kräften 
zu untei-stützen und auf der Balkanhalbinsel nichts ohne vorher- 
gegangeno Verständigung mit Italien zu unternehmen. Der Ver- 
trag zwischen Italien und Deutschland enthält zunächst die 
feierliche Erklärung der beiden Vcrtragschliefsenden, dafs keiner 
von ihnen freiwillig den Frieden brechen wird. Für den Fall, dafs 
eine der beiden Mächte von Frankreich angegriffen werden sollte, 
worden sich einander beide mit allen ihren Streitkräften zur Seite 
stehen. Wenn aber Frankreich und Rufsland einen gemeinsamen 
Angriffskrieg gegen Deutschland und Österreich oder auch nur 
gegen Deutschland allein unternehmen sollten, winden die gesamten 
Streitkräfte der drei Mächte gemeinsiim ins Feld rücken.' 

1) Vergl. Rolin-Jaequeinyns, K. J. XXI. 
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IV. Buch. 

Die Staatenstreitigkeiten und deren Austragung. 


§ 38. Die nicht- kriegerische Erledigung.^ 

I. Die friedliche Beilcffung der zwischen den Staaten der Völker- 
rechts^emeinsehaft nnsgebrm^henen Streitiifkciten , mag es sich um die 
liehnuptung eines (thatsHchlich oder angeblieh) rUlkerrechtlich be- 
gründeten Keclit.sans|truches, mag es sieh um die Austragung eines 
Iiiteressenkoniliktes handeln, kann zuniiehst erfolgen dnreli Verein- 
barnng der streitenden Milchte, also durch Verglcieh, Anerkennung, 
Verzicht. 

1. Zur Vorbereitung dieses Ergebnisses werden häufig ge- 
mischte Koinmisslonen (coinniissions niixtes) aus den Vertretern beider 
Stiuiton mit oder ohne Zuzieluing von Saeliverständigen zusammen- 
ge.sctzt, deren Vereinbarungen aber iux)h der Geneliniigung durch 
die von ihnen vertretene Staatsgewalt bedürfen. 

Die oi’ste Konvention der Haager Schlufsakte vom 29. Juli 
1899 hat, um die Verhandlungtm zu erleichtern, das Institut der 
„internatiunaleu ünter.suchungskominis.sionen“ (Commi-ssions inter- 
nationales d’enqucte) eingefilhrt. Diese sollen bei Streitigkeiten, 
„die weder die Ehre noch wesentliche Interessen berühren und 
einer verschiedenen Würdigung der Thatsachen entspringen“, „durch 
eine unparteiische und gewissenhafte Prüfung die Th.atfragen auf- 
kl.üren“. Sie werfen in derselben Weise gebildet wie das Schierls- 
gericht, Der Bericht der Kommission hat sicli a>if die Fest- 

]) I’. Wagner, Zur I.ehro von den Sfreiterledigungsmitteln des 
A'iilkeneehts. 19(X). Ullm.ann 290. Kivier 357. 


Digilized by Google 



§ 38. Die nicht -kriegerische Erledigung. 


277 


Stellung der Thatsachen zu beschränken und läfst den sti-eitendcn 
Mächten volle Freiheit der weitei'en Entschliefsung (Art. 9 bis 14). 

2. Die b-ledllelie Bcllefruiig: kann gefördert werden durch die 
rrenudlichen BeniUhnngeii dritter MiU'hte (intervention amicale; ver- 
schieden von der autoritativen Intervention, oben § 7112). 

Mögen diese von der diitten Macht angeboten oder von beiden 
streitenden Teilen oder von einem von ihnen erbeten sein, stets 
behalten die streitenden Teile die Entscheidung in der eigenen 
Hand; darin liegt der Unterschied dieser freundlichen Hemühimgen 
von der schiedsrichterlichen Entscheidung. Man pflegte dabei früher 
zwischen den „guten Diensten“ (den „bons offlees“) und der 
eigentlichen „Vermittlung“ (mediation) zu unterscheiden; doch 
kann der Unterschied nicht streng durchgeführt werden und ist auch 
in der Haager Konvention aufgegeben worden. Vermittler, nicht 
Schiedsrichter, war der Papst in dem Karolinenstreit, zwischen dem 
Deutschen Hcich und Spanien 1885. Die endgültige Erledigung 
erfolgte erst auf Grund dieses Vermittlungsvnrschlages durch den 
deutsch- spanischen Vertrag vom 17. Dezember 1885.^ 

■Wiederholt haben die Mächte in den zwischen ihnen ge- 
schlossenen Einzel Verträgen sich verpflichtet, einander gegen- 
seitig ihre guten Dienste zur lloilogung von Streitigkeiten mit 
dritten Staaten zu leihen. Vergl. den deutschen Handels- u. s. w. 
Vertrag mit Korea vom 20. November 1883 (U.G.BI. 1884 S. 221) 
Art. I Ziff. 2: „Sollten zwischen Einem der vortiagschliessenden 
Thcile und einer dritten Macht Streitigkeiten entstehen, so wird der 
andere vcrtragschliessende Thcil auf ein diesfallsiges Ereuchon seine 
gtiten Dienste leihen und eine freundschaftliche Erledigung des 
Streites herbeizuführen suchen.“ 

In Art. 8 des Pariser A^ertrags von 1850 hatten sich die 
Signafcinnächte verpflichtet, bei Streitigkeiten mit der Türkei 
die Vermittlung der übrigen, am Streite unbeteiligten Unterzeichner 
des Vertrags anzunehmen. Und das 23. Protokoll vom 14. April 

2) Die Schriftstücke sind mitgeteilt N. R. G. 2. s. XII 283. 
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1850 sprach den Wunsch aus, dafs die Mächte in allen Streitig- 
keiten die guten Dienste eines befreundeten Staates anrufon sollten, 
ehe sie das Glück der Waffen versuchten. Nach diesem Vorbild 
findet sich mehrfach auch in neueren Kollektivverträgen die 
Verpflichtung der Vertragsmächte, ehe sie wegen der zwischen 
ihnen ausgebrochenen Streitigkeiten zu den Waffen greifen, die 
guten Dienste oder die Vermittlung befreundeter Mächte in An- 
spruch zu nehmen. V^ergl. insbesondere Art 11 und 12 der Knngo- 
akte vom 20. Fobnuir 1885. Die Vermittlung kann auch durch 
Einberufung eines Staatenkongresses erfolgen (Deutschland als „chr- 
liehcr Makler“ im Jahre 1878). 

Eine wertvolle Weiterbildung hat das Institut der Vermittlung 
durch die erste Konvention der Haager Akte vom 29. Jidi 1899 
(Art. 2 bis 8) erfahren. Die Signatannächte „kommen überein“, 
bevor sie zu den Waffen greifen, die guten Dienste oder die Ver- 
mittlung einer befreundeten Macht anzurufen, „soweit dies die 
Umstände gestatten wenlen“ ; den am Streit nicht beteiligten Mächten 
wird ausdrücklich das Recht oingoräumt, ihre guten Dienste oder 
ihre Vermittlung anzubieten, und die Ausübung dieses Rechts kann 
niemals als eine „unfreundliche Handlung“ (un acte peu amicivl) 
betrachtet werden. Durch die Annahme der V^ermittlung winl die 
Eröffnung oder die Fortsetzung der Feindseligkeiten nicht gehemmt. 
Ausdrücklich wird hervorgehoben, dafs die Vermittlung „ausschliefs- 
lich die Bedeutung eines Rates und niemals verbindliche Kraft 
hat“. Neben dieser allgemeinen V^ermittlung kennt die Konvention 
aber noch eine „besondere Vermittlung“ (medialion spöciale, Ai-t. 8), 
die den „Sekundanten“ beim Zw'eikampf nachgebildet ist. Sie be- 
steht darin, dafs jede der beiden streitenden Mätdite eine andere 
Macht wählt, die sie mit der Aufgabe betraut, in unmittelbare 
Verbindung mit der von der andern Seite gewählten Macht zu 
treten, um den Bruch der frieiUichen Beziehungen zu verhüten. 
VV'^ährend der Dauer dieses Auftrages, die, von besonderer Verein- 
baning abgesehen, 30 Tage nicht überetoigt, stellen die streiten- 
den Teile jede unmittelbare Verhandlung über den Streit ein; die 
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Verhanclluiig bleilit aiisschlielslicli den vermittelnden Mächten über- 
lassen. Auch wenn diese Beinülmngen nicht zum Ziele führen 
und die fricdliehen Beziehungen zwischen den streitenden Mächten 
abgcbrcKÜien sind, bleiben die vermittelnden Mächte mit der ge- 
meinsamen Aufgabe betraut, jede Gelegenheit zu benutzen, um den 
Frieden wieder herzustellen. 

II. Die frledlietic Deiluguiig Tölkerreclitllclier Streitigkeiten kniin 
auch (liireli Setiie<lss|>ru<-h geselietieii. ’ 

1. Die Berugiiis der Seliiedsrirliter ruht in der Melirzalil der 
Fülle auf eiueiii iM'soiidereii Seliledsvertrag (eoiiiproniisMiin) der l)el.ei- 

lisrteii Staaten, dureli weletie diese sieh Ter|ifliehten , die Kntseheidiing 

% 

der zwisehen ihnen eiitstaiideiieii Streitigkeit dein Aiissprueii der von 
ihnen vereinbarten Seliiedsrietiter zu übertragen. 

Solche Schiedsvoitriigc, schon in frühoror Zeit nicht selten, 
finden sich mit steigender Häufigkeit seit dom Beginn des 19. Jahr- 
hunderts. Her bekannteste Schiedsspruch wurde in der Alabama- 
frago zwischen England und den Vereinigten Staaten am 14. Sep- 
temlier 1872 gefällt. Er verurteilte die englische Regierung zur 
Zahlung von IS'.j Millionen Dollars, weil sie geduldet hatte, dafs 
während des amerikanischen Bürgerkrieges Kreuzer <lor Südstaaten 
in englischen Häfen ausgeriistet wuivleii (unten § 42112b).'' 

2. Daneben alter liiidct sieh in den zwisehen einzelnen Staaten 
geselilnssenen Vertrügen versehiedensten Inlialts (vor alleni in den von 
Italien, Itelgien, der Schweiz n. s. w. geschlossenen llniidelsvertrügeiil 
die sogenannte komproniissarisclie KInnsel, durch welche die Vertrag- 
sehliefsenden sicli vcrpilicliten , alle bei .Vnslegiing und Anwendung des 
A'ertrags sieli ergebenden Streitigkeiten einem Scliiedsgericht zur Ent- 
scheidung zu Ubetragen (oben § 28 III.) 

Das Deutsche Reich hat liisher die Aufnahme einer solchen 
Klausel in seine Verträge aligclchnt. Dagegen findet sic sich auch 
in einzelnen allgemeinen Verträgen. So im Postvereiusvertrag 


3) Vergl. inslwsomlei'o A. Merignhac, Traite theorique et pratique 
de rarbitiago. 1895. TJllinann 298. Kivier .36(i. 

4) Der Schiedsspruoli ist abgedruckt N. K. G. 2. s. I 37. 




Digitized by Google 



280 IV. Buch. Die Staatenstreitigkeiten und deren Austragung. 


seit dom 9. Oktober 1874, in der Brüsseler Antisklaverciakte vom 

2. Juli 1890 Art. LIV und LV, sowie in dom Vertrag fiber den 
BisenbahnfracLtverkehr vom 14. Oktober 1890 (R. G. Bl. 1892 
S. 793) Art. 57. 

3. Auch allgemeine SehiedsvertrHge , durch welche die sUnit- 
lieheu zwischen den Vertnigsehliersenden kiiuftig entstehenden Streitig- 
keiten (sei es uneingesehrlinkt , sei es mit Au.sunhiue derjenigen Streitig- 
keiten, bei welchen die Ehre oder die Vnablittngigkeit des Staates in 
Frage steht) einem Sehledsgerieht überwiesen werden, sind zwischen 
einzelnen Staaten, insbesondere Mittel- und Südamerikas geschlossen 
worden , ohne aber bisher greifbare IVirkung erzielt zn liaben. 

Hierher gehören die Verträge zwischen Portugal und den 
Niederlanden vom 5. Juli 1894, zwischen Italien und Argentinien 
vom 23. Juli 1898 u. a. Am umfassendsten ist der am 19. April 
1890 zu Washington zwischen den meisten Staiiten „der drei 
Amerika“ geschlossene Vertrag. Der vielbospi-ochone englisch- 
amerikanische Vertrag vom 12. Januar 1897 ist durch den Senat 
derVereinig^n Staaten am 5. Mai desselben Jahres abgelohnt worden. 

4. Die weit zurUckreicheiideii Yorsehlligc , einen ständigen Staateii- 
geriehtsliof für die Erledigung Tölkerrechtlicher Streitigkeiten einzn- 
rieiiten, haben durch die Haager Friedeuskonferenz Verwirklichnng 
gefunden. ‘ 

Die Beschlüsse der Haager Konferenz knüpfen unmittelbar 
an an die Vorschläge, die von der interiwlaraentarischcn Friedens- 
konferenz zu Brüssel 1895 ausgearbeitet wonlen sind. 

Sie Ijeruhen auf dem Gedanken eines Staatenverbaudes (oben 
§171), durch welchen ein ständiger Schiedsgerichtshof gebildet 
werden soll, dem die Vertragsstaaten die zwischen ihnen entstehen- 
den Streitigkeiten zuweisen können, soweit sie es nicht vorziehen, 
sie auf anderm Wege zur Erledigung zu bringen. Durch diese Ein- 


5) Vergl. Desoamps, Die Organisation eines internationalen Sebieds- 
gerichtos. Autorisierte deutsche Übersetzung von A. K. Fried s. a. — Ver- 
handlungen des Instituts für Völkerrecht von 1873 bis 1875. — Das wich- 
tigste Auslegungsmittel der Konvention bildet der vortreffliche Bericht von 
Descamps. 
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Schränkung wird die Souveränität der beteiligten Stiiaten in vollem 
Umfang gewahrt und damit das wichtigste der Bedenken beseitigt, 
die gegen jeden derartigen Vorschlag geltend gemacht zu werden 
pflegten. 

Die Beschlüsse der Haager Konferenz sind nicdergelegt in 
der ersten Konvention, dem „Abkommen zur friedlichen Erledigimg 
internationaler Streitfälle“ vom 29. Juli 1899 (oben S. 29). Die 
Konvention umfafst Gl Artikel in 4 Titeln von tinglcichein Umfange. 

Der erste Titel „Erhaltung des allgemeinen Friedens“ enthält 
in einem einzigen Artikel die Erklärung der Signatarmächte, „alle 
ihre Bemühungen aufwenden zu wollen, um die friedliche Ei-ledi- 
gnng der internationalen Streitfragen zu sichern“. 

Der zweite Titel (Art. 2 bis 8) behandelt die guten Dienste 
und die Vermittlung (oben S. 277), der dritte (.Art. 9 bis 14) die 
internationalen Unterauchungskommissionen (oben S. 270). 

Der wichtigste und umfangreichste Titel ist der vierte: „Inter- 
nationale Schiedssprechung“ (De l’arbitrage international). Er zer- 
fällt in drei Kapitel. 

Das erste Kapitel betrifft das „Schiedswesen“ (la Justice 
arbitiale; Art. 15 bis 19). In Rechtsfragen, insbesondere in Fragen 
der Auslegung oder Anwend img von Staatsverträgen, winl die 
Schiedssprechung von den Signatarmächten als das wirksamste und 
zugleich der Billigkeit am meisten entsprechende Mittel anerkannt, 
um die Streitigkeiten zu erledigen, die nicht auf diplomatischem 
Wege haben beseitigt werden können. Eine Verpflichtung, die 
Streitigkeiten dem Schiedsverfahren zu unterwerfen, besteht mit- 
hin nicht Der rein fakultative Charakter des schiedsrichterlichen 
Verfahrens ist streng gewahrt. Rufsland hatte im Verlauf der 
Verhandlungen das obligatorische Schiedsgericht wenigstens für ge- 
wisse Streitigkeiten vorgeschlagen; dieser Vorechlag scheiterte an 
dem bestimmten Widerspruche, den das Deutsche Reich dagegen 
erhob. Der Schiedsvortrag schliefst die Verpflichtung in sich, sich 
nach Treu und Glauben dem Schiedssprüche zu unterwerfen. Die 
Mächte behalten sich vor, besondere Vereinbarungen zu treffen, 
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nni dio obligatorisclio Schiedssprechung auf die ihnen geeignet 
scheinenden Fälle auszudehnen; dio in dieser Beziehung bereits 
bestehenden Verträge bleil>en in Kraft. 

Das zweite Kapitel (Art. 20 bis 29) enthält den eigentlichen 
Kernpunkt der ganzen Konvention: dio Einsetzung eines ,, ständigen 
Sehietlshofes“ (Cour permanente d’arbitrage). f’ber die Zusammen- 
setzung <lioses ständigen Gerichtshofes und die Auswahl der im 
Einzelfall zur Entscheidung terafenen Schiedsrichter vergleiche das 
oben § 18 IV Gesagte. An dem durch die Streitteile bestimmten 
Tage tritt das Schiedsgericht zusammen. Die ^litglicder dos 
Schiedshofes geniefsen während der Ausübung ihres Amtes und 
aufserhalb ihres Heimatlandes die diplomatischen Vorrechte und 
Befreiungen. Dio Signatarmächtc bcti-acht<?n es als ihre Pflicht, 
die streitenden Mächte daran zu erinnern, dafs ihnen der ständige 
Schiedshof offonsteho. 

Als Gericht8.schreiberei dient ein internationales Bureau, 
das seinen Sitz im Haag hat und zugleich dio Archivgeschäfto be- 
sorgt (oben § 17 TI 10). Ein ständiger Vorwaltungsrat, der aus 
den im IIa;»g Ijeglaubigten diplomatischen Vertretern der Signatar- 
mächte und dem niederl.ändischen Minister des Auswärtigen als Vor- 
sitzenden besteht, soll das Bureau eiurichten, leiten und über- 
wachen; dio Kosten des Bureaus werden von den Signatarinächton 
nach dem Vorteilungsmafsstabe getragen, der für das internationale 
Bureau des M'eltpostvereins festgestellt ist. 

Kapitel 3 (Art. 30 bis .07) regelt das Schiedsverfahren 
(la procedure arbitrale), soweit über dieses nicht besondere Verein- 
barungen unter den Stroitteilen getroll'eii sind. Das Verfahren zer- 
fällt in zwei Abschnitte: die schriftliche VorbereiOing (instruction) 
und die mündliche Verhandlung (debats). Die Entscheidung wird 
mit Stimmenmehrheit gefällt und mufs mit Gründen versehen 
werden. Der verkündete und zugestellte Schiedsspnich erledigt 
im allgemeinen endgültig die Streitsache; doch können die Parteien 
sich im Schiedsvertrage Vorbehalten, die Nachprüfung (revision) 
des Schiedsspruches zu beantragen. Diese kann nur auf neu her- 
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vorkommende Tliatsachen gestützt weixlen. Sie geht an das Gericht, 
ilas den Spruch abgegel>eii hat, und winl von diesem erle<iigt. 
Der Spnich bindet nur die Streitteile, die den Schiedsvertrag ge- 
schlossen haben; handelt es sich aber um die Auslegting eines Ver- 
ti-ages, an dem jiuch dritte Mächte l>eteiligt sind, so haben diese 
das Keclit der Intervention. Jeder Teil trägt seine eigenen Kosten 
und, zu gleichen Teilen, die Kosten des Schiedsverfahrtms. Die 
Artikel 58 bis 61 enthalten die allgemeinen Bestimmungen. Her- 
vorzuheben wäre, dafs die Voraussetzungen, unter welchen andere 
als die auf der Haager Konferenz vertretenen Mächte der Konvention 
Itcitreten können , einer spätem Vereinbarung unter den vertrag- 
sehliefsenden Mächten vorljehalten bleiben. 

III. Zu den rriedlieheu Mitteln der Durehsetzung eines behaupteten 
Anspruelies gehört aber aneli die Helbsthilfe, die sieh als unmittelbare 
tiewalt oder als indirekter Zwang darstellen kann. Das Eigenartige 
dieser beiden Formen der Selbstliilfe besteht darin , dafs sie den Kriegs- 
zustand mit seinen Iteelitsfolgen nicht erzeugt. 

1. Die Selbsthilfe kann als Kollektirintervention der beteiligten 
MUehte zu einer Besetzung des Gebietes des im rnreeiit beiindliehen 
Staates oder aueii zu einer Bloekierung seiner Küsten führen. 

a) Beispiele für die erstere Mafsregel bietet die Besetzung Kretas 
durch die Grofsmächte im Jahre 1897. Insbesondere alsjr auch das 
Vorgehen der Mächte in China seit dem Srjinmer 1900. Da diese 
bewaffnete Kollektirtntervention den Kriegszustand nicht erzeugt 
hat, konnten auch die Rechtsregeln des Kriegsieclits nicht zur An- 
wendung kommen. Da.s Mafs der zidässigen Feindseligkeiten winl 
in einem solchen Falle nur durch die Grundsätze des Christentums 
und der Menschlichkeit, nicht aber durch das Völkerrecht bestimmt. 

b) Die Friedensblockade (le blocus pacifique) ist seit 
den ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts von gi'olsen Seemächten 
wiederholt angewendet worden, um kleinere oder schwächere Staaten 
zur Erfüllung ihrer Verpflichtung anzuhalten.® Besonders die Türkei 

6) Falcke, Die Hauptperioden der sogenannten friedlichen Blockade 
(1827 bis 1850). 1891. Ullraann 305. Rivier 375. 
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(zuerst 1827), sowie Griechenland sind wiederholt von den Grofs- 
mächten blockiert worden Viel besprochen wurde die Blockailo 
Fonnosas durch Frankrendi 1885. Ganz eigeinirtig war die Blockierung 
Kretas durch die Grofsinilchte 1897. Begriff, Voraussetzungen und 
Wirkungen der Friodcnsblockade sind dieselben wie die der kriege- 
rischen Blockade (darüber nuten §41 IV). Es besteht daher die 
llauptwirkung der Blockade darin, dafs auch den Schiffen der 
nicht beteiligten Mächte die Verbindung mit der blockierten Küste 
untersagt ist. Nur ausnahmsweise w'ird die Wirkung beschränkt 
auf die Schiffe des blockierten Staates selbst; so 1886 bei der 
Blockierung Griechenlands, nicht aber 1897 bei der Blockierung 
Kretas. Genule wegen dieser Ausdehnung der Wirkung auf nicht 
beteiligte Mächte ist die Friedensblockade in der völkerrechtlichen 
Litteratur vielfach angegriffen und als rechtswidrig bezeichnet 
wonlon; die Staatenübung aber spricht sehr entschieden für die 
Zulässigkeit der Ausdehnung. 

2. Als eine Art der indirekten Selbslliiirc zuin Zwecke der eigen- 
mliehtigeu Durebsetznlig eines behaupteten Anspruches erscheint die 
Anwendung von Kepressalicn , d. h, der EingrilT in die an sich be- 
reciitigten Interessen des gegnerischen Staates oder seiner Angehörigen. 

a) Nach heutiger Kechtsanffassung ist nur die Staats- 
gewalt selbst zur Anordnung und zur Durchführung 
von Repressalien befugt. Dagegen wuide im Mittelalter und 
vereinzelt bis zum Ausgange dos 18. Jahrhunderts dem durch die 
fremde Staatsgewalt in seinen Interessen verletzten Staatsange- 
hörigen (bei Justizverwoigerung u. s. w.) durch sogenannte Ke- 
pressalienbricfo (lettres de marque) die Befugnis gegeben, soviel 
Eigent\im den Staatsangehörigen des verletzenden Staates wegzu- 
nehmen, dafs sein Anspruch befriedigt wmxle. 

b) Die ergriffenen Mafsregcln können sich gegen 
den verletzenden Staat selbst oder gegen seine Staats- 
angehörigen richten. 

Unter den gegen den verletzenden Staat selbst gerichteten 
Mafsregcln sind die Besetzung des Staatsgebietes, die Beschiefsung 
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von Plätzen u. s. w. zu erwähnen. Die gegen die fremden Staats- 
angehörigen gerichteten Mafsregeln können bestehen in der Fest- 
nahme von Geiseln (Androlepsie) , wobei aber die diplomatischen 
Vertreter unbedingt ausgenommen werden müssen; in der Beschlag- 
nahme von fremdem Privateigentum, insbesondere aber in der 
Beschlagnahme von fremden Staats- oder Handelsschiffen. Diese 
Beschlagnahme von Schiffen hat auch hier die Bezeichnung Embargo 
(vom spanischen embargar = sperren). So hat 1872 die deutsche 
Korvette Vineta in Port-au-Princc zwei haitische Kriegsschiffe auf- 
gebracht, da Haiti sich weigerte, eine von Deutschland verlangte 
Entschädigung zu bezahlen. Mehrfach wird durch Staatsverträge 
einzelner Staaten das Embargo ausgeschlossen oder beschränkt 
(oben § 25 UI 2). 

c) Über KepressaUbn im Kriege vergl. unten § 40 UI 10. 

3. Zu den Arten der indirekten Selbsthilfe gehört endlich auch 
die Retorsion oder yergeltnug. Sic besteht darin , dafs eine nnbiiiige 
Mafsrcgei, die ein Staat gegen einen andern Staat ergreift, durch 
eine andere ITiibilligkeit erwidert wird; und ihr Zweck geht dahin, 
die Beseitigung Jener ersten unbiliigen Mafsregcl herheiznfiihren. 

a) Der Begriff der „Vergeltung“ schliefst daher die An- 
wendung einer der Billigkeit Zuwiderhandelnden Mafsregcl, eines 
jus iniquum in sich; er schliefst aber umgekehrt jede Verletzung 
des VölkeiTechts begrifflich aus. Die Unbilligkeit wird zumeist in 
einer differenziellen Behandlung des sich beschwerenden Staates, 
also darin bestehen, dafs dieser schlechter liehandelt wiivl als die 
übrigen Staaten. Als ein im heutigen Staatenverkchr jiraktiseh 
besonders wichtiger Fall der Vergeltung erscheint der sogenannte 
Zollkrieg. So können nach § 6 Abs. 1 des Deutschen Zolltarif- 
gesetzes vom 15. Juli 1879, in der Fassung vom 18. Mai 1895 
(H. G. Bl. S. 233): „zollpflichtige Waaren, welche aus Staaten her- 
stammen, welche deutsche Schiffe oder deutsche Waaron ungünstiger 

behandeln, als diejenigen anderer Staaten, mit einem Ztischlage 

bis zu 100 Prozent des Betrages der tai-ifnui.ssigen Eingangsabgabe 
belegt werden. TarifmiLssig zollfreie Waaren können unter der 


Digitized by Google 



286 IV, IJuoli. Die Staatenstreitigkoitcn uud deren Austragung. 

gleichen Voraussetzung der Ehitrichtung eines Zolles in Höhe bis 
zu 20 Prozent des Werthes unterworfen werden.“ Über die An- 
wendung auf Haiti durch Verordnung vom 17. April 1901 vergl. 
R. G. Bl. S. 121. Auch der Ausschlufs fremder Staatspapiere von 
dem amtlichen Börsenverkehr und die Verschärfung des Pafszwanges 
haben in den letzten Jahren eine Rolle gespielt. 

b) Die Anordnung der Vergeltung ist stets Sache der Staats- 
gewalt. Sie kann durch die nationale Gesetzgebung an bestimmte 
Voraussetzungen gebunden sein. So verfügt Artikel 31 des Ein- 
führungsgesetzes zum deutschen Bürgerlichen Gesetzbuche; „Unter 
Zustimnuing des Bundesraths kann d\irch Anordnung des Reichs- 
kanzlers bestimmt werden, dass gegen einen ausländischen Staat 
sowie dessen Angehörige und ilirc Rwhtsnachfolger ein Vergeltungs- 
recht zur Anwendung gebracht wird.“ Vergleiche ferner § 24 E. G. 
zur Civilju'ozefsordnung, § 9 Abs. 2 der Konkursorilnung, § 64 
Abs. 3 der Gewerbeordnung. 

c) Es wird ferner, so auch in den von dem Deutschen Reich 
mit den mittel- und südainerikanischen Staaten geschlossenen 
Verträgen, die Anwendung der Vergeltung vielfach ausdrücklich 
eingeschränkt. 

So bestimmte Art, XXXVI des früheren deutschen Freund- 
schafts- u. s. w. Vertrages mit Costa Rica vom 18. Mai 187.5 (R. G. Bl. 
1877 S. 13): „Tm Falle, dass einer der vertragenden Theile der 
Meinung sein sollte, es sei eine der Bestimmungen dos gegen- 
wärtigen Vertrages zu .seinem Nachtheile verletzt worden, soll er 
alsbald eine Auseinandersetzung der Thatsaclicn, mit dem Verlangen 
der Abliülfe und mit den nöthigen Urkunden und Belegen zur 
Begründung seiner Beschwerde versehen, dom andern Theile zu- 
gehen lassen, und er darf zu keinem Akte der Wieder- 
vergeltung die Ermächtigung ertheilen oder Feindselig- 
keiten begehen, so lange nicht die verlangte Genugtliuung verweigert 
oder willkürlich verzögert wurde.“ 
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§ 39. Der Krieg als völkerrechtliches Eechtsverhältnis. i 

I. Das ttufserste Sllttel zur Dnri-liseizniig eines wirklichen oder 
Tcrincint liehen Anspruches, die iiltiinn ratio zur Erledigung viilker- 
reclitlieher Streitigkeiten, bleibt auch im heutigen YSlkerrceht der Krieg. 

Der oft erörterte Gedanke eines ewigen Friedens ist Utoi)ie 
geblieben. Ans den zalüroichen Schriften, welche diese Frage be- 
handeln, seien hervorgehohon: Abb6 de St. Pierre (f 1743), 
Projet de traitö pour rendre la paix jrerpetuelle entre les souve- 
i'ains chretiens etc. 1713 (im Jahre des Utrechtcr Friedens; be- 
sprochen von Rousseau 1761). Kaut, Zum ewigen Frieden. 

Ein philosophischer Entwurf. 1. Aufi. 179.5, 2. Aufl. 1790. Dazu 
insbesondere Staudinger, Kants Traktat zum ewigen Frieden. 
Ein Jubililuinsepilog. In Vaihingers Kantstudien I. Heft 3. 

Für die Bestrebungen der heute über die ganze Erde ver- 
breiteten Friedensvereino bot sich eine lohnende Doppelaufgabe: 
einei-seits die Bildung eines ständigen Staatengerichtshofes mit 
fakultativer Kompetenz (olren § 38114), andrerseits die Kodifiziening 
des Kriegsrechtes. Die folgerichtige Auffassung, dafs der Krieg, 
die „erste und älteste Form des völkerrechtlichen Verkehrs“ 
(Jellinek), ein Koehtsverhältnis darstellt, eine Summe von 
Rechten und Pflichten zwischen den Kriogfülirenden untereinander 
lind zwischen ihnen und den neutralen Staaten erzeugt, wird mehr 
als jede andere von den Friedensvercinon vorgeschlagene Mafsregcl 
dazu beitragen, die Übel dos Krieges auf ein verhUltnismäfsig ge- 
ringes Mals zurückzuführen. 

II. Krieg ist der mit IVulTengewalt geführte Kampf zweier oder 
iiielirerer Staaten. 

1. Subjekte des Krieges und der dadurch begründeten Rechts- 
verlittltnisse können mithin nur suureriine Staaten als die selbst ilndigen 
Trilger völkerrcehtlieher Berechtigungen und Verpflicht ungcu sein. 

1) Ouelle, l’recis de.s lois de la guerro sur terre. 1884. Pillet, 
I.fis lois actuellos de la guerre. 2 Hdo. 189K. Rettich, Zur Theorie uud 
Geschichte des Rechtes zuin Krieg. 1888. Lueder, II. U. IV 174, 371. 
Wiesre, Le droit interuational applique aux guerres civiles. 1898. Ull- 
mann 312. Eivier 377. 
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Privatpersonen (Kolonialgesellschaften) und Staatsteilen (ent- 
fernten, unter selbständiger Verwaltung stehenden Kolonieen) kann 
das Recht zur selbständigen Kriegfühning von ihrem Mutterlande 
der Ausübung nach übertragen werden. 

Einzelne Staatsbürger, welche die Waffen gegen einen fremden 
Staat ergreifen, werden nach Strafrecht und Standrecht, nicht nach 
Völkerrecht behandelt (Schill 1809). 

Die Auflehnung der Staatsbürger gegen ihre eigene Staats- 
gewalt (der Bfirgorkrieg) ist nicht Krieg im völkenechtlichen Sinne 
des Wortes und erzeugt daher insbesondere nicht die Rechte und 
Pflichten der Neutralität. 

Dasselbe gilt von dem Kampfe der Teilstaaten einer Real- 
union oder eines Bundesstaates, .sei es untereinander, sei es gegen 
die Centralgewalt. Dagegen ist Krieg im völkerrechtlichen Sinne 
möglich zwischen den Gliedern einer Personalunion oder eines 
Staatenbundes. 

2. Die AiifslHiidisrhen können, wenn sie einen Teil des Staats- 
gebietes thatsäehlieh besetzt iiaiten und geordnet verwalten, sowie 
regeimUfsige Verbindungen mit den übrigen Staaten zu unterhalten 
in der Iiagc sind, als kriegführende Mmdit (partie bellig^rante) an- 
erkannt werden. 

Die Anerkennung bindet nur den anerkennenden Staat; sie 
verpflichtet ihn vor allem zur Neutralität. Sie verpflichtet aber 
auch die anerkannte Partei, sich den Rechtsregeln des Völkerrechts 
zu unterwerfen. Vorzeitige Anerkennung (wenn deren Voraus- 
setzungen noch nicht vorlicgcn) erscheint als völkerrechtswidrige 
Intervention (oben § 7II). * 

3. Halbsouveriine Staaten haben das Kriegsrerlit nur auf Grund 
besonderer Vereinbarungen mit dem schützenden Staat oder auf Grund 
eines besonderen Gewolinlieitsreclites (oben § C IV 1). 

So hat Ägypten eine Reihe von selbständigen Kriegen in 
Afrika geführt. Bulgarien hat 1885 anerkannt, dafs es das Recht 
der Kriegfüluning nicht habe. 

2) Fer.aud-Giraud, K. G. ID 277. 
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4. Der Krieg des geschützten Staates gegen den Sehntzstaat 
mnfs dagegen stets als Innerer Kampf betrachtet werden, der den 
nicht beteiligten Milchten die Pflicht der Kentralltüt nicht auferlegt. " 

5. Dauernd nentrallsiertc Staaten haben, vom Kotstand abge- 
sehen, das Beeht der KriegfUlirung nicht (oben § GUI). 

Genauer gesprochen: Der von dem neutralisierten Staate 
ausgehende Angriff hat alle die Rechtswirkungen, die mit dem 
Ausbruch des Krieges verbunden sind; aber der neutralisierte Staat 
verletzt eben durch den Beginn der Feindseligkeiten die ihm auf- 
erlegte völkerrechtliche Rechtspflicht. Das Recht des Verteidigungs- 
krieges dagegen kann ihm nicht bestritten werden. 

III. Einteilungen des Krieges. 

1. Die Unterseheidiing von Angriffskriegen und Verteidigungs- 
kriegen ist, obwohl unter Umstunden für den Einzelfall schwer dnrch- 
ziifUhren, sowohl für das Staatsrecht, als auch für das Völkerrecht 
von Bedeutung. 

So ist nach Art. 11 Abs. 2 der deutschen Reichsverfassung 
zur Erklärung des Krieges im Namen des Reiches die Zustimmung 
des Bundesrates erforderlich, es sei denn, dafs ein Angriff auf das 
Bundesgebiet oder dessen Küsten erfolget. Und die Bündnisver- 
träge zwischen dem Deutschen Reich, Österreich und Italien (oben 
§ 37 III) stellen nur den Fall eines Angriffskrieges von aufsen als 
den Casus foederis für diese reine Defensiyallianz auf. 

2. Landkrieg und Seekrieg stehen in wichtigen Beziehungen 
((■enfer Konvention, Privateigentum) unter durchaus verschiedenen 
Rechtsregeln. 

Über den Seekrieg vergl. unten § 41. 

IV. Die Kriegführung zu Was.ser und zu Lande steht unter be- 
stimmten Rechtssützen des VSIkerrechts, dnreh welche sowohl die 
Beziehungen der KriegfUlirenden untereinander, als die Rechte und 
Pflichten zwischen den Krlegrdhrendeii und den neutralen Mächten 
geregelt werden. 

3) Sehr be.stritten; vorgl. Fauchille, R.G. II 150, Feraud-Giraud, 
R.G. II 295; dagegen Brusa, R.G. IV157, Riviere, Principes U 209, Fedozzi, 
R. J. XXVUI 591, Despagnet, Essai sur le protectorat. 1896, S. 336, 372. 

T. Lis2t, Völkerrecht. 2. Aufl. 19 
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1. Bis zur Hunger Konferenz des Jahres 1899 geliSrten die 
Reehtsregeln des Kriegsreehts, tou einzelnen Vereinbarungen abgesehen, 
dnrclnvegs dem ungesehrlebenen Vblkerreeht an. 

a) Sohiho Ausnahmen bildeten 1. die Pariser Seereclitsdekla- 
ration vom 16. April 1856 (oben S. 20); 2. die Genfer Konvention 
vom 22. August 1864 über den Schutz der kranken und verwun- 
deten Soldaten (unten § 40 V) ; 3. die Petersburger Konvention vom 
11. Dezember 1868 über die Verwendung von E.xplosionsgeschossen 
(unten § 40 III 1). 

b) Dagegen blieben die Versuche, zu einer allgemeinen Codi- 
fizierung des Kriegsrechts, wenigstens des Landkriegsrechts, zu 
gelangen, ohne Erfolg. Die von Lieber ausgearbeitetea Instnictions 
for the governement of armies of tho United States in the fleld 
von 1863 hatten zwar auf die Litteratiu- wie auf die Staatenübung 
Einflufs gewonnen, aber allgemeine Anerkennung nicht gefunden. 
Nach dem deutsch-französischen Kriege von 1870/71, der die Un- 
sicherheit des Kriegsrechts ins hellste Licht gesetzt und zu zahl- 
reichen gegenseitigen Vorwürfen Anlafs gegeben hatte, trat auf 
Einladung der russischen Regierung im Jahre 1874 zu Biüssel 
eine Staaten konferenz zusammen, deren Aufgabe die Vereinbarung 
eines umfassenden Kriogsgesetzbuchs war. Aber die Verhandlungen 
scheiterten einerseits an der widerstrebenden Haltung Enghinds 
(Lortl Derby), andererseits an den bald hereinbrechenden orientali- 
sehen \Vin-en.< 

Die „Brüsiseler Deklaration“, das Ergebnis dieser Beratungen, 
hat jedoch nicht nur dem Institut für Völkerrecht als Grundlage 
für das von diesem 1880 ausgearbeitete und 1881 an die ver- 
schiedenen Regierungen verschickte Manuel des lois de la guerre 
sur terre (Briefwechsel zwischen Bluntschli und Moltkc), sondern 
auch vei-schiedenen Mächten als Vorbild für die von diesen er- 
lassenen Gesetze und Verordnungen gedient. 

c) Vereinbarungen über die Beachtung des Kriegsrechts finden 
sich mehrfach in den zwischen einzelnen Staaten geschlossenen 

4) Die Verhandlungen sind abgedruckt N. R. 0. 2. s. IV 1. 
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Staatenverträgen. Vergl. den deutschen Freundschafts-, Handels- 
und Schiffahrtsvertrag mit Mexiko vom 5. Dezember 1882 (R. G. Bl. 
1883 S. 247) Art. 17; „Hinsichtlich ihrer Beziehrmgen in Kriegs- 
zeiten, sei es als Kriegführende, sei es als Neutrale, werden sich 
die vertragscliliessenden Tlieile nacli den Normen des Völkerrechts 
richten, welche von den gesitteten Nationen allgemein anerkannt 
sind. Auf dem Gebiete des internationalen Seerechts insbesondere 
verpflichten sie sich, gegen einander die Regeln 2, 3 und 4 der 
Pariser Deklaration vom 16. April 1856 (also mit Ausschluss der 
auf die Kafierei bezüglichen Regel 1) zu beobachten, jedoch mit 
dem Vorbehalt von Seiten der Vereinigten Staaten von Mexiko, dass 
diese, sofern sie sich im Kriege mit einer dritten Macht befinden 
sollten, das unter neutraler Flagge befindliche Gut des Feindes nur 
in dem Fall als frei anerkennen werden, wenn die genannte Macht 
den gleichen Grundsatz des Seerechts auch ihrerseits gegen Mexiko 
gelten lässt.“ 

Auf die sämtlichen „Regeln von 1856“ bezieht sich der 
deutsche Freundschafts- u. s. w. Verti-ag mit Salvador vom 13. Juni 
1870 (R. G. Bl. 1872 S. 377) Art. XIX und XX. 

2. Glliistigerii Erfolg hatte dagegen die Haager Friedenskonferenz. 
Die Verhandiungen flihrten zu dem Abkommen betreffend die Gesetze 
and Gebrliuciie des Landkrieges (Convention coneernaiit les lois et eon- 
tiinies de in giierre sur terre) vom 29. Juli 1899, durch welches die 
wichtigsten Reehtsrcgelu des Landkriegsreehts festgelegt wnrden. 

Das Abkommen zerfällt in die eigentliche Konvention in fünf 
Artikeln und das dieser angefügte Reglement. In der Konvention 
erklären die Mächte, dafs sie ihren Landstreitkräften Anweisungen 
gelten werden, die mit dem Reglement übereinstimmen. Das 
Reglement ist nur bindend bei einem Kriege zwischen den Sig- 
uatarmächten und den Mächten, welche später der Konvention bei- 
treten sollten. Das Reglement zerfällt in vier Abschnitte. Der 
erste handelt von den „Kriegsparteien“ (belligöraiits) und zer- 
fällt in drei Kapitel: 1. Bestimmung des Begriffes Kriegspartei; 
2. Kriegsgefangene; 3. Kranke und Verwimdete. Der zweite Ab- 

19* 
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schnitt handelt von den Feindseligkeiten (hostilitös) und enthält 
fünf Kapitel: 1. Mittel zur Schädigung des Feindes, Belagerung 
und Beschiefsung; 2. Spione; 3. Parlamentäre; 4. Kapitulationen; 
5. Waffenstillstand. Der dritte Abschnitt regelt die vielumstrittene 
Frage nach den Befugnissen der militärischen Gewalt auf be- 
setztem feindlichen Gebiete. Der vierte und letzte Abschnitt 
befafst sich mit den bei Neutralen festgehaltenen Krieg- 
führenden und in Pflege befindlichen Verwundeten. Auf 
den nähern Inlmlt dieser Bestimmungen wird in den folgenden 
Paragraphen eingogangen werden. 

3. Verletzung der ReehtssHtze des Kriegsrechts erzeugt die all- 
gemeinen Unreclitsfolgen (oben § 24); doch findet auch hier der Begriff 
des Notstandes (als nräessitd de gneiTe oder Kriegsraison) Anwen- 
dung. Im Notstand und als Repres-salieii (unten § 40 III 10) sind aueh 
Handlungen gestattet, die dem strengen Kriegsrecht (der Kriegs- 
nianier) znwlderlanfen. 

V. Kriegszustand ist der Inbegriff der durch den Krieg erzeugten 
Rechtsverhältnisse. 

1. Er beginnt entweder mit der fSrmlichen Kriegserklärung oder 
aber mit dem thntsäehliehen Ausbruch der Feindseligkeiten auf beiden 
Seiten. “ 

Die Kriegserklärung bedarf keiner besondom Form; sie mufs 
jedoch als empfangsbedürftige Willenserklärung (oben § 20 II) den 
Entschluls, den Kriegszustand herbeizuführen, dem Gegner gegen- 
über zum unzweideutigen Ausdruck bringen. Um den Eintritt des 
Kriegszustandes zu bewirken, mufs sie zur Kenntnis des Gegners 
gebracht sein ; Verweigerung der Entgegennahme steht der Entgegen- 
nahme gleich. Die Kriegserklärung kann auch als bedingte Er- 
klärung abgegeben werden (Ultimatum); sie kann auch betagt sein. 
Eine Erklärung, die, ohne zur Kenntnis des Gegners gebracht zu 
werden, nur den eigenen Staatsangehörigen oder dritten Mächten 
gegenüber erfolgt, begriindet den Kriegszustand dem Gegner 

5) Vergl. de Saint-Croix, Do la döolaration de guene et ses effets 
immediats. 1892. Feraud-Giraud E. J. XVII 19. 
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gegenüber nicht. Andererseits ist Verständigung der Neutralen 
zwar wünschenswert, aber nicht erforderlich; die Rechte und 
Pflichten der Neutralität treten auch ohne solche Mitteilung ohne 
weiteres ein. 

Die ausdrückliche Kriegserklärung ist, obwohl in der völker- 
rechtlichen Litteratur das Gegenteil vielfach behauptet wird, nicht 
unbedingt erforderlich. Sie kann auch durch konkludente Hand- 
lungen ersetzt werden. Doch hat in den meisten Kriegen des 
19. Jalirhunderts eine ausdrückliche Kriegserklärung stattgefunden. 
Die ausdrückliche Erklärung winl ersetzt durch den Beginn der 
Feindseligkeiten. Doch genügt einseitige Waffengewalt nicht; ge- 
waltsame Abwehr des Angriffs durch den Angegriffenen (vis mutua) 
ist vielmehr erforderlich, um den Kriegszustand zu erzeugen. 

2. Der Kriegszustand Uufsert seine Wirkung: 

a) In staatsrechtiiciier Beziehung auf das YerhUituis der Stiuits- 
gewalt zu den ihr unterworfenen Personen. 

Hierher gehören: Der Eintritt des Kriegs- oder Standrechts; 
die Zurückberufung der ini Ausland w'eilenden Staatsangehörigen 
und die Versagung der Entlassung aus dem Staatsverband; das 
Verbot des Handels mit den Angehörigen des Gegners; Ausfuhr- 
verbote von Pferden, Nahrungsmitteln u. s. w. Diese rein staats- 
rechtlichen Wirkungen können auch durch einseitigen Akt der Staats- 
gewalt begründet werden. 

b) In völkerrechtlicher Beziehung auf das YerhUituis der beiden 
Staaten zu einander. 

Die diplomatischen Beziehungen werden abgebrochen ; der eigene 
Gesandte wird abbenifen, dem Gesandten des Gegners werden die 
Pässe zugestellt, den Konsuln wird (zumeist, aber nicht notwendig) 
das Exequatur entzogen und die Vertretung der Interessen der Staats- 
angehörigen den Vcrtretci'n einer befreundeten Macht übertragen. 

Die mit dom Gegner geschlossenen Verträge worden aufge- 
hoben, soweit sie nicht gerade für den Fall des Krieges abgeschlossen 
sind (oben § 2 1 IV 3). 
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Den Staatsangehörigen des Gegners kann der Eintritt in das 
Staatsgebiet versagt werden; die auf dom Staatsgebiet weilenden 
Angehörigen des Gegners können, soweit nicht besondere Verein- 
barungen rrn Wege stehen, itn Larrde zurückgehalten oder aber aus- 
gewiesen worden (Xenelasie). Der vertragsinäfsige Ausschhtfs dos 
Rechts zur Ausweisung der gegnerischen Staatsangehörigen findet 
sich beispielsweise in Art. 11 des deutschen Freundschafts- u. s. w. 
Vertrags mit Nicaragtta vom 4. Febrirar 1890 (K. G. Bl. 1897 S. 171): 

„Wenn (was Gott verhütet) wolle) der Friede zwischen den 
beiden Hohen kontrahirenden Theilen gestört worden sollte, so 
soll detr Angehörigen des einen Staates, welche zu der Zeit in 
dem Gebiete des atrderon sich befinden, der Aufenthalt daselbst 
und der Betrieb ihres Berufs oder Gewerbes gestattet bleiben, oline 
dass sie auf irgend welche Art, insbesondere ditrch aussororderrt- 
liche Steuern, Leistungen oder Kontributionen, welche nicht zu- 
gleich alle Angehörigen des Ijandos treffen, belästigt werden, und 
der volle Genitss ihrer Freiheit und ihrer Güter soll ihnen gelassen 
werden, solange sie sich keiner Verletzung der Landesgesotze 
schuldig machen.“ 

„Wenn dieselben aber vorziehen sollten, während des Kriegs- 
zustandes das Land z\i verlassen, so soll ihnen das gleichfalls ge- 
stattet sein, und sie sollen demgemäss ungehindert ihre Geschäfte 
ordnen, über ihr Eigenthum verfugen und den Erlös ohne Abzug 
mitföhren können. In diesem Falle wird ihnen ein Gcleitsbrief 
ertheilt werden, um sich in einem Hafen, den sie nach ihrer Wahl 
selbst bezeichnen mögen, einzuschiffen, vorausgesetzt, dass der- 
selbe vom Feinde weder besetzt noch blokiert ist, noch ihre eigene 
Sicherheit oder die des Staates die Abreise über diesen Hafen ver- 
bietet, in welchem Falle dieselbe stattfindon wird, wie und wo 
es geschehen kann.“ 

Dagegen hat Frankreich 1870 die auf französischem Gebiet 
weilenden Deutschen (angeblich etwa 100 000, davon 40 000 in 
Paris) ausgewiesen, während eine Ausweisung der gegnerischen 
Staatsangehörigen während des türkisch-russischen Krieges von 1877, 
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während de.s chinesisch -japanischen Krieges 1894 und während 
des spanisch -amerikanischen Krieges von 1898 nicht erfolgte.® 

c) In völkerreehtlieher Beziehung auf das Verhältnis der krieg- 
führenden zu den übrigen Mä(^hteii. 

Vergl. darüber unten § 42. 

VI. Die Beendigung des Kriegszustandes.’ 

1. Hie erfolgt entweder: 

a) Formlos durch Einstellung der Feindseligkeiten von iH-iden 
Heiten oder diireli Unterjoeliung des Gegners (Eroberung, 
debellatio oder subjugatio). 

Damit hat dieser aufgehört, als Staat, mithin als völkeiTCcht- 
liches Rechtssubjekt, zu existieren. In diesem Fall köuuen Ab- 
machungen oder „Kapitulationen“ über die Pei-son des l)ishorigen 
Herrsdiers, sein Vermögen, das geschlagene Heer u. s. w. vorangehen, 
die den Fricdensschlufs ersetzen. Ein Beispiel bietet die mit Hannover 
von Preufsen am 29. Juni 1800 zu Langensalza gesclilossene Kapi- 
tulation. 

b) Oder in nirmlieher Welse durch Abselilufs und Itatillkation des 
Friedensvertrages. 

2. Der Friedeusvertrag stellt unter densellM'ii vülkerreelitliehen 
Reehtsregeln wie j*“der andere Staatsvertrag. 

Dies gilt insbesondere von der Berechtigung des Staatsober- 
hauptes, den von ihm beherrschten Staat zu binden (oben § 13). 
Dafs das in Kriegsgefangenschaft geratene Staatsoberhaupt einen 
verbindlichen FriodcDsvcrtrag schliefeen kann, wurde bereits oben 
§ 20 II G hervorgehoben. Häufig pflegt dem eigentlichen Friedens- 
vertrag ein Präliminarfrieden voranzugehen. So bildeten die Ver- 
sailler Friedenspräliminarien vom 2G. Februar 1871 die Grundlage 
für den Frankfurter Frieden vom 10. ülai 1871; der russisch- 
türkische Präliminarfrieden von San Stefano 1878 den Ausgangs- 
punkt für die Beratungen der Berliner Konferenz von demselben 

6) Vergl. R. G. I 468, II 577. 

7) V. Kirchenheim, H. II. IV 791. 
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Jahre. Die Bedeutung des Pi’äliminarfriedens liegt in der bindenden 
Festlegung der Grundlagen für den Dcflnitivfriedcn ; neue Ansprüche 
des Siegers sind mithin ausgeschlossen; die Zugeständnisse des Be- 
siegten dürfen nicht widerrufen werden. 

3. Die allgemeine und gmndsätziicbe Wirkung des Friedens- 
sebiusses ist zunächst die Beendigung des tHreitos zwischen den Krieg- 
führenden, die Eriedigung des casns beili, die M'iederliersteiiung der 
TÜiherrechtiich geregelten fkiediicbeii Beziehungen; ferner aber bewirkt 
der Friedensschiufs, dafs die durch den Kriegszustand begründeten 
Rechte und Pflichten der Neutraien wieder hinwegfaiien. 

Insoweit also tritt der frühere Rechtszustand wdeder in Kraft 
(sogenanntes postliminium). Die frühere Staatsgewalt übernimmt 
die Leitung der Staatsgeschäfte in den vom Feinde besetzt ge- 
wesenen Gebietsteilen (unten § 40 VI); die Gefangenen werden frei; 
das mit Beschlag belegte bewegliche und unbewegliclio Out kehrt 
an den Eigentümer zurück. Doch behalten die nach Kriegsrecht 
erfolgten Rechtshandlungen ihi-e Rechtswirksamkoit. Und die durch 
den Krieg aufgehobenen Verträge treten, von besonderen Verein- 
barungen abgesehen, nicht wieder in Kraft (oben § 21 IV 3). Der 
Einwand des Besiegten, dafs er durch Gewalt zum Abschlufs des 
Friedens gezw'ungen woitlen sei, ist ausgeschlossen; der Gedanke tler 
Revanche steht im Widersiiruch zu dem innersten Wesen des Friedens- 
vertrages. * 

4. Der Friedensrertrag enthält aber häiiflg noch weitere besondere 
Vereinbarnngen. Unter diesen sind zu erwälineii: 

a) Die Vereinbarung Uber Gebietsabtretungen. 

Hier ist der Erwerb (anders als bei der Eroberung) ein ab- 
geleiteter, und es finden mithin die oben § 23 II und III aufgestellten 
Rechtsregeln Änwendimg. Den Bewohnern der abgetretenen Gebiete 
kann das Optionsrecht zugestanden wenlen (oben § 10 II 2). 

b) Die sogenannte Amnestieklausel, d. h. der Ansschlufs der 
Strafverfolgung der während des Krieges von den beider- 
seitigen Staatsangehörigen begangenen iMlltisehen und mUi- 
tärlsclien Delikte. 

8) So schon Kant 1795. 
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Die Amnestieklausel wird wichtig bei Gebietsabtretungen, 
während sie sich im übrigen von selbst versteht. Sie findet sich 
bereits in den beiden Pariser Frieden von 1814 und 1815. Vergl. 
Art. 2, Abs. 2 des Frankfurter Friedens: „Kein Bewohner der 
abgetretenen Gebiete darf in seiner Person oder seinem Ver- 
mögen wegen seiner politischen oder militairischen Handlungen 
während des Krieges verfolgt, gestört oder zur ünteisuchung ge- 
zogen werden.“ * 

c) Die Tereinbarung einer Kriegsentschädigung, die der Besiegte 
an den Sieger zu zahlen hat. 

Zur Siolierung der Leistung kann diesem auch die völlige 
oder teilweise militärische Besetzung des dem Besiegten verbleiben- 
den Gebietes als Territorialgarantie (§ 22 I) eingeräumt werden. 
Vergl. den Frankfurter Frieden Art. 7. 

d) Die Berichtigung der Grenzen oder der Vorbehalt einer ge- 
naueren Bestimmung derselben. 

e) Erwähmuig verdient Art. 16 des Frankfurter Friedens vom 
10. Mai 1871: „Beide Regierungen .... verpflichten sich 
gegenseitig, die Gräber der auf ihren Gebieten beerdigten 
Soldaten respektdren und unterhalten zu lassen.“ 

§40. Die einzelnen Eriegsrechtssätze.* 

I. Kriegsschauplatz (thöätre de la guerre) Ist das gesamte Land- 
und Wasser gebiet der kriegführenden Staaten, sowie die hohe See. 

Der Kriegsschauplatz umfafst auch die überseeischen Kolonieen, 
die autonomen Provinzen, sowie die den Kriegführenden unter- 
geordneten halbsouveränen Staaten. Durch eine Kriegserklärung 
an die Türkei werden mithin auch Ägypten sowie Bulgarien in 
Kriegszustand versetzt. Der Kriegsschauplatz umfalst aber nicht 
diejenigen Gebiete, welche von einer fremden, die staatlichen 
Hoheitsrechte ausübenden Staatsgewalt „besetzt“ sind (oben § 10 IV). 

1) Die besonderen Beebtssätze des Seekriegsrechtes sind in § 41 dar- 
gestellt. 
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Befindet sich mithin die Türkei ini Kriegszustand, so ergreift dieser 
weder Bosnien nocli aucli Cyporn. Wohl aber wünlen in einem 
von Österreich-Ungarn geführten Kriege auch Bosnien und die 
Herzegowina, in einem von England geftthi-ten auch Cypern zum 
Kriegsschauplatz gehören. 

Da auch die hohe See zum Kriegsschauplatz gehört, können 
die Kriegführenden liier alle ilinen erfmxlerlich erscheinenden An- 
griffs- und Verteidigungshandlungen vornehmen, mögen diese auch, 
wie das Legen von Seeminen, dem neutralen Handel beschwerlich 
fallen. Auch Eingriffe in neutrales Eigentum, z. B. die Durch- 
schneidung submariner Kabel, sind mithin auf offener See gestattet 
(unten § 41 VI). 

1. Der Kriegsselianplatz kann dnrcli die Ventralisiemng einzelner 
Gebietsteile eingeschränkt werden. Auf diesen Gebieten dürfen kriege* 
rische Operationen nicht vorgenommen werden. Die Xeiitralisiernng 
kann entweder auf einer besonderen , für einen bestimmten Krieg ge- 
troffenen Vereinbarung der streitenden Teile, oder aber auf allgeineinen 
und dauernden Abmachungen beruhen. 

Besondere Vereinbarungen sind auch in früheren Zeiten 
häufig (so bezüglicli besuchter Badeorte) getroffen worden. Durch 
Art. 11 der Kongoakte von 1885 verpflichten sich die Signatar- 
mächte, ilire guten Dienste zu leihen, damit durch Vereinbarung 
der Kriegführenden deren in dem konventionellen Kongobocken 
belegene Besitzungen „den Gesetzen der Neutralität“ unterstellt 
werden. 

Die dauernde Neutralisierung gewisser Gebiete, zu unter- 
scheiden von der Neutralisierung ganzer Staaten (oben § 0 III) und 
daher besser „Befriedung“ genannt, kann sich auf Landgebiet wie 
auf Wassergebiet der Kriegführenden er.strecrken. 

Dabei tritt, insbesondere soweit es sich um die Neutrali- 
sierung von Wasserstrafsen handelt, eine wichtige Verschiedenheit 
hervor. 

a) Es kann sein, und das ist die ältere Form der Abmachungen, 
dafs den Truppen und Kriegsschiffen der Kriegführenden der Zu- 
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tritt zu dem neutralisierten Gebiet unbedingt untersagt ist (sogenannte 
negative Neutralisierung). 

b) Es kann aber auch sein, dafs die neutralisierten Gebiete 
(Wasserstrafsen) auch in Kriegszeiten den Truppen und Kriegs- 
schiffen der Kriegführenden offenstellen, dafs diese aber keinerlei 
kriegerische Operationen in diesen Gebieten vornehmen dürfen 
(sogenannte positive Neutralisierung oder Internationali- 
sierung). 

In jedem dieser beiden Fälle sind kriegerische Unternehmungen 
irgend welcher Art auf den neutralisierten Gebieten ausgeschlossen. 
Daraus folgt, dafs insbesondere auch die Blockierung von neu- 
tralisierten Stroraläufen als völkerrechtswidrig angesehen werden 
mufs. Doch weifs die Geschichte von mancher Verletzung dieser 
Rechtsregel zu berichten. Daher ist mehrfach der Ausschlufs der 
Blockierung durch besondere Vereinbarung ausdrücklich gesichert 
worden. So bezüglich des La l’lata durch den zwischen Argentinien, 
Frankreich, England und den Vereinigten Staaten geschlossenen 
Vertrag von 1853 (oben § 27 1). 

2. Als dauernd neutralisierte Gebietsteile sind zu erwähnen: 

a) Die ehemaligen sardinisehen Gebiete von Chabiaix und Faueigny 

(oben § 8 m 3 S. 67). 

b) Die internationalen Strbme, so insbesondere die Donau, der 
Kongo und der Niger (oben § 27 II und III). 

c) Der Suezkanal (oben § 27 IV). 

d) Naeh dem Vertrag der Grofsniäehte^ mit Griechenland vom 
14. November 1863 dürfen sieh in den Gewässern der ionischen 
Inseln keine Kriegsscliiffe , auf den Inseln selbst keine Tmp|>en 
aufhalten; die Festungen werden geschleift. 

Der Londoner Vertrag vom 22. März 1864 hat diese „avantages 
d’uno paix perpötuelle“ auf die Inseln Korfu und Paxos und ihre 
Dependenzon beschränkt. 

e) Nach dem Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 Art. 29 Abs. 6 
sind die montenegrinisehen Gewässer den KriegsschilTen aller 
Nationen verschlossen. 
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II. Die Anwendung von Ciewalt, insbesondere von Waffengewait, 
ist nur der Kriegsmaeht, aiso den bewaffneten BtreitkriUten (forces 
miiitaires) der KriegfUbrendeii und nur gegen die Kriegsmacht des 
Gegners gestattet. Kur die Kriegsmacht hat den sogenannten „aktiven 
und passiven Kriegs.stand‘‘. 

1. Kriegsmaeht ist die gesamte organisierte Wehrkraft des Staates, 
die unter staatlicher licitung steht und durch Uurserliche Abzeichen 
kenntlich gemacht ist. 

Den Gegensatz zu der Kriegsmacht bildet die friedliche BevSIke- 
rung des Landes. Ihr gegenüber ist die W'affengewalt ausgeschlossen ; 
und umgekehrt sind Feindseligkeiten, die ein AngeliSriger der fkied- 
Uehen Bevölkerung gegen die Kriegsmacht des Gegners begeht, als 
gemeine Verbrechen nach dem mafsgebenden Straftecht oder Stand- 
recht zu bestrafen. 

Proklamation des Königs von Preufsen vom 11. August 1870: 
„Ich führe Krieg mit den französischen Soldaten und nicht mit den 
Bürgern Frankreichs. Diese werden demnach fortfaliren, einer voll- 
kommenen Sicherheit ihrer Personen und ihres Eigentums zu ge- 
niefsen, und zwar so lange als sie mich nicht selbst durch feind- 
liche Unternehmungen gegen die deutschen Truppen des Rechtes 
berauben werden, ihnen meinen Schutz angedeihen zu lassen.“ 

Die Grenze ist nicht immer leicht zu ziehen xmd die 
Meinungen gehen noch vielfach auseinander. Najwleon I. hat 1813 
das Lützowsche Freicorps nicht als Bestandteil der Kriegsmacht 
anerkannt. Während des deutsch -französischen Kri^s waren es 
besonders die Franctireurs, deren Rechtsstellung erbitterte Sti'eitig- 
keiten verursachte. Mafsgebend kann nur sein, ob die Freischaren 
(die „Irregulären“), die neben den Soldaten diese in der Krieg- 
führung unterstützen, organisiert sind oder nicht; d. h. ob sie der 
regulären Kriegsmacht angegliedert und unter deren Oberleitung ge- 
stellt sind, oder ob sie ausschlicfslich auf eigene Faust den ein- 
gedrungenen Gegner bekämpfen (Andreas Hofer 1809 in Tirol). Es 
mufs aber ferner gefordert werden, dafs die erfolgte Eingliederung 
der Freischaren, wenn auch nicht durch vollständige Uniformierung, 
so doch durch deutlich erkennbare Abzeichen ersichtlich gemacht 
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wird. In diesem Fall geniefsen auch die Freischaren die Hechte 
der Soldaten. 

Daher hat die neuere Landesgesetzgebung auch den Landstm'm 
militärisch organisiert Vergl. das deutsche Eeichsgesetz über den 
Landsturm vom 12. Februar 1875 (R. G. Bl. S. 03), sowie das an 
dessen Stelle getretene Gesetz betr. Änderungen der Wehrpflicht vom 
11. Februar 1888 (R. G. Bl. S. 11) §§ 23 bis 34. 

Auf diesen Standpunkt hat sich auch das Haager Abkommen 
vom 29. Juli 1899 gestellt. Bei Bestimmung „des Begriffes Kriegs- 
partei“ (belligerant) sagt Art 1; 

. „Die Gesetze, die Rechte und die Pflichten des Krieges gelten 
nicht nur für das Heer, sondern auch für die MUizen und die Frei- 
wUligoncorps unter folgenden Bedingungen: 

1. Dass jemand an ihrer Spitze steht, der für das Verhalten 
seiner Untergebenen verantwortlich ist; 

2. dass sie ein bestimmtes, aus der Feme erkennbares Ab- 
zeichen tragen; 

3. dass sie die Waffen offen führen; 

4. bei ihrer Kriegführung die Kriegsge.setze und Kriegs- 
gebräuche beobachten. 

In den Staaten, in denen die Milizen oder Freiwilligencorps 
das Heer oder einen Bestandtheil des Heeres bilden, sind diese 
unter der Bezeichnung „Heer“ einbegriffen.“ 

Besondere Schwierigkeiten ergeben sich bezüglich der nicht 
militärisch organisierten Bevölkerung, die sich zum Schutze des 
Vaterlandes gegen den herandrängenden Feind oder gegen die das 
Land bereits besetzthaltende feindliche Kriegsmacht erhebt (die lev6e 
en masse). Die Brüsseler Deklaration von 1874 und das Handbuch 
von 1880 hatten ohne weiteres auch der Massenerhebung des 
Volkes die Vorrechte der Soldaten zugestanden; und das war gerade 
einer derjenigen Punkte, die den gesamten Entwurf von 1874 zum 
Scheitern brachten. Das Haager Abkommen von 1899 hat die 
Streitfrage nur zum Teil entschieden, da zwischen den Interessen 
der grefsen Militärmächte und denjenigen der kleinen Staaten, die, 
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wie insbesondere die schweizerische Eidgenossenschaft, auf die 
Massenerhebung des Volkes nicht verzichten wollten, eine Vermitt- 
lung nicht möglich war. Das Abkommen bestimmt in Art. 2: 

„Die Bevölkerung eines nicht besetzten Gebietes, die beim 
Herannahen des Feindes aus eigenem Antriebe zu den Waffen 
greift, um die eindringenden Truppen zu bekämpfen, ohne Zeit 
gehabt zu haben, sich nach Art. 1 zu organisiren, wird als Kriegs- 
partei betrachtet, sofern sie die Gesetze und Gebräuche des Krieges 
beobachtet.“ 

Damit ist die nichtorganisiorte Massenorhebung anerkannt, 
aber nur, so lange das Gebiet von der feindlichen Macht noch 
nicht besetzt ist. Ober die Massenerhebung gegenüber dem bereits 
eingedrungenen Feinde sagen die vereinbarten Rechtsregeln nichts. 
Und doch ist die Frage von gröfster Wichtigkeit. Handelt es sieh 
doch darum, ob der bewaffnete Bürger als Soldat nach Kriegsrecht 
oder als Mörder nach gemeinem Strafrecht und Standrecht behandelt 
werden soll. Nur eine Ablehnung der Entscheidung ist es, wenn 
die Vertragsmächtc erklären, dafs auch in den durch das Ab- 
kommen nicht entschiedenen Fällen nicht die Willkür der mili- 
tärischen Befehlshaber, sondern die Grundsätze des Völkerrechts 
mafsgebend sein sollen, „wie sie sich aus den unter gesitteten 
Staaten geltenden Gebräuchen, aus den Gesetzen der Menschlich- 
keit und aus den Forderungen des öffentlichen Gewissens heraus- 
gebildet haben.“ Denn solche völkerrechtlichen Grundsätze, die 
von allen Seiten anerkannt wären, bestehen eben heute noch nicht. 
Die Militärmächte werden daran festhalten, der Bevölkerung, die 
sich in den von ihnen besetzten Gebieten der Kriegsmacht be- 
waffnet entgegenstellt, ohne den Voraussetzungen des Art. 1 zu 
entsprechen, die Eigenschaft der „Kriegspartei“ nach wie vor zu 
versagen. 

2. Neben den waffentragendeii Soldaten stehen aber auch (ab- 
gesehen vom Staatshanpte und seiner Familie) die zur Kriegsmaeht 
gelierenden nnd Ihrer Disziplin unterworfenen, sowie die von ihr zu- 
gelasseneu Nichtkombattanten unter dem Schutze des TSlkerreehts. 
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Sie haben insbesondere , wenn sie von dem Oegner festgenommen 
werden, Aiispmeh anf Behandlung als Kriegsgefangene. Der Waifen- 
gebranch dagegen ist ihnen und gegen sie nntersagt. 

Hierher gehören die Militärbeamten mit Einschlufs der 
Feldgeistlichen; die zngelassenen Vertreter fremder Mächte; die 
Zeituugskorrespondenten, Lieferanten, Marketender; aber auch die bei 
dem Heer dienstlich weilenden nichtmilitilrischen Beamten dos krieg- 
führenden Staates. Vergl. Art. 3 und 13 des Abkommens von 1899. 

3. Parlamentäre sowie die sie begleitenden Personen sind so 
lange unTerietzllch, als sie ihre Rechtsstellung nicht mifsbranchen. 

Parlamentäre sind diejenigen Personen, die von einem der 
Kriegführenden beauftragt sind, mit dem Gegner zu unterhandeln. 
Das Abzeichen des Parlamentärs ist die weifse Fahne. Er kann 
von einem Trompeter, Hornisten oder Trommler, sowie von einem 
Fahnenträger und einem Dolmetscher begleitet werden. Der Be- 
fehlshaber, an den der Parlamentär gesandt wird, ist nicht ver- 
pflichtet, ihn unter allen Umständen zu empfangen. Er kann alle 
Mafsregeln ergreifen, die erforderlich sind, um ihn zu verhindem, 
seine Sendung zur Einziehung von Nachrichten zu benutzen. Er 
ist berechtigt, bei Mifsbrauch den Parlamentär zeitweilig zurück- 
zuhaltcn. Der Parlamentär verliert sein Recht der Unverletzlich- 
keit, wenn „der bestimmte, unwiderlegliche Beweis“ vorliogt, dafs 
er seine bevorrechtigte Stellung dazu benutzt hat, um Verrat zu 
üben oder dazu anzustiften. Vcrgl. Art. 32 bis 34 des Abkommens 
von 1899. 

4, Spione werden nach Standreeht gerichtet, feindliehe Kund- 
schafter wie die übrigen Angehörigen der Kriegsmacht nach Völker- 
recht bclinndelt. ’ 

Zum Begriff des Spions im Gegensatz zum Kundschafter ge- 
hört, dafs er heimlich oder unter falschem Vorwände in dem 
Operationsgebiete eines Kriegführenden Nachrichten einzieht oder 
einzuziehen versucht, um sie der Gegenpartei mitzuteilen. 

2) Vergl. G. Friodemann, Die Lage der Kriogskundschafter und 
Kriegsspione. 1892. 
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Daher sind nicht als Spione zu betrachten; Militärpersonen, 
die in Uniform in das Operationsgebiet des Gegners eingedningen 
sind, um sich Nachrichten zu verschaffen; Militärpersonen und 
Nichtmilitärpersonen, die offen den ihnen erteilten Auftrag aus- 
führeu, Mitteilungen an ihr eigenes oder an das feindliche Heer 
zu überbringen; Personen, die in Luftschiffen befördert werden, 
um Nachrichten zu überbringen, oder um die Verbindung zwischen 
den verschiedenen Teilen eines Heeres oder eines Gebietes aufrecht 
zu erhalten. 

Der auf frischer That ergriffene Spion kann nach voran- 
gegangenem gerichtliclien Verfahren bestraft werden. Der Spion, 
der zu seinem Heere zurOckgekehrt ist und später vom Feinde 
gefangengenommen winl, ist als kriegsgefangen zu behandeln und 
kann für die früher begangene Spionage nicht verantwortlich gemacht 
werden. 

Vergl. Art 29 bis 31 des Abkommens von 1899. 

III. Im allgemeinen darf der Kriegführende nur solche Mittel an- 
wenden, deren Anwendung notwendig ist, um den Widerstand des 
Gegners niederzuwerfen. Aber auch in der Verwendung der als not- 
wendig erkannten Mittel werden dem Kriegführenden durch das Völker- 
recht gewisse, freiiieh zum Teil recht bestrittene Grenzen gezogen. 

Ausdrücklich bestimmt denn auch Art. 22 des Abkommens 
von 1899; „Die Kriegsparteieu haben kein unbeschränktes Recht 
in der AVahl der Mittel zur Beschädigung des Feindes.“ Im ein- 
zelnen wäre folgendes zu bemerken; 

1. Durch die Petersburger Konvention vom 11. Dezember 1868 
haben sieb die Milchte verpflichtet, gegenseitig im Fall eines Krieges 
zwischen ihnen für die Land- wie für die Seetruppen auf den Gebrauch 
Jedes Explosiv -Geschosses unter 400 Gramm Gewicht zu verzichten 
(qui serait ou explosible ou Charge de raatieres fulminantes ou in- 
flammables). 

Die Verpflichtung bindet nur diejenigen Staaten, welche die 
Vereinbarung unterzeichnet haben oder ihr später beigetreten sind; 
und auch diese nur im Kriege mit einem der übrigen unterzeich- 
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neten Staaten. Unterzeichnet haben: Belgien, Österreich -Ungarn, 
Bayern , Dänemark, Frankreich, Grofsbritannien , Griechenland, Italien, 
die Niederlande, Persien, Portugal, Preufsen \md der Norddeutsche 
Bund, Rufsland, Schweden-Norwegen, Schweiz, Türkei und Württem- 
berg. Die sämtlichen übrigen Kulturstaateu sind später beigetreten. 

2. Aiisdrncklieh untersagt Art. 23 des Abkommens von 1899 die 
Anwendung der folgenden Mittel: 

a) Die Verwendung von Gift oder vergifteten Waffen; 

b) die meuchlerische Tötung oder Verwundung von An- 
gehörigen des feindlichen Staates oder dos feindlichen Heeres; 

c) die Tötung oder Verwundung eines die Waffen streckenden 
oder wehrlosen Feindes, der sieh auf Gnade oder Ungnade ergiebt; 

d) die Erklärung, dafs kein Pai-don gegeben wird; 

e) den Gebrauch von Waffen, Geschossen oder Stoffen, die 
geeignet sind, unnötigerweise Leiden zu verursachen; 

f) den Mifsbrauch der Parlamentärtlaggc, der Nationalflagge 
otler der militärischen Abzeichen oder der Uniform des Feindes, 
sowie der besonderen Abzeichen der Genfer Konvention; 

g) die Zerstörung oder Wegnahme feindlichen Eigentums, es 
sei denn, dafs die Gebote des Krieges dies dringend erheischen. 

3. Weitere Iteseliräiikiingeii enthalten die drei, bereits oben 
Seite 29 erwähnten Deklarationen der Haager Schliifsakte. 

a) Die Vertragsinik-hte sind dahin flbereingekommen, dafs das 
Werfen von Geschossen und Spreng.stoffen aus Luftschiffen oder auf 
andern ähnlichen neuen Wegen für die Dauer von fünf Jahren ver- 
boten ist. Das Übereinkommen ist nicht unterzeichnet von Grofs- 
britannion. 

b) Die Vertragsmächte unterwerfen sich gegenseitig dem Ver- 
bote, solche Geschosse zu verwenden, deren einziger Zweck ist, 
erstickende oder giftige Gase zu verbreiten. Nicht unterzeichnet 
von Grofsbritannien und den Vereinigten Staaten von Amerika. 

c) Die Vertragsmächte unterwerfen sich gegenseitig dem V^er- 
bote, Geschosse zu verwenden, die sich leicht im menschlichen 
Körper ausdehnen oder plattdrücken, der Art, wie Geschosse mit 

r. Liszt, Völkerrecht. 2. Aofl. 20 
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hartem Mantel, der den Kern niclit ganz umhüllt oder mit Ein- 
schnitten versehen ist. Nicht unterzeichnet von Grolsbritannien, 
den Vereinigten Staaten von Amerika sowie von Porttigal. 

4. Kriegslisten sind gestattet. 

Hierher gehört auch die Anwendung der notwendigen Mittel, 
um sich Nachrichten über den Gegner und das Gelände zu ver- 
schaffen (Art. 24 des Abkommens von 1899). 

&. Nur befestigte oder verteidigte Städte, Dörfer, Gebäude 
unterliegen der Belagernng und Beschielsung. 

Vor Beginn der Beschiefsung soll der Befehlshaber, den Fall 
eines Sturmangriffes ausgenommen, alle.s thun, was in seinen Kräften 
steht, um die Ortsobrigkeit davon zu benachrichtigen. Bei der Be- 
schiefsung sollen alle erforderlichen Mafsregeln getroffen werden, 
um die dem Gottesdienste, der Kunst, der Wissenschaft und der 
Wolüthätigkeit gewidmeten Gebäude, sowie die Krankenhäuser und 
Sammelplätze für Kmnke und Verwundete soviel wie möglich zu 
schonen, vorausgesetzt, dafs diese Gebäude nicht zu militärischen 
Zwecken verwendet werden. Die Belagerten haben diese Gebäude 
mit besonderen sichtbaren Zeichen zu versehen und diese vorher 
dem Belagerer bekannt zu geben. Vergl. Art. 25 bis 27 des Ab- 
kommens von 1899. 

In das Abkommen nicht aufgenommen worden sind die beiden 
folgenden, während des deutsch- französischen Krieges lebhaft be- 
sprochenen Rechtsregeln: 

a) Die friedlichen Einwohner der belagerten Stadt, insbesondere 
die Kranken, die Weiber und Kinder haben keinen Rechtsanspruch 
auf die Gewährung ungestörten Abzuges. 

b) Die diplomatischen Vertreter neutraler Mächte, die sich 
in der umlagerten Stadt befinden, haben keinen Rechtsanspruch 
auf ungehemmten Verkehr mit ihren Absendestaaton. 

6. Städte und Ansiedelungen, selbst wenn sie im Sturm ge- 
nuninieu sind, diirfen nielit der Plünderung preisgegeben werden 

(Art. 28 des Abkommens von 1899). 
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7. Die Verwendung von Truppen, denen die europäische 
Zivilisation fremd geblieben ist, kann an sich nicht als völkerrechts- 
widrig betrachtet werden, verpflichtet aber den kriegführenden 
Staat, der sie verwendet, mit besonderer Sorgfalt über die Be- 
obachtung des Kriegsrechts durch diese Truppen zu wachen. Das 
Abkommen von 1899 enthält darüber keine Bestimmungen. 

8. Ziemlich allgemein wird auch angenommen, dafs das Legen 
von Minen im Landkrieg, etwa um die eine Brücke überschreiten- 
den Soldaten in die Luft zu sprengen, völkerrechtswidrig sei. 

9. Verbindung mit aufständischen Parteien im feindlichen 
Lande ist uicht völkerrechtswidrig, wohl aber die Auffordening zur 
Empörung. 

10. Bepressalien (oben § 38 III 2) sind im Kriege wie aufser- 
halb desselben gestattet; als solche sind selbstverständlich gerade solche 
Mittel verwendbar, deren Anwendung sonst völkerrechtswidrig wäre. 

IV. Die Rechtsstellung der befangenen.' 

1. Die Uefangciiscliaft ist iiii heutigen Krieg nur Sieherheit.shafl 
mit Schonung des Lehens, der (Gesundheit und des Eigentums der Ge- 
fangenen. 

Der kriegführende Staat, in dessen Gewalt die Gefangenen 
geraten sind, darf alle Mafsregcln treffen, um sie am Entweichen 
zu hindern; er darf sie auch mit angemessenen Ai’ljeiten beschäf- 
tigen, mufs aber andrerseits für ihren ranggemäfsen Unterhalt 
sorgen. Die Entweichung des Gefangenen zieht kriminelle Be- 
strafung nicht nach sich. 

Den Kriegsgefangenen verbleibt ihr persönliches Eigentum, 
mit Ausnahme der Waffen, Pferde und der Schriftstücke militäri- 
schen Inhalts. Kriegsgefangene Offiziere können den ihnen zu- 
kommenden Sold erhalten, den ihr« Kegiemng dann zurückzuerstatten 
hat. Den Kriegsgefangenen wird in der Ausübung ihrer Keligion 
und in der Teilnahme am Gottesdienste volle Freiheit gelassen. 
Für die Errichtung von Testamenten der Kriegsgefangenen gelten 

3) Vergl. Rom berg, Des belligerants et des prisonniers de guerre. 18Ö4. 

20 * 
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dieselben Bestimmungen wie für die Militärpersonen des eigenen 
Heeres. Dasselbe gilt für Sterbeurknnden sowie für die Beerdigung 
von Kriegsgefangenen. Vergl. Art. 4 bis 9, 17 bis 19 des Abkommens 
von 1899. 

2. Kriogsgefaiigrne können, wenn die Gesetze ihres Landes das 
gestatten , auf Ehrenwort in die Heimat entlassen werden. Sie dürfen 
dann, dem gegebenen Wort entsprechend, während dieses Krieges die 
Waffen nieiit gegen den Gegner tragen. 

Aber auch die Regierung des auf Ehrenwort entlassenen Kriegs- 
gefangenen ist veipllichtet, von ihm keinerlei Dienste zu verlangen 
oder anzunehmen, die dem gegebenen Ehrenwort widersprechen. 
Kein Kriegsgefangener kann gezwungen werden, die Entlassung 
auf Ehrenwort anzunelimen; und die feindliclie Maclit Lst nicht ver- 
pflichtet, ihm die erbetene Entlassimg zu gewähren. Der Kriegs- 
gefangene, der die auf Ehrenwort üborommene Verpflichtung ver- 
letzt, hat, wenn er wieder ergriffen wird, keinen Anspruch auf 
die Behandlung als Kriegsgefangener; er wird vielmehr nach dem 
Militärstrafrecht des Gegners gerichtlich abgeurteilt: nach § 1.09 
des deutschen Militär- Strafgesetzbuches trifft ihn die Todesstrafe. 

3. Von jedem der Kriegführenden sollen besondere Auskunfts- 
stellen über die Kriegsgefangenen errichtet werden. 

Dasselbe gilt von den neutralen Staaten, die etwa Angehörige 
der Kriegsmächte bei sich aufgenoimnen liaben. Die Auskunfts- 
stellen sammeln alle auf die Krieg.sgefangonen bezüglichen Nach- 
richten, um die an sie gerichteten Anfragen beantworten zu können; 
sie haben ferner alle die Gegenstände, die auf den Schlachtfeldern 
gefunden oder von den verstorbenen Kriegsgefangenen zurückgclassen 
worden, zu sammeln und den Berechtigten zuzustellen. Diese 
Auskunftsstellen geniefsen Portofreiheit Vergl. Art. 14 und 16. 

4. Die orduuiigsmäfsig gebildeten Ililfsgesellsehaften sollen alle 
möglichen Erleiehteriingen bei Ausübung ihrer MlldtliUtIgkeit Anden. 

Die Liebesgaben bleiben von allen Eingangszöllen sowie von 
den Frachtkosten auf Staatscisonliahnon befreit. Vergl. Art 15 
und 16 des Abkommens. 




Digitized by Google 



§ 40. Die einzelnoii Kriegsrochtssiitzc. 


309 


5. Nach dem Fdedeiissehlnr!« sollen die KricgsgefHiigeiieii in kürze- 
ster Frist in ilire Heimat entlassen werden (Art. 20 dos Abkonuiiens). 

Diejenigen Kriegsgefangenen, die sich in Untersucliungsliaft 
oder in Strafhaft befinden, können jedoch zurückbehalten werden. 

Die Behandlung der Kriegsgefangenen ist vielfach durch die 
nationale Gesetzgebung geregelt. Beachtenswert insbesondere das 
französische Reglement vom 21. März 1893. 

V. Hie kranken und verwundeten Soldaten sind durch die Genfer 
Konvention vom 22. August IStU (Convention pour rainelioration du 
sort des militaircs blesses dans les armees en Campagne) gcseliUtzt.** 

Vereinbarungen zwischen einzelnen Staaten, um das Los der 
Verwundeten zu sichern und zu erleichtern, sind seit dein 10. Jalir- 
hundert wiederholt getroffen worden. Vom Jahre 1581 bis zum 
.Tahre 1804 worden 291 solche Vorträge aufgozählt, die sich teil- 
weise auch auf den Seekrieg beziehen. Seit der Mitte des 1 9. Jahr- 
hunderts zeigte sich infolge der veränderten Kriegführung eine rück- 
läufige Bewegung, die irn Krinikrieg, in dem italienischen Krieg 
und während des amerikanischen Büi-gerkrioges deutlich zu Tage 
trat. Die Schlacht bei Solferino (24. Juni 1859) gab einem Schweizer 
Bürger, Dunant, den Anlafs, die Pflege verwundeter und kranker 
Soldaten im Feldzug, insbesondere die Gründung von Vereinen 
freiw'illiger Krankenpfleger im Kriege, näher ins Auge zu fassen. 
Er und ein anderer Schweizer, Moynier, der Vorsitzende der 
Genfer Gemeinnützigen Gesellschaft, bestiniratcn ilie Schweizer 
Regierung, die übrigen Mächte zu einer Konferenz eiiizuladen, die 
vom 8. bis 22. August 1804 in Genf tagte. Das Ergebnis dieser 
Beratungen, die Genfer Konvention, wurde ziierat nur von acht 
Staaten unterzeichnet (von der Schweiz, Baden, Belgien, Dänemark, 

4) Vergl. Luodor, Die Genfer Konvention. 1876. Moynier, La 
Croix-Rouge, son passe et son aveuir. 1882. R. Müller, Entstehungs- 
geschichte des Roten Kreuzes und der Genfer Konvention. 1897. Triepel, 
Die neue.steu Fortschritte auf dein Gebiete des Kriogsrechts. 1894. Moynier, 
I«! revision de la convention de Geneve. Etüde historiquo et critiquo siüvio 
d’un piojet de convention revisee. 1898. 
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Spanien, Frankreich, Italien und den Niederlanden). Seither sind 
die sämtlichen civilisierten und halhcivilisierten Staaten beigetreten. 
Die Kriege nach 18C4 lieferten den Beweis, dafs die Konvention, 
80 wolilthätig sie im allgemeinen gewirkt hatte, doch nach ver- 
schiedenen Richtungen hin (ftr Verbesserung und Erweiterung be- 
durfte. Insbesondere war von Italien ihre Ausdehnung auf den 
Seekrieg angeregt worden. Nach verschiedenen Verhandlungen trat 
eine abermalige Konferenz in Genf zusammen. Sie einigte sich 
über 15 Zusatzartikel, die in der Konvention vom 20. Oktober 1868 
zusammengefafst wurden. Aber diese neue Vereinbarung, die auch 
die Ausdehnung auf den Seekrieg enthielt, fand nicht die Ge- 
nehmigung der Slächte. 

Die Haager Konferenz vereinbarte in der dritten Konvention 
die Ausdehnung der Genfer Konvention auf den Seekrieg (darüber 
unten § 41 III). Bezüglich des Landkrieges beschränkt sich der 
Art. 21 darauf, auf die Genfer Konvention zu verweisen. Zugleich 
aber wurde der Wunsch ausgesprochen (oben S. 30), dafs möglichst 
bald eine neue Konferenz zusammentreten möge, um die Genfer 
Konvention zu revidieren. Der Zusammentritt dieser Konferenz 
im Jahro 1902 scheint bereits heute gesichert zu sein. Dabei ist 
jedoch zu beachten, dafs die sämtlichen Signatarmächte, welche die 
zweite Konvention unterzeichnet haben, auch soweit sie bisher der 
Genfer Konvention nicht beigetreten waren, durch Art. 21 an die 
Befolgung derselben gebunden sind. Es sind dies China, die Ver- 
einigten Staaten von Mexiko und Siam. 

Der Genfer Konvention von 1864 gehören gegenwärtig, aufser 
den oben genannten drei Mächten, 33 Staaten an. Diese sind: 
die Vereinigten Staaten von Amerika, Argentinien, Belgien, Bolivia, 
Bulgarien, Chile, der Kongostaat, Dänemark, Deutschland, Frank- 
reich, Griechenland, Grofsbritannien , Italien, Japan, Luxemburg, 
Montenegro, die Niederlande, der Oranje -Freistaat, Östen-eich-Ungarn, 
Persien, Peru, Portugal, Salvador, Honduras, Nicaragua, Rumänien, 
Rufsland, Schweden -Norwegen, die Schweiz, Serbien, Spanien, 
die Türkei und Venezuela. 
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1. Die Oeiifer Konvention von 18(>4 giit nur für den LaiidkrieK'. 
Sie verpflichtet die MUelite, die sic unterzcielinct haben oder ihr bei- 
iretreten sind, nur in ihrem YerhUitnis zu einander. 

Führt eine dieser Mächte einen Krieg gegen einen Staat, 
welcher der Konvention nicht beigetreten ist, so ist er durch die 
Konvention niclit gebunden; ebensowenig in einem Bürgcrki-ieg, 
den er zur Niederwerfung eines inneren Aufstandes führt, oder 
bei gewaltsamer, aber nicht kriegerischer Selbsthilfe. Die häutig 
vertretene Gegenansicht verwechselt die Grundsätze des Christen- 
tums und der Menschlichkeit mit den Rechtsrcgeln dos Völkerrechts. 

2. Die verwundeten und erkrankten Soldaten werden ohne Unter- 
schied der Nationalität aiirgenommen und verpfleert (Art. 6). 

Diejenigen von ihnen, die nach der Heilung als dienstun- 
tauglich befunden werden, sollen in ihre Heimat zurückgeschickt 
werfen. Die Konvention von 1868 verlangt auch die Zurüek.scndung 
der übrigen geheilten Soldaten unter iler Bedingung, dafs sie 
während der Dauer des Krieges die Waffen nicht wieder ergreifen; 
ausgesclilossen sollen nur die Offiziere sein, „deren Besitz auf das 
Waffenlos von Einflufs sein würde“. 

3. Da-s gesamte Verpflegiingspersoiial , also Arzte und Kranken- 
pfleger, ebenso die mit der Verwaltung der Lazarette und mit dem 
Transport der Verwundeten beauftragten Personen, sowie die Feld- 
prediger, sind unverlctzlieh (Art. 2 und 3). 

Die Konvention von 1864 giebt ihnen das Recht, auch nach 
der Besetzung der von ihnen bedienten Anstalt durch den Feind 
ihrer Aufgabe weiter obzuliegen; die Konvention von 1868 legt 
ihnen die Verpflichtung auf, das zu thun. Zugleich verpflichtet 
diese den Sieger, die jenen Peraonen gebührenden Bezüge ihnen 
unverkürzt weiter zu gewähren. Dagegen ist von den freiwilligen 
Krankenpflegern im Kriege in den beiden Konventionen von 1864 
und 1868 nicht die Rede. 

4. Die SaiiitUtsanstalteii und zwar sowolil die Ilauptfeldlazarett« 
als auch die fliegenden Ambulanzen sind unverletzlich, solange sieli 
Kranke und Verwundete darin befinden (Art. 1). Dagegen unterliegt 
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das Material der ersteren dem Kriegsrecht , d. Ii. dem Ueutereeht des 
(Siegers (Art. 4). 

5. Die Laudesbewoiiner, weieiie den Venriindeteu zu Hilfe 
kommen, sollen geschont werden und frei hleiben. 

Jeder in einem Hause aufgenommeno oder verpflegte Ver- 
wundete soll dem Hause als Schutz dienen. Der Einwohner, welcher 
V'erwundete bei sich aufnimmt, soll mit TrupfKUieinqiiartierung, 
sowie mit einem Teil der etwa auferlegten Kricgskontiibutionen 
verschont werden (Art. 5). 

<{. Die zur Aufbewahrung der Verwundeten und Kranken die- 
nenden Ränmliehkeiten sind diireii eine Fiagge kenntlieli zu niaciien, 
die das rote Kreuz im weifsen Felde zeigt. Das l’ersonal hat Arm- 
binden mit dem gleichen Abzeiehcii zu tragen. 

Die nicht -christlichen Sta;iten setzen an die Stelle des Kreuzes 
ein anderes; so die Türkei den Halbmond, Persien die aufgehende 
Sonne; Siam hat sich ein buddhistisches Abzeichen 1899 Vorbehalten. 

7. Mifsbrauch des Koten Kreuzes und alle Übertretungen der 
Oenfer Konvention sind nach den nationalen Gesetzen und durch 
die nationalen Gerichte abzuurtcilen. Die Einsetzung internationaler 
Gerichtshöfe, wenigstens in zweiter Instanz, ist wiederholt vor- 
gcschlagen worden. * 

VI. Die kriegerische Besetzung fremden Stimtsgebletes (occupatio 
beiiiea). 

wahrend durch die Eroberung fremdes Staatsgebiet dem Sieger 
erworben wird, tritt infolge der Besetzung von feiiidlicliem Staats- 
gebiet durch die vorrilekende Kriegsmacht nur thatsUehlieh und vor- 
übergehend, soweit die cITcktive Macht der besetzenden Truppen reicht, 
die Staatsgewait des Okkupierenden au die Stelle der rechtmUfsigen 
Staatsgewalt. Duix-h die Okkupation wird also ein besonderes Kechts- 
verhiiltnis zwisehen der besetzenden Sttmtsgewnlt und den Bewohnern 
des hesetzten Gebietes erzeugt (vergl. Art. 42 bis 56 des Abkommens 
von 1899). 


ö) Vergl. Buzzati, Do Temploi abusif da signe et du nom de la 
Croix - Kouge. 1890. Verhandlungen des Instituts für Völkerrecht von 1895. 
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1. Die benclzeiiilc StaatsEewalt hat das Recht wie die Pflieht, 
an Steiie der reeiitniürsigeii Staatsgcwait Ruhe und OrdiiuiiE aufreeiit 
zu erhalten. 

Gesetzgebung, Rectitspflego, Verwaltung worden, soweit es 
möglioli ist, wüe bisher fortgoführt. Doch liat die besetzende Staats- 
gewalt das Hecht, alle Mal'srcgcln zu trcITen, die erforderlich sind, 
um die besetzenden Truppen und die Zwecke der Kriegführung zu 
sichern (Verkündung des Standrechts u. s. w.) Die Bewohner des 
besetzten Gebietes schidden der l)esotzendcn Staal.sgewalt Gohors;ini 
nicht aber die Treue, die den Unterthanenverband kennzeichnet. 
Es ist daher völkerreelitswidrig, von der Bevölkerutig des besetzten 
Gebietes den Treueid zu verlangen oder sie zur Teilnahme an den 
Kriegsunternehmungen gegen ihr eigenes liand zu zwingen. 

" 2 . Die besetzende Kriegsniaelit kann fyllige Steuern und AbEubcii 
erheben und für die Redürfnisse des Heeres ZwniiEsnuriaEen in Geld (Kon- 
tributionen) erlielten sowie NntiirulleistuiiEen (Reiiuisitionen) fordeni. 

Die Erhebung der Steuern, Zölle und Abgaben soll nach 
Mafsgabe der bestehenden landesreelitlichcn Bestimmungen erfolgen; 
tlie Gelder sind für die ordnungsmäfsigo Verwaltung des besetzten 
Gelnetes zu verwenden. Strafen, seien es Geldstrafen, seien cs 
Strafen anderer Art, dürfen nicht über eiiie ganze Bevölkerung 
wegen der Handlungen Einzelner verhängt werden, für welche die 
Gesamtheit nicht als verantwortlich angesehen werden kann.® 
Zwangsauflagen in Geld dürfen nur auf Grund eines schriftlichen 
Befehls, unter Verantwortlichkeit eines selbständigen kommandieren- 
den Generals und gegen Empfangsbescheinigung erhoben werden. 
Dasselbe gilt von den Naturalleistungen aller Art (Stellung von 
Pfeition und 'Wagen, Lieferung von Nahrungsmitteln und Kleidern 
u. 8. w.), die im Verhältnis zu den Hilfs<}uellcn dos Landes stehen 
müssen. Die Zwangsleistungen können von allen Bow’ohnem des 


6) Abweichend die deutsche Kriegführung 1870/71. Es ist jedoch 
daran festzuhalten, dafs die Behörden des besetzten Gebietes verpllichtot 
sind, strafbare Handlungen in ihrem Bezirke zu hindern, und dafs sie für 
die Unterlassung dieser Pflicht verantwortlich gemacht wurden können. 
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liesetzten Gebietes, oline Unterschied ilirer Staatsangehörigkeit, ver- 
langt werden; an Stelle der nicht erl'üllten Leistungen tritt die 
Zahlung von Strafgeldern. 

3. Das in die HUiide des Siegers gefallene fremde Staatsver- 
inügen wird den Zwecken der Kriegführung dienstbar gemacht. 

Bewegliches Staatsgut kann oingezogen werden: so insbeson- 
tlere Bargeld und Wertpapiere, Waffen, Pferde, Kriegsmaterial aller 
Art. Unbewegliches Gut (Gebäude, Wälder, Liegenschaften, land- 
wirtschaftliche Anlagen, Staatscisenbahnon u. s. w.) kann von der 
besetzemleu Staatsgewalt mit den einen Nutzniefser bindenden Be- 
schränkungen gebraucht werden. Alle Rechtsgeschäfte der besetzen- 
den Staatsgewalt, welche diese Schranke mifsachten, sind völker- 
rechtswidrig und daher nichtig. Öffentliche Anstalten, die dem 
Gottesdienst, der Wohlthäligkeit , der Kuiust und Wissenschaft ge- 
widmet sind, sind unverletzlich. 

4. Das Privateigentum ist Im Landkrieg iinverletzlieli , soweit 
nicht der Xotstand seine Terletzung rechtfertigt (oben § 40 III). 

Das Beutemachen, Plündern u. s. w. ist völkerrechtswidrig. 
Gegenstände, die unmittelbar der Kriegführung zu dienen geeignet 
sind (nicht Bargeld >ind Wertpapiere, wohl aber das rollende Material 
der Eisenbahnen, Lamltelegraphon, Fernsprechanlagen, Schiffe und 
andere Fahrzeuge, Waffen, Pferde, Kleidungsstücke und Nahrungs- 
mittel), können gegen Entschäiligung, die durch Barzahlung oder 
durch Anweisung zu leisten ist, verwendet worden, sind alter nach 
Abschlufs des Friedens zurückziierstatton oder zu ersetzen. Das 
Eisenbahnmaterial, das aus neutralen Staaten kommt, sei es, dafs 
es diesen selbst oder Gesellschaften oder Privatpersonen gehört, 
soll so bald wie möglich zurückgesandt werden. 

Das Eigentum der Gemeinden und der dem Gottesdienste, 
der Wohlthätigkoit, dom Untemcht, der Kunst und Wissenschaft 
gewidmeten Anstalten ist, auch wenn diese dem Staate gehören, 
als Privateigentum zu behandeln, mithin unverletzlich. Jede ab- 
sichtliche Entfernung, Zerstörung oder Beschädigung von derartigen 
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Gebäuden, von geschichtlichen Denkmälern oder von Werken der 
Kunst und Wissenschaft ist völkerrechtswidrig. 

Durch besondere Vereinbarung können gewisse bewegliche 
oder unbewegliche Siieheii für unverietzlich erklärt („befriedet“) wer- 
den. Dieses Ist allgemein geschehen bezUglicb der Feldlazarette (oben 
§ 40 V 4) sowie der von den internationalen Flufssehiffahrtskommis- 
sionen errichteten Schiffahrtsanstalteu. ’ 

Vcrgl. oben § 27 III über die Schiffahrtsanstalten an der 
Donau, dem Kongo, dem Suezkannl. Ein weiteres Beispiel bietet 
die „Neutralisierung“ des Leuchtturms am Kap Spartet durch die 
Konventionen vom 31. Mai 1865 und 27. Januar 1892 (oben 
§ 26 IV). 

6. In ganz allgemeiner Fassung be.stimmt Art. 46, Abs. 1, 
des Abkommens von 1899: 

„Die Elire und die Rechte der Familie, das Leben der Bürger, 
das Privateigenthum , die religiösen Überzeugungen und die gottes- 
dienstlichen Handlungen sollen geachtet werden.“ 

VII. Kriegsrerträge , d. h. die während eines Krieges zwischen den 
Kriegführenden Uber die Kriegführung geschiossenen Verträge, berech- 
tigen und Terpllichten selbstverständlich wie jeder andere Staatsvertrag 
die vertragschllefscnden Teile. 

1. Kriegsverträge sind entweder Vei-träge über dauernde Ver- 
hältnisse, meist Kartelle genannt, so über die Neutralität gewisser 
Plätze, über die Behandlung von Parlamentären, den Austausch von 
Gefangenen, über den Post- und Telegraphenverkehr u. s. w.; oder 
Verträge über einzelne militärisoho Verhältnisse, Kriegsverträge 
im engeren Sinn genannt, die dann meist von den Befehlshabern 
unmittelbar geschlossen werden können, ohne dafs die Ratifikation 
durch das Staatsliaupt hinzuzutreten braucht (oben § 12 114). In 
diese Gruppe gehören Vereinbarungen über die Beerdigung von 
Gefallenen nach der Schlacht, über die Kapitulation von befestigten 
Plätzen, Schiffen oder Truppenkörpern, über die Erteilung von 

7) Vergl. K. G. I 289. 
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Schutz- oder Geleitbriefen, Uber die Räumung von Spitälern u. s. w. 
Art. 35 des Abkommens von 1899 bestimmt in die.ser Beziehung, 
dafs Kapitulationen den Forderungen der militilrischeu Ehre Rech- 
nung tragen und, einmal abgeschlossen, von beiden Teilen gewissen- 
haft beobachtet werden sollen. 

2. Zu den Kriegsverträgen gehört insbesondere die Verein- 
barung einer vorübergehenden und nur für bestimmte Zwecke ge- 
schlossene Waffenruhe (Suspension d’armes) oder eines für längere 
Zeit und für den ganzen Kriegsschauplatz oder dessen gröfseren 
Teil geschlossenen Waffenstillstandes (armistice) (vergl. Art. 36 
bis 41 des Abkommens). Während des Waffenstillstandes ruhen 
alle militärischen Unternehmungen. Haben solche etwa, weil ilie 
Befehlshaber in Unkenntnis des Waffenstillstandes gelassen wurden, 
auf entfernteren Teilen des Kriegsschauplatzes stattgefunden (Be- 
setzung von Plätzen, Gefangennahme von Mannschaften u. s. w.), so 
sind sie wieder rückgängig zu machen. Trotz des Stillstandes der 
gegen den Gegner gerichteten kriegerischen Unternehmungen dauert 
aber der Krit'gszustand fort. Jeder Teil ist daher, wenn nicht be- 
sondere Vereinbarungen im Wege stehen, zur Ausbildung und Ver- 
stärkung seiner eigenen Kriegsmacht (Aushebung und Einübung von 
Mannschaften, Ankauf von Waffen, Ausrüstung von Kriegsschiffen u.s.w.) 
durchaus berechtigt. 

Bruch des Waffenstillstandes durch einen oder mehrere Einzelne 
verpflichtet nur zu einer Bestrafung des Schuldigen und Entschäili- 
gung des verletzten Gegners; Bruch durch den Befehlshaber selbst 
berechtigt den Gegner nicht nur zur Aufkündigung der Vereinbarung, 
sondern sogar zum sofortigen Wiederteginn der Feindseligkeiten. 

3. Über den Friedensvertrag vergl. oben § 39 VI. 

§ 41. Der Seekrieg insbesondere.^ 

Die in den Toriierg:elienden Paragraphen aufgesteilten Reehts- 
sätzc geiten iiu allgemeinen aueli für den Seekrieg. Daneben aber 

1) Rettich, Prisenrocht und Flufs.scbiITalirt. 1892. Boeck, De la 
proprieto onnemie sous pavillou euuemi. 1882. Travers Twifs, K. J. XVI 
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gfelton rUr den Seekrieg besondere Rechtsregelii , dnrcli welehe jene 
BechtssUtze niclit nur unigestiiltet , solidem teihveise rSlIig rcrdi'Uiigt 
werden. Ihre Desamtbeit bildet das Seekriegsrecht. 

I. Schauplatz des Seekriegs ist in erster Linie die offene See mit 
Einsehlnrs der mit ihr zusainmenhttiigcnden , an der Meeresfreiheit 
teilnehmenden Meeresteile (oben § 2G 11). Kriegsschauplatz des See- 
kriegs sind ferner die KUstengewUsser des feindlichen Staates, nicht 
aber dessen Eigengewhsser. 

Ein Gefecht, das etwa in der unteren Elbe zwischen Kriegs- 
schiffen ausgetragen wird, ist keine Seeschlacht, sondern nach den 
für den Landkrieg geltenden Rechtsrogeln zu beurteilen. Die auf 
dem See-Kriegsschauplatz und die von ihm aus vorgenommen mili- 
tärischen Unternehmungen stehen unter der Herrschaft des Seo- 
kriegsrechts. Dies gilt insbesondere von den gegen das feindliche 
Ijandgebiet gerichteten Unternehmungen. Sehr bestritten ist die 
Frage, ob die Beschiefsung offener Hafenplätzo von der See- 
seite aus völkerrechtlich gestattet oder verboten ist. Die Haager 
Konferenz hat die von den grofsen Seemächten bejahte, in der 
Litteratur aber meist verneinte Frage nicht entschieden, wohl aber 
den Wunsch ausgesprochen (oben Seite 30), dafs die Fiiige auf 
einer spätem Staatonkonferenz behandelt werden möge. Man spricht 
liier wohl von einem zwischen dem Land- und dem Seekriege in 
der Mitte stehenden „Küsten kriege“ (guerre mixte). 

Aus dem Kriegsschauplätze scheiden die neutralisierten 
Meeresteile aus (oben § 40 1). 

II. Die Kaperei.’ 

1. Kaper (corsaires oder arniatenrs) sind diejenigen ITandels- 
schiffe, die in Kriegszeiten mit besonderer ErmUclitigiing der krieg- 
führenden Staatsgewalt auf feindliclie Handelsschiffe Jagd inaclieii. 

Die Kaper stehen unter der Aufsicht der obersten Marine- 
behörde, von der sie die Erlaubnis zur Wegnahme der guten Brisen 

113. Bulmerincq, H. J. XIII 447, XIV 114. Dupuis, Lo droit de la 
guerre maritime d’apres los dootrines anglaisos contcinporaines. 189U. 

2) Vergl. Bereis L. A. 1 4Gü. Funck-Brentauo R. G. I 324. 
Duboc R. G. IV 402. Ferner R. G. IV G96. 
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(lettres de mai'que, Commission de guerre) erhalten, und führen die 
Kriegsflagge. Ausstellung von Kaperbriefen an Schiffe, die nicht 
der Handelsmarine des Kriegführenden angehören, sowie die An- 
nahme solcher Kaperbriefe gilt als völkerrechtswidrig. Handels- 
st;hiffe, die ohne staatliche Ermächtigung auf Beute ausgehen, sind 
Seeräuber und können als solche behandelt werden (oben § 26 IV). 

2. Durch den ersten Satz der Pariser Seereebtsdeklaratlon vom 
16. April (oben Seite 21) ist die Kaperei zwischen den Signatar- 
mäehtcn und den der Deklaration später beigetretenen Mächten be- 
seitigt worden („la course est et demenre abolie^^). 

Die meisten Seemächte sind dieser Vereinbarung beigetreten; 
nicht aber die Vereinigten Staaten von Amerika, Spanien, Mexiko, 
sowie einzelne süd- und mittelamerikanische Staaten. Die Ver- 
einigten Staaten verweigerten den Beitritt, weil sie vollständige 
Freiheit des Privateigentums auch im Seekriege, also die vollständige 
Aufgabe des Prisenrechts, forderten. Doch ist die Deklaration 
seither in allen Seekriegen befolgt woivlen. Auch im Ki'iege von 
1898 haben sowohl die Vereinigten Staaten als auch (trotz seiner 
entgegenstehenden Erklärung) Spanien auf die Verwendung von 
Kapern verzichtet. Die Vereinbarung verpflichtet nur die Signatar- 
mächte und auch diese nur in den zwischen ihnen geführten Kriegen. 
Der gegen die Vereinbarung ausgerüstete Kaper würde völkerrecht- 
lich dennoch als solcher und nicht als Seeräuber zu behandeln sein ; 
denn für die Verletzung des Staatsvortrages hat «nicht der Kaper, 
sondern die ihn verwendende Regierung aufzukommen. 

Soweit dagegen staatliche Kriog.sscliiffe durch Beiträge ein- 
zelner Staatsbürger erbaut und ausgerfl.stet werden, oder soweit 
Handelsschiffe sich vollständig in den Dienst der Kriegsmarine ihres 
Staates stellen, gehören sie zur organisierten See wehr. Die Ab- 

grenzung kann Schwierigkeiten bereiten. Die von Preufson 1870 
(vei’gl. den Erlafs vom 24. Juli) geplante deutsche Froiwilligenflotte 
hätte nicht im Widerspruch zur Pariser Deklaration gestanden; der 
gegen diesen Plan von Frankreich erhobene Widerspruch wurde 
auch von den englischen Kronjuristen für unbegründet erklärt. 
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Dasselbe gilt von der 1878 geschaffenen russischen freiwilligen 
Kreuzerflotte. 

/ 

III. Durch die dritte Konrentioii der Haager Konferenz vom 
29. Juli 1899 sind die GrundsUtze der Genfer Konvention auf den See- 
krieg ausgedehnt worden.’ 

1. Die Lazarettsehiife, die den Verwundeten, Kranken und 
SehilTbrUehigen Hilfe bringen, „sind zu aebten und von der IVegnabme 
ansgesebiossen“. 

Die Konvention unterscheidet drei Gruppen von solchen 
Schiffen: je nachdem sie a) von dem kriegführenden Staate selbst 
oder b) von Staatsangehörigen (Privatpersonen oder amtlich an- 
erkannten Hilfsgesellschaften) des kriegführenden Staates oder c) von 
Staatsangehörigen eines neutralen Staates ausgerüstet sind. Diese 
Schiffe sind rechtzeitig mit ihrem Namen anzuraelden; die der 
zweiten und dritten Gruppe bedürfen einer amtlichen Bescheinigung 
von seiten desjenigen Staates, dem sie angehören. Sic sind durch 
w'cifsen Anstrich und durch einen wagerechten grünen (erste Gruppe) 
oder roten (zweite und dritte Grup[)e) Streifen kenntlich zu machen; 
neben der Nationalflagge führen sie die Flagge der Genfer Kon- 
vention. Andere als die genannten Fahrzeuge, die Verwundete, 
Kranke oder Schiffbrüchige an Bord genommen haben, können zwar 
aus diesem Grunde nicht weggenoramen werden, bleiben aber der 
Wegnahme ausgesetzt, wenn sie sich einer Verletzung der Neu- 
tralität schuldig gemacht haben. 

Die Schiffe des roten Kreuzes sollen den Verwundeten, Kranken, 
Schiffbrücliigen ohne Unterschied der Nationalität Hilfe >md Beistand 
leisten. Sie dürfen aber die Bewegungen der Kriegsschiffe nicht 
behindern; diese können ihnen befehlen, sich zu entfernen, ihnen 
eine bestimmte Fahrtrichtung voi-schreiben, sie, wenn die Umstände 
es erfordern, auch zurückhalten. 

2. Das geistliche , Urztliehe und Laznrettpersonal weggeuommeiier 
SehilTe ist unverletzlich und kann nicht kriegsgcfaiigen gemacht werden. 

3) Vergl. Cauwes, U’oxteiision des i)rinciiies de la Convention de 
Goneve aux guerres maritimes 1899. 
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Beim Verlassen des SchifTes dürfen die genannten Personen 
die Gegenstände und chirurgiselien Instrumente, die Privateigentum 
sind, mit sich nehmen. Sie sollen jedoch ihro Dienste so lange * 
weiter leisten als es notwendig ist und dürfen sich erst zurück- 
ziehcn, wenn der Befehlsliaber des SchifTes es für zulässig erklärt. 
Der Kriegführende, in dessen Hand diese Personen fallen, hat ihnen 
den vollen Genufs ihrer „Gehührnisse“ zu sichern. 

3. Die Verwundeten und Kranken, die sieh an Bord eines weg- 
genoinmenen KciiilTes belinden, sulien von dem TVegnelimenden ohne 
Unterschied der NationaiitUt geschützt and gepflegt werden. 

Die Verwundeten und Kranken sowie die Schiff briiehigen, 
die in die Hand des Gegnere fallen, worden kriegsgefangen. Sie 
können festgehalten oder nach einem ILifeu des Wegnehmcnden 
oder nach einem neutralen Hafen oder nach einem Hafen ihres 
Staates gebracht werden. In diesem letzten Falle dürfen sie während 
der Dauer des Krieges nicht mehr dienen. 

IV. Eine dem Seekrieg eigeiitlimliche Mafsregel ist die kriegerische 
Blockade.'* 

1. Biockade ist die von einem Kriegführenden angeordnete Ah- 
sperriing eines feindiiehen Küstenstriciis (eines Hafens oder andern 
Platzes, einer Kiufsiiiündiing, einer Meerenge) vom Seeverkehr. 

Dem feindlichen Küstenstrich steht das eigene, aber vom 
Feinde besetzte Gebiet gleich. Ausgeschlo.ssen dagegen ist die 
Blockierung eines Teiles der offenen See sowie einer offenen Meer- 
enge. Ausgeschlossen ist ferner die Blockierung solcher I.auid- und 
Was.sergebiete, die durch allgemeine oder besondere Vereinbarungen 
neutralisiert sind (oben § 40 I). 

Irreleitcnd tezeichnot man wohl die Ri)errung des Fahrwassers 
durch Steine oder vereenktc SehifTe als Stoinblockade (blocus jiar 
pierres). Diese Mafsregel hat mit dem Begriff der Blockade über- 
haupt nichts zu thun. 

2. Die Rcchtswirksamkeit der Krtegsldockadc setzt ein doppeltes 
voraus. 

4) Vergl. Fauohillo, Du bloous iiiaritiine. I8.S2. — Ütverdie Friedens- 
bluckado obeu § 38 111 1. 
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a) Die „EtTektiTitUt**, d. Ii. die thatsdchliche Yerhinderung des 
Verkehrs, die durch eine genügende Anzahl stationierter oder 
kreuzender Kriegsschiffe gesichert werden inufs. 

Diesen Satz hatte bereits die bewaffnete Neutralität (oben 
S. 16) zur Geltung gebracht. Sie erklärte sogar noch weitergehend, 
nur derjenige Hafen sei blockiert, „oü il y a, par des bätiments 
de guerre arretes et suffisauiment proches, un danger övident 
d’entrer“ ; verlangte also eine genügende Anzahl von stationierten 
Kriegsseliiffen. Damit war die heute zugelassene Blockade durch 
kreuzende Schiffe (blocade par croisiöre) ausgeschlossen. Aber in 
der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts pflegten die Seemächte, ins- 
besondere Frankreich und England, der blofsen Erklärung, dafs ein 
Küstenstrich blockiert sei, die Wirkung einer thatsächlichen Blockade 
beizulegen (man denke an die Kontinentalsperre). Das war die so- 
genannte papierne Blockade, der blocus sur papier, blocus de cabinet, 
auch blocus anglais genannt. Dieser Übung gegenüber bestimmte 
die Pariser Seerechtsdcklaration vom 16. April 1856: „Les blocus, 
pour Stre obligatoires, doivont ctre effectifs, c’est-ä-dire maintenus 
par une force süffisante pour interdire reeUement l’acces du littoral 
de l’ennemi.“ Die stationierten oder kreuzenden Schiffe müssen 
also ausreichen, um den Zutritt wirklich verwehren zu können. 
Die meisten Seemächte, auch Spanien und Mexiko, nicht al)er die 
Vereinigten Staaten, sind dieser Vereinbarung beigetreten. Doch 
haben die Vereinigten Staaten 1898 diesen Satz der Pariser See- 
rechtsdeklaration thatsächlich anerkannt (Blockade von Kuba), so dafs 
er heute als allgemein angenommen bezeichnet werden kann. In 
<len Staats Verträgen, so auch besonders in denen des Deutschen 
Reichs mit den mittel- und südamerikanischen Staaten haben sich 
die Staaten vielfach noch ausdrücklich zur Beobachtung dieser 
Rechtsregcl verpflichtet. Vergl. z. B. die oben § 39 IV 1 c ange- 
führten Vertrüge Deutschlands mit Mexiko und Salvador. 

b) Die Mitteilung an die neutralen Mächte (Geiieralnotlllkation), 
dals von einem bestimmten Zeitpunkte angefangen ein be- 
stimmtes Gebiet blockiert sei. 

V, Liazt, V^ölkerrecht. 2. Aafl. 21 
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3. Die Reclit.swirkang der Bloekade besteht darin, dafs den 
SchilTeii alier,auch der uentraien MUchte derVerkehr mit dem blockierten 
Gebiet untersagt ist. Jeder Versuch, die Blockade zu durchbrechen, 
hat mithin zur Folge, dats das bei diesem Versuch festgenommeiic 
SchilT mit seiner Ladung als gute Frise dem Bloekiereuden verfSlIt. 

Zur Wegnahme genügt nicht, dafs das nach einem blockierten 
Hafen bestimmte Schiff auf die Fahrt ausgelaufen ist;^ cs mufs 
vielmehr bereits in den Machtbereich des Blockadegeschwaders ge- 
langt sein. Doch mufs das Schiff vor der Wegnahme, wenn ihm 
die Generalnotifikation unbekannt geblieben ist, auf die bestehende 
Blockade besonders aufmerksam gemacht worden sein (Spezial- 
notifikation); die erfolgte Mitteilung wird meist durch Eintragung 
in die Schiffspapiere beurkundet. Diese mildere Übung wurde auch 
von den Vereinigten Staaten 1898 befolgt. Gelungene Durchbrechung 
der Blockade beweist, dafs diese nicht effektiv gewesen ist, erzeugt 
daher für den Blockierenden keinerlei Anspruch. Die Lehre von der 
„einheitlichen Reise“ mufs auch hier (imten § 42 IV 3) zurückgewie-sen 
werden. Hat das Schiff die Blockade glücklich durchbrochen, und 
wird es später auf der Weiterfahrt oder auf der Rückfahrt aufge- 
griffen, so darf es nicht mit Beschlag belegt werden. Die 3Iann- 
sehaft des angehaltenen Schiffes wird nicht kriegsgefangen, kann 
aber bis zur Beendigung des Verfahrens zurückbehalten werden. 

Gestattet ist der amtliche Verkehr der neutralen Mächte mit 
ihren Agenten. 

4. Die Bloekade wird aufgehoben (nicht blofs unterbrochen), 
sobald aus irgend einem nicht biofs vorübergehenden Grunde ihre 
Effektivitüt entfttiit. 

Es genügt also zur Aufhebung der Blockade nicht, dafs das 
blockierende Geschwader durch den Sturm zerstreut worden ist, 
wohl aber, dafs es auf der Flucht vor dem Feinde oder aus andern 
Gründen sich aufgelöst oder seine Stelle verlassen hat. In diesem 
Falle ist die Wirksamkeit der erneuten Blockade durch erneute 
Notifikation bedingt. 


5) So die überwiegende englische Litteratur. 
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T. Das feindlirlie PriTateigentum im Seekrieg ist gute Prise; ge- 
nauer ansgedriiekt: feindliches Gut unter feindlicher Flagge unterliegt 
der Wegnahme durch die Kriegsschiffe (beziehungsweise Kaper) des 
Gegners (unten § 43 III). 

1. Nach Satz 2 und 3 der Pariser Seerechtsdeklaration vom 
16. April 1856 wurde nnr feindllehes Gut unter neutraler Flagge sowie 
neutrales Gut unter feindlicher Flagge für unverletzlich erklärt ; damit 
war die Wegnahme von feindlichem Gut unter feindlicher Flagge aufs 
neue, wenn auch nur indirekt, anerkannt worden. 

Die Unverletzlichkeit des Privateigentums im Seekrieg bildet 
ein Lebensinteres.se der kleineren Seemächte. Gerade darum konnte 
sich Grofsbritannien bis zum heutigen Tage nicht dazu entschliefsen, 
das Seebeuterecht aufzugeben, auf dessen Anwendung Preufsen 
und die Vereinigten Staaten schon im Ausgange des 18. Jahrhunderts 
verzichtet hatten (Vertrag von 1785). Das war der Grund, -wes- 
lialb die Vereinigten Staaten und andre Mächte sich geweigert 
liaben, der Pariser Deklaration beizutreten. Zu Beginn des letzten 
deutsch -französischen Krieges hatte eine Verordnung des Nord- 
deutschen Blindes vom 18. Juli 1870 bestimmt (B. G. Bl. S. 485): 
„Französische Handelsschiffe sollen der .Aufbringung und Wegnahme 
durch die Fahrzeuge der Bundes-Kriegsmai’ine nicht unterliegen. 
Diese Bestimmung findet keine Anwendung auf diejenigen Schiffe, 
welche der Aufbringung und Wegnahme auch dann unterliegen 
würden, wenn sie neutrale Schiffe wären.“ Da aber Frankreich 
sich weigerte, seinerseits auf die Wegnahme deutscher Schiffe zu 
verzichten, wurde die Bestimmung durch Veivirduung vom 19. Januar 
1871 (B. G. Bl. S. 8) mit Wirkung vom 10. Februar ab wieder aufser 
Kraft gesetzt. Thatsächlich wurden während des Krieges 75 deutsche 
Schiffe von den französischen Kreuzern aufgebracht. Auf der 
Haager Konferenz von 1899 wurde der „Wunsch“ ausgesprochen 
(oben S. 30), dafs eine spätere Konferenz sich mit der Frage be- 
schäftigen möge, deren Erörterung im Haag von Grofsbritannien 
mit aller Entschiedenheit abgelehnt worden war. 

Selbstverständlich kann die Anwendung des Prisenrechts 
durch Staatsverträge für immer oder für einen bestimmten Krieg, 

21 * 
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ebenso wie durch die nationale Gesetzgebung unbedingt oder unter 
Voraussetzung der Gegenseitigkeit ausgeschlossen werden. (Italie- 
nisches Handelsgesetzbuch vom 21. Juni 1865 Art. 211.) 

Regelmäfsig wini nach Ausbruch des Krieges den feindlichen 
Schiffen eine bestimmte Frist gewährt, um sich in Sicherheit zu 
bringen (Indnlt). So haben die Vereinigten Staaten 1898 den in 
den amerikanischen Gewässern weilenden Schiffen eine dreifsig- 
tägigc Frist zur Einnehmung der Ladung und zur Abreise offen 
gehalten. Schiffe, die vor Ablauf dieser Frist den feindlichen 
Hafen verlassen oder vor Beginn der Frist ihre Reise angetreten 
haben, bleiben in die.sem Falle unbehelligt. Eine Rechtspflicht zur 
Gewährung des Indults besteht jedoch, von besonderen Verein- 
barungen abgesehen (oben § 25 III 2), nicht; mit dem Beginn des 
Kriegszustandes unterliegen die feindlichen Schiffe vielmehr der 
Beschlagnahme (dem Embargo). 

2. Die IVepnahme darf nur erfolgen, wenn sowolil Schiff als 
Ladung feindlich sind. 

a) Das Schiff ist feindlich, wenn es unter feindlicher Flagge fährt, 
oder wenn es zu Tliirecht die Flagge eines neutralen Staates 
führt, wUhrend es die feindliehe Flagge zu führen rechtlicli 
rerpfliciitet ist. 

Denn nach dem allgemeinen Grundsatz des internationalen 
Seerechts (oben § 26 V 1) bestimmt sich die Staatszugehörigkeit eines 
Schiffes durch die Flagge, und über Recht imd Pflicht der Flaggen- 
filhrung entscheidet lediglich die nationale Gesetzgebung des Staates, 
dessen Flagge das Schiff führt. Eine Ausnahme mufs nur insoweit 
gemacht werden, als die Schiffe derjenigen Mächte, die selbst keine 
Seeflagge haben, sich der Flagge eines andern Staates mit dessen 
Zustimmung bedienen. So fahren schweizerische Schiffe gegebenen 
Falles unter deutscher Flagge. In diesem Falle gewinnen die Schiffe 
mit der Flagge nicht auch zugleich die Staatsangehörigkeit. 

Eine nach Ausbruch des Krieges stattgehabte Veränderung 
in der Staatszugehörigkeit des Schiffes mufs von den Kriegführen- 
den anerkannt werden, vorausgesetzt nur, dafs es sich nicht um 
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ein Scheingeschäft handelt. Wenn also das Schiff infolge eines 
Verkaufs in anderes Eigentum übergeht und damit das Recht ge- 
winnt, die Flagge eines neutralen Staates zu führen, so darf es 
nicht weggenoinmen werden. Doch hat hier die Rechtsprechung 
der Prisengerichte in den verschiedenen Ländern vielfach eine 
strengere Auffassung vertreten. 

b) Die Ladung ist eine feindlielie, wenn sie iin Eigentum eines 
Staatsangehörigen des Gegners steht, mag dieser Absender 
oder Empfänger der Ware sein. 

Die englisch -amerikanische Auffassung läfst den Wohnsitz 
und nicht die Staatsangehörigkeit entscheiden; sie geht auch im 
übrigen über den aufgestellten und von den Kontinentalmächten 
festgehaltenen Gnindsatz hinaus, indem sic jede Ware für feindlich 
erklärt, die ein Erzeugnis feindlichen Bodens ist. 

3. Ton der Wegnahme sind, abgesehen von den Lazarettsehiffen, 
gewohuheitsrechtlieh gewisse Schiffe befreit; doch ist die Gewohnheit 
eine schwankende. 

Meist rechnet man hierher: die zur Küstenfischerei bestimmten 
Boote;® Schiffe, die zu wissenschaftlichen Foi’schungen und für 
Mission sz wecke ausgerüstet sind; Lotsenboote und Kartellboote (die 
zur Cberbringung von Parlamentären und von auszuwechselnden 
Gefangenen bestimmt sind). 

4. Das Kriegsschiff (beziehungsweise der Kaper) hat nnr das 
Recht der Beschiagnahme. 

Dieses Recht kann selbstverständlich nur auf dem Kriegs- 
schauplatz, mithin niemals in neutralen Gewässern, ausgeübt werden. 
Seine Ausübung vollzieht sich in folgender Weise. Nachdem das 
verdächtige Schiff durch einen blinden Schufs (coup de semonce) 
zur Anhaltung und zur Weisung seiner FLagge angehalten worden 
ist, wird es dimeh eine Abordnung des Kriegsschiffes besucht, tia- 
nüt die Staatsangehörigkeit des Scliiffes und der Ijadung festgestellt 
werden kann. Stellt eine Durchsuchung der Schiffs[japiere fest, 
dafs die Voraussetzungen der Wegnahme gegeben sind, so wird 

6) Vergl. E. G. VIII 54, R. J. XXXII 455. 
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das Schiff mit Beschlag belegt und entweder durch seine eigene 
Mannschaft oder durch die Mannschaft des Kriegsschiffes in den 
nächsten Hafen dos Wegnehmenden gesteuert. Leistet das Scliiff 
Widerstand, so kann es in den Grund gebohrt werden; dasselbe 
ist der Fall, wenn die Wegführung den Kreuzer selbst (sei es 
wegen der Kühe des Feindes, sei es wegen der grofsen Entfernung, 
sei es a\is andern Gründen) dringender Gefahr aussetzt. 

6. Dafs die Brschhignahme gerechtfertigt gewesen sei, mufs 
dnrch ein Urteii des Prisengeriebts ausgesprociien werden. Mit diesem 
ürteii geht das Eigentum an BeiiilT und Ladung auf den Staat Uber, 
dessen KriegssehiiT die M'egnahme bewirkt hat. 

Die Dadiing %‘erfallt, soweit sie feindlich ist. Die Verwertung 
der guten Prise erfolgt meist, nicht notwendig, durch Verkauf. 
Schiffer und Mannschaft werden Kriegsgefangene, soweit sie Staats- 
angehörige des Gegners sind; soweit dies nicht der Fall ist, wenlen 
sie freigegeben. Der von ihnen etwa bei der Wegnahme geleistete 
bewaffnete Widerstand wird, obwohl sie nicht Angehörige der feind- 
lichen Seemacht sind, nicht nach Strafrecht, sondern nach Kriegs- 
recht beurteilt. 

Ungerechtfertigte Beschlagnahme verpflichtet den Staat, dem 
das aufbringende Kriegsschiff angehört, zur Entschädigimg des 
Scliiffes. 

Die Zusammensetzung des Prisengerichts und das vor diesem 
einzuschlagende Verfahren bestimmt sich durch die innerstaat- 
liche Gesetzgebung. Vergl. das deutsche Reichsgesetz, betreffend 
die Prisengerichtsbarkeit, vom 3. Mai 1884 (R. G. Bl. S. 49), das 
nur aus zwei Paragraphen besteht. § 1 : „Die Entscheidung über 
die Rechtmässigkeit der in einem Kriege gemachten Prisen erfolgt 
durch besondere Behörden (Priseugerichte).“ § 2; „Der Sitz der 
Prisengerichte, ihre Zusammensetzung, das Verfahren vor denselben, 
sowie die Verpflichtung anderer Behörden des Reichs oder der 
Bundesstaaten, in Prisensachen mitzuwirken, wird durch Kaiser- 
liche Verordnung bestimmt.“ Dazu die ans Anlafs der ostafrika- 
nisclien Blockade zur Bekämpfung des Sklavenhandels erlassene 
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kaiserliche Verordnung vom 15. Febniar 1889 (R. G. Bl. S. 5). — 
Vergl. ferner das vom Institut filr Völkerrecht ausgearbeitete und 
allen Regierungen mitgeteilte Prisenreglement von 1887, welches 
in der Berufuugsinstanz internationale Gerichtshöfe vorgesclilagen 
hat. In seiner Jahresversammlung von 1897 hat das Institut dieses 
Reglement mit den 1896 gefafsten Beschlüssen über Kontrebande 
(unten § 42 IV) in Einklang gebracht. 

6. IVird vor rechtskrUltlger Gutscheidniig des Priseiigerichts da.s 
aufgebrardite Schiff dem anfbringenden Kreuzer wieder entrissen oder 
gelingt cs ihm zu entkommen (reprisc, recousse), so verbleibt Scliiff 
wie Ladung dem fHlheren Eigentümer. 

7. Das Prlsenreeht endigt mit dem endgültigen .kufhüren der 
Feindseligkeiten, also insbesondere mit dem Friedensschlufs. 

Die später erfolgte Wegnahme ist reehtsunwürksam; die früher 
erfolgte kann vor dem Prisengericht weiter verfolgt werden. Meist 
werden bereits im Waffenstillstandsvertrag besondere Vereinbarungen 
auch über die vor den Prisengerichten schwebenden Rechtsstreitig- 
keitcn getroffen. 

Vergl. den Fiankfurter Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 
Art. 13: „Die Deutschen Scliiffe, welche durch Prisengerichte vor 
dem 2. März 1871 (an diesem Tag wurden die Ratifikationen der 
Friedenspräliminarien vom 26. Februar ausgetauscht) kondemnirt 
waren, sollen als endgültig kondemnirt angesehen werden.“ 

„Diejenigen, welche an besagtem Tage nicht kondemnirt 
waren, sollen mit der Ladung, soweit solche noch vorhanden, 
zurückgegeben werden. Wenn die Rückgabe der Schiffe und 
Ladungen nicht mehr möglich ist, so soll ihr nach dem Verkaufs- 
preise bemessener Werth ihren Eigenthümern erstattet werden.“ 

TI. Besondere Schwierigkeiten bietet die Rechtslage der unter- 
seeischen Kabel. Kach überwiegender, wenn auch lebhaft bestrittener 
Ansicht können die Kabel ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit 
ihrer Eigentümer auf dem Kriegsschauplatz von Kriegführenden im 
Interesse ihrer kriegerischen Unternehmungen benutzt, besehttdigt oder 
zerstört werden. 
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Die Konvention vom 14. März 1884 zum Schutz der unter- 
seeischen Kabel hat die Frage nach der Rechtslage der Kabel im 
Kriege offen gelassen. Sie ist daher nach allgemeinen Grundsätzen 
zu entscheiden. Danach sind auf dem Kriegsschauplatz alle Mafs- 
regeln gestattet, die im Interesse der Kriegffihrimg notwendig sind, 
ohne dafs dabei die Staatsangehörigkeit des Eigentümers der be- 
nutzten, beschädigten oder zerstörten Gegenstände in Fi-age käme. 
Die Kriegführenden sind daher im Seekriege bei-cchtigt, die Kabel 
zu- benutzen oder zu zerstören, die auf ihrem eigenen Gebiete oder 
auf dem des Gegners landen, auch wenn sie das Gebiet mit einem 
neutralen Staate verbinden und ohne Rücksicht damuf, dafs sie 
im Eigentum eines neutuden Staatsangehörigen oder einer neutralen 
Gesellschaft stehen; vorausgesetzt nur, dafs die Mafsregel für die 
Durchführung der militärischen Operationen notwendig ist. Unter 
derselben Voraussetzung ist aber auch die Zerstörung der Kabel 
auf offener See zulässig, da auch diese zum Kriegsschauplätze ge- 
hört; nur wenn das Kabel zwei neutrale Staaten miteinander ver- 
bindet, ist die Beschädigung oder Zerstörung desselben als völker- 
rechtswidrig zu betrachten. 

In diesem Recht ist das weitere Recht enthalten, die Be- 
förderung von Nachrichten unter den gleichen Voraussetzungen zu 
verbieten oder nur nach vorgenommener Zensur der Depeschen zu 
gestatten. 

TU. Tber die Znrttekhaltuug neutraler Schiffe (arrOt de prince) 

(vergl. oben § 24 IV 3). 

§ 42. Die Bechtsstellung der neutralen Mächte.* 

I. Der Krieg erzeugt nicht nur ein SechtsverbUltnis zwischen den 
Kriegführenden, sondern auch ein solches zwischen den KriegfUhren* 
den und den nicht am Krieg heteiligten MUchten. 


1) Schopfler,R.G, II 632. Feraud-Giraud, R.G. II 291. Heil- 
boin, Rechte und Pflichten der neutralen Staaten in Bezug auf die während 
dos Krieges auf ihr Gebiet übertretenden Angehörigen einer Annee und 
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Dieses KechtsTerhUltnis, das eine wesentiiciie Terschiebnng des 
FriedensTerhUltnisses darstellt, wird Xentralitat genannt. Für die 
nentralen Machte (die medil in bello) ist der Krieg eine res inter alles 
gcsta: sie haben gegen die Kriegführenden den Anspruch , von den Feind* 
Seligkeiten unberührt zu bleiben; und sie haben den Kriegführenden 
gegenüber die Verpflichtung, an den Feindseligkeiten keinen Anteil zu 
nehmen. Das Prinzip der Keutralitat bedeutet Besehrünkung des 
Kriegs auf die kriegrdbrenden Machte. 

Die Recht sstelhmg der Neutralen tritt ohne weiteres mit dem 
Kriegszustände ein. Die am Krieg nicht beteiligten Staaten pflegen 
noch besondere Neutralitätserklärungen abzugeben; doch ist die 
Unterlassung dieser Erklärung ohne rechtliche Bedeutung. Das 
Deutsche Reich hat daher keine Rechtspflicht verletzt, als es, seinen 
Überlieferungen folgend, während des spanisch -nordaraerikanischen 
Krieges von 1898 wie während des englischen Krieges mit den 
Bui-enfreistaaten 1900 eine besondere Neutralitätserklärung unterliefs; 
es hat aber auch durch diese Unterlassung seine Rechtsstellung in 
keiner Beziehung geändert. 

1. Der strenge Rechtsbegriff der Neutralität ist dem alten 
Völkerrecht fremd; von der Willkär des Kriegführenden hing es 
ab, ob er diejenigen Mächte, die nicht für ihn waren, als seine 
Feinde ansehen wollte oder nicht. Verschiedene Vereinbamngen 
einzelner Mächte (Pyrenäenvertrag 1659, Utrechter Frieden 1713) 
sowie insbesondere auch die Bemühungen Preufsens hatten keinen 
bleibenden Erfolg. Erst durch die bewaffnete Neutralität (oben S. 1 6) 
wurde von den neuti-alen Mächten unter der Fühning von Rufsland 
und Frankreich die Rechtsstellung der am Kriege nicht beteiligten 
Staaten zur Anerkennung gebracht; und nach der rückläufigen Be- 
wegung während der grofsen Kämpfe der napoleonischen Zeit 
bildete die Einigung der grofsen Seemächte England und Frank- 
reich im Krimkrieg und der auf dieser Übereinstimmung beruhende 


das dorthin gebiaohte Kriegsmaterial der kriegfülirenden Parteien. 1888. 
Kleon, Lois et usages de la neutralitc d’apres le droit international con- 
ventionel et couturaier des Etats civilises. I. Bd. 1898, II. 1900. 
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Pariser Frieden von 1856 einen neuen und wesentlichen Fortschritt 
in der Anwendung der den Neutralen zustehenden Rechte. 

2. Der Begriff der Neutralität läfst Abstufungen nicht zu. 
Jede Beteiligung am Kriege, nicht nur die Teilnahme an den Feind- 
seligkeiten der bewaffneten Macht, vernichtet die aus der Neutralität 
fliel'senden Rechte. Auch die sogenannte „wohlwollende Neu- 
tralität“ (neutralitö bienveil laute), wie sie insbesondere auch Art. 2 
des deutsch -österreichischen Bündnisvertrages vom 7. Oktober 1879 
vereinbart (oben § 37 III), steht, sobald sie über die rein diplo- 
matische Unterstützung hinausgeht, im Widerspruch mit dem Be- 
gi-iff der Neutralität und berechtigt den Gegner dazu, den Freund 
seines Feindes als Feind zu behandeln. Dagegen ist es durchaus 
nicht ausgeschlossen, dals die neutralen Mächte ihre Neutralität 
durch Aufgebot ihrer Trupi>enmacht zu verteidigen sich rüsten (be- 
waffnete Neutralität), so lange sie niclit angriffsweise gegen 
einen der Kriegführenden vergehen; und die Ant)ietung einer Ver- 
mittlung zwischen den Streittcilen ist durch die Haager Konferenz 
zu einem guten Recht eines jeden neutralen Staates geworden 
(oben § 38 II 4). 

II. Der neutrale Staat darf keinen der KrieprfUhreiideu in der 
Führung des Krieges unterstützen. Kr darf für keinen von ihnen 
thatsiiehlieh Partei ergreifen, wenn er auch seine Neigung und Ab- 
neigung uuszuspreehen durehaus berechtigt ist. Was er dem einen 
gewiihi't, darf er dem andern niclit versagen. Diese Pflicht trifft den 
Ntaat als solchen, nicht seine Unterthaneii. Doch haftet der Staat 
unter gewissen Voraussetzungen für die von diesen vorgenommenen 
Handlungen. 

Die Abgrenzung kann Schwierigkeiten machen. Es empfiehlt 
sich daher für jeden Staat, seine Auffassung von den Pflichten, 
welche durch die Neutralität seinen Staatsangehörigen auferlegt 
werden, durch die nationale Gesetzgebung zum klaren Ausdruck zu 
bringen. Das hat z. B. England durcli seine Foreign Entlistment 
Act von 1870 gethan. Demselben Zwecke dienen (teilweise) die 
von den nichtbeteiligten Mächten erlassenen Neutralitätserklärungen. 
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1. Jede direkte oder indirekte Unterstützung der militürisehen 
Operationen des einen oder des andern Kriegrdhrendeu dnreh die Be- 
gierung des neutralen Staates ist eine Yerletznng des Vülkerreclits: so die 
GeirUlirnng von Hilfstruppen oder von Geldmitteln, die Gestattung des 
Durchzugs von Truppen durch das neutrale Staatsgebiet, die Lieferung von 
Waffen oder anderem Kriegsbedarf, der Verkauf von Kriegsschiffen n.s.w. 

Das gilt auch von dem Fall, dafs sich der neutrale Staat 
durch Verträge, die er vor dem Krieg mit einem der Kriegführenden 
geschlossen hat, zu solchen Leistungen verpflichtet haben sollte. 
Durch die Erfüllung dieser Vertragsp>flichten nimmt er am Kriege 
teil und verwirkt die Rechtsstellung des Neutralen. Es war gewifs 
eine Verletzung des Völkerrechts, als Portugal im Jahre 1900 eng- 
lischen Truppen auf Grund eines älteren Vertrages die Landung 
in Beira und den Durchzug durch sein Gebiet gestattete. 

2. Insbesondere darf der neutrale Staat nicht dulden, dafs das 
von ihm beherrschte Land- und WiLssergebiet zum Ausgangs- oder 
Stützpunkt für kriegerische Untemehmnngen gemacht wird. 

a) Er ist daher verpflichtet, Streitkräfte der Kriegführenden, 
die auf sein Gebiet gedrängt werden (man erinnere sich an den 
l'liertritt der französischen Ostarmee auf schweizerisches Gebiet 
am 1. Febriiar 1871), zu entwaffnen und während der Dauer des 
Krieges auf Kosten des Kriegführenden, dem sie angehören, zu 
internieren. Die zweite Konvention der Haager Konferenz von 1899 
hat sich auch mit dieser Frage befafst (vergl. Art. 57 bis CO). Da- 
nach kann der neutrale Staat Offiziere der auf sein Gebiet überge- 
tretenen Truppenteile freilassen, wenn sie auf Ehrenwort sich ver- 
pflichten, das neutrale Gebiet nicht ohne Erlaubnis zu überschreiten. 
Die durch die Intcmiening entstandenen Kosten sind nach dem 
Friedensschlufs zu ersetzen. Der neutrale Staat kann den Durchzug 
von Verwundeten oder Kranken der kriegführenden Heere durch 
sein Gebiet gestatten, vorausgesetzt, dafs die zur Beförderung be- 
nutzten Züge weder Kriegspersonal noch Kriegsmaterial mit sich 
führen. Die Verwundeten oder Kranken, die von einem der Krieg- 
führenden auf das neutrale Gebiet gebracht werden, sind von dem 
neutralen Staate derart zu bewachen, dafs sic nicht von neuem an 
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den Kriegsunternehinungen teilnehmeii können. Die Genfer Kon- 
vention gilt auch für die im neutralen Gebiet untergebrachten 
Kranken und Verwundeten. 

b) Der neutrale Staat darf nicht gestatten, dafs auf seinem 
Staatslandgebiet Werbungen oder Rüstungen für einen der Krieg- 
führotiden vorgenommen werden; und wenn er auch nicht verpflichtet 
ist, seine Staatsangehörigen zu hindern, dafs sie in dem einen oder 
dem andern der streitenden Heere Kriegsdienste nehmen, so ver- 
letzt er doch die Pflicht der Neutralität, wenn er seinen aktiven 
Offizieren und Mannschaften die Teilnahme an den Feindseligkeiten 
gestattet, ohne sie aus dem eigenen Dienste zu entlassen. Es war 
daher eine Verletzung der Neutralität, als Rufsland 1876 seinen 
Offizieren den Dienst in der serbischen Armee gestattete.“ 

Dasselbe gilt im allgemeinen auch von dem Staatswasser- 
gebiet. Doch darf den Kriegsschiffen der Kriegfülirenden die Durch- 
fahrt durch die Küstengewässer, ja sogar im Falle der Seenot (reläche 
forc6e) der Aufenthalt in diesen, gestattet werden. Auch ist es 
keine Verletzung der Neutralität, wenn den Kriegsschiffen der Krieg- 
führenden das Anlaufen der Häfen und das Einnehmen der für die 
Weiterreise bis z>im nächsten Hafen erforderliclien Kohlen gestattet 
wird; doch müssen in diesem Falle die beiden Gegner mit gleichem 
Mals gemessen werden. Dagegen darf der neutrale Staat nicht 
dulden, dafs in seinen Häfen und auf seinen Werften Kriegsschiffe 
für einen der Kriegführenden gebaut, ausgerüstet, bemannt werden, 
oder dafs sie seine Häfen ohne Not als Zufluchtsort oder zur Ein- 
holung von Kohlen oder Ausbesserung von Havaiieen benutzen; er 
haftet für allen durch diese Schiffe dem Gegner verursachten 
Schaden, wenn er diese Verletzung der Neutralität wissentlich oder 
fahrlässig geschehen liefe (Alabama-Fall, oben §38111). 

3. Der neutrale Staat darf sieh nicht selbst an der von einem 
der Kriegführenden ausgesehriebenen Kriegsanleihe beteiligen, braucht 


2) Über die deutschen Offiziere im türkischen Heere während des 
türkisch -griechischen Feldzuges von 1897 vergl. E, G. IV 720. 


Digitized by Google 



§ 42. Die Rechtsstellung der neutralen Mächte. 


333 


aber seine Staatsangehörigen an der Beteiligung nicht zu hindern und 
bann dalier die Auflegung zur Zeichnung seinen Börsen gestatten. 

Dies hat z. B. England 1870 bezüglich der von dem Gouverne- 
ment de la defense nationale ausgeschriebenen Kriegsanleihe gethan. 

4. Der neutrale Staat darf uiciit selbst Kriegslieferungen und 
Kriegsleistungen (etwa Tru|>|>entransporte) Uberneiimeii , kann aber 
seinen Angehörigen gestatten, das auf ihre eigene Rechnung und Ge- 
fahr zu thnn. 

Die neutralen Staaten haben häufig, teils durch aUgeraeine 
Gesetze oder durch besondere für die Dauer des Kriegs erlassene 
Ausfuhrverbote (von Kriegsmaterial, Schiffen, Pferden u. s. w.) solche 
Lieferungen und Leistungen zu verhindern sich bemüht; eine völker- 
rechtliche Pflicht dazu besteht aber nicht. 

III. Kach heute feststehendem Bechtssatz ist der Handel der \eu- 
tralen auch in Kriegszeiten frei. Die Staatsangehörigen der Xeuti'alen 
dürfen zu IVasser und zu Lande, nicht nur unter sich, sondern auch 
mit den Kriegführenden selbst, nicht nur auf neutralem Gebiet, son- 
dern auch auf dem Kriegsschauplatz , Handel treiben. Do<-h unterliegt 
die Kriegskontrebande (unten IV) zur See der IVcguahine durch den 
Kriegfülireudeu; und im Seekrieg sperrt die Blockade (oben § 41 IV) 
den Verkehr der Neutralen mit dem blockierten Gebiet. 

1. Die heutige Rechtslage beruht auf 8utz 2 und 3 der Pariser 
Seerechtsdeklaration von 1856 (oben S. 30). Diese bestimmte: 

a) Feindliches Gut unter neutraler Flagge , von Kriegskontrebande 
abgesehen, wird durch diese gedeckt und bleibt frei. (,,Le 
pavilloii nentre couvre la marchandise ennemie** oder An- 
erkennung der alten Rechtsregel: ,,frei Schiff, frei Gut“.) 

b) Und umgekehrt: auch das unter feindlicher Flagge fahrende 
neutrale Gut darf, von Kriegskontrebande abgesehen, nicht 

weggcnommen werden („la marchandise nentre n'est pas 

saisissable sous pavillon ennemi“; oder Verwerfung der alten 
Rechtsregel: „unfrei Schiff, unfrei Gut“)* 

2. Diese Sätze wai’en dem alten Rechte fremd. Am weitesten 
war die französische Praxis des 16. und 17. Jahrhunderts (noch in 
der Ordonnance de la marine von 1681) gegangen, die Schiff und 
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Ladung der Wegnahme unterwarf, wenn auch nur Schiff oder 
Ladung feindlich war („confiscantur ex navibus res et ex rebus 
naves“). Die an das Consolato del mar anknüpfende englische 
Praxis liefs die Eigenschaft der Ware entscheiden und nahm feind- 
liches Gut auch unter neuti-aler Flagge weg. Weit verbreitet war 
im übrigen der Satz, dafs die feinliche oder neutrale Flagge 
mafsgebend sei („frei Schiff, frei Gut; unfrei Schiff, unfrei Gut“. 
„Navire confisque cargaison“ oder „robe d’ennemi eonfisque celle 
d’ami“). 

Der jetzt geltende Rechtssatz war aber bereits in dem Ver- 
trage Frankreichs mit den Vereinigten Staaten von 1778, sowie 
insbesondere von der l)ewaffneten Neutralität (oben S. 16) aufge- 
steUt woi-don und hatte Eingang auch teilweise in die Gesetzgebung 
des 18. Jahrhunderts, so insbe.sondere in das proufsische allgemeine 
Landrecht gefunden. Die Seerechtsdeklaration von 1856 war das 
Ergebnis der Verständigung zwischen Frankreich und England und 
des Anschlusses von Rufsland. Sie bindet nur die Signatarmächte 
in ihrem Verhältnis zu einander. Vielfach aber haben sich auch 
andere Staaten dureh besondere Staats Verträge (mehrfache Verträge 
auch des Deutschen Reichs mit süd- und mittelamerikanischen 
Staaten) zur Beobachtung dieser Sätze verpflichtet. Auch Spanien 
und Mexiko, nicht aber die Vereinigten Staaten, haben in diesem 
Punkte sich der Pariser Deklaration angeschlossen. 

IV. Die Kriegskoiitrebande dagegen unterliegt znr See der Weg- 
nahme durch die StreitkrUfte des Kriegnihrendeu , dessen Gegner sie 
zugeftthrt werden soll.“ 

1. Kontrcbunde sind alle diejenigen Gegenstände, die nnmittelbar 
und besonders znr Verwendung durch die StreitkrUfte bestimmt sind, 
also Waffen aller Art filr den Land- und Seekrieg, mögen es Feuer- 
waffen oder blanke Waffen sein, und die Kriegsmunition. 

3) Kloen, De lu contrebando de guerre et des trausports inteihits 
aux neutres. 1893. (ß. J. XXV7.) V'osseii, Die Kontrebande des Krieges. 
Erlanger Diss. 1896. Vergl. auch K. G. II 182 und die Verhandlungen des 
Instituts für Völkerrecht von 1895 und 1897. — Für den Landkrieg gelten 
die oben § 40 VI aufgestellten Sätze. 
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Auf diese Gegenstände hatte sowohl der Pyrenäischo Frieden 
von 1659 als auch der Utrechter Frieden von 1713 den Begriff 
der Kontrebande beschränkt. Auch die bewaffnete Neutralität stand 
auf diesem Standpunkt, aber unter Hinzufügung der zur Erzeugung 
des Schiefspulvers erforderlichen Stoffe (Schwefel und Salpeter); 
und das preufsische allgemeine Landrecht hat sich ihm ange- 
schlossen. Auch die kontinentaleuropäischen Mächte haben an dieser 
Auffassung stets festgehalteu. Ihr folgt auch das Institut für Völker- 
recht. Nach dieser Auffassung ist die „destination hostile“, die als 
dem Gegenstand aufgeprägt erscheint, ausschlaggebend. 

Eine weitergehende, schon von Grotius aufgestellte und ins- 
besondere von England vertretene, von den übrigen Mächten stets 
bekämpfte Ansicht i’echnet aber auch solche Gegenstände hierher, 
die an sich sowohl friedlichen als auch kriegerischen Zwecken 
dienen können (res ancipitis usus), wie Pfenle, Wagen, Kohlen, Dampf- 
mascliinen, Segeltuch, Roheisen, Bauholz, Kleidungsstücke u. s. w., 
wenn diese Gegenstände im einzelnen Fall nachweisbar, sei es un- 
mittelbar, sei es nach vorangegangener Bearbeitung, den Zwecken 
des Angriffs oder der Verteidigung dienen sollen (contrebande relative 
oder par accident, occasional contrebande). Nach dieser Ansicht 
fallen auch Bargeld und Wertpapiere sowie Lebensmittel unter den 
Begriff der Kontrebande, wenn sie unmittelbar den Truppen zugeftthrt 
werden und zu deren Löhnung oder Verpflegung dienen sollen. 

Unter diesen Umständen pflegen, da es an einem allgemein 
anerkannten Rechtssatz fehlt, bei Ausbruch eines Krieges die Krieg- 
führenden durch besondere Bekanntmachung die Gegenstände zu 
bezeichnen, die sie als Kontrebande zu behandeln gedenken. Auch 
finden sich in den zwischen einzelnen Staaten geschlossenen Ver- 
trägen vielfach Vereinbarungen über die Ausdehnung, welche die 
Kontrahenten dem Begriff der Kontrebande geben weixlen. Die 
Kongoakte vom 26. Februar 1885 begnügt sich mit einem allge- 
meinen Hinweis auf das Völkerrecht. Art. 25 sagt in Abs. 3: 
„Dieser Grundsatz (der Handelsfreiheit) erleidet eine Ausnahme nur 
bezüglich der Beförderung von Gegenständen, welche für einen 
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Kriegführenden bestimmt und nach dem Völkerreclit als Kriegs- 
kontrebando anziischen sind“ (ebenso Art. 33 Abs. 4). 

2. Die Frage, ob die nnter den objektireu Begriff der Kontre- 
baiide faiiendeu Waren für die feindiiebe Kriegführung bestimmend sind 
«der nicht, ist nach der gesamten Sachiage zu beurteiieii. 

Mafsgebend ist der wirkliche Bestimmungsort der Ware, nicht 
etwa eine Scheinadresse. Dabei kommt aber nur derjenige Be- 
stimmungsort in Frage, nach dem das Schiff die Ware zu bringen 
hat; nicht der Ort, an welchen, von jenem Bestimmunghafen des 
Schiffes aus, die Ware, sei es zur See, sei es auf dem Landwege, 
weitergebracht werden soll. Ist w'ährend eines deutsch -französi- 
schen Krieges ein amerikanisches Schiff mit Kontrebande von New'- 
York nach Portsmouth unterwegs und es kann nachgewiesen werden, 
dafs die Ware in dem engli.s<!hen Hafen gelöscht und dann durch 
ein anderes Schiff in die Hände einer der Kriegführenden gebracht 
werden soll, so unterliegt trotz dieses Nachweises jenes Schiff der 
Wegnahme nicht. Die Frage ist jedoch in Wissenschaft und Praxis 
sehr bestritten. Eine weitverbreitete An.sicht will nicht den Be- 
stimmungshafen des Schiffes, sondern den letzten Bestimmungsort 
der Ware entscheiden lassen. 

.3. Die Kricgskoiitrebande unterliegt der Wegnahme jedoch nur 
dann, wenn sie wtthrcnd der Befördernng an den Kriegführenden von 
dessen Gegner ergriffen wird. 

Das Schiff, das Kontrebande geführt liat, wird frei, sobald 
es die Ladung glücklich gelöscht hat. Es darf auf der Weiterfahrt 
oder auf der Heimreise nicht mit Beschlag belegt werden. Un- 
richtig ist die oft vertretene entgegengesetzte Ansicht, welche die 
ganze Reise des Schiffes von dem Verlassen des Heimathafens bis 
zur Rückkehr in diesen als eine Einheit betrachtet und daher die 
Wegnahme des Schiffes auch nach der Löschung der Ladung ge- 
stattet (thöorie de la continuitö du voyage, du voyage continu).* 

4) Vergl. Fauoliille, R. G. IV 297. Fedozzi, R. J. XXIX 70. 
Dospagnet, R. 0. VII 810. In dem Springbockfall 1873 bat der höchste 
Gerichtshof der Vereinigten Staaten die Theorie des continuous voyage an- 
genommen. Sie wird auch vonder überwiegenden englischen Litteratur vertreten. 

V 
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4. Das Verfahren ist dasselbe wie bei der Wegnahme Ton feind- 
lichem Gut unter feindlicher Flagge (oben § 41).^ 

Das aufbringende Kriegsschiff hat das aufgebrachte Handels- 
schiff vor das nationale Prisengericht zu stellen, welches über die 
Berechtigung der Wegnahme entscheidet. Das Verfahren ist meist 
als Eeklameprozefs gestaltet; d. h. der Eigentümer der weg- 
genommenen Güter hat als „Reklamant“ den negativen Beweis 
zu führen. 

Zu beachten ist, dafs nach einem nur von England nicht 
-anerkannten Rechtssatz die Beschlagnahme entfällt, wenn das 
Handelsschiff von einem neutralen Kriegsschiff begleitet wird (so- 
genannter Convoi) und der Befehlshaber dieses Begleitschiffes die 
Erkläning abgiebt, dafs das Handelsschiff keine Kontrebando führe. 

Das Deutsche Reich hat in verschiedenen Verträgen mit den 
mittel- und südamerikanischen Staaten diesen Reehtssatz ausdrück- 
lich ausgesprochen. So bestimmt Art. XXI Abs. 4 des deutschen 
Freundschafts- u. s. w. A’^ertrages mit Salvador vom 13. Juni 1870 
(R. G. Bl. 1872 S. 377): „Die Durchsuchung wird nicht gestattet 
sein ausser an Bord von Schiffen, die ohne Geleit fahren. Wenn 
sie mit Geleit reisen, so genügt es, dafs der Befehlshaber des 
letzteren mündlich und auf sein Ehienwort versichert, dass die 
unter seinen Schutz und seine bewaffnete Bedeckung gestellten 
Schiffe dem Lande angehören, dessen Flagge sie führen, und dass 
er, wenn diese Schiffe nach einem feindlichen Hafen bestimmt sind, 
ferner erklärt, dass sie keine Kriegskontrebande an Bord haben.“ 
Dieselbe Ansicht vertraten Frankreich während des Krieges von 
1870/71 und das Institut für A^ölkerrecht 1887. 

Wird die Wegnahme für gerechtfertigt erklärt, so verfällt die 
Kontrebande; das Schiff selbst nur dann, wenn dessen Eigentümer 
mitschuldig ist. 

Mit dem Abschlufs des Friedens, also mit dem Auf hören des 
Kriegszustandes fällt auch das Prisenreeht hinweg. Neue Weg- 


5) Vergl. Duboc, R. G. IV 328. • 

V. Liszt, Völkerrocht. 2. Aull. 22 
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nahmen dürfen nicht erfolgen; die bereits erfolgten können aber 
abgeurteilt werden (oben § 41 V 7). ® 

5. Xach den Grundsätzen, die für die Beförderung Ton Kontre- 
bande geiten , wird auch die Beförderung ron Kriegsmannscbaften oder 
Depeschen behandelt (Qnasikontrebande , coutrebande par analogie, 
nnnentral scrrices). 

Neutrale Schiffe, welche solche die Neutralität verletzende- 
Dienste leisten, unterliegen der Wegnahme ganz so, als wenn sie- 
Kontrebande geführt hätten. Postschiffe, die den regelmäfsigen 
Post verkehr vermitteln, sind ausgenommen (bestritten von England). 
Der Befördening von Kriegsmannschaften wird auch die von Kriegs- 
agenten gleichgestellt (Trent-Fall 1861).^ 

6) Vergl. Brusa, R. G. IV 157 gegen Fedozzi, K. J.XXIX64. 

7) Wie alle Reohtssätze über Kriegskontrebando, findet auch der 
Begriff der Quasikontrebande nur auf den Seekrieg Anwendung. Eng- 
lands Ansprüche gegen die niederländisch- südafrikanische Eisenbahn (1900/01). 
sind daher völkerrechtlich unbegründet. 
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Nr. 1. Friedens- nnd Frenndsehafts- Traktat 
zwischen Sr. Majestilt dem KSnig:e Ton Prenssen nnd Seinen Alliirten 
an einem, nnd Sr. MaJestUt dem Künii^e Ton Frankreich and Xararra 
am andern Tiieile. Vom 30. Mai ISll. 

Im Namen der allerheiligsten und untheilbaren Dreieinigkeit! 

Da Se. Majestät der König von Pieussen und Seine Alliiiten an 
einem, und Se. Majestät der König von Frankreich und Navarra am 
andern Tlioile, ein gleiches Verlangen hegen, den langwierigen Erschütte- 
rungen von Europa und dem Unglücke der Völker durch einen festen, auf 
eine richtige Vertheilung der Kräfte unter die Mächte, gegründeten, und in 
seinen Bestimmungen die Gewährleistung für seine Dauer enthaltenden 
Frieden, ein Ende zu machen, und Se. Majestät der König von Preussen 
und Seine Alliirten jetzt, wo Frankreich durch seine erfolgte Rückkehr 
unter die väterliche Regierung seiner Könige Europa ein Pfand der Sicher- 
heit und der Beständigkeit gieht, von demselben diejenigen Bedingungen und 
Gewährleistungen nicht mehr erheischen wollen, welche Sie ungern unter 
seiner vorigen Regierung von ihm gefordert hatten, so haben Ihre gedachte 
Majestäten Bevollmächtigte ernannt, um einen Friedens- und Freundschafts- 
Vertrag zu unterhandeln, zu schliessen und zu unterzeichnen; nämlich Se. 
Majestät der König von Preus.sen, den Herrn Carl August Freiheini von 

■Hardenberg, Ihren Staatskanzler und den Herrn Carl "Wilhelm Frci- 

heiTn von Humboldt, Ihren Staatsministcr, Kammerherrn und ausserordent- 
lichen Gesandten und bevoll.mächtigten Minister bei Seiner Kaiserlich -König- 
lichen Apostolischen Majestät ; und Se. Majestät der König von 

Frankreich und Navarra den Herrn Carl Moritz Talleyrand Perigord, Prinzen 

von Benevent , Ihren Minister und Staats -Sekretair der auswärtigen 

Angelegenheiten etc., welche, nach geschehener Auswechselung ihrer in 
guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten über folgende Artikel 
übereingekommen sind: 

Art 1. Von dem heutigen Tage an, wird zwischen Sr. Majestät 
dem Könige von Preussen und Seinen Alliirten an einem, und Sr. Majestät 
dem Könige von Frankreich und Navan-a am andern Theile, Ihren Erben 
nnd Nachfolgern, Ihren jederseitigen Staaten und Dnterthanen, auf immer- 
währende Zeiten Friede und Freundschaft seyn. 

Die hohen kontrahii-enden Theile werden alle Sorgfalt anwenden, um 
nicht nur unter sich, sondern auch, so weit es von ihnen abhängt, unter 
allen Europäischen Staaten, die Eintracht und das gute Einverständniss auf- 
recht zu erhalten, welche zu der Ruhe von Europa so nothwendig sind. 

Art. 2. Das Königreich Frankreich behält die Integrität seiner Grenzen, 
80 wie selbige in dem Zeitpunkte am 1. Januar 1792 bestanden. Es wird 
überdem eine, in der Demarkationslinie, welche der folgende Artikel be- 
stimmt, begriffene Gebietsvermehrung erhalten. 

Art. 3. Von der Seite Belgiens, Deutschlands und It,iliens wird die 
ehemalige Grenze, so wie sie den 1. Januar des Jahres 1792 bestand, von 
der Nordsee zwischen Dünkirchen und Nieuwpoort an, bis zu dem Mittel- 
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l&ndischon Meer zwischen Cagncs und Nizza, mit folgenden ßektifizirungen 
wiederhergestellt werden : 

(Hier folgen die Roktifizirungen.) 

Art. 4. Um die Verbindung zwischen der Stadt Genf und andern 
am See belegenen Theilen des Sehweizorgebietes zu sichern, willigt Frank- 
reich ein, dass der Gebrauch der Strasse durch Versoy beiden Ländern ge- 
mein sey. Die beiden Regierungen werden sich gütlich über die Mittel zur 
Verhütung des Schleichhandels, zur Rogidirung des Postcnlaufes und zur 
Instandhaltung der Strasse einverstehn. 

Art. 5. Die Schiffahrt auf dem Rheine, von dem Punkte an, wo er 
schiffbar wird, bis zur See, und umgekehrt, soll frei seyn, in der Maasse, dass 
sie niemanden unteiaagt weiden kann, und man wird sich bei dem künf- 
tigen Kongresse mit den Grundsätzen beschäftigen, nach welchen die von 
den Ufer- Staaten zu erhebenden Gefälle auf die gleichmüssigste und dem 
Handel aller Nationen am meisten günstige Weise regulirt werden können. 

Gloichcrgestalt soll bei dem künftigen Kongresse untoisucht und ent- 
schieden werden, in welcher Art die obige Bestimmung, um das Verkehr 
zwischen den Völkern zu erleichtern und sie sich, eines dem andern, immer 
weniger fremd zu machen, auch auf alle andern in ihrem Laufe schiffbaren 
und verschiedene Staaten trennenden oder durchfliessenden Ströme aus- 
gedehnt werden könne. 

Art. 6. Holland, unter die Souverainetät des Hauses Oranien gestellt, 
wird einen Gebietszuwachs erhalten. Der Titel und die Ausübung der Sou- 
verainetät können dort in keinem Falle einem Füreten zukommen, der eine 
auswärtige Krone trägt oder sie zu tragen berufen ist. 

Die Staaten Deutschlands worden unabhängig und durch ein födera- 
tives Band vereiniget seyn. 

Die Schweiz wird, unabhängig, sich selbst zu regieren fortfahren. 

Italien, aufserhalb der Grenzen der an Oestreich zurückgelangenden 
Länder, wird aus souverainen Staaten bestehn. 

Art. 7. Die Insel Malta und ihre Dependenzen sollen zum völligen' 
Eigenthume und mit aller Souverainetät Sr. Biittischen Majestät gehören. 

Art. 8. Se. Brittische Majestät, indem Sie für Sich und Ihre Bundes- 
genossen stipulirt, verbindet Sich, Sr. Allerohristlichsten Majestät in den 
weiter unten festgesetzten Zeiträumen die Kolonien, Fischereien, Komptoirs 
und Niederlassungen aller Art herauszugeben, welche Frankreich am 1. Januar 
1792 in den Meeren und auf dem festen Laude von Amerika, Afrika und 
Asien bcsass, ausgenommen jedoch die Inseln Tabago und St. Lucia, Isle de 
France und dessen Znbehörungen, namentlich Rodriguo und die Scchellen, 
welche Se. Allerchristlichste Majestät mit vollem Eigenthume und aller Sou- 
verainetät Sr. Brittischen Majestät abtreten; imgleichen denjenigen Theil von 
St. Domingo, welchen Frankreich im Baseler Frieden cedirt erhalten hat, 
und den Se. Allerchristlichste Majestät Sr. Katholischen Majestät zum vollen 
Eigenthume und mit aller Souverainetät wieder abtreten. 

Art. 9. Se. Majestät der König von Schweden und Norwegen willigen 
im Gefolge der mit Ihren Alliirten und zur Vollziehung des vorhergehenden 
Artikels getroffenen Verabredungen ein, dass die Insel Guadeloupe Sr. Aller- 
christlichsten Majestät herausgegeben werde, und cediren alle Rechte, die 
Ihnen an diese Insel zustehen können. 

Art. 10. Se. .Ulergetrouesto Majestät verpflichten sich im Gefolge 
doi' mit Ihren Alliirten und zur Vollziehung des 8. Art. getroffenen Ueber- 
einkuuft, Sr. Allerohristlichsten Majestät in dem unten bestimmten Zeiträume 
das französische Ouiana, so wie es am 1. Januar 1792 bestand, heraus- 
zugeben. 
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Da die obige Bestimmung zur Fol^e hat, dass die zur damaligen Zeit 
■wegen der Grenzen bestandene Streitigkeit wieder auflobt, so ist man über- 
■eingekommen, dass diese Streitigkeit durch eine gütliche Vereinbarung 
zwischen den beiden Höfen, unter der Vermittelung Sr. Brittischen Majestät, 
•boigelegt ■werden soll. 

Art. 11. Die Plätze und Forts, welche in den Colonien und Nieder- 
lassungen vorhanden sind, die vermöge der Art. 8, 9 und 10 Sr. Aller- 
christlichsten Majestät zuiückgegeben werden sollen, werden in dem Zu- 
stande überliefert woi'den, in welchem sie sich in dem Augenblicke der 
Unterzeichnung des gegenwärtigen Vertrages befinden. 

Art 12. Se. Brittische Majestät verpflichten sich, die Unterthan^n 
Sr. Allerchristliohsten Majestät, hinsichtlich des Handels und der Sicherheit 
■der Personen und des Eigenthumes, innerhalb der Grenzen der Brittischen 
Souverainetät auf dem festen Lande von Indien dieselben Vergünstigungen, 
Privilegien und Schutz geniessen zu lassen, welche den am meisten be- 
.günsti^en Nationen gegenwärtig zugestanden sind oder werden zugestanden 
worden. Ihrerseits übernehmen Se. Allerchristlichste Majestät — da Ihnen 
nichts mehr am Herzen liegt, als die immerwährende Dauer des Friedens 
zwischen den Kronen Frankreich und England, und da Sie, so weit es in 
Ihrem Vermögen steht, dazu beitragen wollen, von nun an von den Ver- 
hältnissen beider Völker alles zu entfernen, was dereinst das gegenseitige 
gute Vernehmen stören könnte — die Verpflichtung, kein Bofestigungswerk 
4u den Niederlassungen anzulegen, die Ihnen herausgegeben weiten sollen 
aind innerhalb der Grenzen der Brittischen Souverainetät auf dem festen 
I^inde von Indien belegen sind, und in diese Niederlassungen nur die zur 
Handhabung der Polizei erforderliche Anzahl von Truppen zu legen. 

Alt. 13. Vas die Fischerei -Gerechtigkeit der Franzosen auf den 
grossen Untiefen von Terre-Nouve, an den Küsten der Insel dieses Namens 
«ind der umliegenden Inseln in dem Golfe de St. L.aurent betrifft, so wii'd 
.alles wieder auf denselben Fuss, wie im Jahre 1792, gesetzt werden. 

Art. 14. Die Kolonien, Komptoirs und Niederlassungen, welche Sr. 
Allerchri.stlichsten Majestät von Sr. Brittischen Majestät oder Ihren Alliirten 
lierausgegeben werden sollen, werden, und zwar die in den Nordischen 
Meeren und in den Meeren und auf dem festen I.ande von America und 
Africa, in drei Monaten — und die jenseits des Vorgebirges der guten Hoffnung, 
In sechs Monaten nach der Eait&ation des gegenwärtigen Vertrages über- 
liefert werden. 

Art. 15. Da die hohen kontrahironden Theile vermittelst des 4. Alt. 
■der Convention vom 23. des letzt verflossenen Monates April sich Vorbehalten 
haben, in dom gegenwärtigen definitiven Friedenstraktate das Iäos der 
Areenale und der bewaffneten und unbewaffneten Kriegsschiffe zu reguliren, 
welche sich in den, von Seiten Frankreichs zur Erfüllung des 2. Art. jener 
■Convention überlieferten Seeplätzen befinden, so ist man übereingekommen, 
dass die gedachten bewaffneten und unbewaffneten Kriegsschiffe und Kriegs- 
fahrzeuge, desgleichen das Schiffsgeschütz und die Schiffsmunition und alle 
Materialien zum Baue und der Bewaffnung, zwischen Frankreich und den 
Ländern, wo die Plätze liegen, in dem Verhältnisse von zwei Drittheilen 
für Frankreich und einem Drittheile für die Mächte, welchen die besagten 
Plätze gehören worden, getheilt weiden sollen. Die im Baue begriffenen 
Schiffe und Fahrzeuge, welche nicht in dem Zustande seyn sollten, sechs 
Wochen nach Unterzeichnung des gegenwärtigen Vertrages in See gelassen 
.zu weiden, sollen für Materialien angesehen, und als solche, nach ge- 
schehener Domolirung, in dem obenbemerkten Verhältnisse vertheilt werden. 

Von beiden Seiten werden Commissarien ernannt werden, um die 
tTheilung festzusotzen und eine Zusammenstellung darüber aufzuuohmen, und 
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die verbündeten Mächte werden Pässe und Geleitsbriefe ertheilon, um die 
Rückkehr der französischen Gewerks- und Seeleute und Offizianten nach 
Frankreich zu sichern. 

^ Die Schiffe und Arsenale, die sich in den Seeplätzen befinden, welche 
vor dem 23. April in die Gewalt der Alliirten gefallen sein möchten, des* 
gleichen die Schiffe und Arsenale, welche Holland gehörten, und nament- 
lich die Texelflotte, sind unter obigen Bestimmungen nicht begriffen. 

Die französische Regierung verpflichtet sich, alles, was ihr vennöge- 
der oben angegebenen Bestimmungen zu Theil werden wird, binnen drei 
Monaten nach bewerkstelligter Xheilung wegzuschaffen oder verkaufen zis 
lassen. 

'' Der Hafen von Antwerpen wird künftighin lediglich ein Handels- 
hafen sein. 

Art. 16. Da die hohen kontraliirenden Theile die Spaltungen, welche 
Europa erschüttert haben, in gänzliche Vergessenheit bringen und gebracht 
wissen wollen, so erklären und versprechen sie, dass in den durch den. 
gegenwärtigen Vertrag herausgegebenen oder abgetretenen Ländern kein 
Individuum, wes Standes und Würden es auch sei, für seine Person oder 
an seinem Eigenthume unter irgend einem Vorwände, oder wegen seines. 
Betragens und seiner Meinung in politischen Angelegenheiten, oder weger> 
seiner Anhänglichkeit, es sei an irgend einen der kontrahirenden Theile,. 
oder an eine der Regierungen, deren Dasein aufgehört hat, oder aus sonst 
irgend einer Ursache, es sei denn wegen eingegangener Schuldverbindlich- 
keiten gegen Individuen oder wegen Handlungen, die später als der gegen- 
wärtige Vertrag sind, verfolgt, beunruhigt oder angefochten werden soll. 

Alt. 17. ln allen Ländern, welche theils kraft des gegenwärtigen Ver- 
trages, theils kraft der in Folge desselben zu treffenden Vereinbarungen, andere 
Beherrscher erhalten oder erhalten sollen, wird den cingebornen und fremden 
Einwohnern, wes Standes und Volkes sie seien, ein sechsjähriger Zeitraum, 
von Auswechselung der Ratifikationen an gerechnet, veistattet soyu, um, 
wenn sie es angemessen finden, über ihr es sei vor oder nach dem jetzigen. 
Kriege erworbenes Eigenthum zu schalten, und sich nach selbstbeliebiger 
Wahl in dieses oder jenes I>and zurückzuziehen. 

Art. 18. Da die alliiiten Mächte Sr. Allerchristlichsten Majestät 
einen neuen Beweis ihres Verlangens geben wollen, die Folgen der durch 
den gegenwärtigen Frieden so glücklich beendigten Unglücks- Epoche ver- 
schwinden zu lassen, so leisten sie auf die Totalität der Summen Verzicht, 
welche die Staatsregierungen aus Kontrakten, für Lieferungen oder irgend 
welche Voischüsse, die dem französischen Gouvernement in den verschie- 
denen seit 1792 statt gefundenen Kriegen geleistet worden sind, an Frank- 
reich zu fordern haben. 

Ihrerseits begeben Sich Se. Allerchristlichste Majestät aller Forde- 
rungen, die Sie in gleicher Beziehung wider die alliirten Mächte solltei> 
anbringen können. — 

Zur Vollstreckung dieses Artikels verpflichten sich die hohen kontra- 
hirenden Theile, sich wechselseitig alle auf die Schuldforderungen, denen si& 
gegenseitig entsagt haben, sich beziehenden Rechtstitel, Obligationen imd 
Urkunden auszuhändigen. 

Art. 19. Die französische Regierung verpflichtet sich, die Summer» 
liquidiren und bezahlen zu lassen, von denen sich finden möchte, dass sie- 
solche anderweitig in den Ländern ausserhalb ihres Gebietes auf den Grund 
von Kontrakten oder andern förmlichen Vei pflichtungen schuldig ist, welche 
zwischen Individuen oder Privat -Anstalten und den französischen Behörden 
sowohl für Lieferungen als aus Anlass gesetzlicher Verbindlichkeiten ein- 
gegangen worden sind. 
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Art. 20. Dio hohen kontrahironden Theile werden unmittelbar nach 
Auswechselung der Ratifikationen des gegenwärtigen Vertrages Kommissarien 
zur Regulirung und Wahrnelimung des Vollzuges der Gesammtheit der in 
den 18. u. 19. Art. enthaltenen Bestimmungen ernennen. Diese Kommissarien 
werden sich mit der Untersuchung der Forderungen, von welchen in dem 
vorstehenden Artikel die Rede ist, mit der Liquidation der reclamirten 
Summen und mit der Weise beschäftigen, welche von der französischen 
Regierung zur Berichtigung derselben vorgeschlagcn werden wird. Sie 
werden gleichermaassen mit Aushändigung der Rechtstitel, Obligationen und 
Urkunden in Betreff der Schuldforderungen beauftragt werden, auf welche 
die hohen kontrahirenden Theile wechselseitig Verzicht leisten, dergestalt, 
dals die Ratifikation des Resultates ihrer Arbeiten diese gegenseitige Ver- 
zichtleistung zur Vollständigkeit bringt. 

Art. 21. Die Schulden, welche ursprünglich auf die zu Frankreich 
nicht ferner gehörigen Länder speciell hypothecirt oder für deren innere 
Venvaltung kontrahirt worden sind, bleiben diesen nämlichen Ländern zur 
Last. Man wird daher der französischen Regierung, vom 22. December 1813 
an, diejenigen dieser Schulden zu gut rechnen, welche iu Einschreibungen 
in das grosse Buch der öffentlichen Schuld von Frankreich verwandelt 
worden sind. Dio Rochtstitcl von den zur Einschreibung vorbereiteten und 
noch nicht eingeschriebenen, worden den Regierungen der betreffenden Dinder 
ausgehändigt werden. Eine Kommission mixte wird dio Verzeichnisse aller 
dieser Schulden anfortigen und feststellou. 

Art. 22. Der französischen Regierung bleibt an ihrem Theile die Er- 
stattung aller der Summen zur Last, welche von Unterthanen der ob- 
gedachten Länder in dio französischen Kassen als Kaution, Deposita oder 
Konsignationen gezahlt worden sind. Gleichcrmassou soUeu die französischen 
Unterthanen, welche Diener jener Länder sind, und in deren Schatz Gelder 
als Kaution, Deposita oder Konsignationen abgeliefert haben, getreulich 
befriediget worden. 

Art. 23. Dio mit keinem haaren Geldverkehr beauftragte Titulaven 
von Stellen, die einer Kautionsleistung unterworfen waren, sollen mit den 
Zinsen, bis zur vollständigen Zahlung in Paris, fünfthoilweise und jährlicb, 
vom Dato des gegenwäitigen Traktates an gerechnet, befriediget werden. 

In Ansehung der, eine Rechnungs -Vertretung auf sich habenden, 
wird diese Befriedigung, den einzigen Fall einer Veruntreuung ausgenommen, 
spätestens sechs Slonate nach der Darlegung ihrer Rechnungen beginnen. 
Der Regierung ihres Landes wird eine Abschrift der letzten Rechnung zu- 
gestellt werden, um ihr zur Auskunft und zum Punkte zu dienen, von 
welchem auszugehen ist. 

Art. 24. Die gerichtlichen Deposita und die Nioderlegungon (Con- 
signations) so bei der Amortissements-Kasse zur Erfüllung des Gesetzes 
vom 28. Nivose Jahr 13 (18. Januar 1803) gemacht woi-den, und wo die 
Eigenthümer Einwohner der im Besitze Frankreichs nicht ferner verbleibenden 
Länder sind, werden in Zeit von einem Jahre, von Auswechselung der 
Ratifikationen des gegenwärtigen Vertrages au gerechnet, zu Händen der 
Behörden jener Länder ausgeantwortet werden; ausgenommen diejenigen 
dieser Deposita und Niedeilegungen (consiguations), wobei französische 
Unterthanen interessiron, welchen Falles sie in der Amortisseiuonts- fasse 
bleiben, um erst auf die aus den Entscheidungen der kompetenten Be- 
hörden sich ergebenden Ausweisungen verabfolgt zu weiden. 

Art 25. Die von Communen und öffentlichen .knstalten bei der 
Caisso de Service und der Amortissementskasse, oder bei jeder andern 
Staatskasse deponirten Fonds, sollen, nach Abzug der etwanigen ihnen ge- 
machten Vorschüsse und mit Vorbehalt der vorsebriftsmässigeu, auf diese 
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Fonds von den Gläubigern jener Communen und öffentlichen Anstalten ein- 
gelegten Oppositionen, denselben Fünftheilweise von Jahre zu Jahre, vom 
Dato des gegcnwäitigen Vertrages an gerechnet, zurückoi'stattet werden. 

Art. Vom 1. Januar 1814 an hört für das französische Gouverne- 
ment die Verbindlichkeit auf, irgend einem Individuo, welches nicht mehr 
Französischer ünterthan ist. irgend eine bürgerliche, militairische oder geist- 
liche Besoldung, Gnadengehalt und VerabschioJungstractament zu bezahlen. 

Art 27. Die in den ehemaligen Departements von Belgien, des 
linken Rheinufers und der Alpen, ausserhalb der ehemaligen Grenzen Frank- 
reichs, von französischen Unterthanen unter einem lästigen Titel erworbenen 
Nationaldomainen, sind und bleiben den Erwerbern gesichert. 

Art. 28. Die Abschaffung des Heimfalls- Rechtes (droit d’aubaine). 
Abschoss- Rechtes (detraction) und anderer von gleicher Beschaffenheit, wird 
in den Lfindern, die sie gegenseitig mit Frankreich stipulirt haben oder 
die mit selbigem ehehin vereint waren, ausdrücklich beibchalten. 

Art 29. Die französische Regierung verpflichtet sich, die Ver- 
schreibungen und andere Rechtstitel herausgeben zu lassen, welche in den 
von den französischen Heeren und Verwaltungen besetzten Provinzen möchten 
weggenommen worden seyn, und falls die Herausgabe dcreelben nicht zu 
bewerkstelligen seyn sollte, sind und bleiben diese Veischreibungen und 
Rechtstitel null und nichtig. 

Art. 30. Die zu entrichtenden Summen für alle noch nicht beendigten, 
oder nach dom 31. Dezember 1812 beendigten Arbeiten zum allgemeinen 
"Besten auf dem Rheine und in den durch den gegenwärtigen Vertrag von 
Frankreich losgetrennten Departements, fallen den künftigen Landesbesitzern 
zur Last, und sollen durch die mit der Liquidation der I.andesschulden be- 
auftragte Kommission liquidirt werden. 

Art. 31. Die Archive, Karten, Pläne und Urkunden aller Art, welche 
■den abgetretenen lündern gehören oder die Verwaltung dereelben betreffen, 
sollen gleichzeitig mit den ländern selbst, oder wenn dieses nicht möglich 
seyn sollte, binnen einer Frist, die nicht länger als sechs Monate nach der 
Uebergabo der Länder seyn darf, getreulich ausgeliefert werden. 

Diese Bestimmung' findet auf die Archive, Karten und Platten An- 
wendung, weiche in den von den verschiedenen Armeen vorübergehend 
besetzten Ländern mögen fortgenommen worden seyn. 

Art. 32. Binnen einer zweimonatlichen Frist werden alle von einer 
oder der andern Seite in den gegenwärtigen Krieg verwickelt gewesene 
Mächte Bevollmächtigte n.aoh Wien senden, um auf einem allgcmoinon Kon- 
gresse die Vereinbarungen in Richtigkeit zu bringen, durch welche die Be- 
stimmungen des gegenwärtigen Vei träges vervollständigt werden sollen. 

Art. 33. Die Ratifikation des gegenwärtigen Vertrages und die Aus- 
•wcchsolung der Ratifikationen de.sselbon soll binnen vierzebntägigor Frist, und 
wo möglich früher erfolgen. 

Zu Urkunde dessen haben ihn die beiderseitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und mit ihrem Wappen besiegelt 

Geschehen zu Paris den dreissigsten Mai des Jahres Christi Ein 
Tausend acht hundert und vierzehn. 

(L. S.) Carl August Freiherr von Hardenberg. 

(L. S.) Carl Wilhelm Freiherr von Humboldt 
(L. S.) der Prinz von Benovont. 

Additioncller Artikel. Obgleich der zu Basel den 5. April 1795 ge- 
schlossene Friedens -Vertrag, der zu Tilsit vom 9. Juli 1807, die Pariser 
Konveution vom 20. September 1808, so wie alle seit dem Baseler Frieden 
zwischen Pieusson und Frankreich geschlossene Konventionen und Verhand- 
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langen aller Art durch den gegenwärtigen Vertrag schon an und für sich 
null und nichtig geworden, so haben gleichwohl die hohen kontrahirenden 
Theile zweckmässig erachtet, noch ausdrücklich zu erklären, dass die ge- 
dachten Traktaten in allen ihren sowohl öffentlichen als geheimen Artikeln 
aufhören verbindlich zu soyn, und die Kontrahenten gegenseitig sich jeglichen 
Rechtes begeben und von jeglicher Verbindlichkeit lossagen, die daraus 
messen könnten. 

Se. Allerchristlichste Majestät verspricht, dass die wider französische 
oder vermeintlich französische im Dienste Sr. Prenssisohen Majestät befind- 
liche oder befindlich gewesene Dntertbanen ergangenen Decrete, gleichwie 
sJie etw.-uiigen zur Vollstreckung derselben gefällten ürtelssprüohe ohne Wir- 
kung bleiben sollen. 

Der gegenwärtige additioneile Artikel soll dieselbe Kraft und Gültig- 
keit haben, als wenn er von Wort zu AVort dom Haupt-Tractate vom heu- 
tigen Tage cinverleibt wäre. Seine Ratifikation und die Auswechselung der 
I^tifikationen desselben wird gleichzeitig erfolgen. Zu dessen Urkunde 
haben ihn die beidemdtigen Bevollmächtigten unterzeichnet, und mit ihren 
Wappen besiegelt. 

Geschehen zu Paris den dreissigsten Mai des Jahres Christi Ein 
Tausend Acht hundert und vierzehn. 

(L. S.) Carl August Freiherr von Hardenberg. 

(L. S.) Carl Wilhelm Freiherr von Humboldt 
(L. S.) der Prinz von Benovent 


Ifr. 2. Traktat zwischen Preiissen und seinen Allirten eines, und Frank- 
reich andern Theils. Unterzeichnet zu Paris, den 20. November 1S15. 

Im Namen der hochheiligen und untheilbaren Dreieinigkeit! 

Nachdem die verbündeten Mächte durch ihre vereinte Anstrengungen 
und den Erfolg ihrer Waffen, Frankreich und Europa vor den Zerrüttungen, 
womit sie durch das letzte frevelhafte Unternehmen Napoleon Bonaparte’s 
und die zur Unterstützung desselben in Gang gebrachten revolutionairen 
Maassregeln bedroht waren, gerettet, und demnächst mit Sr. Allerchristlichston 
Majestät sowohl den AVunsoh, die glücklich wiederhergestellte Ordnung der 
Dingo in Frankreich, durch unverbrüchliche Aufrechthaltuug der könig- 
lichen Macht, und erneuerte AVirksamkoit der A^erfassungs-Urkuude zu be- 
festigen, als auch die Absicht, zwischen Frankreich und den beuachb.arten 
Staaten, die ehemaligen, durch den verderblichen Einfiuss der Revolution 
und des Eroberangs- Systems lange Zeit gestörten A^erhältnisse wechsel- 
seitigen Vertrauens und AA'’ohhvoltens wieder anzuknüpfen, getheilt, zugleich 
aber die Uoberzeugung erlangt haben, dass dieser letzte Zweck nur durch 
eine üebereinkunit, welche den verbündeten Machten gerechte Schadlos- 
haltung für das Vergangene, und befriedigende Gewährleistung für die Zu- 
kunft sicherte, zu erreichen stand; 

So haben Dieselben gemeinschaftlich mit Sr. Majestät dem Könige 
von Frankreich, die Mittel, um eine solche Uebereinkunft zu stiften, in Er- 
wägung gezogen. Und da die den Mächten gebührende Sohadloshaltung 
weder ausschliessend durch liinder- Abtretung, noch ausschlicsseud durch 
Gold geleistet worden konnte, ohne Frankreich in einem oder dem andern 
Zweige seiner wesentlichen AA'ohlfahrt zu verletzen, daher rathsamer ge- 
funden worden, beide AA’’ege zu vereinigen, und beiden Nachtheilen auszu- 
weiohea; so ist von Ihren Kaiserlich Königlichen sc. Majestäten dieses zur 
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ersten Grundlage Ihrer gegenwärtigen Verhandlungen, die von beiden TheileD 
gleichmässig anerkannte Nothwendigkeit aber, während eines bestimmten Zeit- 
raumes in den französischen Grenz -Provinzen eine bestimmte Anzahl ver- 
bündeter Truppen stehen zu lassen, zur andern Grundlage angenommea 
und beschlossen worden, die auf diesen Grundlagen berahenden Maass- 
nehmungen in einen Haupttraktet zusammen zu fassen. 

In solcher Absicht und zur Unterhandlung, Festsetzung und Unter- 
zeichnung des besagten Traktats, haben Se. Majestät der König von Preussen 
und Höchstdero Alliirten einer Seits, und Se. Majestät der König von Frank- 
reieh und Navarra anderer Seits, zu Bevollmächtigten ernannt, nämlich: 

Se. Majestät der König von Preussen, den Fürsten von Hardenberg, 

Ihren Staatskauzler ; und den Freihorrn Carl Wilhelm von Humboldt, 

Ihren Staatsmiuister ; und Se. Majestät der König von Frankreich und 

Navarra den Herrn Armand Emanuel du Plessis Richelieu, Herzog von 
Richelieu Ihren Minister, Staatssekretair der auswärtigen Angelegen- 

heiten und Präsident des Ministorialiaths; 

Welche, nachdem ihre Vollmachten ausgewechselt, und in gehöriger 
Form befunden worden, die nachstehenden Artikel unterzeichnet haben: 

Art. 1. Die Grenzen von Frankreich werden dieselben seyn, die im. 
Jahre 1790 bestanden, mit Vorbehalt der Abänderungen auf einer oder der 
andern Seite, welche der gegenwärtige Artikel bestimmt; 

(Folgen unter 1 bis 5 die Abänderungen.) 

6. Die hohen kontrahirenden Mächte worden binnen 3 Monaten nach 
Unterzeichnung des gegenwärtigen Traktats Kommissarien ernennen, um 
alles, was auf Abgrenzung der beiderseitigen Gebiete Bezug hat, festzusetzen; 
und nach Beendigung dieses Geschäfts werden Karten aufgonommen und 
Grenzpfähle gesteckt werden, um die Grenzen auf allen Punkten zu be- 
zeichnen. 

Art. 2. Die Plätze und Distrikte, welche nach dem vorstehenden 
Artikel nicht ferner zum französischen Gebiet gehören, sollen in den durch 
den 9. Artikel der dem gegenwärtigen Traktat angehängten Militair-Con- 
veution bestimmten Terminen, den verbündeten Mächten zirt weitem Ver- 
fügung übergeben weiden; und Se. Majestät der König von Frankreich 
entsagt für immer, für Sich, Seine Erben und Nachfolger allen über die 
gedachten Plätze und Distrikte bisher ausgeübten Souverainitäts- und Eigen- 
thums-Rechten. 

Art. 3. In Betracht, dass die Festungswerke von Hüningen zu allen 
Zeiten ein Gegenstand der Besorgnisse für die Stadt Basel gewesen sind, 
haben die hohen kontrahirenden Mächte, um der helvetischen Conföderation 
einen neuen Beweis Ihres Wohlwollens und Ihrer Sorgfalt zu geben, sich 
dahin vereinigt, dass die Festungswerke von Hüningen geschleift werden, 
und die französische Regierung verpllichtet sich aus dom nohmlichen Grunde, 
sie zu keiner Zeit wieder herzustellen, auch auf eine Entfernung von weniger 
als drei französischen Meilen von der Stadt Basel , keine neue Befestigungen 
anlegen zu lassen. 

Die Neutralität der Schweiz wird auf den Landstrich nordwärts einer 
Linie, die von Ugine mit Inbegriff dieser Stadt, nach der Mittags-Seite des 
Sees von Annecy, durch Faverge bis Lecbcraine, und von da nach dem 
See von Bourget bis an die Rhone läuft, auf eben die Weise ausgedehnt, 
wie solche durch den 92. Artikel des Schluss- Aktes des Wiener Congresses 
auf die Provinzen von Chablais und Faucigny ausgedehnt worden war. 

-Art. 4. Der in Geld zu entrichtende Theil der den verbündeten. 
Mächten von Seiten Frankreichs vorheissenen Entschädigung, wird auf die- 
Summe von Siebenhundert Millionen Frauken festgesetzt. Die Zahlungs- 
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weise, die Zablungs-Termine, und die Bürgschaften dieser Summe, werden 
riurch eine abgesonderte Convention bestimmt, welche die nehmliche Kraft 
«nd Gültigkeit haben soll, als wenn sie dem gegenwärtigen Traktat von 
"Wort zu Wort ein verleibt wäre. 

Art. 6. Da der Zustand von Unruhe und Gährung dessen Wirkungen 
für Frankreich nach so heftigen Erschütterungen, und besonders nach der 
letzten Katastrophe, ungeachtet der väterlichen Gesinnungen Seines 
Monarchen, und der durch die Verfassungsurkunde allen Klassen Seiner 
ünterthanen zugesicherten Vortheile, nothwcndig noch fühlbar bleiben müssen, 
einstweilige Voisichts- und Schutz -Maa-ssregeln für die benachbarten Staaten 
zur Pflicht macht; so ist in dieser Rücksicht als unumgänglich erachtet 
worden, während eines gewissen Zeitraums durch ein Corps verbündeter 
Truppen, militairischo Stellungen innerhalb der französischen Grenzen be- 
setzen zu lassen, unter dem ausdrücklichen Vorbehalt, dass diese Besetzung 
•der SouverainitUt Sr. Allerchristlichsten Majestät, und dem durch gegen- 
wärtigen Traktat anerkannten und bekräftigten Besitzstände keinen Eintrag 
thun soll. 

Die Stärke des gedachten Truppen- Corps wird nicht über Einhundert 
funfzigtausend Mann betragen. Der Oberbefehlshaber desselben wird von 
den verbündeten Mächten ernannt. 

Dieses Corps wird die festen Plätze Conde, Valenciennes, Bouchain, 
Cambrai, Lequesnoy, Maubeuge, Landreoy, Avesnes, Rooroy, Givet nebst 
Charlemont, Mezieres, Sedan, Montmedy, Tbionville, Longwy, Bitsch und 
den Bräckenkopf von Fort-Louis besetzen. 

Da der Unterhalt der zu diesem Dienst bestimmten Armee von 
Frankreich bestritten werden muss; so wird alles, was auf diesen Gegenstand 
Bezug hat, durch eine Separat -Convention regulirt werden. Diese Separat- 
Convention, die eben die Kraft und Gültigkeit hat, als wenn sie dem gegen- 
wärtigen Traktat von Wort zu Wort einverleibt wäre, wird zugleich die 
Verhältnisse zwischen der Occupations- Armee und den Civil- und Militair- 
Behörden des Landes festsetzen. 

Die Dauer dieser militairischen Besetzung soll sich nicht über 
5 Jabre hinaus erstrecken. Sie kann früher anfhören, wenn nach Verlauf 
von 3 Jahren die verbündeten Souverains, nach einer mit Sr. Majestät dom 
Könige von Frankreich gemeinschaftlich angestellten Prüfung des Zu-standes 
<ler Dinge, und des wechselseitigen Interesses der Mächte, besonders aber 
der Fortseil ritte, welche die Wiederherstellung der Ordnung und Ruhe in 
Frankreich bis dahin gemacht haben wird, zu der einstimmigen Uober- 
zeugung gelangen, dass die Beweggründe, welche sie zu dieser Maassregel 
veranlassten , nicht ferner obwalten. Jedoch sollen, wie auch das Resultat 
dieser Pmfung ausfallen möge, die sänimtlichen von den verbündeten 
Truppen besetzten Plätze und Stellungen, nach Verlauf von fünf Jahren 
ohne weitern Verzug geräumt, und Sr. Ällerchristlichston Majestät, oder 
deren Erben und Nachfolgern überliefert werden. 

Art. 6. Die fremden Truppen, welche nicht zur Occupations- Armee 
gehören, räumen das französische Gebiet in den durch den 9. Artikel der 
diesem Traktat angohängten Militair- Convention bestimmten Terminen. 

Art. 7. In allen Ländern, welche Kraft des gegenwärtigen Traktats, 
oder der in Gefolge desselben abzuschliessouden Verhandlungen, an andre 
Herren übergehen, soll den Einwohnern , sowohl Eingebohrnen, als Fremden, 
wes Standes oder Nation sie seyn mögen, eine Frist von fünf Jahren, von 
Auswechselung der Ratifikationen au gerechnet, gestattet seyn, um, wenn 
sie es nöthig finden, ihi Eigcnthum zu veiäussem , und sich in dem Lande, 
welches sie wählen werden, niederzulassen. 
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Art 8. Alle Verfügungen des Pariser Traktats vom 30. Mai 1814. 
in Bezug auf die durch diesen Traktat abgetretenen Länder, sollen auf dio 
durch gegenwärtigen Traktat abgetretenen Distrikte gleichmässig anwend- 
bar seyn. 

Aid. 9. Da die hohen kontrahirenden Mächte, nach gehöriger Er- 
wägung der auf die Nichterfüllung des 19. und der folgenden Artikel des 
Pariser Friedens von 1814, so wio der zwischen England und Frankreich 
Unterzeichneten additionellen Artikel des gedachten Friedens, gegründeten 
Reklamationen, den 'Wunsch hegen, den in den besagten Artikeln ent- 
haltenen Verfügungen mehr "Wirtsamkeit zu geben, so ist zu diesem Ende 
der zur vollständigen Erfüllung niehrgedachtor Artikel von beiden Theilen 
zu beobachtende Gang durch zwei Separat- Conventionen bestimmt worden. 
Diese Conventionen, so wie solche dem gegenwärtigen Traktat beigefügt 
sind, sollen die nemliche Kraft und Gültigkeit haben, als wenn sie von 
"Wort zu 'Wort demselben einverleibt wären. 

Art. 10. Sämmtlicho während der Feindseligkeiten gemachte Ge- 
fangene, wie auch die Geisscln, die von einem oder dem andern Theile ge- 
nommen oder gegeben worden seyn könnten, sollen io der kürzest möglichen 
Frist zurükgegebcn werden. 

Da-sselbe gilt von den vor dem Traktat vom 30. Mai 1814 gemachten 
Gefangenen , in sofern deren Zurück; aln noch unterblieben seyn möchte. 

Art. 11. Der Traktat von Paiis vom 30. Mai 1814 und der Schluss- 
Akt des Congresses zu Wien vom 9. Juni 1815 werden in Rücksicht aller 
daiin enthaltenen Verfügungen, die durch die Beschlüsse des gegenwärtigen 
Traktats keine Abänderung erlitten haben, bestätigt und in Kraft erhalten.. 

Art. 12. Der gegenwärtige Traktat soll, nohst den demselben an- 
gehängten Conventionen unter Einem ratifizirt werden, und die Aus- 
wechselung der Ratifikationen binnen zwei Monaten, oder, wenn es möglich 
ist, früher Statt haben. 

Des zu Urkund haben die boidei’seitigen Bevollmächtigten diesen 
Ti'aktat unterschriebon, und mit ihren Wappen bedruckt. 

So geschehen Paris, den 20. November des Jahres Christi Ein Tausend 
Achthundert und Fünfzehn. 

Unterzeichnet: 

Hardenberg. Humboldt. Richelieu. 

Additional -Artikel. Da die hohen kontrahirenden Mächte aufrichtig 
wünschen, die Maassregcln zu verfolgen, womit sie sich bereits auf dem 
Congress zu Wien in Rücksicht der vollständigen und allgemeinen Ab- 
schaffung des Sclavenhandels beschäftigt hatten, und auch schon, in ihren 
Staaton, ihren Colonien und Unterthanen, jede und alte Art von Theilnahmo 
an diesem Handel, ohne Ausnahme untereagt haben; so verpflichten sie sich, 
von neuem ihre Bemühungen zu vereinigen, um den endlichen Erfolg der 
in der Deklaration vom 4. Febnrar 1815 aufgestellten Giuudsätze zu sichern, 
und ohne Zeitverlust durch ihre Gesandten an den Höfen zu London und 
Paris dio wirksamsten Maassnehmungen zu verabreden, damit dieser an sich 
so verabsoheuungs würdige, und den Gesetzen der Natur und der Religion so 
offenbar zuwider laufende Handel, gänzlich und auf immer abgeschafft 
worden möge. 

Dieser Additional -Artikel soll dieselbe Kraft und Wirkung haben, 
als ob er in dem Haupttraktat vom heutigen Dato wörtlich eingerückt wäre. 

Dos zu Urkund haben die Bcvollnrächtigton ihn unterzeichnet und 
mit ihren Wappen bedruckt. 

Hardenberg. Humboldt. Richelieu. 
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An diesen Hauptvertrag schliessen sich folgende Nebenverträge: 

a) Convention zur Begulirung der Zahlung der den ver- 
bündeten Mächten von Fran.kreich zu leistenden Geld-Ent- 
schädigung, geschlossen in Gemässheit des 4. Art. des Haupt- 
Traktats. Vom 20. November 1815. 

b) Convention, geschlossen in Gemässheit des 5. Art. des- 
Hauptvertrages, über die Besetzung einer Militair-Linie in 
Frankreich von einer alliirten Armee. Vom 20. November 1815. 

c) Convention, geschlossen in Gemässheit des 9. Art. des 
Haupttrakfats, in Betreff der, aus der Nichterfüllung des 
19. und folg. Art. des Traktats vom 30. Mai 1814, zwischen Frank- 
reich an einem, und Oesterreich, Preussen und Russland und 
deren Bundesgenossen am andern Theilo herrührenden Forde- 
rungen. Vom 20. November 1815. 


Nr. 8. Traktat zwischen Preussen, Oesterreich, Grosshrittaiiien und 

Bnssland, geschlossen zu Paris, den 20. November 1815. 

Im Namen der allerheiligsten und untheilbaren Dreieinigkeit! 

Nachdem der Zweck der zu “Wien am 25. März 1815 geschlossenen 
Verbindung, durch die in Frankreich Statt gehabte Wiederherstellung der- 
jenigen Ordnung, die durch das letzte Attentat des Napoleon Bonapaito auf 
einen Augenblick umgestosson war, glücklich erreicht worden, haben Ihre 
Mgjestäton der König von Preussen, der Kaiser von Oe.sterreich, der König 
des vereinigten Königreichs von Grossbrittanien und liland und der Kaiser 
aller Reussen, in Erwägung: da.ss die Ruhe von Europa an die Befestigung 
dieser auf die Aufrechterhaltung der königlichen Autorität und der Ver- 
fassungs-Urkunde gegründeten Ordnung wesentlich geknüpft sey, und in 
der Absicht, alle in Ihrer Macht stehende Mittel dahin zu verwenden, dass 
die öffentliche Ruhe, dieser Gegenstand der allgemeinen Wünsche, wie der 
bleibende Zweck Ihrer Anstrengungen , nicht von neuem gestöit werde; so wie 
in dem Verlangen, die Bande, welche Sie zum gemeinsamen Wohl Ihrer 
Völker vereinigen, noch enger zu knüpfen, beschlossen, die Grundsätze, 
die durch die Traktaten von Chanmont vom 1. März 1814 und von Wien 
vom 25. März 1815, feierlich erklärt worden, auf die angemessenste Art dem 
gegenwärtigen Stande der öffentlichen Angelegenheiten anzupassen, und durch 
einen förmlichen Vertrag, diejenigen Grundsätze festzustollen, welche Sie zu 
befolgen sich vorsetzen, damit Europa vor den Gefahren, von welchen es 
noch einmal bedroht werden könnte, sicher gestellt weixlo. 

Zu diesem Zwecke und um die Bedingungen eines solchen Trakt.ats 
zuberathen, zu beschliesscn und zu unterzeichnen, haben die hohen coutra- 
hirenden Mächte ernannt: 

Se. Majestät der König von Preussen : den Fürsten von Hardenberg, 

Ihren Staatskanzler ; und den Freiherrn Carl Wilhelm von Humboldt, 

Ihren Staatsminister ; 

Se. Majestät der Kaiser von Oesterreich, den Herrn Clemens Wenze.slaus 

I/)thar Fürsten von Metternich -Winneburg -Oclisenhausen Ihren 

Staats-, Konferenz- und der auswärtigen Angelegenheiten Minister; und den 

Herrn Johann Philipp Freiherm von Wessenberg , Sr. K. K. A M. 

wirklichen Kämmerer und Geheimen Rath; 

Se. Majestät der König des vereinigten Königreichs von Grossbrittanien 
uud Irland: den Herzog von Wellington, Ihren geheimen Kath, Feldmarechall 
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Threr Armeen , Ober -Befehlshaber der brittischen Armee in Frank- 

reich, und der Armee Sr. Majestät des Königs der Niederlande; und den Herrn 

Robert Stuart, Vicomte Castloreagh , Chef des Departements der 

auswärtigen Angelegenheiten !c. !C. 

Und Se. Majestät der Kaiser von Russland: den Herrn Andreas Grafen 

von Rasumoffsky, Ihren wirklichen Geh. Rath ; und den Herrn Johann 

Orafen von Capodistrias, Ihren wirklichen Staatsrath, Staatssekretair ; 

Welche, nachdem sie ihre Vollmachten ausgcwechselt und in rechter 
Form befunden, sich über folgende Artikel vereinigt haben: 

Art. 1. Die hohen contrahirenden Mächte versprechen einander 
wechselseitig, den an diesem Tage mit Sr. Allerehristlichsten Majest.ät ge- 
schlossenen Traktat in seiner vollen Kraft aufrecht zu halten, und dahin 
zu wachen, dass den Stipulationen dieses Traktats, so wie denen der be- 
sonderen Conventionen die sich auf denselben beziehen, in ihrem ganzen 
Umfange genau und treulich nachgekommen werde. 

Art. 2. Da die hohen contrahirenden Mächte sich in den jetzt 
beendigten Krieg eingelassen haben, um für die Sicherheit und das Wohl 
von Europa zu Paris im vergangenen Jahre beschlossenen Anordnungen 
unverletzt zu erhalten, so haben Sie zweckdienlich erachtet, durch die 
gegenwärtige Akte, sowohl diese Anordnungen überhaupt, vorbehältlich 
derjenigen Modifikationen die durch den am heutigen Tage mit den Bevoll- 
mächtigten Sr. Majestät des Königs von Frankreich geschlossenen Traktat 
hinzugefügt sind, als ganz besondere diejenigen Anordnungen zu erneuern 
und als wechselseitig verpflichtend zu bestätigen, durch welche Napoleon 
Buonaparte und seine Familie, in Folge dos Vertrags vom 11. April 1814, 
von der höch.sten Gewalt in Frankreich für immer ausgeschlos.sen sind; 
welche Ausschliessung in voller Kraft und nöthigenfalls mit Anwendung aller 
Ihrer Macht aufrecht zu erhalten, die hohen Contrahenton sich durch die 
gegenwärtige Akte nochmals ausdrücklich verpflichten. Und da auch die- 
selben revolutionairen Grundsätze, durch welche der letzte Usurpations- 
Frevel untoistützt worden, noch unter anderer Gestalt, Frankreich in 
Aufruhr bringen, demn.ach auch die Ruhe fremder Staaten von neuem 
bedrohen könnten; so erkennen dio hohen contrahirenden Mächte feierlich.st 
die Pilicht, unter solchen T’mständon mit verdoppelter Sorgfalt für die 
Iliiho und das Wohl Ihrer Völker zu wachen an, und verpflichten sich, in 
dem Falle, dass ein so unglückliches Ereigniss abermals ausbräche, unter 
eil. .ander und mit Sr. Majestät dem Könige von Frankreich, diejenigen Maass- 
legeln zu verabreden, welche zu ergreifen Sie für die Sicherheit Ihrer 
le.spektiven Staaten und für die allgemeine Ruhe von Europa, alsdann noth- 
wendig erachten werden. 

Art. 3. Indem dio hohen contrahirenden Mächte mit Sr. Majestät 
dem Könige von Frankreich übereingekonimen sind, während einer be- 
stimmten Zahl von Jahren, durch ein Corps verbündeter Truppen eine 
militairische Positions- Linie in Frankreich besetzen zu hassen, haben Sie 
zur Absicht gehabt, den Erfolg der in den Art. 1 und 2 des gegenwärtigen 
Traktats enthaltenen Stipulationen, so weit es in Ihrer Macht steht, zu 
sichern. Unablässig bereit, jede zur Befestigung dos Ruhestandes von 
Europa, durch .Aufrechterhaltung der jetzigen Ordnung in Frankreich, ab- 
zweckende wirksame Maassregel zu ergreifen, verpflichten Sie sich, auf den 
Fall, dass das gedachte Truppen-Corps von Seiten Frankreichs entweder 
wirklich angegriffen, oder doch mit einem Angriff bedroht würde, oder dass 
dio verbündeten Mächte zur Aufrechterhaltung der einen oder andern der 
vorangeführton Stipulationen, oder .auch zur Sicherung und Behauptung der 
grossen Interessen, auf welche diese Stipulationen sich beziehen, wiederum 
in Kriegsstand gegen Frankioich zu treten genöthigt wären, nach den 
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Bestimmungen des Traktats von Chanmont, und vorzüglich nach dem 
7. und 8. Art. dieses Traktats, dahin, dass Sie alsdann ausser der Truppen- 
zahl, die Sie jetzt in Frankreich zurückiassen, eine jede noch Ihr volles 
Contingent von Secbszigtansend Mann, oder einen solchen Theil dieses Con- 
tingents den man in Thätigkeit zu setzen nach dem Bedürfnisse des Falles 
beschliessen wird, unverzüglich hergeben wollen. 

Art. 4. Wenn aber die im vorhergehenden Artikel stipnlirte Macht 
sich wider V'erhoffen unzureichend zeigte, so werden die hohen oontra- 
fairenden Mächte sich ohne Zeitverlust über die fernere Trupponzahl ver- 
einigen, welche eine jede von Ihnen zur Unterstützung der gemeinschaftlichen 
Sache stellen wird; und Sic verpflichten sich, nöthigenfalls Ihre gesammte 
Streitmacht anzuwenden, um einen solchen neu ausgebrochenen Krieg zu 
einem baldigen glücklichen Ausgange zu fördern, wobei Sie sich Vorbehalten, 
in dem Frieden, den Sie unter gemeinschaftlicher Uebereinkunft schliessen 
würden, noch solche Einrichtungen mit einander festznsotzen, die eine hin- 
reichende Sicherheit gegen die nochmalige Wiederkehr eines ähnlichen Un- 
glücks für Europa zu gewähren vermöchten. 

Art. 6. Die hoben contrahirenden Mächte, indem Sie sich zur 
Sicherstellung des Erfolgs Ihrer gemeinschaftlichen 'Verpflichtungen während 
der gegenwärtigen Militair- Besetzung, zu den in den vorhergehenden Artikeln 
bestimmten Anordnungen vereinigt haben, fügen noch die Erklärung hinzu, 
dass auch alsdann, wenn die jetzt erwähnte Maassregel ihr Ende erreicht 
haben wird, jene Verpflichtungen demungeachtet, zur Ausführung deijenigen 
Maassregeln in voller Kraft verbleiben sollen, die als nothwendig zur Aufreoht- 
haltung der im 1. und 2. Art. der gegenwärtigen Akte enthaltenen Stipu- 
lationen anerkannt sind. 

Art. 6. Um die Ausführung des gegenwärtigen Traktats zu sichern 
und zu erleichtern, und um das innige Freundschaftsverhältniss noch mehr 
zu befestigen, welches dermalen die vier Souveraine zum Wohl der Welt 
verbindet, sind die hohen contrahirenden Mächte üboreiugekommen , dass 
Sie zu bestimmten Zeiten, entweder durch unmittelbare Bestimmung der 
Sonveraine Selbst, oder durch Ihre rospektiven Minister, Vereinigungen er- 
neuern wollen, dio den gemeinschaftlichen grossen Interessen, so wie der 
Prüfung derjenigen Maassregeln gewidmet seyn sollen, die in jedem dieser 
Zeitpunkte, als die erspriesslicbsten für die Buhe und Glückseligkeit der 
Völker, so wie für die Aufrechterhaltung des Friedens von Europa, anerkannt 
seyn werden. 

Art. 7. Der gegenwärtige Traktat wird ratifizirt und die Batifikations- 
Urkunden werden ausge wechselt werden, binnen zwei Monaten, oder eher, 
"wenn es thunlich ist 

Zur Urkunde dessen haben die respektiven Bevollmächtigten diesen 
Traktat unterzeichnet, und mit ihren Wappen besiegelt 

So geschehen zu Paris, den 20. November im Jahre Christi 1816. 

Hardenberg. Humboldt Metternich. Wessenber^. 

Wellington. Castlereagh. Basumoffsky. Capodistnas. 


Nr. 4. Vertrag zwischen Preussen, Oesterreich, 
Frankreich, Grosshrltannien , Russland, Sardinien und der TUrkel. 
Vom 30. März 1856. 


Im Namen des Allmächtigen Gottes. 

Ihre Majestäten, der Kaiser der Franzosen, die Königin des Ver- 
«inigten Königreiches von Grossbritannien und Irland, der Kaiser aller 

V. Liszt, Völkerrecht. 3. Aufl. 
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Beusseo, der König von Sardinien und der Kaiser der Ottomanen, beseelt 
von dem ‘Wunsche, dem Unheil des Krieges ein Ziel zu setzen, und in der 
Absicht, der Wiederkehr der Verwickelungen, woraus derselbe hervor- 
gegangen, vorzubeugen, haben beschlossen, sich mit Sr. Majestät dem Kaiser 
von Oesterreich über die Grundlagen der Wiederherstellung und Befestigung 
des Friedens zu verständigen und durch wirk.sarae und gegenseitige Bürg- 
schaften die Unabhängigkeit und Integrität des Ottomanischen Reichs sichor- 
zustellen. Zu diesem Ende haben Ihre gedachten Majestäten zu Bevoll- 
mächtigten ernannt, nämlich: 

Se. Majestät der Kaiser von Oesterreich, den Herrn Carl Ferdinand 

Grafen von Buol- Schauenstein ; Ihren Kammerherrn und Wirklichen 

Geheimen Rath, Ihren Minister des Hau.ses und der auswärtigen Angelegen- 
heiten, Präsidenten des Ministerrathes, und den Herrn Joseph Alexander 
Freiherrn von Hübner ; Ihren Wirklichen Geheimen Rath und ausser- 

ordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister am Französischen Hofe; 

Se. Majestät der Kaiser der Franzosen, den Herrn Alexander Grafen 

Colonna-Walewski, Senator des Kaiserreichs ; Ihren Minister und 

Staatssekretair für die auswärtigen Angelegenheiten, und den Herrn Franz 
Adolph Freiherrn von Bourquenoy ; Ihren ausserordentlichen Ge- 

sandten und bevollmächtigten Minister bei Sr. Kaiserlich -Königlich aposto- 
lischen Majestät; 

Ihre Majestät die Königin dos vereinigten Königreiches von Gross- 
britannien und Irland, den sehr ehrenwerthen Georg Wilhelm Friedrich Grafen 

von Clarendon, Baron Hyde de Hindon , ersten Staats -Sekretair 

Ihrer Majestät für die auswärtigen Angelegenheiten, und den sehr ehreu- 

werthen Heinrich Richard Karl Baron Cowley , ausserordentlicher» 

und bevollmächtigten Botschafter Ihrer Majestät bei Sr. Majestät dem Kaiser 
der Franzosen; 

Se. Majestät der Kaiser aller Reussen, den Herrn Alexis Grafen 
Oiloff, Ihren Gcneraladjutanten und General der Cavallerie, Kommandanten 
des Hauptquartiers Sr. Majestät, Mitglied des Reichsraths und des Ministor- 

comites , und den Herrn Philipp Freiherrn von Brunnow, Ihrer» 

Geheimen Rath, Ihren ausserordentlichen und bevollmächtigten Minister boinr 
Deutschen Bunde und bei Sr. Königlichen Hoheit dem Grossherzog von 
Hessen ; 

Se. Majestät der König von Sardinen, den Herrn Camill Benso 

Grafen von Cavour Präsident des Ministerrathes und Ihren Minister 

Staats -Sekretair für die Finanzen, und den Herrn Salvator Marquis von Villa- 

rnarina Ihren ausserordentlichen Gesandten und bevollmächtigten 

Minister am Französischen Hofe; und 

So. Majestät der Kaiser der Ottomanen, den Muhammed Emin Aali 

Pascha, Grossvozir des Ottomanischen Kaiserreiches , und den Mehem- 

nicd Djemil Bey Ihren ausserordentlichen und bevollmächtigtea 

Botschafter bei Sr. Majestät dem Kaiser der Franzosen, in gleicher Eigen- 
schaft bei Sr. Maje.stät dem Könige von Sardinien beglaubigt, 

welche sich in Paris zu einem Kongresse vereinigt haben. 

Ihre Majestäten, der Kaiser von Oesterreich, der Kaiser der Franzosen, 
die Königin des vereinigten Königreiches von Grossbritannion und Irland, 
der Kaiser aller Reu.ssen, der König von Sardinien und der Kaiser der 
Ottomanen haben nach glücklich unter ihnen hergestelltom Einverständniss 
in Betracht gezogen, dass in einem Europäischen Interesse Se. Majestät der 
König von Preussen, Mitunterzeichncr der Konvention vom 13. Juli 1841, 
zur Theilnahme an den zu treffenden neuen Verabredungen berufen werden- 
müsse und, indem sie den Werth, welchen die Mitwirkung Sr. gedachten! 
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Majestät dom allgemeinen Friedeuswerke hinznfügen würde, würdigen, haben 
sie ihn eingeladen, Bevollmächtigte zum Kongress zu senden. 

In Folge dessen haben Se. Majestät der König von Preussen zu Bevoll- 
mächtigten ernannt: den Herrn Otto Theodor Freiherrn von Manteuffel, 
Ihren Minister- Piiisidenten und Minister der auswärtigen Angelegenheiten 

, und den Herrn Maximilian Friedrich Karl Franz Grafen von Hatz- 

feldt-Wildenburg-Schoenstein, Ihren Wirklichen Geheimen Rath, Ihren ausser- 
ordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Minister am Französischen 
Hofe 

Die Bevollmächtigten haben sich nach Austausch ihrer in guter und 
gehöriger Form befundenen Vollmachten über folgende Artikel verständigt: 

Art. 1. Von dem Tage der Auswechselung der Ratifikationen des 
gegenwärtigen Vertrages an wird auf ewige Zeiten Friede und Freundschaft 
bestehen zwischen Sr. Majestät dem Kaiser der Franzosen, Ihrer Majestät 
der Königin des vereinigten Königreiches von Grossbritannien und Irland, 
Sr. Majestät dem Könige von Sardinien, Sr. Kaiserlichen Majestät dem Sultan 
einerseits, und Sr. Majestät dom Kaiser aller Reussen andererseits, sowie 
zwischen ihren Erben und Nachfolgern, ihren Staaten und respektiven 
Unterthanen. 

Art. 2. Da der Friede zwischen den genannten Majestäten glücklich 
hergestellt worden ist, so worden die während des Krieges besetzten oder 
eroberten Territorien von beiden Theilen geräumt weitlon. Spezielle Ueber- 
einkommen weiden die Art der Räumung ordnen, die so schnell, als es sich 
thun lässt, stattfindeu soll. 

Art. 3. Se. Majestät der Kaiser aller Reussen verpflichtet sich, Sr. 
Majestät dom Sultan die Stadt und Citadelle von Kars, sowie die anderen 
Punkto des Ottomanisohen Gebietes, wieder zurückzuerstatten, in deren 
Besitz sich die Rmssischen Truppen befinden. 

Art. 4. Ihre Majestäten der Kaiser der Franzosen, die Königin des 
vereinigten Königreiches von Grossbritannien und Irland, der König von 
Sardinien und der Sultan verpflichten sich, Sr. Majestät dem Kaiser aller 
Reussen die Städte und Häfen von Sebastopol, Balaklava, Kamiosch, Eupa- 
toria, Kortsoh, Jenikalo, Kiuburn und alle anderen Punkte zumckzugeben, 
die im Besitze der alliirtcn Truppen sind. 

Art. 5. Ihre Majestäten der Kaiser der Franzosen, dio Königin des 
vereinigten Königreiches von Grossbritannion und Irland, der Kaiser aller 
Reussen, der König von Sardinien und der Sultan ertheilen denjenigen ihrer 
Unterthanen, welche sich durch irgend welche Betheiligung an den Kriegs- 
eroignissou zu Gunsten des Gegnern kompromittirt haben, volle Amnestie. 

Man ist ausdrücklich übereingekommen, dass diese Amnestie sich auf 
diejenigen Unterthanen der kriegführenden Parteien erstrecken soll, welche 
während des Krieges ihr fiüheres Dienstverhältniss bei einem der andern 
Kriegführenden fortgesetzt haben. 

Art. 6. Die Kriegsgefangenen werden sofort gegenseitig ausgoliefert. 

Art. 7. Se. Majestät der König von Preussen, Se. Majestät der Kaiser 
von Oesterreich, Se. Majestät der Kaiser der Franzosen, Ihre Majestät die 
Königin des vereinigten Königreiches von Grossbritannien und Irland, Se. 
Majestät der Kaiser aller Reussen und So. Majestät der König von Sardinien 
erklären die hoho Pforte theilhaftig der Vorthede des öffentlichen Europäischen 
Rechts und des Europäischen Conoerts. Ihre Majestäten verpflichten sich, 
die Unabhängigkeit und den Territorialbestand des Ottomanischen Reiches zu 
achten, garantiron gemeinschaftlich dio genaue Beobachtung dieser Ver- 
pflichtung und worden demgemäss jeden Akt, welcher dem entgegen wäre, 
als eine Frage des allgemeinen Interesses ansehen. 

23 * 
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Art. 8. Wenn zwischen der hohen Pforte und einer oder mehreren 
der anderen kontrahirenden Mächte Sleinnngsverschicdenheiten entstehen, 
welche ihre Beziehungen zu stören drohen, so wird die Pforte und jede 
dieser Mächte vor Anwendung von Gewaltmaassregeln die anderen kontra- 
hirendon Mächte in den Stand setzen, diesem Aeussersten durch ihre Ver- 
mittelung vorzubeugen. 

Art. 9. Nachdem So. Kaiserliche Majestät der Sultan in seiner be- 
ständigen Füi-sorge für das Wohl seiner Unterthanen einen Firman erlassen 
hat, welcher die Lage derselben ohne Unterschied der Keligion oder der 
Abstammung verbessernd, seine grossmütiiigen Gesinnungen gegen die christ- 
liche Bevölkerung des Reichs beweist, so hat er beschlossen, den gedachten 
Finnan, welcher ein freier Ausfluss seines souverainon Willens ist, den 
kontrahirenden Mächten mitzutheilen, imi einen neuen Beweis seiner des- 
fallsigen Gesinnungen zu geben. 

Die kontralüronden Mächte konstatiron den hohen Werth dieser 
Mittheilung. Ks ist wohl verstanden, dass dieselbe in keinem Falle den ge- 
nannten Mächten das Recht geben kann, sich, sei es kollektiv oder einzeln, 
in die Beziehungen Sr. Majestät des Sultans zu seinen Unterthanen, noch 
in die innere Verwaltung seines Reiches einzumischen. 

Art. 10. Der Vertrag vom 13. Juli 1841, welcher die alte Regel 
des Ottomanischen Reiches betreffs der Schliessung der Meerengen des Bos- 
porus und der Dardanellen aufrecht erhält, ist gomeinschaWich revidirt 
worden. 

Der in dieser Beziehung und diesem Prinzip gemäss zwischen den 
hohen kontrahirenden Parteien abgeschlossene Akt ist und bleibt dem gegen- 
wärtigen Vertrag annexirt und wird die nämliche Kraft und den nämlichen 
W'erth haben, als wenn er in denselben vollständig aufgenommen wäre. 

Art. 11. Das Schwarze Meer ist neutralisirt. Der Handelsmarine 
aller Nationen geöffnet, sind seine Gewässer und Häfen förmlich und auf 
ewig den Kriegsflaggen der Uferstaaten sowohl, als aller anderen Mächte 
unteisagt, die in den Art. 14 und 19 des gegenwärtigen Vertrages erwähnten 
Ausnahmefälle aasgenommen. 

Art. 12. Frei von aller Beschränkung wird der Handel in den Häfen 
und Gewässera des Schwarzen Meeres nur den Gesundheits-, Zoll- und 
Polizei -Verordnungen unterworfen sein, die in einem der Entwickelung der 
Handelsbeziehungen günstigen Geiste abgefasst werden. 

Um den Handels- imd Schiffahrts- Interessen aller Nationen die 
wünschenswerthe Sicherheit zu geben, werden Russland und die hohe Pforte 
in allen ihren im Uferbezirk des Schwarzen Meeres gelegenen Häfen, den 
Prinzipien des internationalen Rechtes gemäss, Konsuln zulassen. 

Art. 13. Da das Schwarze Meer dem Wortlaute des Art. 11 gemä-ss 
neutralisirt ist, so ist die Aufrechterhaltung oder Errichtung von militairisch- 
maritimen Arsenalen in dessen Uferbezirk unnöthig und zwecklos. Se. Majestät 
der Kaiser aller Rcusson und So. Kaiserliche Majestät der Sultan verpflichten 
sich deshalb, auf diesem Littoralo kein militairisch -maritimes Arsenal zu 
errichten oder zu behalten. 

Art. 14. Nachdem Ihre Majestäten der Kaiser aller Reussen und der 
Sultan eine Konvention abgeschlossen haben, um die Stärke und Zahl der 
leichten, zum Dienste ihrer Küsten nothwendigen Schiffe zu bestimmen, 
deren Unterhaltung im Schwarzen Meere sie sich Vorbehalten, so ist diese 
Konvention dem gegenwärtigen Vertrage annexirt worden und wird die 
nämliche Kraft und den nämlichen Werth haben, als wenn sie in denselben 
vollständig aufgenommen wäre. Sie kann ohne die Zustimmung der Mächte, 
Unterzeichner des gegenwärtigen Vertrages, weder annuUirt, noch modifi- 
zirt weiden. 
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Art 15. Nachdem die Wiener Kongress -Akte die Prinzipien fest- 
gestellt hat, welche die Schiffahrt auf den mehrere Staaten trennenden oder 
durchstrßmenden Flüssen regeln, so verabreden die kontrahirenden Mächte, 
dass diese Prinzipien in Zukunft ebenfalls auf die Donau und ihre Mün- 
dungen angewandt werden. Sie erklären, dass diese Disposition zukünftig 
einen Theil des öffentlichen Europäischen Rechts ausmacht, und sie stellen 
dieselbe unter ihre Garantie. 

Die Schiffahrt auf der Donau kann keiner Beschränkung oder Ab- 
gabe unteiworfen werden, die nicht ausdrücklich in den in den folgenden 
Artikeln enthaltenen Stipulationen vorgesehen sind. In Folge dessen wird 
keine Abgabe erhoben werden können, die sich einzig und allein auf die 
Tbatsacho der Beschiffung des Flusses stützt, noch irgend ein Zoll auf die 
an Bord der Schiffe befindlichen Waaren. Die Polizei- und Quarantaine- 
Reglements zur Sicherheit der Staaten, die dieser Fluss trennt oder durch- 
strömt, weixien derart abgefasst sein, dass sie die Cirkulatien der Schiffe 
so viel als tliuulich begünstigen. Ausser diesen Reglements wird kein anderes 
Hinderniss, welcher Art es auch sein mag, der freien Schiffahrt entgegen- 
gesetzt. 

Art 16. Zu dem Zwecke, die Dispositionen des vorhergehenden 
Artikels zu verwirklichen, wird eine Kommission, in welcher PreusseUj 
Oesterreich, Frankreich, Grossbritannien, Russland, Sardinien und die Türkei 
durch je einen Abgesandten repräsentirt sein werden , mit der Bezeichnung 
und der Ausführung der Arbeiten beauftragt werden, die von Isaktscha au 
nothwendig sind, um die Mündungen der Donau, sowie die Theile des daran 
stossenden Meeres von dem die Passage hindernden Sande und anderen 
Hemmnissen zu befreien , damit dieser Theil des Flusses und die erwähnten 
Theile des Meeres sich in dem für die Schiffahrt möglichst günstigen Zu- 
stande befinden. 

Um die Kosten dieser Arbeiten und der, die Sicherung und Erleich- 
terung der Schiffahrt an den Donaumündungen bezweckenden Etablissements 
zu decken, sollen bestimmte Abgaben, w'elche die Kommission nach Stimmen- 
mehrheit fostsetzt, erhoben werden können, aber unter der ausdräcklichen 
Bedingung, dass in dieser Beziehung, wie io allen anderen, die Flaggen 
aller Nationen auf dem Fusse einer vollkommenen Gleichheit behandelt 
werden. 

Art. 17. Eine Kommission wird bestellt werden und aus Abgesandten 
Oesterreichs, Bayerns, der hohen Pforte und Württembergs bestehen (einer 
für jede die.ser Mächte), denen sich die Kommissare der drei Donaufüreton- 
thümer, nachdem die Pforte deren Eraennung gutgcheissen hat, anschlicssen 
werden. Diese Kommis.sion, die permanent sein wird, wird 1) die Fluss-, 
Schiffahrts - und Polizei - Reglements ausarbeiten ; 2) die Beschränkungen be- 
seitigen, von welcher Natur sie auch sein mögen, die sich der Anwendung 
der Dispositionen des Wiener Vertrages auf die Donau noch entgegenstellen, 
3) die auf dem ganzen I^aufe des Flusses nothwendigen Arbeiten anordnen 
und ausführen lassen , und 4) nach Auflösung der Europäischen Kommission 
über die Aufrechterhaltung der Schiffbarkeit der Donaumündungen und der 
Theile des daranstossenden Meeres wachen. 

Art. 18. Man hat sich geeinigt, dass die Europäische Kommission 
ihre Aufgabe gelöst und die Flusskommission ihre in dem vorhergehenden 
Artikel unter 1. und 2. bozeichneten Arbeiten binnen zwei Jahren beendet 
haben müssen. Die zur Konferenz vereinigten Mächte, Unterzeichner des 
Vertrages, von dieser Thatsache benachrichtigt, werden, nachdem sie davon 
Akt genommen, die Europäische Kommission auflösen, und die permanente 
Flusskommission wird alsdann die nämlichen Befugnisse ei 0,11160, wie die, 
mit welchen die Europäische Kommission bis dahin bekleidet war. 
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Art 19. Um die Ausfühning der durch gomoinscbaftliches Ueberein- 
kommen und nach oben angcdeutoten Prinzipien aufgestellten Reglements 
tn sichern, wird jode der kontrahirenden Mächte das Recht haben, zwei 
leichte Schiffe an den Donaumündungen zu jeder Zeit stationiren zu lassen. 

Art. 20. Im Austausch gegen die im Art 4 des gegenwärtigen Ver- 
trages aufgezählten Städte, Häfen und Gebiete und zur besseren Sicherung 
der Schiffahrt auf der Donau willigt Se. Majestät der Kaiser aller Reussen 
in eine Rektifikation seiner Grenze in Bessarabien. Die neue Grenze wird 
am Schwarzen Meere, einen Kilometer ostwärts vom See Burna-Sola, be- 
ginnen, die Strasse von Akerman senkrecht erreichen, diese Strasse bis 
zum Trajans-Thale verfolgen, südwärts an Bolgrad vorbeilaufen, längs des 
Flusses Yalpuck bis zur Höhe von Saratsika hinauf gehen und bei Katamori 
am Pruth enden. Stromaufwärts von diesem Punkte aus wird die alte 
Grenze zwischen den beiden Reichen keine Veränderung erleiden. Ab- 
gesandte der kontrahirenden Mächte werden im Einzelnen die neue Grenz- 
scheide feststcllon. 

Art. 21. Das von Russland abgetretene Gebiet wird dem Fürstenthume 
Moldau unter der Oberherrlichkeit der hohen Pforte hinzugofügt werden. 

Die Bewohner dieses Gebietes werden die nämlichen Rechte und Pri- 
vilegien geniesson, die den Füretonthümern zugesichert sind, und während 
eines Zeitraums von drei Jahren wird es ihnen erlaubt sein, unter freier 
Verfügung über ihr Eigenthum ihr Domizil anderwärts aufzuschlagen. 

Art. 22. Die Füi-stenthümer Walacliei und Moldau werden fortfahren, 
unter der Oberheriiichkeit der Pforte und unter der Garantie der konti’a- 
hirenden Mächte die Privilegien und Immunitäten zu geniessen, in deren 
Besitz sie sind. Kein ausschliesslicher Schutz wiid über sio von einer der 
garantirenden Mächte aasgeübt werden. Es wird kein besonderes Recht 
der Einmischung in ihre inneren Angelegenheiten bestehen. 

Art. 23. Die hohe Pforte verpilichtet sich, den genannten Fürsteu- 
thümern eine unabhängige und nationale Verwaltung, sowie die vollkommene 
Freiheit des Kultus, der Gesetzgebung, des Handels und der Schiffahrt zu 
erhalten. Die jetzt in Kraft befindlichen Gesetze und Statuten werden 
revidirt werden. Um eine vollständige Uobereinstimmung betreffs dieser 
Revision zu erzielen, wird eine spezielle Kommission, über deren Zu- 
sammensetzung die hohen kontrahirenden Mächte sich verständigen werden, 
mit einem Kommissar der hohen Pforte in Bukarest ohne Verzug zu- 
sanimentreten. 

Diese Kommission wird zur Aufgabe haben, sich über den gegen- 
wärtigen Zustand der Fürstenthümer zu unterrichten und die Grundlagen 
ihrer künftigen Organisation vorzuschlagen. 

Art. 24. Se. Majestät der Sultan verspricht, in jeder der beiden 
Provinzen sofort einen Divan ad hoc zusammenzuberufen, der Art zusammen- 
gesetzt, dass er die genaueste Vertretung der Interessen aller Klassen der 
Gesellschaft in sich fasst. Diese Divans sind berufen, dio "Wünsche der 
Bevölkerungen betreffs der definitiven Organisation der Fürstenthümer aus- 
zudrücken. 

Eine Instruktion des Kongresses wird die Beziehungen der Kommission 
zu diesen Divans oiünen. 

.4rt. 25; Die Kommission wird dio von beiden Divans ausgesprochene 
Meinung erwägen und da.s Resultat ihrer eigenen Arbeit ohne Verzug dem 
gegenwärtigen Sitze der Konferenzen zustellen. Das End-Einverständniss 
mit der oberhenlichen Macht wird durch eine in Paris zwischen den hohen 
kontrahirenden Parteien abzaschliessende Konvention festgestellt werden, 
und ein Hattischerif wird den Stipulationen der Konvention gemäss dio 
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Organisation dieser zukünftig unter die Kollectivgarantie der unterzeichnenden 
Mächte gestellten Provinzen definitiv regeln. 

Art. 26. Man ist übereingekommen, dass es in den Fürstenthümem 
eine bewaffnete Gewalt geben wird, zu dem Zwecke organisirt, die Sicher- 
heit im Innern und nach Aussen hin aufrecht zu erhalten. Keine Beschrän- 
kung wird den ausserordentlichen Vertheidigungsmaassregeln entgegengesetzt 
werden können, die sie, in Uebereinstimmung mit der hohen Pforte, zur 
Abweisung eines jeden fremden Angriffes zu nehmen berufen sein werden. 

Art. 27. AVenn die innere Ruhe der Fürstenthümer bedroht oder 
gefährdet werden sollte, so wird die hohe Pforte sich mit den übrigen kon- 
trahirenden Mächten über die zur Erhaltung oder Wiederherstellung der 
gesetzmässigen Ordnung zu nehmenden Maassregeln verständigen. Eine be- 
waffnete Inteiwention kann ohne vorherige Einstimmung dieser Mächte nicht 
statthaben. 

Art. 28. Das Fürstenthum Serbien wird fortfahren, von der hohen 
Pforte abhängig zu sein, gemäss den Kaiserlichen Hats, welche seine, zu- 
künftig unter die Kollectivgarantie der Mächte gestellten Rechte und Im- 
munitäten festsetzen. In Folge dessen wird dieses Fürstenthum seine unab- 
hängige und nationale Verwaltung, sowie die vollständige Freiheit dos Kultus, 
der Gesetzgebung, dos Handels und der Schiffahrt behalten. 

Alt. 29. Das Garnisonsrecht der hohen Pforte, so wie es durch 
frühere Reglements festgestellt ist, wird aufrecht erhalten. Keine bewaffnete 
InteiTeution wird in Serbien stattfinden können, ohne vorherige Ueberein- 
stimmung der hohen kontrahironden Mächte. 

Art. 30. Se. Majest.ät der Kaiser aller Reussen und Se. Majestät der 
Sultan behalten ihre Asiatischen Besitzungen in ihrer Integrität in dem- 
jenigen Umfange, wie er vor dem Bruch gesetzlich bestand. Um jeder 
lokalen Streitigkeit vorzubeugen, wir-d die Gronzscheide verifizirt, und wenn 
nöthig, rektifizirt werden, ohne dass jedoch ein Gebietsnachtheil für eine 
oder die andere der beiden Parteien daraus entstehen kann. Zu diesem 
Zwecke wird eine gemischte Kommission, bestehend aus zwei Russischen 
Kommissaren, zwei Ottomanischen Kommissaren, einem Fi'anzösischen Kom- 
missar und einem Englischen Kommissar, an Ort und Stelle unverzüglich 
nach AViederherstellung der diplomatischen Beziehungen zwischen dem 
Russischen Hofe und der hohen Pforte gesandt werden. Ihre Arbeit muss 
in dem Zeitraum von acht Monaten, von dem Tage der Auswechselung 
der Ratifikationen des gegenwärtigen Vertrages an gerechnet, beendet sein. 

Art. 31. Die während des Krieges von den Truppen Ihrer Majestäten 
des Kaisers von Oesterreich, des Kaisers der Franzosen, der Königin des 
Vereinigten Königreiches von Grossbi itannien und Irland und des Königs von 
Sardinien, in Folge von Verträgen, abgeschlossen in Konstantiuopel am 
12. März 1854 zwischen Frankreich, Grossbritannien uhd der hohen Pforte, 
am 14. Juni des nämlichen Jahres zwischen Oesterreich und der hohen Pforte 
und am 15. März 1855 zwischen Sardinien und der hohen Pforte, besetzten 
Gebietstheilo werden nach Ausweehselung der Ratifikationen des gegen- 
wärtigen Vertrages geräumt werden, so bald als es geschehen kann. Dia 
Termine und die Ausführungsmittel werden der Gegenstand einer Ueberein- 
kunft zwischen der hohen Pforte und den Mächten, deren Truppen ihr 
Gebiet okkupiren, sein. 

Art. 32. Bis zur Erneuerung oder Ersetzung der Verträge oder Kon- 
ventionen, die zwischen den kriegführenden Mächten vor dom Kriege be- 
standen, wird der Ans- und Einfuhrhandel gegenseitig auf dom Fitsse dos 
vor dem Kriege Kraft habenden Reglements stattfinden, und ihre resp. 
Unteithanen werden in allen anderen Angelegenheiten auf dem Fusse der 
Am meisten begünstigten Nationen behandelt werden 
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> Art 33. Die am heutigen Tage zwischen Ihren Uajestfiten dem Kaiser 
der Frauzoson, der Königin des Vereinigten Königreiches von Orossbritannien 
und Irland einerseits und Sr. Maje.stät dem Kaiser aller Reussen anderer- 
seits abgeschlossene Konvention bezüglich der Alands-Inseln ist und bleibt 
dem gegenwärtigen Vertrage aunexirt, und wird die nämliche Kraft und 
den nämlichen tVerth haben, als wenn sie in denselben aufgenommen wäre. 

Art. 34. Der gegenwärtige Vortrag wird ratifizirt, und sollen din 
Ratifikationen binnen vier AVochen oder früher, wenn es geschehen kann, 
zn Paris ausgewechselt werden. 

Zur Beglaubigung dessen haben die respektiven Bevollmächtigten ihi» 
unterzeichnet und den Abdruck ihrer Wappen beigefügt 

Oesebeben Paris, den 30. März 1856. 

(L. S.) Manteuffel. Gr. M. v. Hatzfoldt Bnol-Schauenstein. 

Hübner. A. Walewski. Bourqueney. Clarendon. 

Cowley. Orloff. Brunnow. C. Cavour. t. Villamarina. Aali- 
Mebemmod Djemil. 

Transitorischer Zusatzartikel. Die Bestimmungen der heute gezeicbneteir 
Meerengen -Konvention finden auf diejenigen Kriegsfahrzeuge keine Anwen- 
dung, welche von den kriegführenden Mächten zur Räumung der von ihreir 
Armeen besetzten Gebiete seewäits verwendet werden; aber unmittelbar 
nach beendigter Räumung treten diese Bestimmungen in volle Kraft 

Geschehen zu Paris, den 30. März 1856. 

Dieselben Unterschriften. 

Im Namen des Allmächtigen Gottes. 

Da Ihre Miyestäten, der König von Preussen, der Kaiser von Oester- 
reich, der Kaiser der Franzosen, die Königin des Vereinigten Königreiche» 
von Grossbritannien und Irland, der Kaiser aller Reussen, die Unterzeichner 
der Konvention vom 13. Juli 1841, und Se. Majestät der König von Sar- 
dinien , Willens sind , Ihre einmüthige Entschliessung gemeinschaftlich an den 
Tag zu legen, sich die alte Regel des Ottomanischen Reiches, der zufolge- 
die Meerengen der Dardanellen und des Bospor, so lange sich die Pforte 
im Frieden befindet, den fremden Kriegsschiffen verschlossen sind, zur 
Richtschnur zu nehmen; haben Ihre gedachten Majestäten einerseits und 
So. Majestät der Sultan andererseits den Beschluss gefasst, die in London 
am 13. Juli 1841 abgeschlossene Konvention zu erneuern, mit Ausnahme 
einiger Detail - Aenderungen , welche dem Priznip, worauf dieselbe beruht, 
keinen Eintrag thun. 

Zu diesem Behuf haben demnach Ihre genannten Majestäten zu Drretv 
Bevollmächtigten ernannt, nämlich: 

Se. Majestät der König von Preussen, den Herrn Otto Theodor Frei- 
herrn von Manteuffel u. s. w., und den Herrn Maximilian Friedrich Karl 
Franz Grafen von Hatzfeldt-Wildenburg-Schönstein u. s. w.; 

Se. Majestät der Kaiser von Oesterreich, den Herrn Karl Ferdinand 
Grafen von Buol-Schauenstoin u. 8. w., und den Herrn Joseph Alexander 
Freiherrn von Hübner u. s. w.; 

Se. Majestät der Kaiser der Franzosen, den Herrn Alexander Grafen. 
Colonna -Walewski u. s. w., und den Herrn Franz Adolph Freihorm von Bour- 
quency u. s. w.; 

Ihre Majestät dio Königin des vereinigten Königreiches von Gross- 
britannien und Irland, den sehr ehrenwerthen Georg Wilhelm Friedrich Grafen 
von Clarendon u. s. w., und den sehr ehrenwerthen Heinrich Richard Karl 
Baron Cowley u. s. w. ; 


•v 
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Se. Majestät der Kaiser aller Reussen, den Herrn Alexis Grafen Or- 
lofp u. s. w., und den Herrn Philipp Pi-eiherrn von Bmnnow u s. w.; 

So. Majestät der König von Sardinien, den Herrn Camill Bcnso Orafea 
von Cavour u.s.w., und den Herrn Salvator Marquis von Villamarina u.s, w.; und 
Se. Kaiserliche Majestät der Sultan, den Muhammed £min Aali 
Pascha n. s. w., und den Mehemmod Djemil Bey u. s. w., 
welche, nach Auswechselung ihrer in guter und gebührender Form befun- 
denen Vollmachten, über die folgenden Artikel übereingekommen sind: 

Art. 1. Se. Majestät der Sultan einerseits, erklärt, dass er des festen 
Willens ist, in Zukunft das als alte Regel Seines Reiches unwandelbar fest- 
gestellte Prinzip, und in Folge dessen cs zu allen Zeiten den Kriegsschiffen 
der .fremden Mächte unters:^ war, in die Meerenge der Dardanellen und' 
des Bospor einzulaufen, aufrecht zu erhalten; und dass Se. Majestät, so 
lange sich die Pforte im Frieden befindet, kein fremdes Kriegsschiff in dio- 
genannten Meerengen einlassen wird; und 

Ihre Msgestäten der König von Preussen, der Kaiser von Oesterreich,, 
die Königin des vereinigten Königreiches von Grossbritaunien und Irland, 
der Kaiser aller Reussen und der König von Sardinien, andererseits, ver- 
pflichten sich, diese Willenbestimmung des Sultans zu achten und sich das 
vorhin erwähnte Prinzip zur Richtschnur zu nobmen. 

Art. 2. Wie in früherer Zeit, behält sich der Sultan vor, denjenigen 
leichten Fahrzeugen unter Kriegsflagge Passage- Fi rmane zu ertheilon, welche, 
der Gewohnheit gemäss, im Dienst der Gesandtschaften der befreundeten 
Mächte verwendet werden sollen. 

Art. 3. Dieselbe Ausnahme findet ihre Anwendung auf diejenigen 
leichten Fahrzeuge unter Kriegsflagge, welche eine jede der kontrahirenden 
Mächte befugt ist, an den Mündungen der Donau zu stationiren, um die- 
Ausführung der auf die Freiheit des Flusses bezüglichen Bestimmungen zu 
sichern, und deren Zahl nicht zwei für jede Macht überschreiten darf. 

Art. 4. Die gegenwärtige, dom am heutigen Tage zu Paris gezeich- 
neten Hauptvertrage angehängte Konvention soll ratifizirt und die ^tifika- 
tionen derselben sollen in dem Zeiträume von vier Wochen, oder, wenn 
thunlich, früher ausgeweohselt weiden. 

Zur Beglaubigung dessen haben die betreffenden Bevollmächtigten, 
dieselbe unterzeichnet und derselben den Abdiuck ihrer Wappen beigefügt. 
Geschehen zu Paris, am 30. März 1856. 

Dieselben Unterschriften. 

Im Namen des Allmächtigen Gottes. 

Se. Majestät der Kaiser aller Reussen, und Se. Kaiserliche Majestät 
der Sultan, das Prinzip der Neutralisation dos Schwarzen Meeres in Kr- 
wägung ziehend, wl« es durch die in dem am 25. Februar des gegen- 
wärtigen Jahres zu Paris gezeichneten Protokolle Nr. 1 verzoichneten Prä- 
liminarien festgestellt ist, und in Folge dessen Willens, im Wege gemeinschaft- 
lichen Uebereinkommens die Zahl und Stärke derjenigen leichten Fahrzeuge 
zu bestimmen, welche sie si'sh für den Dienst ihrer Küsten im Schwarzeta 
Meere zu unterhalten reservirt haben, haben zu diesem Behufo eine be- 
sondere Uebereinkunft zu zeichnen beschlossen und zu diesem Ende ernannte 
Se. Majestät der Kaiser aller Reussen, den Herrn Alexis Grafcia 
Orloff u. 8. w., rmd den Herrn Philipp Baron von Brunnow u. s. w.; und 
Se. Kaiserliche Majestät der Sultan, den Muhammed Emin Aali 
Pascha u. s. w., und den Mehemmed Djömil Bey u. s. w., 
welche, nach Auswechselung ihrer in guter und gehöriger Form befundenea 
VoUmaohton, über die folgenden Artikel übereingekommen sind: 


/■ 
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Art 1. Die hohen kontrahirenden Theile verpflichten sich gegen- 
seitig, im Schwarzen Meere keine anderen Kriegsschiffe zu halten, als die- 
jenigen, deren Zahl, Stärke und Umfang nachstehend festgesetzt sind: 

Art. 2. Die hohen kontrahirenden Theile behalten sich ein jeder vor, 
in diesem Meere sechs Dampfschiffe von fünfzig Metres Länge auf dem 
Wasserspiegel, von einem Gehalt von höchstens achthundert Tonnen, und 
vier leichte Dampf- oder Segel -Fahrzeuge, von einem Gehalt, welcher bei 
•keinem zweihundert Tonnen übersteigen darf, zu unterhalten. 

Art. 3. Die gegenwärtige, dom am heutigen Tage zu Paris gezeich- 
neten Hanptvertrage angehängte Konvention soll ratifizirt und die Rati- 
fikationen derselben sollen in einem Zeiträume von vier Wochen, oder, wenn 
thunlich, früher ausgewechsclt werden. 

Zur Beglaubigung dessen haben die betreffenden Bevollmächtigten 
<lieselbe unterzeichnet und derselben den Abdruck ihrer Wappen beigefügt. 

Geschehen zu Paris, am 30. März 1856. 

(L S.) Orloff. Brunnow. Aali. Mehemmed Djemil. 

Im Namen des Allmächtigen Gottes. 

Se. Majestät der Kaiser der Franzosen, Ihre Majestät die Königin 
■des vereinigten Königreiches von Grossbritannien und Irland und Se. Majestät 
dor Kaiser aller Reussen, in der Absicht, das so glücklich zwischen Ihnen 
im Orient wieder hcrgostellto Einvernehmen auf das Baltische Meer zu er- 
strecken und dadurch die Wohlthaten des allgemeinen Friedens zu befestigen, 
haben beschlossen, eine Konvention zu schliessen und zu diesem Behufe 
ernannt: 

So. Majestät der Kaiser der Franzosen, den Herrn Alexander Grafen 
•Colonna-AValewski u. s. w., imd den Herrn Franz Adolph Freiherrn von 
JBourquenoy u. s. w.; 

Ihre Majestät die Königin des vereinigten Königreiches von Gross- 
britannien und Irland, den sehr ehrenwerthon Georg Wilhelm Friedrich Grafen 
von Clarendon u. s. w., und den sehr ohrenwerthen Heinrich Richard Karl 
Baron Cowley u. s. w.; und 

So. Majestät der Kaiser aller Reussen, den Herrn Alexis Grafen 
Orloff u. s. w., und den Herrn Philipp Freiherrn von Bmnnow u. s. w., 

welche, nach Auswechselung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen 
Vollmachten, über die folgenden Artikel übereingekommen sind: 

Art. 1. Se. Majestät der Kaiser aller Reussen, um dem Wunsche 
zu entsprechen, welcher ihm von Ihren Majestäten dem Kaiser der Fran- 
zosen und dor Königin des vereinigten Königreiches von Grossbritanuien und 
Irland ausgediückt worden, erklärt, dass die .klands- Inseln nicht befestigt 
werden sollen und dass daselbst ein militairisches oder maritimes Etablisse- 
ment weder unterhalten, noch begrändet werden soll. 

Art. 2. Die gegenwärtige, dem am heutigen Tage zu Paris gezeich- 
neten Hauptvertrage angehängte Konvention soll ratifizirt und deren Rati- 
fikationen sollen in dem Zeiträume von vier Wochen, oder, wenn thunlich, 
früher ausgowechselt worden. 

Zur Beglaubigung dessen haben die betreffenden Bevollmächtigten 
dieselbe unterzeichnet und derselben den Abdruck ihrer Wappen beigefügt. 

Geschehen zu Paris, am 30. März 1856. 

(L. S.) Walewski. Bourqueney. Clareudon. Cowley. 

Orloff. Brunnow. 

Der vorstehende Vertrag ist ratifizirt und die Auswechselung der 
Batifikaüons -Urkunden zu Paris am 27. April 1856 bewirkt worden. 
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Verordnung, betreffend die zwischen Prenssen, Oesterreich, 
Frankreich, Orossbritannien, Russiand, Sardinien und der Pforte rer* 
«inbarte ErklUrnng vom 16. April 1856 über GmudsUtze des Seerechts. 

Vom 12. Juni 1856. 

"Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Prenssen etc. etc. 
verordnen, was folgt: 

Die von Unseren Bevollmächtigten, sowie von den Bevollmächtigten 
■der übrigen bei dem Friedens vertrage vom 30. März d. J. betheiligten Staaten, 
zu Paris am 16. April d. J. Unterzeichnete Erklärung, welche wörtlich und 
in Uebersetzung lautet: 

Erklärung. 

Die Bevollmächtigten, welche den Pariser Vertrag vom dreissigsten 
März Eintausend achthundert und sechs und fünfzig unterzeichnet haben, sind 
nach stattgehabter Berathung, in Betracht: 

dass das Seerecht in Kriegszeiten wührend langer Zeit der Gegen- 
stand bedauerlicher Streitigkeiten gewesen ist; 

dass die Ungewissheit der in dieser Beziehung obwaltenden Rechte 
und Pflichten zu Meinungsverschiedenheiten zwischen den Neutralen und 
■den Kriegführenden Anlass giebt, aus denen ernste Schwierigkeiten und 
selbst Konflikte entspringen können; 

dass es folglich zum Nutzen gereicht, gleichmässige Grundsätze über 
«inen so wichtigen Punkt festzustellen; 

dass die auf dem Kongress zu Paris versammelten Bevollmächtigten 
den Absichten, von welchen ihre Regierungen beseelt sind, nicht besser 
zu entsprechen vermögen, als indem sie feststehende Grundsätze hierüber 
in die völkerrechtlichen Beziehungen einzuführen suchen; 

mit gehöriger Ermächtigung vereehen, übereingekommen, sich über 
die Mittel zur Erreichung dieses Zweckes zu vemtändigen , und haben, nach 
«rzioltem Einverständniss, die nachstehende feierliche Erkläiung beschlossen. 

1) Die Kaperei ist und bleibt abgeschafft; 

2) die neutrale Flagge deckt das feindliche Gut, mit Ausnahme der 
Kriegs - Kontrebande ; 

3) neutrales Gut unter feindlicher Flagge, mit Ausnahme der Kriegs- 
Kontrebande, darf nicht mit Beschlag belegt werden; 

4) die Blokadon müssen, um rechtsverbindlich zu sein, wirksam sein, 
das heisst, durch eine Streitmacht aufrecht erhalten werden, welche hin- 
reicht, um den Zugang zur Küste des Feindes wirklich zu verhindern. 

Die Regierungen der Unterzeichneten Bevollmächtigten verpflichten 
*ich, diese Erklärung zur Kenntniss deijenigen Staaten zu bringen, welche 
nicht zur Theilnahme an dem Pariser Kongresse berufen waren, und sie zum 
Beitritte einzuladen. 

In der Ueberzeugung, dass die hiermit von ihnen verkündigten Grund- 
sätze von der ganzen Welt nur mit Dank aufgenommen werden können, 
bezw'eifcln die Unterzeichneten Bevollmächtigten nicht, dass die Bemühungen 
ihrer Rcgieningcn, denselben die allgomeino Anerkennung zu verechaffen, 
von vollständigem Erfolge gekrönt sein werden. 

Gegenwärtige Erklärung i.st und wird nur zwischen denjenigen Mächten 
verbindlich sein, welche derselben boigetreten sind, oder boitreten weiden. 

Goschohon zu Paris den sechszehnten April Eintausend achthundert 
und sechs und fünfzig. 

Buol-Schauensteiu. Hübner. A. Walewski. Bourqueney. 
Clarendon. Cowley. Manteuffel. Ilatzfeldt. Orloff. Brunnow. 

C. Cavour. V. Villamarina. Aali. Mehemmod Djemil 
wird hierdurch von Uns genehmigt. 
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Unser Ministerpräsident und Minister der auswärtigen Angelegen- 
heiten ist mit der Ausführung beauftragt. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei- 
gedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Sanssouci, den 12. Juni 18ö6. 

(L S.) Friedrich Wilhelm. 

V. Mautouffcl. 


Kr. 5. Vertrag zwischen Deutschland, Oesterreich-Ungarn, 
Frankreich, Grossbritannien, Italien, Russland und der Türkei. 

Vom 13. Juli 1878. 

Im Kamen des Allmächtigen Gottes. 

Se. Majestät der Deutsche Kaiser, König von Freussen , Se. Majestät 
der Kaiser von Oesterreich, König von Böhmen etc. und Apostolischer König 
von Ungarn, der Präsident der Französischen Republik, Ihre Majestät die 
Königin des Vereinigten Königreichs von Grossbritannien und Irland, Kaiserin 
von Indien, Se. Majestät der König von Italien, Se. Majestät der Kaiser aller 
Reussen und Se. Majestät der Kaiser der Ottomanen, von dem Wunsche 
geleitet, in einem der europäischen Ordnung entsprechenden Sinne gemäss 
den Bestimmungen des Pariser Vertrages vom 30. März 1856 die Fragen 
zu regeln, welche im Orient durch die Ereignisse der letzten Jahre und 
durch den Krieg entstanden sind, dem der Präliminarvertrag von San Stefano 
ein Ziel gesetzt hat, sind einmüthig der Ansicht gewesen, dass die Ver- 
einigung zu einem Kongresse das beste Mittel darbieten würde, ihr Ein- 
vernehmen zu erleichtern. 

Ihre gedachten Majestäten und der Präsident der Französischeu 
Republik haben in Folge dessen zu ihren Bevollmächtigten einannt, nämlich: 

Se. Majestät der Deutsche Kaiser, König von Preussen: den Heirn 
Otto Fürsten von Bismarck, Ihren Piäsidenten des preussischen Staats- 
ministeriums, Kanzler des Reichs, den Herrn Bernhard Emst von Bülow, 
Ihren Staatsminister und Staatssekretär des Auswärtigen Amts, und den 
Herrn Chlodwig Karl Viktor Fürsten von Hohenlohe- Schillingsfürst, Fürsten 
von Ratibor und Corvey, Ihren ausserordentlichen und bevollmächtigten 
Botschafter bei der Französischen Republik, Königlich bayerischen Kron- 
Oberst- Kämmerer, 

Se. Majestät der Kaiser von Oesterreich, König von Böhmen etc. und 
Apostolischer König von Ungarn: den Herrn Julius Grafen Andrässy von 
Csik Szent-Kiiäly und Kraszoa-IIorka, spanischen Granden erster Klasse, 
Wirklichen Geheimen Rath, Ihren Minister des Kaiserlichen Hauses und 
der auswärtigen Angelegenheiten, Fcldmarsohall-Lioutenant in der Armee, 
den Herrn Ludwig Grafen Käroly v'on Kagy-Kdroly, Kammerherrn und 
Wirklichen Geheimen Rath, Ihren ausserordentlichen und bevollmächtigten 
Botschafter bei Sr. Majestät dom Deutschen Kaiser, König von Preussen, 
und den Herrn Heinrich Freiherm von Haymerle, Wirkhehen Geheimen 
Rath, Ihren ausserordentlichen und bevollmächtigten Botschafter bei 
Sr. Majestät dem König von Italien, 

Der Präsident der Französischen Republik: den Herrn William Henri 
Waddington, Senator, Mitglied des Instituts, Minister- Staatssekretär im 
Auswärtigen Amt, den Herrn Charles Raymond de La Croix de Chevriere, 
Grafen von Saint-Vallier, Senator, ausserordentlichen und bevollmächtigten 
Botschafter Frankreichs bei Sr. Majestät dem Deutschen Kaiser, König vonr 
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Preussen, und den Herrn Felix Hippolyte Dosprez, Sfaatsrath, bevoll- 
mächtigten Minister erster Klasse, beauftragt mit der Leitung der politischen i 

Angelegenheiten im Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten, 

Ihre Majestät die Königin des Vereinigten Königreichs von Gross- 
hritanniou und Irland, Kaiserin von Indien: den sehr ehrenwerthen Benjamin 
Disraeli, Grafen von Boaconsfield, Vicomte Hughenden, Pair des Parlaments, 

Mitglied des sehr ehrenwerthen Geheimen Eathes Ihrer Majestät, Ersten Lord 
des Schatzes Ihrer Majestät und Ersten Minister von England, den sehr 
.ehrenwerthon Robert Arthur Talbot Gascoyne Cecil Marquis von Salisbury, 

Grafen von Salisbury, Vicomto Cranborne, Baron Cecil, Pair des Parlaments, 

Mitglied des sehr ehrenwerthen Geheimen Eathes Ihrer Majestät, Eisten Staats- 
sekretär Ihrer Majestät im Auswärtigen Amte, und den sehr ehrenwerthen 
Lord Odo William Leopold Russell, Mitglied des Geheimen Eathes Ihrer 
Majestät, Ihren ausserordentlichen und bevollmächtigten Botschafter bei 
Sr. Majestät dem Deutschen Kaiser, König von Preussen, 

Se. Majestät der König von Italien: den Herrn Ludwig Grafen Corti, 

Senator, Ihren Minister der auswärtigen Angelegenheiten, und den Herrn 
Eduard Grafen von Launay, Ihren ausserordentlichen und bevollmächtigten 
Botschafter bei Sr. Maje.stät dom Deutschen Kaiser, König von Preussen, 

So. Majestät der Kaiser Aller Reussen : den Herrn Alexander Fürsten 
Gortschacow, Ihren Reichskanzler, den Herrn Potor Grafen von Schouvaloff, 

General der Kavallerie, Ihren General- Adjutanten, Mitglied dos Reichsrathes 
und Ihren ausserordentlichen und bevollmächtigten Botschafter bei Ihrer 
Britischen Majestät, und den Herrn Paul von Oubril, Wirklichen Geheimen 
Rath, Ihren aus.serordentlichen und bevollmächtigten Botschafter bei Sr.Maje- 
ßtät dem Deutschen Kaiser, König von Preussen, und 

Se. Majestät der Kaiser der Ottomanen: Alexander Caratheodory Pascha, 

Ihren Minister der öffentlichen Arbeiten, Mehemed Ali Pascha, Muschir 
Ihrer Armeen, und Sadoullah Bey, Ihren ausserordentlichen und bevollmäch- 
tigten Botschafter bei Sr. Majestät dem Deutschen Kaiser, König von Preussen, 
welche zufolge des Vomchlagos des Oosterreiohisoh- Ungarischen Hofes und 
auf die Einladung des Deutschen Hofes sich in Berlin vereinigt haben, ver- 
sehen mit Vollmachten, die in guter und gehöriger Form befunden worden sind. 

Nach glücklich unter ihnen hergestelltem Einverständniss sind die- 
selben über folgende Bestimmungen übereingekommon: 

Art. 1. Bulgarien wird zu einem autonomen und tributpflichtigen 
Fürstonthnm unter der Oberheirtichkeit Sr. Kaiserlichen Majestät des Sultans 
erhoben; es soll eine christliche Regieinng und eine Nationalmiliz erhalten. 

Art. 2 . Das Fürstenthum Bulgarien wird folgende Gebietstheile umfassen : 

Die Grenze folgt im Norden dem rechten Donauufer von der früheren 
serbischen Grenze bis zu einem durch eine europäische Kommission noch 
EU bestimmenden Punkto östlich von Silistria und wendet sich von dort 
nach dom Schwarzen Meere südlich von Mangalia, welches mit dem 
rumänischen Gebiete vereinigt wird. Das Schwarze Meer bildet die Ost- 
gienze von Bulgarien. Im Süden steigt die Grenze von der Mündung des 
Baches, in dessen Nähe die Dörfer Hodzakiöj, Solam-Kiöj, Aivadkik, 

Kulibe, Sudzuluk liegen, den Thalwog desselben hinauf, durchschnoidet 
quer das Thal des Deli Kamcik, geht südlich an Belibe und Kemhalik und 
nördlich an Iladzjmahale vorbei, nachdem sie den Deli Kamezik 2 '/, Kilo- 
meter oberhalb Congei übeißchritten hat, erreicht den Kamm an einem 
zwischen Tekenlik und Aidos-bredza gelegenen Punkte und folgt demselben 
über den Kaniabad Balkan, Prisevica Balkan, Kazan Balkan nördlich von 
Kotei bis zum Demir Kapu. Sie geht dui'oh die Hauptketto des grossen 
Balkans weiter, welchem sie in seiner ganzen Ausdehnung bis zum Gipfel 
von Kosica folgt 
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Dort verlässt sie den Kamm des Balkans, geht in südlicher Eichtung^ 
zwischen den Dörfern Pirtop und Duianci, von welchen das erstcre Bulgarien, 
das andere Ost-Rumelien zufällt, bis zum Bache Tuzlu Dere hinab, folgt 
diesem Wasserlauf bis zu dessen Vereinigung mit der Topolnica, sodann 
diesem Flusse bis zu dessen Zusammenfluss mit dem Smovskio Dere beim 
Dorfe Petricevo, wobei sie bei Ost-Rumelien einen Bezirk von zwei Kilo- 
meter Umfang flussaufwärts dieses Zusammenflusses belässt, steigt zwi.schei> 
den Bächen Smovskio Dere und der Kamenioa auf der Wasserscheidelinio 
hinauf, um sich nach Südwesten auf die Höhe von Voinjak zu wenden und 
geradenwegs den Punkt 875 der österreichischen Generalstabskarte zu er- 
reichen. 

1 Die Grenzlinie schneidet in gerader Richtung das obere Becken des 
Baches Ichtiman Dere, geht zwischen Bogdina und Earaüla hindurch, um 
auf die die Becken des Isker und der Marica trennende Wasserscheidelinie 
zwischen Camurli und Hadzilar zu gelangen, folgt dieser Linie zwischen 
den Gipfeln Velina Mogila, dem Sattel 531, Zmailica Vrh, Sumnatica und 
erreicht die Verwaltungsgrenze des Sandjak von Sofia zwischen Sivri Taä 
und Cadir Tepe. 

Von Cadir Tepe folgt die Grenze, in der Richtung nach Südwesten, 
der Wasserscheidelinie zwischen den Becken des Mesta Karasu einerseits 
und des Struma Karasu andererseits, läuft über die Kämme des Ehodope- 
gebirges, genannt Demir Kapu, iskoftepe, Kadimesar Balkan und Aiji Gedüfc 
bis zum Kapetnik Balkan und fallt so mit der früheren Verwaltungsgrenze 
dos Sandjak von Sofia zu.sammen. 

Von KajÄtnik Balkan ab wird die Grenze durch die Wasserscheide- 
linie zwischen den Thälorn der Rilska reka und der Bistnka reka gebildet 
und folgt den Vorbergen, genannt Vodenika Planina, um in das Thal der 
Struma bei der Vereinigung dieses Flusses mit der Rilska reka hinabzugehen, 
das Dorf Barakli bei der Türkei belassend. Sie steigt sodann südlich von 
dem Dorfe Jelesnica hinauf, um auf der kürzesten Linie die Kette Golema 
Planina auf dem Gipfel des Gitka zu erreichen und dort die alte Ver- 
waltungsgrenze des Sandjak von Sofia zu gewinnen, belässt jedoch das 
ganze Becken der Suha reka bei der Türkei. 

Vom Berge Gitka wendet sich die Westgrenze nach dom Berge Crni 
Vrh über dio Gebirge von Karvena Jabuka, indem sie der alten Ver- 
waltnngsgrenze des Sandjak von Sofia in dem oberen Theilo der Becken des 
Egrisu und der Ix?pnika folgt, läuft mit derselben auf die Kämme der 
Babina polana und langt bei dom Berge Crni Vih an. 

Vom Borge Crni Vrh folgt die Grenze der Wasserscheidelinie zwischen 
Stnima und Morawa über die Gipfel des Streser, Vilogolo und Mesid Planina, 
erreicht über die Gaöina, Crna Trava, Darkovska und Drainica plan, sodann 
den Desöani Kladanec, die Wassereclieidelinie der Hohen Sukowa und der 
Morawa, geht geradenwegs auf den Stol und steigt von demselben hinab, 
um 1000 Meter nordwestlich von dem Dorfe Sagusa die Strasse von Sofia 
nach Pirot zu schneiden. Sie geht wieder in gerader Linie auf die Vidlid 
Planina und von dort auf den Borg RadoSina in der Kette des Kodza Balkan 
hinauf, indem sie bei Serbien das Dorf Doikinci und bei Bulgarien das 
Dorf Benakos belässt. 

Vom Gipfel des Berges Radodina folgt die Grenze, nach Westen zu, 
dem Kamme des Balkans über Ciprovec Balkan und Stara Planina^bis zur 
alten Ostgrenze des Fürstenthnms Serbien bei der Kula Smiljova Cuka und 
von dort dieser alten Grenze bis zur Donau, welche sie in Rakovitza erreicht. 

Diese Grenze soll an Ort und Stelle durch eine europäische Kommission 
fcstgestcllt werden, in welcher dio Signatarmäohte vertreten sein werden. 
Man ist hierbei darüber einig: 
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1. dass die besagte Kommission die Nothwendigkeit für Se. Kaiserliche 
Majestät den Sultan, die Balkangronzen von Ost-Eumelien vertheidigen za 
können, in Betracht zu ziehen haben wird, 

2. dass in einem Umfange von 10 Kilometer um Samakow keine 
Befestigungen errichtet werden dürfen. 

Art. 3. Der Fürst von Bulgarien wird von der Bevölkening frei 
gewählt und von der Hohen Pforte mit Zustimmung der Mächte bestätigt 
worden. Kein Mitglied der regierenden Häuser der europäischen Gross- 
mächte darf zum Fürsten von Bulgarien gewählt werden. 

Wird die fürstliche Würde wieder frei, so erfolgt die Wahl des 
neuen Fürsten unter den gleichen Bedingungen und Förmlichkeiten. 

Art. 4. Eine in Timovo zusammenzuberufende Vereammlung von 
Kotabeln Bulgariens wird vor der Wahl des Fürsten das organische 
Reglement des Fürstenthums ausarbeiten. 

An denjenigen Orten, wo Bulgaren mit türkischen, rumänischen, 
griechischen oder anderen Bevölkerungen gemischt sind, soll den Rechten 
und Interessen dieser Bevölkerungen bezüglich der Wahlen und der Aus- 
arbeitung des organischen Reglements Rechnung getragen werden. 

Art. 5. Folgende Bestimmungen sollen die Grundlage des öffentlichen 
Rechtes in Bulgarien bilden: 

Der Untor-schied des religiösen Glaubens und der Bekenntnisse darf 
Niemandem gegenüber geltend gemacht werden als ein Grund der Aus- 
schliessung oder der Unfähigkeit bezüglich des Oenus-ses der bürgerlichen 
und politischen Rechte, der Zulassung zu öffentlichen Diensten, Ämtern 
und Ehren oder der Ausübung der verschiedenen Berufs- und Gewerbs- 
zweige, an welchem Orde es auch sei. 

Die Freiheit und die öffentliche Ausübung aller Kulte werden allen 
Angehörigen Bulgariens sowie den Ausländern zugesicheid, und es darf 
weder der hierarchischen Organisation der verschiedenen Eeligionsgenrein- 
schaften noch deren Beziehungen zu ihren geistlichen Oberen ein Hinderniss 
entgegengestellt werden. 

Art. 6. Die provisorische Verwaltung von Bulgarien wird bis zur 
Vollenduug des organischen Reglements durch einen Kaiserlich nissischen- 
Konrnrissar geleitet werden. Ein Kaiserlich ottomanisoher Kommissar, sowie 
die dazu besonders delegirten Konsuln der übrigen Signatarmächte dieses 
Vortrages werden berufen werden, demselben zur Seite zu treten, um die 
Ausübung dieser provisorischen Regierungsthätigkeit zu kontroliren. Im 
Falle der Meinungsvorschiedeuhoit zwischen den delegirten Konsuln soll 
die Mehrheit entscheiden tmd im J’alle des Zwiespaltes der Ansichten 
zwischen dieser Mehrheit und dem Kaiserlich russischen Kommissar- oder 
dem Kaiserlich ottomanischen Konrrnissar haben die Vertreter der Signatar- 
mäehto in Konstantinopel, zu öftrer Konferenz vereinigt, zu entscheiden. 

Art. 7. Die provisorische Verwaltung darf nicht über die Dauer von 
neun Monaten, vom Austausche der Ratitikations- Urkunden des gegen- 
wärtigen Vertrages ab gerechnet, ausgedehnt werden. 

Nach Fer-tigstollung des organischen Reglements soll sofort zur Wahl 
des Für-sten von Bulgar-ien geschritten werden. Sobald der Fürst eingesetzt 
sein wird, soll die neue Organisation in Kraft treten und das Fürstenthum 
in den vollen Genuss seiner Autonomie gelangen. 

Art. 8. Die Handels- und Schiffahrtsverträgo sowie alle sonstigen 
Uebereinkommen und Abmachungen, welche zwischen den auswärtigen 
Mächten und der Pforte abgeschlossen worden sind und sich zur Zeit noch 
in Kraft befinden, werden im Fürstenthum Bulgarien aufreohterbalten und 
keine Veränderung derselben darf gegettüber irgend einer Macht vor- 
genommen werden, bevor diese nicht ihre Zustimmung dazu gegeben hat. 
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Kein Durchgangszoll darf in Bulgarien von den durch dieses Fürsten- 
ihum gehenden Waren erhoben werden. 

Die Angehörigen und der Handel aller Mächte sollen auf dem Fasse 
'vollkommener Gleichstellung behandelt werden. 

Die Immunitäten und Privilegien der fremden ünterthanen, sowie 
-die konsularischen Gerichtsbarkeits- und Schutzrechte, wie solche durch 
die Kapitulationen und Gebräuche eingeführt sind, sollen in voller Kraft 
bleiben, so lange sie nicht mit Zustimmung der dazu berufenen Betheiligten 
«bgeändert werden. 

Art. 9. Die Höhe des jährlichen Tributes, welchen das Fürstenthum 
Bulgarien dem Oberherrlichen Hofe durch Zahlung an die von der Hohen 
Pforte später zu bezeichnende Bank zu entrichten hat, wild durch Verein- 
barung der Signatarmächte des gegenwärtigen Vertrages am Schlüsse des 
ersten Jahres der Wirksamkeit der neuen Organisation bestimmt werden. 
Dieser Tribut wird nach dem mittleren Ertrage des Gebietes des Fürstenthums 
festgesetzt werden. 

Da Bulgarien einen Theil der öffentlichen Schuld des Reichs zu tragen 
hat, so werden die Mächte bei Feststellung dieses Tributs denjenigen Theil 
•dieser Schuld in Betracht ziehen, welcher dem Fürstenthum auJf der Grund- 
lage eines billigen Verhältnisses aufzulegen sein würde. 

Art. 10. Bulgarien übernimmt vom Tage der Auswechselung der 
Ratifikations-Urkunden zu dem gegenwärtigen Vertrage ab an Stelle der 
Kaiserlich ottomanisehen Regierung deren Lasten und Verpflichtungen 
gegenüber der Rustschuk-Varnaer Eisenbahngesellschaft; die Begleichung 
der früheren Rechnungen wird einer Vereinbarung zwischen der Hohen 
Pforte, der Regierung des Füratenthums und der Verwaltung dieser Gesell- 
schaft Vorbehalten. 

Das Fürstenthum Bulgarien übernimmt gleichfalls, für seinen Theil, 
»n Stolle der Hohen Pforte, die Veipfliohtungen, welche dieselbe sowohl 
gegenüber Oesterreich-Ungarn als gegenüber der Gesellschaft für den Betrieb 
der Eisenbahnen der europäischen Türkei bezüglich des Ausbaues, des An- 
schlusses und dos Betriebes der auf bulgarischem Gebiete gelegenen Bahnen 
eingegangen ist. 

Die zur Regelung dieser Fragen nothwendigen Uebereinkommen werden 
zwischen Oesterreich -Ungarn, der Pforte, Serbien und dem Fürstenthum 
Bulgarien unmittelbar nach dem Abschluss des Friedens getroffen werden. 

Art. 11. Die ottomanische Armee darf nicht länger in Bulgarien 
verbleiben; alle bisherigen Festungen sind, auf Kosten dos Fürstenthums, 
innerhalb eines Jahres oder womöglich früher zu schleifen; die Landes- 
regierung hat sofort die zu deren Entfestigung nöthigen Massregeln zu er- 
greifen und darf neue Festungen nicht anlegen. Die Hohe Pforto hat das 
Recht, nach Gutdünken über das Kriegsmaterial und über andere, der 
ottomanisehen Regierung gehörige Gegenstände zu verfügen, welche in den 
gemäss dem Waffenstillstände vom 31. Januar bereits geräumten Donau- 
festungen etwa zurückgeblieben sind, desgleichen über solche, welche sich 
in den festen Plätzen Sohumla und Varna befinden sollten. 

Art. 12. Grundeigenthümer, muselmännische oder andere, welche 
ihren persönlichen Aufenthalt ausserhalb des Fürstenthums nehmen sollten, 
können ihren Grundbesitz im Fürstenthum behalten, indem sie ihn verpachten 
oder durch Dritte verwalten lassen. 

Eine türkisch-bulgarische Kommission hat innerhalb zweier Jahre 
alle Angelegenheiten zu regeln, welche Bezug haben auf die Art der Ver- 
äussemng, der Benutzung oder des Gebrauches der Staatsgüter und frommen 
Stiftungen (Vakufs) für Rechnung der Hohen Pforte, desgleichen die Fragen, 
■welche die etwa hierbei berührten Interessen von Privaten betreffen sollten. 
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Die Angehörigen des Fürstenthums Bulgarien, welche in anderen 
Theilen des Ottomanischen Reichs reisen oder sich aufhalten sollten, sind 
den ottomanischen Behörden und Gesetzen unterworfen. 

Art. 13. Südlich vom Balkan wird eine Provinz gebildet, welche 
den Namen Ost-Rumelien führen und unter der unmittelbaren politischen 
und militärischen Autorität Sr. Kaiserlichen Majestät des Sultans, jedoch 
mit administrativer Autonomie, verbleiben wird. Sie wird einen christlichen 
General -Gouverneur erhalten. 

Art. 14. Ost-Rumelien wird im Norden und Nordwesten durch 
Bulgarien begrenzt und umfasst die in folgender Linie eingeschlossenen 
Gebiete: 

Von dem Schwarzen Meere ausgehend, steigt die Grenzlinie von der 
Mündung des Baches, in dessen Nähe die Dörfer Eodärkiöj, Selam Kiöj, 
Aivadäik, Kulibe, Sudzuluk liegen, den Thalweg desselben hinauf, durch- 
schneidet quer das Thal des Deli Kamöik^ geht südlich an Bolibe und 
Kemhalik und nöirllioh an^IIadzimahale vorbei, nachdem sie den Deli Kamzik 
2*/, Kilometer oberhalb Cengei überschritten hat, erreicht den Kamm an 
einem zwischen Tekenlik und Aldos -Bredza gelegenen Punkte und folgt 
demselben über den Karnabad Balkan, Prisevica Balkan, Kazan Balkan 
nördlich von Kotei his zum Demir Kapu. Sie geht durch die Hauptkette 
4es grossen Balkans weiter, welchem sie in seiner ganzen Ausdehnung bis 
zum Gipfel von Kosica fol^. 

An diesem Punkte verlässt die Westgrenzo von Rumelien den Kamm 
4es Balkans, geht in südlicher Richtung zwischen den Dörfern Piitop und 
Duzanoi, von welchen das erstcro Bulgarien, das andere Ost-Rumelien zu- 
fällt, bis zum Bache Tuzlu Dere hinab, folgt diesem Wasserlauf bis zu 
dessen Vereinigung mit der Topolnica, sodann diesem Flusse bis zu dessen 
Zusammenfluss mit dem Smovskio Dere beim Dorfe Petricevo, wobei sie 
bei Ost-Rumelien einen Bezirk von zwei Kilometer Umfang flussaufwärts 
dieses Zusammenflusses belässt, steigt zwischen den Bächen Smovskio Dere 
und der Kamenica auf der 'Wasserecheidelinie hinauf, um sich nach Süd- 
westen auf die Höhe von Voinjak zu wenden und geradenwegs den Punkt 875 
der österreichischen Generalstabskarte zu erreichen. 

Die Grenzlinie scheidet in gerader Richtung das obere Becken des 
Baches Ichtiman Dere, geht zwischen Bogdina und Karaüla hindurch, um 
auf die die, Becken des Isker und der Marica trennende Wasseischeidelinie 
zwischen Camurli und Hadzilar zu gelangen, folgt dieser Linie zwischen 
den Gipfeln Velina Mogila, dem Sattel 531, Zmailica Vrh, Sumnatica und er- 
reicht, die Verwaltungsgrenze des Sandjak von Sofia zwischen Sivri Taä 
und Cadir Tepe. 

,Die Grenze Rumeliens trennt sich von derjenigen Bulgariens auf dem 
Berge Cadir Tepe, folgt der Wassorsoheidelinie zwischen den Becken der 
Marica und ihrer Zuflüsse einerseits, und des Mesta Karasu und seiner Zu- 
flüsse andererseits und nimmt eine südöstliche und sodann eine südliche 
Richtung über den Kamm der Berge Despoto Dagh nach dem Berge 
JCruschowa zu. (Ausgangspunkt der Linie des Vertrages von San Stefano.) 

Vom Berg Kruschowa richtet sich die Grenze nach der im Vertrage 
von San Stefano bestimmten Linie, das heisst der Kette des schwarzen 
Balkans (Kara Balkan), der Gebirge Kulaghy-Dagh, Eschek-Tschepellü, 
Karakolas und Ischiklar, von wo sie geradenwegs nach Südost hinabgeht, 
um den Fluss Arda zu erreichen, dessen Thal woge sie bis zu einem bei 
dem Dorfe Adacali gelegenen Punkte folgt Letzteres Dorf verbleibt bei 
•der Türkei. 

Von diesem Punkte steigt die Grenzscheide auf den Kamm des 
Beätope Dagh hinauf, welchem sie folgt, um sodann herabzugehen und die 
V. Liszt, Völkerrecht. 2. Aafl. 
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Jlaritza an einem 5 Kilometer oberhalb der Brücke von Mnstafa Pascha 
gelegenen Punkte zu überschreiten; sie wendet sich sodann gegen Norden 
über die Wasserscheidelinie zwischen Dcmirhanli Dere und den kleinen 
Zuflüssen der Maritza bis Küdeler Ba'ir, von wo sie eine östliche Richtung 
auf Sakar Bair nimmt; von dort überschreitet 'sie das Thal der Tundza, 
nach Büjük Derbend zu, welches sie nebst Soudzak nördlich lässt. Von 
Büjük Derbend aus schliesst sich die Grenze wieder an die Wasserscheide- 
linie zwischen den Zuflüssen der Tundza im Norden und denen der Maritza 
im Süden bis auf dio Höhe von Kaibilar an, welche letztere bei Ost- 
Rumelien verbleibt, geht südlich von V. Almali zwischen den Becken der 
Maritza im Süden und verschiedenen AV^asserläufen , welche sich unmittelbar 
in das Schwarze Meer ergiessen, zwischen den Dörfern Belevrin und Alatli 
hindurch; sie folgt nördlich von Karanlik den Kämmen Vosna und Zuvak, 
der Wasserscheidelinio zwischen der Duka und dem Karagac-Su und er- 
reicht das Schwarze Meer zwischen den beiden eben genannten Flüssen. 

Art. 15. Se. Majestät der Sultan soll das Recht haben, für die Yer- 
theidigung der Land- und Seegrenzen dieser Provinz durch Errichtung von 
Befestigungen auf diesen Grenzen und Unterhaltung von Truppen daselbst 
Sorge zu tragen. 

Die innere Ordnung in Ost-Runielien wird durch eine, von einer 
Ortsmiliz untcistützto Gendarmerie aufreohterhalten. 

Bezüglich der Zusammensetzung dieser beiden Korps, deren Offiziere 
vom Sultan ernannt werden, soll, je nach der Oertlichkeit, der Religion 
der Einwohner Rechnung getragen werden. 

Se. Kaiserliche Majestät der Sultan verpflichtet sich, irreguläre 
Truppen, wie Baschibozuks und Tscherkessen in den Grenzgarnisonen nicht 
zu verwenden. Dio zu diesem Dienste bestimmten regulären Truppen 
dürfen in keinem Falle bei den Einwohnern einfjuartirt werden. Bei 
einem Durchmärsche durch dio Provinz düi-fen sie keinen Aufenthalt da- 
selbst nehmen. 

Art. 10. Der General -Gouverneur soll das Recht haben, die otto- 
manischen Ti'uppen herbeizurufen in denjenigen Fällen , in welchen die innere 
oder äussere Sicherheit der Provinz bedroht sein sollte. Die Hoho Pfoiie 
hat in dem vorgesehenen Falle den Vertretern der Mächte zu Konstantinopel 
von dieser Massregel sowie von den Umständen, welche dieselben recht- 
fertigen, Kenutniss zu geben. 

Art. 17. Der General -Gouverneur von Ost-Rumelien wird auf die 
Dauer von fünf Jahren von der Hohen Pforte mit Zustimmung der Mächte 
ernannt werden. 

Art. 18. Unmittelbar nach dem Austausche der Ratifikations-Urkunden 
zu dem gegenwärtigen Vertrage soll eine europäische Kommission gebildet 
werden, um in Uebereinstimmung mit der Ottomanischen Pforte die Organi- 
sation von Ost-Rumelien auszuarbeiten. Diese Kommission hat in einer 
Frist von drei Monaten die Befugnis.se und Machtvollkommenheiten des 
General -Gouverneui-s, sowie das Verwaltungs-, Gerichts- und Finanzwesen 
der Provinz festzustellen. Sie hat hierbei zum Ausgangspunkt die ver- 
schiedenen Gesetze über die Vilayets und die in der achten Sitzung der 
Konferenz von Konstautino[>el gemachten Vorschläge zu nehmen. 

Dio Gesammtheit der für Ost-Rumelion beschlossenen Bestimmungen 
j'ird den Gegenstand eines Kaiserlichen Firmans bilden, welchen die Hoho 
Pforte veröffentlichen und den Mächten mitthoilen wird. 

Art. 19. Die europäische Kommission hat im Einverständniss mit der 
Hohen Pforte die Finanzen der Provinz bis zur Vollendung der neuen 
Organisation zu verwalten. 
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Art. 20. Die zwischen der Pforte und den fremden Mächten geschlos- 
senen oder noch zu schliessonden internationalen Vertitige, Uebereinkomnien 
und Abmachungen, von welcher Art sie auch sein mögen, sollen in Ost- 
Eumelien wie im ganzen Ottomanischen Reich anwendbar sein. Die den 
Ausländern zustehenden Immunitäten und Privilegien, welches auch ihre 
Bedeutung sei, sollen in dieser Provinz aufrecht erhalten bleiben. Die Hohe 
Pforte Torpfliohtet sich, daselbst die allgemeinen Eeichsgesetze über die 
religiöse Freiheit zu gunsten aller Kulte beobachten zu lassen. 

Art 21. Die Rechte und Pflichten der Hohen Pforte bezüglich der 
Eisenbahnen in Ost-Rumelien werden in ihrer Ge.sammtheit aufrecht erhalten. 

Art. 22. Die Effectivstärko der russischen Besatzungstnippcn in 
Bulgarien und Ost-Rumelien wird aus sechs Infanterie- und zwei Kavallerie - 
Divisionen bestehen und soll die Zahl von 50 000 Mann nicht übeisteigen. 
Die Unterhaltung deraclben erfolgt auf Kosten des besetzten Landes. Die 
Besatzung.struppen behalten ihre Verbindungen mit Russland nicht blos 
durch Rumänien gemäss den zwischen beiden Staaten zu tieffendon Ab- 
machungen, sondern auch über die Häfen des Schwarzen Meeres, Varna 
und Burgas, woselbst sie während der Dauer der Besetzung die nöthigen 
Depots errichten dürfen. 

Die Dauer der Besetzung von Ost-Rumelien und Bulgarien wird auf 
neun Monate, vom Tage der Auswechselung der Ratifikations- Urkunden zu 
dem gegenwärtigen Veitrage ab gerechnet, festgesetzt. 

Die Kaiserlich russische Regierung verpflichtet sich, in einer weiteren 
Frist von drei Monaten den Durchmarsch ihrer Truppen durch Rumänien 
und die vollständige Räumung dieses Fürstenthums zu beendigen. 

Art. 23. Die Hohe Pforte verpflichtet sich, auf der lusel Kreta das 
organische Reglement von 18(38 gewissenhaft zur Anwendung zu bringen 
und dabei die etwa billig erecheinenden Abänderungen zu troffen. 

Analoge, den örtlichen Bedürfnissen anzupassende Bestimmungen 
sollen, ausgenommen bezüglich der Kreta gewährten Abgabonfreiheit, gleicher- 
weise in denjenigen übrigen Theilen der europäischen Türkei eingeführt werden, 
für welche eine besondere Organisation durch den gegenwärtigen Vertrag 
nicht vorgesehen ist. 

Die Hohe Pforte wird besondere Kommissionen, innerhalb deren das 
eingeborene Element zahlreich vertreten sein soll, zu dem Zwecke ernennen, 
um diese neuen Reglements im Einzelnen in jeder Provinz auszuarbeiten. 

Die aus diesen Arbeiten hervorgehendeu Organisationsentwürfe sind 
der Prüfung der Hohen Pforte zu unterbreiten; diese wird vor Erlass der 
Verordnungen, welche dieselben in Kraft zu setzen bestimmt sind, das 
Gutachten der für Ost-Rumelien eingesetzten europäischen Kommission 
einholen. 

Art. 24 Für den Fall, dass es der Hohen Pforte und Griechenland 
nicht gelingen sollte, sich über die im dreizehnten Protokolle dos Berliner 
Kongresses angegebene Grenzberichtigung zu verständigen, behalten sich 
Deutschland, (3esterreich-Ungarn, Frankreich, Grossbritannien, Italien und 
Russland vor, beiden Theilen ihre Vermittelung zur Fördemng der Verhand- 
lungen anzubieten. 

Art. 25. Die Provinzen Bosnien und Herzegowina werden von Oestorreich- 
Ungam besetzt und verwaltet werden. Da die östorreichi.sch- ungarische 
Regierung nicht den Wunsch hegt, die Verwaltung des Sandjaks von Novi- 
bazar zu übernehmen, welches sich zwischen Serbien und Montenegro in 
südöstlicher Richtung bis jenseits Mitrovitza cretreckt, so wird die otto- 
manische Verwaltung daselbst fortgeführt werden. Um jedoch sowohl den 
Bestand der neuen politischen Ordnung, als auch die Freiheit und die 
Sicherheit der Verkehrswege zu wahren behält sich Oesterreich-Ungarn das 

24 * 
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Recht vor, im ganzen Umfango dipses Theils des alten Vilajets von Bosnien 
Garni-sonon zu halten und Militär- und Uandolsstrassen zu besitzen. 

In dieser Beziehung behalten sich die österreichisch -ungarische und 
die türki.sche Regierung die Verständigung im Einzelnen vor. 

Art. 26. Die Unabhängigkeit Montenegros wird von der Rohen Pforte 
und von allen denjenigen der Rohen vertragsohliessenden Theile anerkannt, 
welche dieselbe noch nicht zugestanden hatten. 

Art. 27. Die Hohen vertragsohliessenden Theile sind über die folgen- 
den Bedingungen einverstanden: 

In Montenegro darf der Unterschied dos religiösen Glaubens und der 
Bekenntnisse Niemandem gegenüber geltend gemacht werden als ein Grund 
der Ausschliessung oder der Unfähigkeit bezüglich des Genusses der bürger- 
lichen und politischen Rechte, der Zulassung zu öffentlichen Diensten, 
Aemtoni und Ehren, oder der Ausübung der verschiedenen Bemfs- und 
Geworbszweigo, an welchem Orte es auch sei. Die Freiheit und die öffent- 
liche Ausübung aller Kulte werden allen Angehörigen Montenegros sowie 
den Ausländern zugosichert, und es darf w'eder der hierarchischen Organi- 
sation der verschiedenen Religionsgemeinschaften noch den Beziehungen 
derselben zu ihren geistlichen Oberon ein Rinderniss entgogengestellt werden. 

Art. 28. Die neuen Grenzen Montenegros werden festgestellt 
wie folgt: 

Der Gronzzug, bei Ilinobrdo nördlich von Klobuk beginnend, geht 
abwärts zur Trebinjcica nach Grancarovo zu, welches bei der Herzegowina 
verbleibt, folgt dann dem Laufe dieses Flusses , aufwäils bis zu einem, 
einen Kilometer abwärts von der Einmündung der Cepelica belegenon Punkte 
und erreicht von dort aus auf der kürzesten Linie die Rohen an den Ufern 
der Trebinjcica. Danach wendet sie sich gegen Pilatova hin, dieses Dorf 
bei Montenegro belassend, geht sodann weiter über die Höhen in nördlicher 
Richtung, wobei sie sich thunlichst in einer Entfernung von sechs Kilo- 
metern von der Strasse Bilek — Korito— Gacko hält, bis zu dem zwischen 
der Somina — Planina und dem Berge Curilo belegonen Sattel und wendet 
sich von dort aus nach Osten bei VratkoviJi vorbei, dieses Dorf bei der 
Herzogewina belassend, bis zum Berge Orline. Von diesem Punkte geht 
die Grenze — Ravno bei Montenegro belassend — geradezu nach Nord- 
Nord-Ost, überech reitet die Gipfel des Lebersnik und des Volujak, steigt 
darauf auf der kürzesten linie zur Piva hinab, überschreitet dieselbe und 
erreicht zwischen Crkvica und Nedvina hindurchgehend die Tara. Von 
diesem Punkte ab geht sie die Tara aufwärts, bis nach Mojkovac, von wo 
aus sie dem Kamme der Vorherge bis nach Siskojezero folgt. Von dieser 
Oertliobkeit ab sehliesst sie sich der alten Grenze an bis zu dom Dorfe 
Sekulare. Von dort aus nimmt die neue Grenze ihre Richtung über die 
Kämme der Mokra Planina, d.as Dorf Mokra bei Montenegro belassend, 
und erreicht sodann den Punkt 2106 der österreichischen Generalstabskarte, 
indem sie der Hauptkette und der Wasserscheidelinie zwischen dem Lim 
einerseits und dem Drin und der Cievna (Zern) andererseits folgt 

Darauf sehliesst sie sich den zwischen dem Stamme der Kuöi- 
Drekalovici einerseits und der KuSka-Krajna sowie den Stämmen der 
Klomenti und Grudi andererseits gegenwärtig bestehenden Grenzen an bis 
zu der Ebene von Podgorica, und wendet sich von dort aus nach Plavnica 
zu, die Stämme der Klementi. Grudi und Hoti bei Albanien belassend. 

Von dort aus durehschneidet die neue Grenze den See bei dem 
Inselchen Gorica-Topal, geht von Gorica-Topal aus geradenwegs bis zu 
den Höhen des Kammes, folgt von dort aus der Wasserscheidelinie zwischen 
Megured und Kalimod, Mrkovic bei Montenegro belassend, und en’eicht das 
Adriatische Meer bei V. Kruöi. 
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Im Nord westen wird der Gronzzug durchs eine Linie gebildet werden, 
welche von der Küste zwischen den Döifern Sukana und Zubei hindurch- 
geht und an der äussersten südöstlichen Spitze der gegenwärtigen Grenze 
von Montenegro auf der Vrsuta-Planina endet. 

Art. 29. Antivari und sein Küstenland werden unter folgenden Be- 
dingungen zu Montenegro geschlagen; 

Die südlich von diesem Gebiete belegenen Gegenden, nach der im 
Yorstohendeu bestimmten Abgrenzung, bis zur Bojana, Dulcinjo mit ein- 
begriffen, sollen der Türkei zurückgegoben worden. 

Der Gemeindebezirk Spica bis zur nördlichen Grenze des in der aus- 
führlichen Beschreibung der Grenzen angegebenen Gebietes wird Dalmatien 
einverleibt. 

Es soll für Montenegro volle und gänzliche Freiheit der Schiffahrt 
auf der Bojana bestehen. Befestigungen dürfen am I-aufo dieses Flusses 
nicht angelegt werden, mit Ausnahme der für die örtliche Vertheidigung des 
Platzes Scutari etwa nothwendigen, welche sich nicht weiter als in einer 
Entfernung von sechs Kilometer von dieser Stadt ausdehnen dürfen. 

Montenegro darf weder Kriegsschiffe besitzen, noch eine Kriegsflagge 

führen. 

Der Hafen von Antivari und alle zu Montenegro gehörigen Gewässer 
sollen den Kriegsschiffen aller Nationen verschlossen bleiben. 

Die zwischen dem See und dem Küstenlande aut dem montenegrinischen 
Gebiete belegenen Befestigungen sollen geschleift werden, und es dürfen neue 
in diesem Bezirke nicht errichtet werden. 

Die Sec- und Gesnndheitspolizei wird sowohl in Antivari als auch 
längs der Küste Montenegros von Oesterreich -üngam vermittelst leichter 
Küstenwachtschiffe ausgeübt werden. 

Montenegro bat die in Dalmatien io Kraft befindliche See -Gesetz- 
gebung anzunehmen. Oesterreich- Ungarn verpflichtet sich seinerseits, der 
montenegrinischen Handelsflagge seinen konsularischen Schutz zu gewähren. 

Montenegro muss sich mit Oesterreich-Ungarn über das Hecht ver- 
ständigen, durch das neue montenegrinische Gebiet hindurch eine Strasse 
und eine Eisenbahn anzulogen und zu unterhalten. 

Es wird vollständige Freiheit des Verkehrs auf diesen Strassen zu- 
gesichert 

Art. 30. Muselmänner oder Andere, welche Grundeigenthum in den 
zu Montenegro geschlagenen Gebieten besitzen und ihren Aufenthalt au.sscr- 
halb des Fürsteuthums zu nehmen wünschen, können ihr unbewegliches 
Eigenthum behalten, indem sie dasselbe verpachten oder durch Dritte ver- 
walten lassen. 

Gegen Niemand darf eine Enteignung stattflndon, ausser im gesetz- 
lichen "Wege aus Gründen des öffentlichen ‘Wohls und gegen eine vorgängige 
Entschädigung. 

Eine türkisch -montenegrinische Kommission hat innerhalb einer Frist 
von drei Jahren alle Angelegenheiten zu regeln, welche Bezug haben auf 
die Art der Veräusserung, der Benutzung und des Gebrauches der Staat.s- 
güter und frommen Stiftungen (Vakufs) für Rechnung der Hohen Pforte, 
desgleichen die Fragen, welche die etwa hierbei berührten Interessen von 
Privaten betreffen sollten. 

Art. 31. Das Fürstenthum Montenegro wird sich mit der Ottomanischen 
Pforte unmittelbar über die Bestellung montenegrinischer Vertreter in 
Konstantinopel und an bestimmten Oiten des Ottomanischen Reichs, wo 
ein entsprechendes Bedürfniss anerkannt werden wird, verständigen. 

Die in dem Ottomanischen Reiche reisenden oder sich aufhaltenden 
Montenegriner sollen den ottomanischen Gesetzen und Behörden unterworfen 
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sein nach Massgabo der allgemeinen Grundsätze des internationalen Rechts 
und der bezüglich der Montenegriner bestehenden Gebräuche. 

Art. 32. Die Trupjwn Montenegros haben innerhalb einer Frist von 
zwanzig Tagen , von der Auswechselung der Ratifikations-Urkunden zu dem 
gegenwärtigen Vertiage ab gerechnet oder, wenn thunlich, früher, das Gebiet, 
welches sie in die.sem Augenblick ausserhalb der neuen Grenzen des Fürsten- 
thums besetzt halten, zu räumen. 

Die ottomanischen Truppen sollen die an Montenegro abgetretenen 
Gebiete innerhalb desselben Zeitraums von zwanzig Tagen räumen. Doch 
wird denselben eine weitere Frist von zwei 'M'oehen gewährt, sowohl um 
die festen Plätze zu räumen und um die Vorrätho und das Kriegsmaterial 
aus denselben wegzuschaffen, als auch um das Inventar derjenigen Geräth- 
Echaften und sonstigen Gegenstände, welche nicht sogleich entfernt werden 
können, aufzunehmen. 

Art. 33. Da Montenegro einen Theil der öffentlichen ottomanischen 
Schuld für dio neuen Gebiete, welche ihm durch den Friedens vertrag zu- 
getheilt worden sind, zu tragen hat, so werden die Vertreter der Mächte zu 
Konstantinopel den betreffenden Betrag im Einverständniss mit der Hohen 
Pforte auf einer billigen Grundlage fcstsetzen. 

Art. 34. Die Hohen vertragschliessenden Theile erkennen die Un- 
abhängigkeit des Fürstenthums Serbien an , indem sie dieselbe an die in dem 
folgenden Artikel aufgeführten Bedingungen knüpfen. 

Art. 35. ln Serbien darf der Unterschied des religiösen Glaubens 
und der Bekenntnisse Niemandem gegenüber geltend gemacht werden als 
ein Grund der Ausschlicssung oder der Unfähigkeit bezüglich des Genusses 
der bürgerlichen und politischen Rechte, der Zulassung zu den öffentlichen 
Diensten, Aemtern und Ehren oder der Ausübung der verschiedenen Berufs- 
and Geworbszweige, an welchem Orte es auch sei. 

Dio Freiheit und die öffentliche Ausübung aller Kulte werden allen 
Angehörigen Serbiens sowie den Ausländern zugesiohert, und es darf weder 
der hierarchischen Organisation der verschiedenen Religionsgemeinschaften 
noch den Beziehungen derselben zu ihren geistlichen Oberen ein Hindemiss 
entgegenstcllt werden. 

Art. 36. Serbien erhält die in der hier folgenden Abgrenzung ein- 
geschlos.seneu Gebiete: 

Dio neue Grenze folgt der gegenwärtigen Grenzlinie, indem sie den 
Thalweg der Drina von deren Zusammenfluss mit der Save ab aufwärts 
steigt, wobei Mali Zwornik und Sakhar bei dem Fürstenthum verbleiben, 
und geht dann bis zum Kopaonik die alte Grenze Serbiens entlang, von 
welcher sie sich auf dem Gipfel des Kanilug trennt. Von dort folgt sie 
zunächst der westlichen Grenze des Sandjaks von Nisch über die südlichen 
Vorberge des Kopaonik und über dio Kamme der Marica und Mrdar Planina, 
welche die ‘Wasserscheidelinie zwischen den Becken des Ibar und der 
Sitnica einei'sei's und dem der Toplica andererse ts bilden, wobei Prepolac 
bei der Türkei belassen wird. 

Sie wendet sich sodann nach Süden hin aut der Wasserscheideliuio 
zwischen der Brvonica und der Medvedja, das ganze Becken der Medvedja 
bei Serbien belassend, und folgt dem Kamme der Goljak Planina (welcher 
die Wasserscheide zwischen der Kriva Rjeka einerseits und der Poljanica, 
der Vetcrnica und der Morawa andererseits bildet) bis zum Gipfel der 
Poljanica Darauf nimmt sie ihre Richtung über dio Verberge der Karpina 
Planina bis zum Zusammenfluss der Koinska mit der Morawa, überschreitet 
diesen Fluss und geht auf der Wasserscheideiinio zwischen dem Bache 
Koinska und dem in der Nähe von Neradovee in dio Morawa mündenden 
Bache aufwärts, um dio Planina Sv. Uija oberhalb Trgoviste zu erreichen. 
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Von diesem Punkte aus folgt sie dem Kamme der Sr. Ilija bis zum Berge 
Kljuc, geht über die auf der Karte mit 1516 und 1547 bezeichneten Funkte 
und die Babina Gora und endet bei dem Berge Crni Vrb. 

Von dem Berge Cmi Vrh ab fällt die neue Abgrenzung zusammen 
mit der von Bulgarien, das heisst: 

Die Grenzlinie folgt der AVasserscheidelinie zwischen der Struma 
und der Morawa über die Gipfel des Streser, Vilogolo und MeSid Flauina, 
erreicht über die Gaüina, Crna Trava, Darkosvka und Drainica plan, sodann 
über den DeSüani Kladanec, die 'Wasserscbeidelinie der hohen Sukowa und 
.der Morawa, geht geradewegs auf den Stol und steigt von demselben hinab, 
um 1000 Meter nordwestlich von dem Dorfe Segusa die Strasse von Sofia 
nach Pirot zu schneiden. Sie geht in gerader Linie wieder auf die Vidliö 
Planina hinauf und von dort auf den Berg Radocina in der Kette des 
Kodta Balkan, indem sie bei Serbien das Dorf Doikinci und bei Bulgarien 
das Doif Sonakos belässt. 

Vom Gipfel des Berges Radoiina folgt die Grenze nach Nordwesten 
zu dem Kamme des Balkans über Ciprovec Balkan und Stara Planina bis 
zur alten Ostgrenze des Füi-stenthums Serbien bei der Kula Smiljova äuka 
und von dort dieser alten Grenze bis zur Donau, welche sie in Hakowitza 
erreicht. 

Art 37. Bis zu dem Zustandekommen neuer Abmachungen darf in 
Serbien an den gegenwärtigen Bedingungen der Handelsbeziehungen des 
Fürstenthums zu den fremden lAndern nichts geändert werden. 

Kein Durchgangszoll darf von den Waaren, welche durch Serbien 
hindurch gehen, erhoben werden. 

Die Immunitäten und Privilegien der fremden Unterthanen, sowie 
auch die konsularischen Gerichtsbarkoits- und Schutzrechte, wie solche 
heute bestehen, sollen in voller Kraft bleiben, so lange sie nicht im gemein- 
samen Einvorständniss zwischen dem Fürstenthum und den betheiligten 
Mächten abgeändert werden. 

Art. 38. Das Füretenthum Serbien tritt für seinen Theil an Stelle der 
Hohen Pforte in die Veipflichtungen ein, welche dieselbe sowohl gegenüber 
Oesterreich -Ungaim, als auch gegenüber der Gesellschaft zum Betriebe der 
Eisenbahnen der europäischen Türkei bezüglich des Ausbaues, dos An- 
schlusses sowie des Betriebes der auf dom neu erworbenen Gebiete des 
Fül-stenthums anzulegenden Eisenbahnen eingegangen ist. 

Die zur Regelung dieser Fi agen nothwendigen Uebereinkommen werden 
unmittelbai' nach der Untei'zeichnung dos gegenwärtigen A’ertrages zwischen 
Oesterreich -Ungarn, der Pforte, Serbien und, innerhalb der Grenzen seiner 
Zuständigkeit, dem Füistenthum Bulgarien abgeschlossen werden. 

Art. 39. Muselmänner, welche Grundeigeiithum in den zu Serbien 
geschlagenen Gebieten besitzen und ihren Aufenthalt ausserhalb des Füreten- 
thums zu nehmen wünschen, können ihr unbewegliches Eigonthum in dem- 
selben behalten, indem sie es verpachten oder durch Dritte verwalten lassen. 

Eine türkisch- serbische Kommission hat innerhalb einer Frist von 
drei Jahren alle Angelegenheiten zu regeln, welche Bezug haben auf die 
Art der Veräusserung, der Benutzung und des Gebrauchs der Staatsgüter 
und frommen Stiftungen (Vakufs) für Rechnung der Hohen Pforte, des- 

f leichon die Fragen, welche dio etwa hierbei berührten Interessen von 
’rivaten betreffen sollten. 

Art. 40. Bis zum Abschluss eines Vortrages zwischen der Türkei 
und Serbien sollen die serbischen Unterthanen, welche in dem Ottomanischen 
Reich reisen oder sich aufhaltcn, nach den allgemeinen Ornndsätzen des 
internationalen Rechts behandelt weiden 
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Art. 41. Die serbischen Truppen haben innerhalb einer Frist voit 
zwei "Wochen, von der Auswechselung der Ratifikations- Urkunden zu dem 
gegenwärtigen Vertrage ab gerechnet, das Gebiet zu räumen, welches in 
die neuen Grenzen des Fürstentliunis nicht einbezogen ist. 

Die ottomauischon Truppen sollen die von Serbien abgetretenen Ge- 
biete innerhalb desselben Zeitraums von zwei Wochen räumen. Doch wird 
denselben eine weitere Frist von einer gleichen Anzahl Tage gewährt, sowohl 
um die festen Plätze zu räumen und um die Vorräthe und das Kriegsmaterial 
aus denselben wegzuschaffen, als auch um das Inventar derjenigen Geriith- 
schaften und sonstigen Gegenstände, welche nicht sogleich entfernt werden 
kbnnen, aufzunchmen. 

Art. 42. Da Serbien einen Theil der öffentlichen ottomanischen Schuld 
für die neuen Gebiete, welche ihm durch den gegenwärtigen Vertrag zu- 
getheilt worden sind, zu tragen hat, so werden die Vertreter zu Korrstan- 
tinopel den entsprechenden Betrag im Einverständniss mit der Hohen Pforte 
auf einer billigen Grundlage festsetzen. 

Art. 43. Die Hohen vertragsohliesscnden Theile erkennen die Un- 
abhängigkeit Rumäniens an, indem sie dieselbe an die in den beiden folgen- 
den Artikeln aufgeführten Beditrgnngon knüpfen. 

Art. 44. In Kurttänien darf der Unterschied des religiösen Glaubens 
und der Bekenntnisse Niemandem gegenüber geltend gemacht werden als 
ein Grund der Äusschlie.ssung oder der Unfähigkeit bezüglich des Genusses 
der bürgerlichen und politischen Rechte, der Zulassung zu öffentlichen 
Diensten, Aerntorn und Ehren oder der Ausübung der verschiedenen Berufs- 
und Gewerbszweige, an welchem Orte es auch sei. 

Die Freiheit und die öffentliche Ausübung aller Kulte werden allerr 
Angehörigen des Rumänischen Staats sowie den Ausländem zugesichert, 
und es darf weder der hietar-chischen Organisation der verschiedenen Reli- 
gionsgenreinschaften noch deu Beziehungen derselben zu ihren geistlicher» 
Oberen ein H indoraiss entgegen gestellt werden. 

Die Angehörigen aller Mächte, die Handeltreibenden sowohl als die- 
übrigen, sollen in Rumänien ohne Unterschied der Religion auf dem Fusse 
vollkommener Gleichstellung behandelt worden. 

Art. 45. Das Fürstonthurn Rumänien tritt an Se. Majestät den Kaiser 
von Russland denjenigen Theil des in Folge des Pariser Vertrages von 185G 
von Russland losgelösten Gebietes von Bessarabien wieder ab, welcher im 
Westen durch den Thalweg des Pnrths, im Süden durch den Thalweg des 
Kilia- Armes und die Mündung von Stary-Stambul begrenzt wird. 

Art. 46. Die das Donau -Delta bildenden Inseln sowie die Schlangen- 
insel, das Sandjak von Tultscha, welches die Bezirke (Gazas) von Kilia, 
Sulina Mahmudie, Isaktscha, Tultscha, Matschin, Babadagh, Hir-sovo, 
Kustendje, Medjidie umfasst, werden mit Rumänien vereinigt. Das Fürsten- 
tbum erhält airsserdoin das im Süden der Dobrutscha belogene Gebiet bis zu 
einer Linie, welche ihren .Ausgangspunkt im Osten von Silistria nimmt und 
am Schwarzen Meere im Süden von Mangalia endet. 

Der Grenzzug wird an Ort und Stelle durch die für die Abgrenzung 
Bulgariens eingesetzte europäische Kommission festgcstellt werden. 

Art. 47. Die Frage der Theilung des Stromgebiets und der Fischerei 
wird der Entscheidung der europäischen Donau -Kommission untenvoitcn 
worden. 

Art. 48. Kein Durohgangszoll darf in Rumänien von den Waaren, 
welche durch das Fürstenthum hindurchgohen, erhoben werden. 

Art. 49. Von Seiten Rumäniens können Abkommen getroffen werden, 
um die Privilegien und Befugnisse der Konsuln bezüglich der Schutz- 
gewährung in dem Fürstenthunie zu regeln. Die bestehenden Rechte sollen 
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in Kraft bleiben, so lange sie nicht im gemeinsamen Einverständniss zwischen 
dem Fürstenthum und den dazu berufenen Bethoiligten abgeändert werden. 

Art. 50. Bis zu dem Abschlüsse eines die Privilegien und Befug- 
nisse der Konsuln regelnden Vertrages zwischen der Türkei und Rumänien 
sollen die in dem Ottomanischen Reich reisenden oder sich aufhaltendcn 
rumänischen Unterthanen und die in Rumänien reisenden oder sich auf- 
baltendcn ottomanischen Unterthanen die Rechte geniessen, welche den 
Unterthanen der anderen europäischen Mächte verbürgt sind. 

Art. 51. Was die Unternehmungen von öffentlichen und anderen 
gleichartigen Arbeiten anbetrifft, so tritt Rumänien für das ganze ihm ab- 
getretene Gebiet an Stelle der Hohen Pforte in deren Rechte und Pflichten ein. 

Art. 52. Um die Sicherheiten zu verstärken , welche für die als im 
europäischen Interesse liegend anerkannte Freiheit der Schiffahrt auf der 
Donau bestellt sind, bestimmen die Hohen veidi'agschliessendon ThoUe, dass 
alle Festungen und Befestigungen, welche sich an dem Laufe des Flusses 
von dem Eisernen Thore ab bis zu seinen Mündungen befinden, geschleift 
und neue nicht angelegt werden sollen. Kein Kriegsschiff darf die Donau 
abwäits des Eisernen Thoros befahren mit Ausnahme der leichten, für die 
Flusspolizei und den Zolldienst bestimmten Fahrzeuge. Die Stationsschiffe der 
Mächte an den Donaumündungen dürfen jedoch bis nach Galatz hinaufgehen. 

Art. 53. Die europäische Donau- Kommission, in welcher Rumänien 
vertreten sein soll, bleibt in ihrer Thätigkeit bestehen und wird solche von 
jetzt ab bis nach Galatz hinauf in vollständiger Unabhängigkeit von der 
Landesgowalt ausüben. Alle Verträge, Abkommen, Verfügungen und Ent- 
scheidungen bezüglich ihrer Rechte, Privilegien, Prärogative und Verpflich- 
tungen werden bestätigt. 

Art. 54. Ein Jahr vor dem Ablauf der für die Dauer der euro- 
päischen Kommission festgesetzten Frist worden die Mächte sich über die 
Verlängerung der Befugnisse derselben beziehungsweise über die Abände- 
rungen, deren Einführung sie für nothwendig halten sollten, in Einver- 
nehmen setzen. 

Art. 55. Die Reglements für die Schiffahrt, die Flusspolizei und die 
Aufsichtsführung vom Eisernen Thore ab bis nach Galatz werden von der 
europäischen Kommission, unter Zuziehung von Bevollmächtigten der Ufer- 
staaten, ausgearbeitet und mit denjenigen in Uebereinstimmung gesetzt werden, 
welche für den Lauf abwärts von Galatz erlassen sind oder künftig erlassen 
werden sollten. 

Art 56. Die europäische Donau-Kommission wird, um die Unter- 
haltung des Leuchtthurms auf der Schlangeninsel zu sichern , sich mit wem 
Rechtens verständigen. 

Art. 57. Die Ausführung deijenigen Arbeiten, welche bestimmt sind, 
die durch das Eiserne Thor und die Stromschnellen der Schiffahrt bereiteten 
Hindernisse zu beseitigen, wird Oesterreich -Ungarn anvertraut. Die Ufer- 
staaten an dieser Strecke des Flusses worden alle Erleichterungen gewähren, 
welche im Interesse der Arbeiten in Anspruch genommen weiden sollten. 

Die in dem Art. VI dos Londoner Vertrages vom 13. März 1871 
getroffenen Bestimmungen bezüglich des Rechtes auf Erhebung einer pro- 
visorischen Abgabe zur Deckung der Kosten dieser Arbeiten werden zu 
gunsten Oesterreich -Ungarns aufrecht erhalten. 

Ard. 58. Die Hohe Pforde tritt an das Russische Reich in Asien die 
Gebiete von Ardahan, Kai's und Datum einschliesslich des letztgenannten 
Hafens, sowie alle zwischen der alten russisch -türkischen Grenze und dem 
folgenden Grenzzuge einbegriffenen Gebiete ab. 
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Die neue Grenze geht von dom Schwarzen Meere aus in Ueberoin- 
«timmung mit der durch den Vortrag von San Stefano bestimmten Linie 
bis zu einem Punkte im Nordwesten von Khorda und im Süden von Art- 
win, verlängert sich dann in gerader Linie bis zu dem Flusse Tchorukh, 
fiberschreitet diesen Fluss und geht östlich von Aschmichon vorbei in gerader 
Linie nach Süden zu, um die in dem Vertrage von San Stefano angegebene 
russische Grenze bei einem Punkte südlich von Nariman wieder zu eiTeichen, 
wobei sie die Stadt Olti bei Russland belässt. Von dem angegebenen Punkte 
bei Nariman wendet sich die Grenze nach Osten, geht bei Tebrenec vorbei, 
welches bei Russland verbleibt und setzt sich bis zum Pennek Tschai fort. 

Sie folgt diesem Flusse bis nach Barduz und nimmt darauf ihre Rich- 
tung nach Süden, Barduz und Jönikioy boi Russland belassend. Von einem 
Punkte westlich von dem Dorfe Kaiaugan wendet sich die Grenze nach 
Modjingort hin, geht weiter in gerader Linie auf den Gipfel des Gebirges 
Kassadagh zu und folgt der TV'asserscheidelinie zwischen den Zuflüssen des 
Araxes im Norden und denen des Murad Su im Süden bis zu der alten 
Grenze Russlands. 

Art. 50. Se. Majestät der Kaiser von Russland erklärt, dass es Seine 
Absicht ist, Batum zu einem wesentlich für den Handel bestimmten Frei- 
hafen zu machen. 

Alt. üO. Das Thal von Alaschkerd und die Stadt Bayazid, welche 
durch den Art. XIX des Vertrages von San Stefano an Russland abgetreten 
■worden sind, fallen an die Türkei zmtick. 

Die Hohe Pfoite tritt an Pei-sien die Stadt und das Gebiet von 
Khotur ab, sowie dasselbe durch die gemischte englisch -russische Kom- 
mission für die Festsetzung der Grenzen zwischen der Türkei und Persien 
bestimmt worden ist. 

Art. 61. Die Hohe Pforte verpflichtet sich, ohne weiteren Zeitver- 
lust die Verbesserungen und Reformen ins Leben zu rufen, welche die ört- 
lichen Bedürfnisse in den von den Armeniern bewohnten Provinzen erfordern, 
und für die Sicherheit derselben gegen die Tscherkossen und Kurden ein- 
zustehen. Sie wird in bestimmten Zeiträumen von den zu diesem Zwecke 
getroffenen Massrcgeln den Mächten, welche die Ausführung derselben über- 
wachen werden, Kenntniss geben. 

Art. 62. Nachdem die Hohe Pforte den Entschluss kundgegeben hat, 
den Grundsatz der religiösen Freiheit aufrecht zu erhalten und demselben 
die weiteste Ausdehnung zu geben, nehmen die vertragschliessenden Tbeile 
von dieser freiwilligen Erklärung Akt. 

In keinem Theile de.s Ottomanischen Reichs darf der Unterschied der 
Religion Jemandem gegenüber geltend gemacht werden als ein Grund der 
Allsschliessung oder der Unfähigkeit bezüglich der Ausübung der bürger- 
lichen und politischen Rechte, der Zulassung zu den öffeutliehen Diensten, 
Aomtern und Ehren oder der Ausübung der verschiedenen Berufs- und 
Gewerbszweige. 

Jedermann soll, ohne Unterschied der Religion, als Zeuge vor den 
Gerichten zugelassen werfen. 

Die Freiheit und die öffentliche Ausübung aller Kulte werden Allen 
ziigesichert, und es darf weder der hierarchischen Organisation der ver- 
schiedenen Religionsgemeinschaften, noch den Beziehungen deiselben zu 
ihren geistlichen Oberen ein Hinderniss entgegengestellt werden. 

Die in der europäischen oder asiatischen Türkei reisenden Geistlichen, 
Pilger und Mönche aller Nationalitäten sollen die gleichen Rechte, Vortheile 
und Pi'ivilemen geniessen. 

Das Rocht der amtlichen Schutzgewährung steht den diplomatischen 
und konsularischen Vertretern der Mächte io der Türkei sowohl bezüglich 
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<3er vorerwähnten Personen als auch der von denselben zu religiösen, Wohl- 
thätigkeits- und anderen Zwecken an den Heiligen Orten und anderwärts 
gemachten Anlagen zu. 

Die bestehenden Rechte Frankreichs werden ausdrücklich gewahrt, 
und man ist einverstanden darüber, dass kein Eingriff in den gegenwärtigen 
Zustand an den Heiligen Orten geschehen soll. 

Die Mönche des Berges Athos, aus welchem Lande sie auch immer 
stammen mögen, sollen in ihren bisherigen Besitzungen und VoiTechten 
geschützt bleiben und, ohne irgend welche Ausnahme, eine vollständige 
Oleiohheit der Rechte und Prärogative gemessen. 

Art. 63. Der Pariser Vortrag vom 30. März 1856 sowie der Ix>n- 
doner Vertrag vom 13. März 1871 werden in allen denjenigen ihrer Be- 
stimmungen aufrecht erhalten, welche durch die vorstehenden Vereinbai'ungen 
nicht aufgehoben oder abgoändert worden sind. 

Art. 64. Der gegenwärtige Vertrag wird ratifizirt werden , und sollen 
die Ratifikations -Urkunden zu demselben in Berlin in einer Frist von drei 
"Wochen oder, wenn thunlich, früher ausgewechsolt werden. 

Zur Beglaubigung dessen haben dio betreffenden Bevollmächtigten 
denselben unterzeichnet und den Abdruck ihrer "Wappen beigesetzt. 

Geschehen zu Berlin am dreizehnten Juli achtzehnhundert acht und 
sieben zig. 

(L. S.) v. Bismarck. B. Bülow. Hohenlohe. Andrässy. 
Kärolyi. Haymerle. Waddington. Saint Vallier. H. Dosprez. 

Beaconsfield. Salisbury. Odo Russell. L. Corti. Launay. 
Gortohacow. Schouvaloff. P. D’Oubril. Al. Carathöodory. 

Mehemed Ali. Sadoullah. 

Der vorstehende Vertrag ist ratiflziid worden und es hat die Aus- 
wechselung der Ratifikations -Urkunden in Berlin am 3. August 1878 statt- 
gefunden. 


Xr. 6. Schlussakte der Haager Friedenskonferenz vom 29. JuU 1899. 

Bemerkung: Die Akte ist anterscichnet von den sämOichen 26StaAton, die an 
'der Konferenz teilgenommen haben. Sie enthält den Hinweis auf die drei voroinbarton Kon- 
ventionen und dio drei beschlossenen Deklarationen , die nachstehend abgedruckt sind; ferner 
■den Wortlaut der einen gefafsten Resolution und der sechs ausgesprochenen Wünsche, Re- 
aolution and Wünsche (sowie dio Namen der Signatarmächte) sind un Texte mitgeteilt. 

I. Konvention. 

Ahkommen zur fMedliehen Erledigung internationaler Streitfälle. 

Seine Majestät der Deutsche Kaiser, König von Preussen usw. 
von dem festen Willen beseelt, zur AuHecliterhaltung des allgemeinen 
Friedens mitzuwirken, 

entsohlosson, mit allen ihren Kräften die friedliche Erledigung inter- 
nationaler Streitigkeiten zu begünstigen, 

in Anerkennung der Solidarität, welche die Glieder der Gemeinschaft 
der civilisirten Nationen verbindet, 

gewillt, die Herrschaft des Rechtes auszubroiten und das Gefühl der 
internationalen Gerechtigkeit zu stärken, 

überzeugt, dass die dauernde Einrichtung einer Allen zugänglichen 
Schiedsgerichtsbarkeit im Schosse der unabhängigen Mächte wirksam zu 
diesem Ergebnisse beitragen kann, 
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in Envägung der Vortlieile einer allgemeinen und regelmässigen Ein- 
richtung des Schiedsverfahrens. 

mit dem Erlauchten Urheber der internationalen Friedenskonferenz der 
Ansicht, dass es von Wichtigkeit ist, in einer internationalen Vereinbarung 
die Grundsätze der Hilligkeit und des Rechtes festzulegen, auf denen die 
Sicherheit der Staaten und die Wohlfahrt der Volker beruhen. 

von dem Wunsche geleitet, zu diesem Zwecke ein Abkommen zu 
schliessen, haben zu Ihren Bevollmächtigten ernannt: 

(Folgen die Namen der Bevollmächtigten), 

■welche, nachdem sie sich ihre Vollmachten mitgetheilt und sie in guter 
und gehöriger Form befunden haben, über folgende Bestimmungen über- 
cingekommen sind: 

Erster Titel. Erhaltung des allgemeinen Friedens. 

Art. 1. Um in den Beziehungen zwischen den Staaten die Anrufung 
der Gewalt soweit als möglich zu verhüten, erklären sich die Signatarmächto 
einverstanden, alle ihre Bemühungen aufwenden zu wollen, um die fried- 
liche Erledigung der internationalen Streitfragen zu sichern. 

Zweiter Titel. Gute Dienste und Vermittelung. 

Art. 2. Die Signatarmächte kommen überein, im Falle einer ernsten 
ileinungsverschiedeniieit oder eines Streites, bevor sie zu den Waffen 
greifen, die guten Dienste oder die Vermittelung einer befreundeten Macht 
oder mehrerer befreundeter Mächte anzurufen, soweit dies die Umständn 
gestatten werden. 

Art. 3. Unabhängig hiervon halten die Signatarmüchte es für nützlich, 
dass eine Macht oder mehrere Mächte, die am Streite nicht betheiligt sind, 
aus eigenem Antriebe den im Streite befindlichen Staaten ihre guten 
Dienste oder ihre Vermittelung anbieten, soweit sich die Umstände hier- 
für eignen. 

Diis Recht, gute Dienste oder Vermittelung anzubieten, steht den 
am Streite nicht betheiligten Staaten auch während des Ganges der Feind- 
seligkeiten zu. 

Die Ausübung dieses Rechtes kann niemals von einem der streitenden 
Tbeilo als unfreundliche Handlung angesehen werden. 

Art. 4. Die Aufgabe des Vermittelers besteht darin, die einander 
entgegengesetzten Ansprüche auszugiciehen und Verstimmungen zu beheben, 
die zwischen den im Streite befindlichen Staaten etwa entstanden sind. 

Art. 5. Die Thätigkeit des Vermittelers hört auf, sobald, sei cs durch 
einen der streitenden Theile, sei es durch den Verraitteler selbst festgestellt 
wird, dass die von diesem vorgesehlageneu Mittel der Verständigung nicht 
angenommen werden. 

Art. 6. Gute Dienste und Vermittelung, seien sie auf Anrufen der 
im Streite befindlichen Theile eingetreten oder aus dem Antriebe der am 
Streite nicht betheiligten Mächte hervorgegangen, haben ausschliesslich die 
Bedeutung eines Halbes und niemals veibindliche Kraft. 

Art. 7. Die Annahme der Vermittelung kann, unbeschadet ander- 
weitiger Vereinbaning, nicht die Wirkung haben, die Mobilmachung und 
andere den Krieg vorbereitende ifassnahmen zu unterbrechen, zu verzögern 
oder zu hemmen. 

Erfolgt sie nach Eröffnung der Feindseligkeiten, so -werden von ihr, 
unbeschadet anderweitiger Vereinbarung, die im Gange befindlichen mili- 
tärischen Unternehmungen nicht unterbrochen. 
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Art. 8 Die SignatarmUchte suid einveretanden, untar Umstandon, 
•die dies gestatten, die Anwondimg einer besonderen Vennittelung in 
folgender Form zu empfehlen; 

Bei ernsten, den Frieden gefährdenden Streitfragen, wählt jeder der 
im Streite hcfindliehon Staaten eine Macht, die er mit der Aufgabe betraut, 
in unmittelbare Verbindung mit der von der anderen Seite gewählten 
Macht zu treten, um den Bruch der friedlichen Beziehim/;en zu verhüten. 

Während der Dauer dieses Auftrags, die, unbeschadet anderweitiger 
Abredo, eine Frist von dreissig Tagen nicht überschreiten darf, stelle'n die 
streitenden Staaten jedes unmittelbare Benehmen über den Streit ein, 
welcher als au-sschliesslich den vermittelnden Mächten übertragen gilt. 
Diese sollen alle Bemühungen aufwenden, um die Streitfirage zu erledigen. 

Kommt es zum wirklichen Brudho der friedlichen Beziehungen, so 
bleiben diese Mächte mit der gemeinsamen Aufgabe betraut, jode Gelegen- 
heit zu benutzen, um den Frieden wiederherzustellen. 

Dritter Titel. Internationale Untersuchungskommissionen. 

Art. 9. Bei internationalen Streitigkeiten, die weder die Ehre noch 
wesentUche Interessen berühren und einer verschiedenen AVürdigung von 
Thatsachen entspringen, erachten die Signatannächte es für nützlich, dass 
die Parteien , die sich auf diplomatischem Wege nicht halien einigen können, 
soweit es die Umstände gestatten, eine internationale Untersuchungs- 
kommission einsotzen mit dem Aufträge, die Lösung dieser Streitigkeiten 
zu erleichtern, indem sie durch eine unparteiische und gewissenhafte 
Prüfung die Thatfragen aufklären. 

Art. 10. Die internationalen Untersuchungskommissionen werden 
durch besonderes Abkommen der streitenden Thcile gebildet. 

Das Untersuchungsabkommen bestimmt die zu untersuchenden That- 
sachen und den Umfang der Befugnisse der Kommissare. 

Es regelt das Verfahren. 

Die Untersuchung erfolgt kontradiktorisch. 

Die zu wahrenden Fonnen und Fristen werden, soiveit sie nicht 
■durch das Untereuchungsabkoramen festgesetzt sind, durch die Kommission 
selbst bestimmt. 

Art. 11. Die internationalen Untersuchungskommissionen werden, so- 
fern nicht ein Anderes verabredet ist, in der im Artikel 82 dieses Ab- 
kommens bezeichneten Weise gebildet. 

Art. 12. Die streitenden Mächte verpflichten sich, der internationalen 
Untersuchungskommission in dom weitesten Umfange, den sie für möglich 
halten, alle zur vollständigen Kenntniss und genauen AVürdigung der in 
Frage kommenden Thatsachen nothwendigen Mittel und Erleichterungen zu 
gewähren. 

Art. 13. Die internationale LTntersuchungskommission legt den streiten- 
den Mächten ihren von allen Mitgliedern der Kommission Unterzeichneten 
Bericht vor. 

Art. 14. Der Bericht der interaationalen Untersuohimgskommission, 
der sich auf die Feststellung der Thatsachen beschränkt, bat in keiner AA'eise 
die Bedeutung eines Scliiedsspruchs. Er lässt den streitenden Mächten 
volle Freiheit in Ansehung der Folge, die dieser Feststellung zu geben ist 

Vierter Titel. Internationale Schiedsspreohung. 

Erst«« Kapitel. Schiedswesen. 

Art. 15. Die internationale Schiedsspreohung hat zum Gegenstände 
die Erledigung von Streitigkeiten zwischen den Staaten durch Eichtor ihrer 
Wahl auf Grund der Achtung vor dem Rechte. 
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Art. 16. In Rechtsfragen und in erster Linie in Fragen der Aus- 
legung oder der Anwendung internationaler Vereinbarungen wird die Schieds- 
spreehung von den Signatarmächten als das wirk.samsto und zugleich der 
Billigkeit am meisten entsprechende Mittel anerkannt, um die Streitigkeiten 
zu erledigen, die nicht auf diplomatischem Wege haben beseitigt werden 
können. 

Art. 17. Schiedsabkommen wenlen für bereits entstandene oder für 
etwa entstehende Streitverhältnisse abgeschlossen. 

Sie können sieh auf alle Streitigkeiten oder nur auf Streitigkeiten 
einer bestimmten Art beziehen. 

Art. 18. Das Schiedsabkommen schlicsst die Verpflichtung in sich, 
sich nach Treu und Glauben dem Schiedssprüche zu unterwerfen. 

Art. 19. Unabhängig von den allgemeinen und besonderen A^erträgen, 
die schon jetzt den Siguatarmächton die Verpflichtung zur Anrufung der 
Schiedssprechung auferlegcn, behalten diese Mächte sich vor, sei cs vor 
der Ratifikation des vorliegenden .Abkommens oder später, neue allgemeine 
oder besondere Uebereinkomnien abzuschliessen, um die obligatorische 
Schiedssprechung auf alle Fälle auszudehnen, die ihr nach ihrer Ansicht 
unterworfen werden können. 

ZircIteM Kapitel. Ständiger Schiodshof. 

Art. 20. Um die unmittelbare Annifuug der Schiedssprechung für 
die internationalen Streitfragen zu erleichtern , die nicht auf diplomatischem 
Wege haben erledigt worden können, machen sich die Signatarmäehto an- 
heischig, einen ständigen Sehiedshof einzurichten, der jederzeit zugänglich 
ist und, imbeschadet andenveitiger Abrede der Parteien, nach Ma-ssgabe 
der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen über das Verfahren 
thätig wird. 

Art. 21. Der ständige Sehiedshof soll für alle Schiedsfälle zuständig 
sein, sofern nicht zwischen den Parteien über die Einsetzung eines besonderen 
Schiedsgerichts Einverständni.ss bestidit. 

Art. 22. Ein im Haag errichtetes internationales Büreau dient dem 
Schiedshofe für die Büreaugeschäfte. 

Dieses Büreau vermittelt die auf den Zusammentritt des Schiedshof.s 
bezüglichen Mittheilungen. 

E.S hat das Archiv unter seiner Obhut und besorgt alle A'^erwaltungs- 
geschäfte. 

Die Signatarmäehto machen sich anheischig, dom internationalen 
Büreau im Haag beglaubigte Abschrift einer jeden zwischen ihnen getroffenen 
Schiedsabrode sowie eines jeden Schiedsspi-uchs mitzutheilen, der sie betrifft 
und durch besondere Schiedsgerichte erla.ssen ist. 

Sie machen sieh anheischig, dem Büreau ebenso die Gesetze, all- 
gemeinen Anordnungen und Urkunden mitzutheilen, die gegebenen Falles 
die Vollziehimg der von dem Sehiedshof erlassenen Sprüche darthun. 

Art. 23. Jede Signatarmaeht wird binnen drei Monaten, nachdem 
sie dieses Abkommen ratifizirt hat, höchstens vier Personen von anerkannter 
Sachkunde in Fragen des Völkerrechts benennen, die sich der höchsten 
sittlichen Achtung erfreuen und bereit sind, ein Schiedsrichtoramt zu 
übernehmen. 

Die so benannten Personen sollen unter dem Titel von Mitgliedern 
des Schiedshofs in eine Liste eingetr^en werden; diese soll allen Signatar- 
machten durch das Büreau mitgctheilt werden. 

Jede Aenderung in der Liste der Schiedsrichter wird durch das 
Büreau zur Kenntniss der Signatarmäehto gebracht. 
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Zwei oder mehrere Mächte können sich über die gemeinschaftliche 
Benennung eines Mitglieds oder mehrerer Mitglieder verständigen. 

Dieselbe Person kann von verschiedenen Mächten benannt werden. 

Die Mitglieder des Schiedshofs werden für einen Zeitraum von sechs 
Jahren ernannt. Ihre Wiederernennung ist zulässig. 

Im Falle des Todes oder des Ausscheidens eines Mitglieds des Sohiods- 
hofs erfolgt sein Ersatz in der für seine Ernennung vorgesehenen Weise. 

Art. 24. W^ollen die Signatarmächte sich zur Erledigung einer unter 
ihnen entstandenen Streitfrage an den Schiedshof wenden, so muss die 
Auswahl der Schiedsrichter, weichoberufen sind, das für die Entscheidung 
dieser Streitfrage zuständige Schiedsgericht zu bilden, aus der Oesammt- 
liste der Mitglieder des Schiedshofs erfolgen. 

In Ermangelung einer Bildung des Schiedsgerichts mittelst unmittel- 
barer Verständigung der Parteien wird in folgender AVeise verfahren: 

Jede Partei ernennt zwei Schiedsrichter und diese wählen gemein- 
schaftlich einen Obmann. 

Bei Stimmengleichheit wird die AVahl des Obmanns einer dritten 
Macht anveidraut, über deren Bezeichnung sich die Parteien einigen. 

Kommt eine Einigung hierüber nicht zu Stande, so bezeichnet jede 
Partei eine andere Macht, und die Walil des Obmanns erfolgt durch die 
so bczoichneten Mächte in Uebereinstimmung. 

Nachdem das Schiedsgericht so gebildet ist, theUen die Parteien 
dem Bureau ihren Entschluss, sich an den Schiedshof zu wenden, und 
die Namen der Schiedsrichter mit. 

Das Schiedsgericht tritt an dem von den Parteien festgesetzten 
Tage zu.sammen. 

Die Mitglieder des Schiedshofs genicssen während der Ansübung ihres 
Amtes und ausserhalb ihres Heimathlandes die diplomatischen Vorrechte 
und Befreiungen. , 

Art. 25. Das Schiedsgericht hat regelmässig seinen Sitz im Haag. 

Abgesehen von dem Falle höherer Gewalt darf der Sitz vom Schieds- 
gerichte nur mit Zustimmung der Parteien verlegt werden. 

Art. 26. Das internationale Bureau im Haag ist ermächtigt, sein 
Oeschäftslokal und seine Geschäftseinrichtung den Signatarmächten für die 
Thätigkcit eines jeden besonderen Schiedsgerichts zur Verfügung zu stellen. 

Die Schiedsgerichtsbarkeit des ständigen Schiedshofs kann unter den 
durch die allgemeinen Anordnungen festgesetzten Bedingungen auf Streitig- 
keiten zwischen anderen Mächten als Signatarmächten oder zwischen Signatar- 
mächten und anderen Mächten erstreckt werden, wenn die Parteien über- 
eingekommen sind, diese Schiedsgerichtsbarkeit anzurufen. 

Art. 27. Die Signatarmächto betrachten cs als Pflicht, in dem Falle, 
wo ein ernsthafter Streit zwischen zwei oder mehreren von ihnen auszu- 
brechen droht, diese daran zu erinnern, dass ihnen der ständige Sebieds- 
hof offen steht. 

Sie erklären demzufolge, dass die Handlung, womit den im Streite 
befindlichen Theilen die Bestimmungen dieses Abkommens in Erinnerung 
gebracht werden, und der im höheren Interesse des Friedens ertheilte 
foth, sich an den ständigen Schiedshof zu wenden, immer nur als Be- 
thätigung guter Dienste angesehen werfen dürfen. 

Art. 28. Ein ständiger Verwaltungsrath, der aus den im Hai^' be- 
glaubigten diplomatischen Vertretern der Signatannächte und dem nieder- 
ländischen Minister der auswärtigen Angelegenheiten als A^'orsitzenden 
besteht, soll in dieser Stadt gebildet werden sobald wie möglich nach der 
Ratifikation dieses Abkommens durch mindestens neun Mächte. 
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Dieser Verwaltiuigsrath soll damit betraut sein, das internationale 
Bureau zu errichten und oinzurichten ; dieses soll unter seiner Leitung und 
Aufsicht bleiben. 

Er giebt den Milchten von der Bildung des Schiedshofs Nachricht 
und tdigt für des.sen äussere Einrichtung Sorge. 

Er erlässt seine Geschäftsordnung sowie alle sonst nothwcndigeu 
allgemeinen Anordnungen. 

Er entscheidet alle Venvaltungsfragen , die sich etwa in Beziehung 
auf den Geschäftsbetrieb des Schiedshofs erheben. 

Er hat volle Befugniss, die Beamten und Ange.ste!lten des Büreaus 
zu ernennen, ihres Dienstes vorläufig zu enthoben oder zu entlassen. 

Er setzt die Gehälter und I/ihne fest und beaufsichtigt das Kassenwesen. 

Die Anwesenheit von fünf Mitgliedern in den ordnungsmässig be- 
rufenen Versammlungen genügt zur gültigen Berathung des Verwaltungs- 
raths. Die Beschlussfassung erfolgt nach Stimmenmehrheit. 

Der A'erwaltungsrath theilt die von ihm genehmigten allgemeinen 
Anordnungep unverzüglich den Signatarmächten mit. Er erstattet ihnen 
jährlich Bericht über die Arbeiten dos Schiedshofs, über den Betrieb der 
Venvaltungsgeschäfte und über die Ausgaben. 

Art. 29. Die Kosten des Bureaus worden von den Signatarmächten 
nach dem für das internationale Büreau des AVeltpostvereins festgcstellten 
A'^orthoilungsmass.stabo getragen. 

Dritte« Kipilel. Schied st er fahren. 

Art. 30. Um die Eutwickelnng der Schiedssprechnng zu fördern, haben 
die Signatarmäohto folgende Bestimmungen feslgestellt, die auf das Schieds- 
verfahren Anwendung finden sollen, soweit nicht die Parteien über andere 
Bestimmungen üboreingekommen sind. 

.Art. 31. Die Mächte, welche die Schiedssprechnng anrufen, imter- 
zeichnen eine besondere Urkunde (Schiedsvertrag) , worin der Streitgegen- 
stand sowie der Umfang der Befugnisse der Schiedsrichter klar bestimmt 
werden. Diese Beurkundung schliesst die Verpflichtung der Parteien in 
sich, sich dem Schiedsspmehe nach Treu und Glauben zu unterwerfen. 

.Art. 32. Das Schiedsrichtoramt kann einem einzigen Schiedsrichter 
oder mehreren Schiedsrichtern übertragen werden, die von den Parteien 
nach ihrem Belieben ernannt oder von ihnen unter den Mitgliedern des 
durch dieses Abkommen errichteten ständigen Schiedshofs gewählt werden. 

ln Ermangelung einer Bildung dos Schiedsgerichts durch unmittelbare 
A’^orständigung der Parteien wird in folgender AVeise verfahren: 

Jede Partei ernennt zwei Schiedsrichter und diese wählen gemein- 
schaftlich einen Obmann. 

Bei Stimmengleichheit w'ird die AA'ald des Obmanns einer dritten 
Macht anvertraut, über deren Bezeichnung sich die Parteien einigen. 

Kommt eine Einigung hierüber nicht zu Stande, so bezeichnet jede 
Partei eine andere Alacht und die AVahl des Obmanns erfolgt durch die 
so bezeichneten Mächte in Uebereinstiminung. 

Art. 33. AAArd ein Souverän oder ein son.stiges Staatsoberhaupt zuin 
Schiedsrichter gewählt, so wird das Schiedsverfahren von ihm geregelt. 

Art. 34. Der Obmann ist von Rechtswegen Amreitzender des &hieds- 
gerichts. 

Gehört dem Schiedsgerichte kein Obmann an, so ernennt es selbst 
seinen A"oi-sitzenden. 

Art. 35. Jm Falle des Todes, dos Rücktritts oder der aus irgend 
einem Grimde stattfindenden A'erhindernng eines der Schiedsrichter erfolgt 
sein Ersatz in der für seine Ernennung vorgesehenen AVeise. 
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Art. 3ö. Der Sitz des Schiedsgerichts wird von den Parteien bestimmt. 
In Ermangelung einer solchen Bestimmung hat das Gericht seinenSitz im Haag. 

Abgesehen von dom Falle höherer Gewalt darf der so bestimmte 
Sitz vom Schied.sgerichte nur mit Zustimmung der Parteien verlegt werden. 

Art. 37. Die Parteien haben das Recht, bei dem Schiedsgerichte 
besondere Dclcgirto oder Agenten zu bestellen mit der Aufgabe, zwischen 
ihnen und dem Schiedsgericht als Mittelsperaonen zu dienen. 

Sie sind ausserdem berechtigt, mit der Wahrnehmung ihrer Rechte 
und Interessen vor dem Schiedsgerichte Rochtsbeistände oder Anwälte zu 
betrauen, die zu diesem Zwecke von ihnen bestellt werden. 

Art. 38. Das Schiedsgericht entscheidet über die zu wählenden 
Sprachen, deren es sich bedienen wird und deren Gebrauch vor ihm ge- 
stattet sein soll. 

Art. 39. Das Schiedsverfahren zerfällt regelmässig in zwei gesonderte 
Abschnitte: das Vorverfahren und die Verhandlung. 

Das Vorverfahren besteht in der von den betreffenden Agenten an 
die Mitglieder des Schiedsgerichts und an die Gegenpartei zu machenden 
Mittheilung aller gedruckten oder geschriebenen Aktenstücke und aller 
Urktmden, welche die in der Sache geltend gemachten Rechtsbehelfe ent- 
halten. Diese Mittheilung soll in der Form und innerhalb der Fristen 
erfolgen, die von dem Schiedsgerichte gemäss Artikel 49 bestimmt werden. 

Die Verhandlimg besteht in dem mündlichen Vortrage der Rechts- 
behelfe der Parteien vor dem Schiedsgerichte. 

Art. 40. Jedes von einer Partei vorgelegte Schriftstück muss der 
anderen Partei mitgetheilt werden. 

Art. 41. Die Verhandlung wird vom Vorsitzenden geleitet. 

Sie erfolgt öffentlich nur, wenn ein Beschluss des Schiedsgerichts 
mit Zustimmung der Parteien dahin ergeht. 

Ueber die Verhandlung wird ein Protokoll aufgenommen von Sekre- 
tären, die der Vorsitzende ernennt, Nur dieses Protokoll hat öffentliche 
Beweiskraft. 

Art. 42. Nach dem Schlüsse des Vorverfahrens ist das Schieds- 
gericht befugt, alle neuen Aktenstücke oder Urkunden von der Verhandlung 
auszuschliessen , die ihm etwa eine Paitei ohne Einwilligung der anderen 
vorlegen will. 

Art. 43. Dem Schiedsgerichte steht es jedoch frei, neue Aktenstücke 
oder Urkunden, auf welche etwa die Agenten oder Rechtsbeistände der 
Parteien seine Aufmerksamkeit lenken, in Betracht zu ziehen. 

In diesem Falle ist das Schiddsgericht befugt, die Vorlegung dieser 
Aktenstücke oder Urkunden zu verlangen, unbeschadet der Verpflichtung, 
der Gegenpartei davon Kenntniss zu geben. 

Art. 44. Das Schiedsgericht kann ausserdem von den .4genten der 
Parteien die Vorlegung aller nöthigen Aktenstücke verlangen und alle 
iiöthigen Aufklärungen erfordern. Im Falle der Verweigerung nimmt das 
Schiedsgericht von ihr Vermerk. 

Art. 45. Die Agenten und die Rechtsbeistände der Parteien sind 
befugt, beim Schiedsgerichte mündlich alle Rechtsbehelfo vorzubringon, die 
sic zur Vertheidigung ihrer Sache für nützlich halten. 

• Art. 40. Sie haben das Recht, Einreden sowie einen Zwischenstridt 
zu erheben. Die Entscheidungen des Schiedsgerichts über diese Punkte 
«ind endgültig und können zu weiteren Erörterungen nicht Anlass geben. 

Art. 47. Die Mitglieder des Schiedsgerichts sind befugt, an die 
Ageuten und die Rechtsbeistände der Parteien Fragen zu richten und von 
ohnen Aufklärungen über zweifelhafte Punkte zu erfordern. 

T. Lisit, VBlk»rrocht. 2. Anfl. ok 
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Weder die gestellten Fragen noch die von Mitgliedern des Schieds- 
gerichts im Laufe der Verhandlung gemachten Bemerkungen dürfen als 
Ausdruck der Meinung des ganzen Schiedsgerichts oder seiner einzelnen 
Mitglieder angesehen werden. 

Art. 48. Das Schiedsgericht ist befu^, seine Zuständigkeit zu be- 
stimmen, indem es den Schiedsvertrag sowie die sonstigen Staatsverträge, 
die für den Gegenstand angeführt werden können, auslegt und die Grund- 
sätze des Völkerrechts anwondet. 

Art. 49. Dem Schiedsgerichte steht es zu, auf das Verfahren be- 
zügliche Anordnungen zur Leitung der Streitsache zu erlassen, die Formerr 
und Fristen zu besümmen, in denen jede Partei ihre Anträge zu stellen 
hat, und zu allen Förmlichkeiten zu schreiten, welche die Beweisaufnahme 
mit sich bringt. 

Art. 50. Nachdem die Agenten und die Eechtsbeistäude der Parteien 
alle Aufklärungen und Beweise zu Gunsten ihrer Sache vorgetragen haben, 
spricht der Vorsitzende den Schluss der Verhandlung aus. 

Art. 51. Die Berathung des Schiedsgerichts erfolgt geheim. 

Jode Entscheidung ergeht nach der Mehrheit der Mitglieder de» 
Schiedsgerichts. 

Die AVeigorung eines Mitglieds, an der Abstimmung Theil zu nehmen, 
muss im Protokolle festgestellt werden. 

Art. 53. Der nach Stimmenmehrheit erlassene Schiedsspruch ist mit 
Gründen zu versehen. Er wird schriftlich abgefasst und von jedem Mit- 
gliede des Schiedsgerichts unterzeichnet. 

Die in der Minderheit gebliebenen Mitglieder können bei der Unter- 
zeichnung die Verweigerung ihrer Zustimmung feststellen. 

Art 53. Der Schiedsspnich wird in öffentlicher Sitzung des Schieds- 
gerichts verlesen, sofern die Agenten und die Kechtsbeistando der Paiteien 
anwesend sind oder gehörig geladen waren. 

Art 54. Der gehörig verkündete und den Agenten der streitenden 
Theile zugestellte Schiedsspruch entscheidet das Stroitverhältniss endgültig 
und mit Ausschliessung der Berufung. 

Art. 55. Die Parteien können sich im Schiedsvertrage Vorbehalten, 
die Nachprüfung (Revision) des Schiedsspruchs zu beantragen. 

Der Antrag muss in diesem Falle, unbeschadet anderweitiger Ver- 
einbarung, bei dem Schiedsgericht angebracht werden, das den Spruch er- 
lassen hat. Er kann nur auf die Ermittelung einer neuen Thatsache 
gegründet werden, die einen entscheidenden Einfluss auf den Sprach aus- 
zuüben geeignet gewesen wäre und bei Schluss der Verhandlung dem 
Schiedsgerichte selbst und der Partei, welche die Nachprüfung beantragt 
hat, unbekannt war. 

Das Nachprüfungsverfahren kann nur eröffnet werden durch einen 
Beschluss des Schiedsgerichts, der das Vorhandensein der neuen Tbatsachfr 
ausdrücklich feststellt, ihr die im vorangehenden Absätze bezeiohneten 
Merkmale zuerkennt und den Antrag insoweit für zulässig erklärt. 

Der Schiedsvertiug bestimmt die Frist, innerhalb deren der Naoh- 
prüfungsantrag gestellt werden muss. 

Art. 56. Der Schiedsspruch bindet nur die Parteien, die den Schieds- 
vertrag geschlossen haben. 

AVenn es sich um die Auslegung eines Abkommens handelt, an dem 
sich noch andere Mächte betheiligt haben, als die streitenden Theile, so 
geben diese ihnen von dem Schiedsvertiuge , den sie geschlossen haben, 
Kenntniss. Jede dieser Mächte hat das Recht, sich an der Streitsache zu 
bethoiligen. AA^enn eine oder mehrere von ihnen von dieser Berechtigung- 
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Gebrauch gemacht haben, so ist die in dem Schiedsspruch enthaltene Aus- 
legung auch in Ansehung von ihnen bindend. 

Art. 57. Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten und die Kosten des 
Schiedsgerichts zu gleichem Antheile. 

Allgemeine Bestimmnngen. 

Art. 58. Dieses Abkommen soll sobald wie möglich ratifizirt werden. 

Die Ratifikationsurkunden sollen im Haag hinterlegt werden. ‘ 

Heber die Hinterlegung einer jeden Ratifikationsurkunde soll ein‘ 
Protokoll aufgenommen werden; von diesem soll eine beglaubigte Abschrift 
auf diplomatischem Wege allen Jliichten mitgetheilt worden, die auf der 
internationalen Friedenskonferenz im Haag vertreten gewesen sind. 

Art 59. Die Mächte, die auf der internationalen Friedenskonferenz 
vertreten gewesen sind, dieses Abkommen aber nicht gezeichnet habend 
können ihm später beitreten. 8ie haben zu diesem Zwecke ihren Beitritt 
den Vertragsm ächten durch eine schriftliche Benachrichtigung bekannt zu 
geben, die an die Regierung der Niederlande zu richten und von dieser 
allen anderen Vertragsmäohten mitzutheilcn ist. 

Art 60. Die Bedingungen, unter denen die auf der internationalen 
Friedenskonferenz nicht vertreten gewesenen Mächte diesem Abkommen 
beitreten können, sollen den Gegenstand einer .späteren Verständigung 
zwischen den Vertragsmächten bilden. 

Art. 61. Falls einer der hohen vertragschliessenden Theilo dieses 
Abkommen kündigen sollte, würde diese Kündigung erst ein Jahr nach der 
schriftlich an die Regierung der Nioderlando ergehenden und von dieser 
allen anderen Vertrag-smächten unverzüglich mitzuthcilenden Benach- 
richtigung wirksam werden. 

Diese Kündigung soll nur in Ansehung der Macht wirksam sein, 
die sie erklärt hat. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten dieses Abkommen 
unterzeichnet und mit ihren Siegeln versehen. 

Geschehen im Haag am nounundzwanzigsten Juli achtzehnhundert- 
neunundneunzig in einer einzigen Ausfertigung, die im Archive der Regiemiig 
der Niederlande hinterlegt bleiben soll und wovon beglaubigte Abschriften 
den Vertragsmächten auf diplomatischem Wege übergeben werden sollen. 

Unterzeichnet von Deutschland, Oesterreich -Ungarn, Belgien, China, 
Dänemark, Spanien, den Vereinigten Staaten von Amerika (mit dem in der 
Plenarsitzung der Konferenz vom 25. Juli 1899 erklärten Vorbehalte), den 
Vereinigten Staaten von Mexiko, Frankreich, Gros.sbritannien und Irland, 
Griechenland, Italien, Japan, Luxemburg, Montenegro, den Niederlanden, 
Persien, Portugal, Rumänien (mit den Vorbehalten, dio zu den Artikeln 
16, 17, 19 dieses Abkommens [15, 16, 18 des von dem Prüfungsausschüsse 
vorgelegton Entwurfs] gemacht und in das Protokoll der Sitzung der dritten 
Kommission vom 20. Juli 1899 aufgenommen worden sind), Russland, 
Serbien (mit den Vorbehalten, die in das Protokoll der dritten Kommission 
vom 20. Juli 1899 aufgenommen worden sind), Siam, den Vereinigten 
Königreichen von Schweden und Norwegen, der Schweiz, der Türkei (mit 
dem in der Plenarsitzung der Konferenz vom 25. Juli 1899 erklärten Vor- 
behalte), Bulgarien. ^ 
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II. Konvention. 

Abkommen, betreffend die Gesetze und Gebränche des Landkriegrs. 

Seine Majestät der Deutsche Kaiser, König von Prenssen nsw. 
haben in der Erwägung, dass es nicht genü^, Mittel und Wege zu 
suchen, um den Frieden zu sichern und bewaffnete Streitigkeiten zwischen 
den Staaten zu verhüten, sondern dass auch der Fall ins Auge gefasst 
werden muss, wo ein Ruf zu den Waffen durch Ereignisse herneigeführt 
wird, die ihre P^rsorge nicht hat abwenden können, 

von dem AVunsche beseelt, auch in diesem äusserston Falle den Gesetzen 
der Menschlichkeit und den sich immer steigernden Forderungen der 
Civilisation zu dienen, 

in der Erkenntniss, dass es von Bedeutung ist, zu diesem Zwecke die 
allgemeinen Kriegsgesetze und Gebräuche einer Durchsicht zu unterziehen, 
sei es um sie näher zu bestimmen, sei es um ihnen gewisse Grenzen zu 
ziehen, damit sie soviel wie möglich von ihrer Schärfe verlieren, 
von all diesen Gesichtspunkten ausgehend, die heute wie vor 25 Jahren 
zur Zeit der Brüsseler Konferenz von 1874 durch eine weise und hoch- 
herzige Fürsorge nahegelegt sind, 

in diesem Sinne zahlreiche Bestimmungen angenommen, die dem Zwecke 
dienen, die Gebräuche des Landkriegs näher zu bestimmen und zu regeln. 

Nach der Auffa.ssung der hohen vertragschliessenden Theile sollen 
diese Bestimmungen, deren Abfassung durch den Wunsch angeregt wui-de, 
die Ix!iden des Krieges zu mildem, soweit es die militärischen Interessen 
gestatten, den Kriegführenden als allgemeine Richtschnur für ihr Verhalten 
m den Beziehungen imter einander und mit der Bevölkerung dienen. 

Es war indessen nicht möglich, sich schon jetzt über Bestimmungen 
zu einigen, die sich auf alle in der Praxis vorkommenden Fälle erstrecken. 

Andererseits konnte es nicht in der Absicht der hohen vertrag- 
schliessenden Theile liegen, dass die nicht vorhorgosehenen Fälle, in Er- 
mangelung eines schriftlichen Ueberoinkommens, der willkürlichen Be- 
xirtheilung der militärischen Befehlshaber überlassen bleiben. 

Solange, bis ein vollständigeres Kriegsgesetzbuch fcstgestellt werden 
kann, halten es die hohen vertragschliessenden Theile für zweckmässig, 
festzusetzen, dass in den Fällen, die in den von ihnen angenommenen 
Bestimmungen nicht vorgesehen sind, die Bevölkemngen und Kriegführen- 
den unter dem Schutze und den herrschenden Gmndsätzen des Völkerrechts 
bleiben, wie sie sich aus den vmter gesitteten Staaten geltenden Gebräuchen, 
aus den Gesetzen der Menschlichkeit und aus den Forderungen des öffent- 
lichen Gewissens herausgebildet haben. 

Sie erklären, dass namentlich dio Artikel 1 und 2 der angenommenen 
Bestimmungen in diesem Sinne zu verstehen sind. 

Die hohen vertiagschliessenden Theile, die hierüber ein Abkommen 
abzuschliessen wüns<’hon, haben zu ihren Bevollmächtigten emaimt: 

(Folgen die Namen der Bevollmächtigten), 
welche, nachdem sie sich ihre A^ollmachten mitgethoilt imd sie in guter 
und gehöriger Form befunden haben, über folgende Bestimmungen über- 
eingekommen sind. 

Art. 1. Dio hohen vertragschliessenden Tlieile werden ihren Land- 
heeren Verbal tungsmassregeln .geben, welche den dom vorliegenden Ab- 
kommen beigefügten Bestimmimgen über die Gesetze und Gebräuche des 
Landkriegs entsprechen. 
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Art. 2. Die Vorschriften der im Artikel 1 genannten Bestimmungen 
sind für die vertragsohliessenden Mächte nur bindend im Falle eines Krieges 
zwischen zwei oder mehreren von ihnen. 

Diese Bestimmungen hören mit dem Augenblick auf verbindlich zu 
sein, wo in einem Kriege zwischen Vertragsmächten eine Nichtvertrags- 
macht sich einer der Kriegsparteien anschliesst. 

Art. 3. Dieses Abkommen soll sobald wie möglich ratifizirt werden. 

Die Ratifikationsurkunden sollen im Haag hinterlegt werden. 

Ueber die Hinterlegung einer jeden Ratifikationsurkunde soll ein 
Protokoll aufgenommen werden; von diesem soll eine beglaubigte Abschrift 
allen Vertragsmächten auf diplomatischem Wege mitgetheilt werden. 

Art. 4. Die Nichtsignatannächto können diesem Abkommen beitreten. 

Sie haben zu diesem Zwecke ihren Beitritt den Vertragsmächten 
durch eine schriftliche Benachrichtigung bekannt zu geben, die an die 
Regierung der Niederlande zu richten und von dieser allen anderen Vertrags- 
mächten mitzutheilen ist. 

Art. 5. Falls einer der hohen vertr^chliessenden Theile dieses 
Abkommen kündigen sollte, würde die Kündigung erst ein Jahr nach der 
schriftlich an die Regierung der Niederlande ergehenden und von dieser 
allen anderen Vertragsmächten unverzüglich mitzuthoilenden Benachrich- 
tigung wirksam werden. 

Dieso Kündigung soll nur in Ansehung der Macht wirksam sein, 
die gekündigt hat. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten dieses Abkommen 
unterzeichnet und mit ihren Siegeln versehen. 

Geschehen im Haag am neunundzwanzigsten Juli achtzehnbundert- 
neunundneunzig in einer einzigen Ausfertigimg, die im Archive der Nieder- 
lande hinterlegt bleiben soll und wovon beglaubigte Abschriften den Vertrags- 
mächten auf diplomatischem Wege übergeben werden sollen. 

Unterzeichnet von Deutschland, Oesterreich -Ungarn, Belgien, Däne- 
mark, Spanien, den Vereinigten StMten von Amerika, den Vereinigten 
Staaten von Mexiko, Frankreich, Grossbritannien und Irland, Griechenland, 
Italien, Japan, Luxemburg, Montenegro, den Niederlanden, Persien, Portugal, 
Rumänien, Russland, Serbien, Siam, den Vereinigten Königreichen Schweden 
und Norwegen, der Türkei, Bulgaiien. 


Bestimmungen , betrelTend die Gesetze und Gebräuche des Landkriegs. 

Erster Abschnitt. Kriegsparteien. 

Ent«i Kapitel. Bestimmung des Begritrs Kriegspartei. 

Art. 1. Die Gesetze, die Rechte tmd die Pflichten des Krieges gelten 
nicht nur für das Heer, sondern auch für die Milizen und Freiwilligen- 
Korps unter folgenden Bedingungen: 

1. dass Jemand an ihrer Spitze steht, der für das Verhalten seiner 
Untergebenen verantwortlich ist, 

2. dass sie ein bestimmtes aus der Ferne erkennbares Abzeichen 
tragen, 

3. dass sie die Waffen offen führen und 

4. bei ihrer Kriegführung die Kriegsgesetze und -Gebräuche be- 
obachten. 

In den Staaten, in denen Milizen oder Freiwilligen- Korps das Heer 
oder einen Bestandtheil des Heeres bilden, sind diese unter der Bezeichnung 
„Heer“ einbegriffen. 
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Art. 2. Die Bevölkenjng eines nicht besetzten Gebiets, die beim 
Hernnnahen des Feindes aus eigenem Antriebe zu den AVaffcn greift, um 
die eindringenden Tnippen zu bekämpfen, ohne Zeit gehabt zu haben, sich 
nach Artikel 1 zu organisiron, wird als Kriegspartei betrachtet, sofern sie 
die Gesetze und Gebräuche des Krieges beobachtet. 

, Art. 3. Die bewaffnete Macht der kriegführenden Parteien kann sich 
zusammensetzen aus Kombattanten und Niehtkombattanten. Im Falle der 
Gefangennahme durch den Feind haben die einen wie die anderen Anspruch 
auf Behandlung als Kriegsgefangene. 

Zweites Kspitel. Kriegsgefangene. 

Art. 4. Die Kriegsgefangenen stehen imter der Gewalt der feindlichen 
Begierung, nicht in der Gewalt der Personen oder der Abtheilungen, ^e 
sie gefangen genommen haben. 

Sie sollen mit Menschlichkeit behandelt werden. 

Alles, was ihnen persönlich gehöit, verbleibt ihr Eigenthum, aus- 
genommen Waffen, Pferde und Schriftstücke militärischen Inhalts. 

Art. 5. Die Krieg^ofangenen können in Städten, Festungen, Lagern 
oder an anderen Orten intemirt werden mit der Verpflichtung, sich nicht 
über eine bestimmte Grenze hinaus zu entfernen; dagegen dürfen sie nicht 
eingesperrt; werden, wenn es nicht dringende RucLsichten der Sicherheit 
erfordern. 

Art. 6. Der Staat ist befugt, die Kriegsgefangenen nach ihrem Dienst- 
grad und nach ihren Fähigkeiten als Arbeiter zu verwenden. Diese Arbeiten 
dürfen nicht übermässig sein und in keiner Beziehung zu den Kriegs- 
nntomehmungen stehen. 

Den Kriegsgefangenen kann gestattet werden, Arbeiten für öffent- 
liche Verwaltungen oder für Privatpersonen oder für ihre eigene Rechnung 
auszuführen. 

Arbeiten für den Staat werden nach den Sätzen bezahlt, die für 
Jdilitärpeisonen des eigenen Heeres gelten. 

Werden die Arheiteu für Rechnung anderer öffentlicher Verwaltungen 
■oder für Privat))ersonon ausgeführt, so werden die Bedingungen im Ein- 
verständnisse mit der Militärbehörde festgestellt. 

Der Verdienst der Kriegsgefangenen soll zur Besserung ihrer Lage 
verwendet und der Ueberschuss, nach Abzug der Unterhaltskosten, ihnen 
bei der Freilassung ausbezahlt worden. 

Art. 7. Die Regierung, in deren Gewalt sich die Kriegsgefangenen 
befinden, hat für ihren Unterhalt zu sorgen. 

Falls nicht besondere Vereinbarungen zwischen den Kriegsparteien 
getroffen werden, sind die Kriegsgefangenen in Beziehung auf Nahrung, 
Kleidung und Unterkunft ebenso zu behandeln, wie die Truppen der 
Regierung, die sie gefangen genommen hat. 

Art. 8. Die Kriegsgefangenen unterstehen den Gesetzen, Vorschriften 
und Befehlen, die in dem Heere des Staates gelten, in dessen Gewalt sie 
sich befinden. Jede Unbotmässigkeit kann mit der erforderlichen Strenge 
geahndet werden. 

Entwichene Kriegsgefangene, die wieder ergriffen weiden, bevor es 
ihnen gelungen ist, ihr lleer zu erreichen, oder das von den Truppen, die 
sie gefangen genommen haben, besetzte Gebiet zu verlassen, unterliegen 
disziplinariscber Bestrafung. 

Kriegsgefangene, die nach gehmgener Flucht wieder gefangen ge- 
nommen werden, können für die frühere Flucht nicht bestraft werden. 

Art. 9. Jeder Kriegsgefangene ist verpflichtet, auf Befragen seinen 
wahren Namen und Dienstgrad anzugeben; handelt er gegen diese Vor- 
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Schrift, so können ihm die Begünstigungen, die den Kriegsgefangenen 
seiner Klasse zustehen, entzogen werden. 

Art. 10. Kriegsgefangcno können auf Ehrenwort freigelassen worden, 
wenn die Gesetze ihres Landes dies gestatten; sie sind alsdann hei ihrer 
persönlichen Ehre verbunden, die übernommenen Verpflichtungen, sowohl 
ihrer eigenen Regierung, als auch dem Staate gegenüber, der sie zu Kriegs- 
gefangenen gemacht hat, gewissenhaft zu erfüllen. 

Ihre Regierung ist ebenfalls verpflichtet, keinerlei Dienste zu verlangen 
■oder anzunehmen, die dem gegebenen Ehrenworte widersprechen. 

Art. 11. Ein Kriegsgefangener kann nicht gezwungen werden, seine 
Freilassung gegen Verjjfandung des Ehrenworts anzunehmen; ebensowenig 
ist die feindliche Regierung verpflichtet, auf die Bitte eines Kriegsgefangenen 
hin die Entlassung auf Ehrenwort zu bewilligen. 

Art. 12. Jeder auf Ehrenwort ontlasscuo Kriegsgefangene, der gegen 
^eu Staat, der ihn entlassen hat oder gegen dessen Verbündete die Waffen 
trügt, verliert, wenn er wieder ergriffen wird, das Recht der Behandlung 
nls Kriegsgefangener und kann den Gerichten überliefert werden. 

Art 13. Pei-sonen, die einem Heere folgen, ohne ihm unmittelbar 
anzugehören, wie Kriegskorrespondenten, Zeitimgsberichtorstatter, Marke- 
tender und Lieferanten, haben, wenn sie in Feindeshand gerathen und 
ihre Festhaltung zweckmässig erscheint, das Recht auf Behandlung als 
Kriegsgefangene, vorausgesetzt, dass sie sich im Besitz eines Ausweises 
der Militärbehörde des Heeres befinden, dem sio folgen. 

Art. 14. Es wird beim Ausbruche der Feindseligkeiten in jedem der 
kriegführenden Staaten und gegebenenfalls in den neutralen Staaten, die 
Angehörige einer der Kriegspaiteien in ihr Gebiet aufgenommen haben, 
«ine Auskunftstelle über die Kriegsgefangenen errichtet. Diese hat die 
Aufgabe, alle die Kriegsgefangenen betreffenden Anfragen zu beantworten, 
und erhält hierfür von den zuständigen Dienststellen die nöthigon Angaben, 
die sie in den Stand setzen, über jeden Kriegsgefangenen ein Personal blatt 
zu führen. Die Auskunftstcllo muss auf dem Laufenden gehalten werden 
über die Unterbringung der Gefangenen und über die dabei cintretendon 
Veränderungen, sowie über die Ueberführung Ln Krankenhäuser und über 
Todesfälle. 

• Die Auskunftstelle sammelt ferner alle zum persönlichen Gebrauche 
dienenden Gegenstände, Werthsachen, Briefe usw., die auf den Schlacht- 
feldern gefunden pder von den in Krankenhäusern oder Feldlazarethen 
gestorbenen Kriegsgefangenen hinterlassen werden, und stellt sie den Be- 
rechtigten zu. 

Alb. 15. Die Half.sgesellschaften für Kriegsgefangene, die ordnungs- 
mässig nach den Gesetzen ihres Landes gebildet worden sind und den 
Zweck verfolgen, die Vermitteler der rnildfbätigen Nächstonhülfe zu sein, 
«mpfaiigen von den Kriegsparteiou für sich und ihre erdnungsmässig be- 
vollmächtigten Agenten jede Erleichterung innerhalb der durch die mili- 
tärischen Massnahmen und die Venvaltungsvorschriften gezogenen Grenzen, 
um ihre menschenfreundlichen Bestrebungen wirksam ausführen zu können. 

Die Bevollmächtigten dieser Hülfsgesell.schaften können die Erlaubniss 
«rhalten, unter die Gefangenen an ihrem Aufenthaltsorte, sowie unter di(s 
in die Heimath zurückkehrenden Kriegsgefangenen an ihren Kastorton 
Liebesgaben ausznthcilen. Sie gebrauchen hierzu eine persönliche, von der 
Militärbehörde ausgestellte Erlaubniss, auch müssen sie sich schriftlich 
veriiflichten, sich allen Ordnungs- und Polizeimassnaliraen , die diese Behörde 
anordnen sollte, zu fügen. 

Art. 16. Die Auskunftstellen genie.s.sen Portofreiheit. Briefe, Post- 
anweisungen, Geldsendungen und Postpaekete, die für die Kriegsgefangenen 
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bestimmt sind oder von ihnen abgesandt werden, sind sowohl im Lande 
der Aufgabe, als auch im Bestimmungsland und in den Zwischenländem 
von alleo Postgebühren befreit. 

Liebesgaben für Kriegsgefangene sind von allen Eingangszöllen und 
anderen Gebühren, sowie von den Frachtkosten auf Staatseisenbahnen befreit. 

Art. 17. Kriegsgefangene Offiziere können den ihnen in dieser Lago 
nach den Vorschriften ihres Landes zukommenden Sold erhalten; ihre 
Begierung hat ihn zurückzuerstatten. 

Art. 18. Den Kriegsgefangenen wird in der Ausübtmg ihrer Religion 
und in der Theilnahme am Gottesdienste volle Freiheit gela.ssen, unter der 
einzigen Bedingung, dass sie sich den Ordnimga- und Polizeivorschriften 
der Militärbehörde fügen. 

Art. 19. Für die Annahme oder Errichtung von Testamenten der 
Krieg^efangenen gelten dieselben Bedingungen, wie für die Militärpersonen 
des eigenen Heeres. 

Das Gleiche gilt für die Sterbeurkunden sowie für die Beerdigung 
von Kriegsgefangenen, wobei deren Dienstgrad und Rang zu berücksichtigen ist. 

Art. 20. Nach dem Friedensschlüsse sollen die Kriegsgefangenen 
binnen kürzester Frist in ihre Ileimath entlassen werden. 

DrttUs Kapitel. Kranlio und Verwundete. 

Art. 21. Die Pflichten der Kriegsparteien in Ansehung der Pflege- 
der Kranken und Venvimdeten sind durch die Genfer Konvention vom 
22. August 18b-i festgesetzt, unter Vorbehalt der Abänderungen, denen 
diese etwa unterworfen wird. 

Zweiter Abschnitt. Feindseligkeiten. 

Eratea KaplteK Mittel zur Schädigung des Feindes, Belagerungen und 
Bombardements. 

Art. 22. Die Kriegsparteien haben kein unbeschränktes Recht in der 
Wahl der Mittel zur Schädigung des Feindes. 

Art. 23. Abgesehen von den durch Sonderv'erträgo aufgestellten 
Verboten, ist namentlich untersagt: 

a) die Verwendung von Gilt oder vergifteten Waffen, 

b) die meuchlerische Tödtung oder Verwundung von Angehörigen 
des feindlichen Staates oder des feindlichen Heeres, 

c) die Tödtung oder Verwundung eines die Waffen streckenden 
oder wehrlosen Feindes, der sich auf Gnade oder Ungnade ergiebt, 

d) die Erklärung, dass kein Pardon gegeben wird, 

e) der Gebrauch von Waffen, Gescho.ssen oder Stoffen, die geeignet 
sind, unnöthiger Weise Leiden zu verursachen, 

f) der Missbrauch der Parlamentärflagge, der Nationalflagge oder 
der militärischen Abzeit:hen und der ünifonn des Feindes, sowie 
der besonderen Abzeichen der Genfer Konvention, 

g) dio Zerstörung oder Wegnahme feindlichen Eigenthums, es sei 
deim, dass die Gebote des Krieges dies dringend erheischen. 

Art. 24. Kriegslisten und die Anwendung der noth wendigen Mittel , um 
sich Nachrichten über den Gegner und das Gelände zu verschaffen, sind 
erlaubt. 

Art. 25. Es ist verboten, uuvertlieidigte Städte, Dörfer, Wohnungen 
oder Gebäude anzugreifen oder zu bombardiren. 

Art. 26. Der Befehlshaber eines Belageningsheors soll vor Beginn 
des Bombardements, den Fall eines Sturmangriffs aasgenommen , alles 
tlmn, soweit es in seinen Kräften steht, um die Ortsobrigkeit davon zu 
benachrichtigen. 
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Art 27, Bei Belagerungen und Bombardements sollen alle erforder- 
lichen Massregeln getroffen werden, um die dem Gottesdienste, der Kunst, 
der Wissenschaft und der Wohlthätigkeit gewidmeten Gebäude, sowie die 
Krankenhäuser und Sammelplätze für Kranke vmd Verwundete so viel wie 
möglich zu schonen, vorausgesetzt, dass sie nicht gleichzeitig zu einem 
militärischen Zwecke Verwendung finden. 

Pflicht der Belagerten ist es, diese Gebäude oder Sammelplätze mit 
besonderen sichtbaren Zeichen zu versehen und diese vorher dem Belagerer 
bekanntzugeben. 

Art. 28. Es ist verboten, Städte oder Ansiedelungen, selbst wenn 
sie im Sturme genommen sind, der Plünderung preiszugeben. 

Zweite« Kapitel, Spione. 

Art 29. Spion ist, wer heimlich oder unter falschem Vorwand in 
dem Operationsgebiet einer Kriegspartei Nachrichten einzieht oder einzu- 
zichen sucht, in der Absicht, sie der Gegenpartei mitzutheilen. 

Demgemäss sind Militärpersonen in Uniform, die in das Operations- 
gebiet des feindlichen Heeres eingedrungen sind, um sich Nachrichten zu 
verschaffen, nicht als Spione zu betrachten. Desgleichen gelten nicht als 
Spione: Militärpersonen und Nichtmilitärpersonen, die oHen den ihnen 
ertheilten Auftrag, Mittheilungen an ihr eigenes oder an das feindliche 
Heer zu überbringen, ausführen. Dahin gehören ebenfalls die Personen, 
die in Luftschiffen befördert werden, um Nachrichten zu überbringen oder 
um überhaupt Verbindungen zwischen den verschiedenen Theilen eines 
Heeres oder eines Gebiets aufrecht zu erhalten. 

Art. 30. Der auf frischer That ergriffene Spion kann nicht ohne 
vorausgegangenes Urtheil bestraft werden. 

Art. 31. Ein Spion, der zu seinem Heere zurückgekehrt ist und 
später vom Feinde gefangen genommen wird, ist als Kriegsgefangener zu 
behandeln und kann für früher begangene Spionage nicht verantwortlich 
gemacht werden. 

Drltt« Kopltel. Parlamentäre. 

Art. 32. Parlamentär ist, wer von einer der Kriegsparteien bevoll- 
mächtigt ist, in Unterhandlungen mit der anderen Partei zu treten, und 
sich mit der weissen Fahne zeigt. Er ist unverletzlich, ebenso der ihn 
begleitende Trompeter, Hornist oderTrommler, Fahnentiäger und Dolmetscher. 

Art. 33. Der Befehlshaber, zu dem ein Parlamentär gesandt wird, 
ist nicht verpflichtet, ihn unter allen Umständen zu empfangen. 

Er kann alle erfonlerlichen Massregeln ergreifen, lun den Parlamentär 
zu verhindern, seine Sendung zur Einziehung von Nachrichten zu benutzen. 

Er ist berechtigt, bei vorkommendem Missbrauche den Parlamentär 
zeitweilig zurückzuhalten. 

Art. 34. Der Parlamentär verliert sein Recht der Unverletzlichkeit, 
wenn der bestimmte, unwiderlegbare Beweis vorliegt, dass er seine bevor- 
rechtigte Stellung dazu benutzt hat, um Verrath zu üben oder dazu an- 
zustiften. 

Viertes Kapitel. Kapitulationen. 

Art. 35. Die zwischen den verhandelnden Paideien vereinbarten 
Kapitulationen sollen donFordenmgen der militärischenEhre Rechnung tragen. 

Einmal abgeschlossen, sollen sie von beiden Parteien gewissenhaft 
beobachtet werden. 

FDnftea Kapitel. \Vnffenstill8tnnd. 

Art 30. Der Waffenstillstand unterbricht die Kriegsuntemehmungen 
ki-aft eines wechselseitigen Uebereinkommens der Kriegsparteien. Ist eine 
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bestimmte Dauer nicht vereinbart worden, so können die Kriegsparteien 
jederzeit die Feindseligkeiten wieder aufnehmen, jedoch unter der Voraus- 
setzung, dass der Feind, gemäss den Bedingungen dos AV'affenstillstandes, 
rechtzeitig benachrichtigt wird. 

Art. 37. Der ‘Waffenstillstand kann ein allgemeiner oder ein örtlich 
begrenzter sein; der erstere rmterbricht die Kriegsuntemehmungen der 
kriegführenden Staaten allenthalben, der letztere nur für bestimmte Theile 
der kriegführenden Heere und innerhalb eines bestimmten Gebiets. 

Art. 38. Der 'Waffenstillstand muss in aller Fonn und rechtzeitig 
den zuständigen Behörden imd den Trappen mitgetheilt werden. Sofort 
nach Mittheilnng oder zu einem bestimmten Zeitpunkte sind die Feind- 
seligkeiten einzustellen. 

Art. 39. Es ist Sache der vertragsehliessenden Parteien, in den 
Bedingungen des Waffenstillstandes festzusetzen, welche Beziehungen sie 
auf dem Kriegsschauplatz unter einander und mit der Bevölkerang unter- 
halten können. 

Art. 40. Jede schwere Verletzung der Bedingungen des Waffen- 
stillstandes durch eine der Parteien giebt der anderen das Recht, ihn zu 
kündigen, und in dringenden Fällen sogar das Recht, die Feindseligkeiten 
sofort wieder aufzunehmen. 

Art. 41. Die Verletzung der Bedingungen des Waffenstillstandes 
durch Privatpersonen, die aus eigenem Antriebe handeln, giebt nur das 
Recht, die Bestrafung der Schuldigen imd gegebenen Falles eine Entschädigung 
für den erlittenen Schaden zu fordern. 

Dritter Abschnitt. Militärische Gewalt auf besetztem feindlichen 

Gebiete. 

Art. 42. Ein Gebiet gilt als besetzt, wenn es thatsächlich in der 
Gewalt des feindlichen Heeres steht. 

Die Besetzung erstreckt sich nur auf die Gebiete, wo diese Gewalt 
hergestellt ist und ansgeübt werden kann. 

Art. 43. Nachdem die gesotzmässigo Gewalt thatsäcdilich in die 
Hände des Besetzenden übergegangen ist, hat dieser alle ihm zu Gebote 
stehenden Massnahmen zu treffen, um nach Möglichkeit die öffentliche 
Ordnung und Sicherheit wiederherzustellen und aufrecht zu erhalten, imd 
zwar unter Berücksichtigung der Landesgesetzo, sofern keine unüberwind- 
lichen Hindcmi.sse entgegenstehen. 

Art. 44. Es ist verboten, die Bevölkerung eines be.setzten Gebiets 
zur Theilnahme an den Kriegsuntemehmungen gegen ihr eigenes Land zu 
zwingen. 

Art. 45. Es ist verboten, die Bevölkerung eines besetzten Gebiets 
zu zwingen, der feindlichen Macht den Treueid zu leisten. 

Art. 46. Die Ehre und die Rechte der Fmnilie, das Leben der 
Bürger, das Privatoigonthum, die religiösen Ueberzeugungen und die gottes- 
dienstlichen Handlungen sollen geachtet werden. 

Das Privateigenthum darf nicht eingezogen werden. 

Art. 47. Die Plünderung ist ausdrücklich verboten. 

Art. 48. Wenn die Kriegspartei in dem besetzten Gebiete die zu 
Gunsten des Staates bestehenden Steuern, Zölle und Abgaben erhebt, so 
soll sie es möglichst nach Massgabe der für ihre Erhebung und Vertheilung 
geltenden Vorschriften thun; es erwächst hiermit für sie die Verpflichtung, 
die Kosten der Verwaltung des besetzten Gebiets in dem Umfange zu 
fragen, wie die gesetzmä-ssigo Regierung hierzu verpflichtet war. 

Art. 49. Wenn der Besetzende ausser den im vorstehenden Artikel 
erwähnten Abgaben andere Auflagen in Geld in dem besetzten Gebiet er- 
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liebt, so darf dies nur zur Deckung der Bedürfnisse des Heeres oder der 
Verwaltung dieses Gebiets geschehen. 

Art. 50. Keine Strafe in Geld oder anderer Art darf über eine ganze 
Bevölkerung wegen der Handlungen Einzelner verliUngt werden, für welche 
<iie Gesammtheit nicht als verantwortlich angesehen werden kann. 

Art. 51. Zwangsauflagen können nur auf Grund eines schriftlichen 
Befehls und unter Verantwortlichkeit eines selbständig kommandirenden 
<Jenerals erhoben werden. 

Die Erhebung soll so viel wie möglich unter Beobachtung der für 
die Festsetzung xmd Vertheilung der Steuern geltenden Vorschriften erfolgen. 

Heber jede Zwangsleistung erhalten die Beitragspflichtigen eine 
Empfangsbescheinigung. 

Art. 62. Naturalleistungen und Dienstleistungen können von Gemeinden 
«der Einwohnern nur für die Bedürfnisse des Besetzungsheers gefordert 
werden. Sie müssen im Verhältnisse zu den Hülfsquellon des Landes 
stehen und dürfen für die Bevölkeiung nicht die Verpflichtung enthalten, 
an Kriegsuntemehmungen gegen ihr Vaterland Theil zu nehmen. 

Derartige Natural- und Dienstleistungen können nur mit der Er- 
mächtigung des Befehlshabers der besetzten Gebiete vorgenommen werden. 

Naturalleistungen sind so viel wie möglich haar zu bezahlen; anderen- 
falls sind dafür Empfangsbescheinigungen auszustellen. 

Art. 53. Das Besetzungshoor kann nur mit Beschlag belegen; das 
Baargeld und die Werthbestände des Staates sowie die dem Staate zu- 
stehenden eintreibbaren Forderungen, die Waffenniederl^en, Beförderungs- 
mittel, Vorrathshäuser und Ivebensmittelvorräthe sowie ünerhaupt alles dem 
Staate gehörende bewegliche Eigenthum, das geeignet erscheint, den Kriegs- 
unternehmungen zu dienen. 

Das Eisonbahnmaterial, die Landtelegraphen, die Fernsprechanlagen, 
riie Dampfschiffe und andere Fahrzeuge — soweit hier nicht die Vorschriften 
<les Seerechts platzgreifen — die Waffenniederlagen und überhaupt jede 
Art Kriegsmunition, auch dann, wenn all dies Gesellschaften oder Privat- 
personen gehört, sind ebenfalls ihrer Natur nach Mittel, dio den Kriegs- 
untemehmungen dienen; sie müssen aber wieder zurückerstattot worden. 
Die Entschädigungsfrage wird bei Abschluss des Friedens geregelt. 

Art. 54. Das EisenbahnmateriiU, das aus neutralen Staaten kommt, 
sei es dass es diesen selbst oder Gesellschaften oder Privatpersonen gehört, 
soll ihnen sobald wie möglich zurüokgesandt worden. 

Art 55. Der Staat, von dem die Besetzung ausgeht, betrachtet sich 
nur als Verwalter und Nutzniesser der öffentlichen Gebäude, Liegenschaften, 
Wälder imd landwirthschaftlichon Anlagen, die dom feindlichen Staate 
.gehören und in dem besetzten Gebiete liegen. Er ist verpflichtet, den 
Grundstock dieser Güter zu schützen und sie nach den Regeln des Niess- 
hrauchs zu verwalten. 

Art. 50. Das Eigenthum der Gemeinden und der dem Gottesdienste, 
4er Wohlthätigkeit, dem Unterrichte, der Kunst und Wissenschaft gewidmeten 
Anstalten, auch wenn diese dom Staate gehören, ist als Privateigenthum 
zu behandeln. Jede absichüiche Entfernung, Zerstörung oder Beschädigung 
von derartigen Gebäuden, von geschichtlichen Denkmälern oder von Werken 
■der Kunst und Wissenschaft ist verboten und muss geahndet werden. 

Vierter Abschnitt. Bei Neutralen festgehaltene Kriegführende 
und in Pflege befindliche Verwundete. 

Art. 67. Der neutrale Staat, auf dessen Gebiet Truppen der krieg- 
^führenden Heere übertreten, muss sie mögliclist weit vom Kriegsschauplatz 
unterbringen. 


Digitized by (ioogle 



39Ö Schlussakte der Haager Friedenskonferenz vom 29. Juli 1899. 

Er kann sie in Lagern venvahren und sie auch in Festungen oder 
in anderen zu diesem Zwecke geeigneten Orten einschliessen. 

Es hängt von seiner Entscheidung ah, ob Offiziere, die sich auf 
Ehrenwort verpflichten, das neutrale Gebiet nicht ohne Erlau bniss zu ver- 
la-ssen, freigolasseu worden können. 

Art 58. ln Ermangelung einer besonderen Vereinbarung hat der 
neutrale Staat den der Festhaltung unterliegenden Personen Nahmng, 
Kleidung und die durch die Menschlichkeit gebotenen Hülfsmittel zu gewähren. 

Die durch die Internirung verursachten Kosten sind nach dem 
Friedensschlüsse zu ersetzen. 

Art. 59. Der neutrale Staat kann den Durchzug von Verwundeten 
oder Kranken der kriegführenden Heere durch sein Gebiet gestatten, jedoch 
unter dem Vorbehalte, dass die zur Befördenmg benutzten Züge weder 
Kriegspersonal noch Kriegsmaterial mit sich führen. Der neutrale Staat 
ist in solchen Fällen verpflichtet, die erforderlichen Sicherheits- und Auf- 
sichtsmassregeln zu treffen. 

Die der Gegenpartei angehörigen Verwundeten oder Kranken, die- 
von einer der Kriegsparteien auf neutrales Gebiet gebracht werden, sind 
von dem neutralen Staate derart zu bewachen, dass sie nicht von neuem 
an den Kriegsuntemehmungen Theil nehmen können. Der neutrale Staat 
hat gegenüber den ihm anvertrauten Ver\vundeten oder Kranken dea 
anderen Heeres die gleichen Verpflichtungen. 

Art. (JO. Die Genfer Konvention gilt auch für die im neutralen 
Gebiet untergebrachten Kranken und Verwundeten. 


III. Konvention. 

Abkommen, betreffend die Anwendung der GmndsStze der Genfer 
Konvention vom 22. August 1861 auf den Seekrieg. 

Seine Majestät der Deutsche Kaiser, König von Preussen usw. 

gleichermaassen von dem “Wumsche beseelt, so viel an ihnen liegt, die- 
vom Kriege unzertrennlichen Leiden zu mildem und in der Absicht, zu 
diesem Zwecke die Grundsätze der Genfer Konvention vom 22. .-kugust 1804 
auch auf den Seekrieg auszudehnen, haben beschlossen, ein Abkommen zu 
dem Endo oinzugohen, 

sie haben demgemäss zu Bevollmächtigten ernannt; 

(Folgen die Namen der Bevollmächtigten), 
welche nach Austausch ihrer, in guter und gehöriger Form befundener* 
Vollmachten, folgende Bestimmungen vereinbart haben: 

Art. 1. Die militärischen Lazarcthschiff e , die einzig imd allein vom 
Staate erbaut oder eingerichtet worden sind, mn den Verwundeten, Kranken 
und Schiffbrüchigen Hülfe zu bringen, sind bei Beginn oder im Verlaufe 
der Feindseligkeiten, jedenfalls aber vor der Verwendung, den kriegführenden 
Mächten mit Namen anzumolden. Diese Schiffe sind zu achten und dürfen 
während der Dauer der Feindseligkeiten nicht weggenommen werden. 

Auch dürfen sie bei einem Aufenthalt in neutralen Häfen nicht nach 
den für Kriegsschiffe geltenden Regeln behandelt werden. 

Art. 2. Lazarethschiffo, die ganz oder zum Theil auf Kosten von 
Privatpersonen oder von amtlich anerkannten Hülfsgesellschaften ausgerüstet 
w'orden sind, sind ebenfalls zu achten und von der Wegnahme ausgeschlossen, 
sofern die kriegführende Macht, der sie angehören, eine amtliche Be- 
scheinigung für sie ausgestellt und ihre Namen dem Gegner bei Beginn 
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oder im Verlaufe der Feindseligkeiten, jedenfalls aber vor der Verwendimg, 
bekannt gemacht hat. 

Diese Schiffe müssen eine von der zuständigen Behörde auszustellendo 
Bescbeinigting darüber bei sich führen, dass sie sich während der Aus- 
rüstung und beim Auslaufen unter ihrer Aufsicht befunden haben. 

Art. 3. Lazarethschiffe , die ganz oder zum Theil auf Kosten von 
Privatpersonen oder von amtlich anerkannten Hülfsgesellschafto- neutraler 
Staaten ausgerüstet worden sind, sind zu achten und von der Wegnahme 
ausgeschlossen, sofern der neutrale Staat, dem sie angehören, einen amt- 
lichen Auftrag für sie ausgestellt bat und den kriegführenden Mächten ihre 
Namen zu Beginn oder im Verlaufe der Feindseligkeiten, jedenfalls aber 
vor ihrer Verwendung, bekannt gemacht hat. 

Art, 4. Die in den Artikeln 1, 2, 3 bezeichneten Schiffe sollen den 
Verwundeten, Kranken und Schiffbrüchigen der Kriegsparteien ohne Unter- 
schied der Nationalität Hülfe und Beistand gewähren. 

Die Regierungen verpflichten sich, diese Schiffe zu keinerlei mili- 
tärischen Zwecken zu benutzen. 

Diese Schifte dürfen in keiner Weise die Bewegungen der Kriegs- 
schiffe behindern. 

Während und nach dem Kampfe handeln sie auf ihre eigene Gefahr. 

Die Kriegsparteien üben ein Aufsichts- und Durchsuchungsrocht 
über sie aus. Sie können ihre Hülfe ablehnon, ihnen befehlen, sich zu 
entfernen, ihnen eine bestimmte Fahrtrichtung vorschreiben, einen Kommissar 
an Bord geben und sie auch zurückhalten, wenn besonders erhebliche 
Umstände es erfordern. 

Die Kriegsparteien sollen die den Lazarethschiffen gegebenen Befehle, 
soweit wie möglich, in deren Schiffstagebuch ointragen. 

Art. .5. Die militärischen Lazarethschiffe sind kenntlich zu machen 
durch einen äusseren weissen Anstrich mit einem wagrecht laufenden, 
etwa l'/j Meter breiten, grünen Streifen. 

Die in den Artikeln 2 , 3 bezeichneten Schiffe sind kenntlich zu machen 
durch einen äusseren weissen Anstiich mit einem wagrecht laufenden, etwa 
17 , Meter breiten, rothen Streifen. 

Die Boote dieser Schiffe sowie die kleinen zum Lazarethdienste 
verwendeten Fahrzeuge müssen durch einen ähnlichen Anstrich kenntlich 
gemacht sein. 

Alle Lazarethschiffe sollen sich dadurch erkennbar machen, dass sie 
neben der Nationalflagge die in der Genfer Konvention vorgesehene weisse 
Flagge mit dem rothon Kreuze hissen. 

Art. 6. Handelsschiffe, Yachten oder neutrale Fahrzeuge, die Ver- 
vtundete. Kranke oder Schiffbrüchige der Kriegsparteien an Bord genommen 
haben, können aus diesem Anlasse nicht weggenoramen werden, aber sie 
bleiben der Wegnahme ausgosetzt im Falle von Neutralitätsverletzungen, 
deren sie sich etwa schuldig gemacht haben. 

Art. 7. Das geistliche, ärztliche und Lazarethporsonal weggenommoner 
Schiffe ist unverletzlich und kann nicht kriegsgefangen gemacht werden. 
Es ist berechtigt, beim Verlassen des Schiffes die Gegenstände und 
chirurgischen Instrumente, die Privateigenthum sind, mit sich zu nehmen. 

Es soll jedoch seine Dienste solange weiter leisten, als es nothwendig 
erscheint, und kann sich erst dann zurückziehen, wenn der Befehlshaber 
des Schiffes es für zulässig erklärt. 

Die Kriegsparteien sind verpflichtet, diesem Peisonale, wenn es in 
ihre Hände fällt, den vollen Genuss der Gobührnisse zu sichern. 
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Art. 8. Die an Bord befindlichen Marine- und MUitärpersonen , die ’ 
verwundet oder krank sind, sollen von der Partei, die das Schiff genommen 
hat, ohne Unterschied der Nationalität geschützt und gepflegt werden. 

Art 9. Schiffbrüchige, Verwundete oder Kranke einer Kriegspartei, 
die in die Hände der anderen fallen, sind Kriegsgefangene. 

Der Partei, die sie gefangen genommen hat, bleibt es überlassen, 
sie je nach den Umständen fostzuhalten oder nach einem ihrer Häfen, 
nach einem neutralen Hafen oder selbst nach einem Hafen des Gegners- 
zu beförtioru. Ira letzteren Falle dürfen die so in ihre Heiniath entlassenen 
Kriegsgefangenen während der Dauer des Krieges nicht mehr dienen. 

Art. 10. (Weggefallen.) 

Art. 11. Die in den vorstehenden Artikeln getroffenen Vereinbarungen 
sind für die vertragschliessenden Mächte nur bindend im Falle eines Kriego.s 
zwischen zwei oder mehreren von ihnen. 

Die Veroinbanmgen hören mit dem Augenblick auf verbindlich za 
sein, wo in einem Kriege zwischen Vertragsmächten eine Nichtvertrags- 
macht sich einer der Kriegsparteien anschliessen sollte. 

Art. 12. Dieses Abkommen soll sobald wie möglich ratifizirt werden. 

Die Ratifikationsurkunden sollen ira Haag hinterlegt werden. 

Ueber die Hinterlegung einer jeden Ratifikationsurkunde soll ein 
Protokoll aufgenommen werden; von diesem soll eine beglaubigte Abschrift 
allen Veitragsmächten auf diplomatischem Wege mitgetheilt werden. 

Art. 13. Die Nichtsignatarraächte, die' der Genfer Konvention vom 
22. August 1864 beigetreteu sind, können ihren Beitritt zu diesem Abkommen 
erklären. 

Sie haben zu diesem Zwecke ihren Beitritt den Vertragsmächten 
durch eine schriftliche Benachrichtigung bekannt zu geben, die an die 
Regierung der Niederlande zu richten und von dieser allen anderen Vertrags- 
mäehten mitzutbeilon ist. 

Art. 14. Falls einer der hohen vertragschliessenden Theile dieses 
Abkommen kündigtm sollte, würde diese Kündigung erst ein Jahr nach der 
schriftlich an die Regiening der Niederlande ergehenden und von dieser 
allen anderen Vertragsmächten unverzüglich initzuthoilenden Benachrichtigung 
wirksam werden. 

Diese Kündigung soll nur in Ansehung der Macht wirksam sein, die 
sie erklärt hat 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten dieses Abkommen 
unterzeichnet und mit ihren Siegeln versehen. 

Geschehen im Hang am neunundzwanzigsten Juli achtzohnhundort- 
neunundneunzig in einer einzigen Ausfertigung, die im Arehive der 
Regierung der Niederlande hinterlegt bleiben soll und wovon beglaubigte 
Abschriften den Vertragsmächten auf diplomatischem Wege übergeben 
werden sollen. 

Unterzeichnet von Deutschland, Oesterreich- Ungarn, Belgien, China, 
Dänemark, Spanien, den Vereinigten Staaten von Amerika, den Vereinigten 
Staaten von Mexiko, Frankreich, Grossbritaunien und Irland, Griechenland, 
Italien, Japan, Luxemburg, Montenegro, den Niederlanden, Persien, 
Portugal, Rumänien, Russland, Serbien, Siam, den Vereinigten Königreichen 
Schweden und Norwegen, der Schweiz, der Türkei, Bulgarien. 


V, 
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I. Erklärung. 

Die Unterzeichneten Bevollmächtigten der auf der internationalen 
Fi'iedenskonferenz im Haag vertretenen Mächte, 
von dem Gedanken geleitet, der in der Deklaration von St. Petersburg vom 
29 . Novomber , - » , . 

u. Deaimber ^868 Ausdruck gefimden hat, 

erklären : 

Die vertragschliessenden Mächte sind dahin überoin> 
gekommen, dass das Werfen von Geschossen und Spreng- 
stoffen aus Luftschiffen oder auf anderen ähnlichen neuen 
Wegen für die Dauer von fünf Jahren verboten ist 

Diese Erklärung ist für die vertragschliessenden Mächte nur bindend 
im Falle eines Krieges zwischen zwei oder mehreren von ihnen. 

Sie hört mit dem Augenblick auf verbindlich zu sein, wo in einem 
Kriege zwischen Vertragsmächtcn eine Nichtvertrags'macht sich einer der 
Kriegsparteien anschliesst 

Diese Erklärung soll sobald wie möglich ratifizirt werden. 

Die Ratifikationsurkunden sollen im Haag hinterlegt werden. 

Uebor die Hinterlegung einer joden Ratifikationsurkunde soll ein 
Protokoll aufgonommcn werden; von diesem soll eine beglaubigte Abschrift 
allen Vertragsmächten auf diplomatischem Wege mitgetheilt werden. 

Die Nichtsignatarmächte können dieser Erklärung beitreten. Sie haben 
zu diesem Zwecke ihren Beitritt den Vortragsmächten durch eine schrift- 
liche Benachrichtigung bekannt zu geben, die an die Regierung der 
Niederlande zu richten und von dieser allen anderen Vertragsmächten mit- 
zuthcilen ist. 

Falls einer der hohen vertiagschliessenden Theile diese Erkläning 
kündigen sollte, würde diese Kündigung erst ein Jahr nach der schriftlich 
an die Regierung der Niederlande ergehenden und von die.ser allen anderen 
Vertragsmächten unverzüglich mitzuthcilenden Benachrichtigung wirksam 
werden. 

Diese Kündigung soll nur in Ansehung der Macht wirksam sein, die 
sie erklärt hat. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten diese Erklärung 
unterzeichnet und mit ihren Siegeln versehen. 

Geschehen im Haag am neunundzwanzigsten JuU achtzehnhundert- 
neunundneunzig in einer einzigen Ausfertigung, die im Archive der 
Regierung der Niederlande hinterlegt bleiben soll und wovon beglaubigte 
Abschriften den Vertragsmächten auf diplomatischem Wege übergeben 
werden sollen. 

Unterzeichnet von Deutschland , OesteiTeich- Ungarn, Belgien, China, 
Dänemark, Spanien, den Vereinigten Staaten von Amerika, den Vereinigten 
Staaten von Mexiko, Frankreich, Griechenland, Italien, Japan, Luxemburg, 
Montenegro, den Niederlanden, Persien, Portugal, Rumänien, Russland, 
Serbien, Siam, den Vereinigten Königreichen Schweden und Norwegen, 
der Schweiz, der Türkei, Bulgarien. 
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II. Erklärung. 

Die Unterzeichneten Bevollmächtigten der auf der internationalen 
Friedenskonferenz im Haag vertretenen ifüchte, 

von dem Gedanken geleitet, der in der Deklaration von St. Petersburg vom 
29. November , i ^ y ^ . 

T i."uo;omber ' 1868 Ausdruck gefunden hat, 

erklären: 

Die vertragschliessenden Mächte unterwerfen sich 
gegenseitig dem Verbote, solche Geschosse zu verwenden, 
deren einziger Zweck ist, erstickende oder giftige Gase zu 
verbreiten. 

Diese Erklärung usw. (wie in der vorstehenden Erklärung). 

Unterzeichnet von Deutschland, Oesterreich -Ungarn, Belgien, China, 
Dänemark, Spanien, den Vereinigten Staaten von Mexiko, Frankreich, 
Griechenland, Italien, Japan, Luxemburg, Montenegro, den Niederlanden, 
Persien, Portugal, Eiunänien, Eussland, Serbien, Siam, den Vereinigten 
Königreichen Schweden und Norwegen, der Schweiz, der Türkei, Bulgarien. 


III. Erklärung. 

Die Unterzeichneten Bevollmächtigten der auf der internationalen 
Friedenskonferenz im Haag vertretenen Mächte, 

von dem Gedanken geleitet, der in der Deklaration von St. Petersburg vom 

29. Novembor 

'li. Uüzombor 1868 Ausdruck gefunden hat, 
erklären: 

Die vertragschliessenden Mächte unterwerfen sich 
gegenseitig dem Verbote, Geschosse zu verwenden, die 
sich leicht im menschlichen Körper ausdehnen oder platt 
drücken, derart wie die Geschosse mit hartem Mantel, der 
den Kern nicht ganz umhüllt oder mit Einschnitten verr 
sehen ist. 

Diese Erklärung ist usw. (wie in der vorvorstehenden Erklärung). 

Unterzeichnet von Deutschland, OesteiTcich-Ungam, Belgien, China, 
Dänemark, Spanien, den Vereinigten Staaten von Mexiko, Frankreich, 
Grieohenland, Italien, Japan, Luxemburg, Montenegro, den Niederlanden, 
Persien, Eirmäirien, Eussland, Serbien, Siam, den Vereinigten Königreichen 
Schweden und Norwegen, der Schweiz, der Türkei, Bulgarien. 


Der in der Plenarsitzung der Haager Friedenskotrferetrz vom 25. Juli 
1899 von der Abordnung der Vereinigten Staaten von Amerika erklärte 
Vorbehalt, mit dem diese Abordnung das Abkommen zirr friedlichen Er- 
ledigung internationaler Streitfälle unterzeichnet hat, lautet wie folgt: 

Die Abordnrmg der Vereinigten Staaten von Amerika giebt bei 
Unterzeichnung des Abkommens zur friedlichen Erledigung internationaler 
Streitfälle in der von der internationalen Friedenskonferenz vorgeschlagenen 
Fassung die folgende Erklärung ab: 

>Von dom Inhalte dieses Abkommens darf nichts derart ausgelegt 
werden, dass es die Vereinigten Staaten von Amerika verpflichtete, von 
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ihrer überlieferten Politik abzuweichen , auf Grund deren sie sich eines 
Eingreifens, einer Einmengung oder einer Einmischung in die politischen 
Fragen oder in die Politik oder in die innere Verwaltung irgend eines 
fremden Staates enthalten. Es ist gleichennassen selbstverständlich, dass 
tn dem Abkommen nichts so amsgelegt werden darf, als wenn es für die 
Vereinigten Staaten von Amerika ein Aufgeben ihrer überlieferten Haltdng 
in Ansehung der rein amerikanischen Fragen in sich schlösse.c 

Die Vorbehalte, die von der Vertretung Rumäniens zu den Artikeln 16, 
17, 19 des Abkommens zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle 
(Artikel 15, 16, 18 des von dem Prüfiuigsau.sschusse vorgelcgten Entwurfs) 
gemacht worden sind und mit denen das Abkommen von die.ser Vertretung 
unterzeichnet worden ist, lauten nach dem Protokolle der Sitzung de» 
dritten Kommission vom 20. Juli 1899, wie folgt: 

Zu Artikel 15 des Entwurfs (Artikel 16 des Abkommens): 

»Die Königlich rumänische Regierung, ganz eingenommen für den 
Grundsatz der fakultativen Schiedssprechung, deren volle Wichtigkeit 
sie in den internationalen Beziehungen schätzt, versteht sich gleichwohl 
nicht dazu, durch Artikel 15 eine Verpflichtung zur Ann ahm e einer Schieds- 
sprechung in allen dort vorgesehenen Fällen zu übernehmen, und sie glaubt, 
in dieser Hinsicht ausdrückliche Vorbehalte madun zu müssen. 

Sie kann daher für diesen Artikel nur mit diesem Vorbehalte stimmen.« 
Zu Artikel 16 des Entwurfs (Artikel 17 des Abkommens): 

»Die Königlich rumänische Regierung erklärt, dass sie dem Artikel 16 
nur mit dom ausdrücklichen, in das Protokoll aufzunehmondon Vorbehalte 
beitreten kann, dass sie entschlossen ist, für Streitverhältnisse oder Streitig- 
keiten aus der Zeit vor dem Abschlüsse dieses Abkommens in keinem 
Falle eine intemationalo Schiedssprechung anzunehmen.« 

Zu Artikel 18 des Entwurfs (Artikel 19 des Abkommens): 

»Die Königlich rumäni.sche Regierung erklärt, dass sie sich nicht 
dazu versteht, mit dom Beitritte zum Artikel 18 des Abkommens irgend eine 
Verpflichtung in Sachen der obligatorischen Schiedssprechung zu übernehmen.« 


V. I, i s zt, VSlkonec ht. 2. Änfl. 
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Delikt, völkerrechtliches 177. 

Delikte in Kiistengewiissem 8(L 
Depeschcngeheitnnis der' Gesandten 

m. 

Dienerschaft der Gesandtschaft 113. 
Dienstbarkeiten, völkerrechtliche 67, 
l.öl. 

Diplomatische Beziehungen, deren 
Abbrach 1 12, 293. 

Diplomatische Ehen 234. 
Di])lomatischer Charakter 104, 109, 
112, 12E 

Diplomatisches Corps 111. 
Dismembratio 174. 

Dolmetscher 101. 

Donaukommission 13.ö. 

— deren Strafgewalt 241. 
Donauschiffalirt 135, 20M. 
Di-agomans 101. 

Dreibund 273. 

Droit d’arret, de poursuite, de ro- 
cherche, de saisie, de visite 200. 
Durchfahrt IHR. 

Durchlieferung 246 
Durchsuchung.sroeht 7^ 200. 
Durchzugsrecht 6^ 195. 

E. 

Effektivität der Blockade .321. 

— der Okkupation 91. 
Eigengewässer 74. 

Eingangszülle 219. 

Eingeborene in den afrikanischen 
Schutzgebieten, deren Erhaltung 
262. 263. 

Einheitliche Keise 322. 336. 
Einkommensteuergesetz, Proufs. 117. 
Einwanderung 188. 
Eisenbalmbetriobsmittel 223. 
Eisenbahnen, deren Spunveito 223. 
Eisenbahnfrachtverkehr 142, 224, 237. 
Eisenbahnverträge 222. 
Eisenbahnwagen, deren zollsicherer 
Verechlufs 224. 


Eisernes Thor 211. 

Elbzoll 2ÜL 

Embargo 102, 200, 28.5. 

Ei-dmessung 141 , 26.5. 

Erdoberfläche, der Kaum daranter HL 
Eroberung 8^ 8A, 295. 
Erschliefsung des Landes 1 85. 
Etappenrecht C6j 195. 

Euroi)äisehes Konzert 4. 

Ewiger Frieden 287. 

Exemtion von der Gerichtsbarkeit 108, 
114, 122. 

Exequatur 120. 

Explosivgeschosse 304. .305. 
Exterritorialität, Allgemeines lÜ. 

— der Christen im Cirient 132. 

— der Donaukommission 135. 

— der Gesandten 113, 1 14. 

— der Kongokommission 1.36. 

— der Konsuln 132. 

— des Papstes 3L 

— fremder Staaten fiL 

— des fremden Staatshauptes ^ 106. 

F. 

Fabrikmarken 2.35. 

Faucigny üL 
Feldprediger 303 , 31 1. 
Fernsprechanstalten 231. 

FeuerwalTou in Afrika 264 , 269. 
Fischerei in den nationalen Gewässern 
24. 

Fischerei -Gerechtsame 66. 
Fischereiverträge 255. 

Flagge als Bezeichnung der Staats- 
zugehörigkeit des Schiffs 203. 
Flulsscliiffahrt auf Eigengewässern 
7 ^ 21Ü 

— auf intomatioualen Gewässern 2ÜÜ. 

— — Besondere Vorträge 207. 
Flufsschiffahrtskommissionen ^ 134, 

144, 241. 

Foreign Enlistment Act 3.30. 

Formosa 284. 
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Frankfurter Frieden, s. Reich, Deut- 
sches. 

Freie Schiffahrt 2h. 

Freiheit des Meeres 100. 

Freischaren .SOO. 

Freiwillige Gerichtsbarkeit 234. 
Freiwillige Krankenpflege 311. 
Fremde, deren Rechtsstellung 190. 
Fremdenaustreibung 294. 
Fremdennicderlassungen 189. 
Fremdenpolizei 189. 

Friedensblockade 283. 
Friedenskonferenz 2S. 
Friedensvereine 287. 

Friedensvertrag 295. 

G. 

Garantieverträgo 170. 

Gardasee 218. 

Gebietsabtretungen 8^ 172, 175, 29(i. 
Gebietshoheit, Begriff und Umfang 
^ ßS. 

— Erwerb und Verlust 83. 
Gebietsveränderungen ^ 172, 175, 

298. 

Gefangene (Kriegsgefangene) .307. 
Geiseln 169, 285. 

Gemischte Gerichtshöfe 145. 
Gemischte Kommissionen 278. 
Genoralnotifikation (Blockade) .321. 
Genfer Konvention 309. 

— im Seekrieg 310, 319. 
Gonugthuung 184. 

Gerichtsbarkeit in KUstengewässcrn 

m 

Gesandte, Begriff 104, 109. 

— Brief- u.Deposchengeheimnis 111, 

— deren Dienerschaft 113. 

— E.vterritorialität 1 1.3. 

— Rangordnung 110. 

— Rechtsstellung 112. 
Gesandtschaft, deren Geschäftsper- 
sonal 113. 

Ccsandtschaftsrecht 109. 


Geschäftspersonal der Gesandtschaft 
11.3. 

Geschäftsträger 105. 111. 

Geschichte des Völkerrechts 12. 

Gesundheit, Verträge zu deren Schutz 
248. 

Gewerbliches Eigentum, dessen inter- 
nationaler Schutz 140, 235. 

Gewissensfreiheit 193, 2.58. 

GläubigeiTechte bei Staatsbankrott 

100 . 

Gotthardbahn 222. 

Grenzbericbtigung 273. 

Griechenland, Garantie seiner Staats- 
anleihen 172. 

— Überwachung seiner Finauzvor- 
waltung 138. 

Grabbritannien, s. Reich, Deutsches. 

Grofsm ächte 54. 

Grundrechte 53, 

Gute Dienste 153, 277. 

H. 

Haager Friedenskonferenz ^ 148, 
278,280, 291 , 301 , 305, 310, 319, 
.3.31. 

Hafenpolizei 121. 

Haftung des Staates für Verletzung 
von Staatsfremden 179. 

Haiti 285. 

Halbcivilisierte Staaten ä, 

Halbsouveränität ^ ^ 159. 

Handelsgesetzbuch , internationales 
237. 

Handelskonsuln 120. 

Handelspolitik 217. 

Handelsschiffe, deren Erwerb 191. 

— deren Kationalität 203. 

— auf offener See 82, 

— in fremden Eigeugewässcrn 25. 

— in fremden Küstengo wässern 28, 

— deren Zusammenstofs auf See IS, 

— fremde, Gerichtsbarkeit über fr. 
H. 2Ü, 
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Handelsverträge 218. 
Handfeuerwaffen 233. 
Handlungsfähigkeit IL 
Hay- [’auncefote- Vertrag 21.Ö. 

Heilige Allianz lE. 

Heimatlosigkeit 2S, 

Herzegowina 03. 

— .Aufhebung der Konsulargeriohts- 
barkeit in der IL 127. 

Hinterland 13. 

Hinterlassenschaften 234. 
Hochseefischerei 196. 

— in der Nordsee 200, 2.~>6. 
Hochseeschiffahrt 196. 

Honduras, s. Reich, Deutsches. 
Hüningen 6^ 68. 

I. 

Imperium 62. 

Indien fiü, 

Indigenat 101. 

Indirekte Selbsthilfe 284. 

Indult 224. 

Intercession 56. 

Interessensphären 13. 

Internaüonale Ämter 139. 
Internationale Gerichte 144. 
Internationale Kanäle 213. 
Internationale Ströme 7^ 206. 
Internationale Untersuchungskom- 
missionen 276. 

Internationaler Eisenbalintransport 
142, 244. 

Internationales Privatrecht 1_, 233, 

23L 

Internationales Staalsrecht 232. 
luternationalisierung 299. 
Intervention 5(^ 182. 

— s. a. Kollektiv- Intervention. 

— Intervention amicale 277. 

Italien s. Reich, Deutsches. 

■Japan 4. 

— s. a. Reich. Deutsches. 

Jonische Inseln 299. 


Jurisdiktionskonsuln 12.5. 

— deren Rechte 131. 

Juristische Personen , ausländische 

191. 

Jus angariae 183. 

Jus belli ac pacis 41. 

Jus foederum et tractatuum 41. 

Jus protectionis üfi. 

Jus repraesentationis omnimodo 102. 

K. 

Kambodja 50. 

Kanaken 211. 

Kanäle Z4. 

Kanalschiffahrt, Verträge über K. 
215. 

Kap Spartel 205. 

Kapellenfreiheit 118. 

Kaperbriefe 318. 

Kaperei, Begriff 317. 

— Abschaffung der K. 318. 
Kaperschiffe 8^ 317. 

Kapitulationen ^ 125, 127. 
Kartelle 241, 315. 

Kaspisches Meer 76. 
Kauffahrteischiffe s. Handelsschiffe. 
Kavassen 101 ■ 

Kiautschou- Bucht ^ 1.52. 
Kodifikation des Völkerrechts 11. 
Kohlenstationen 66. 

Kollektivgarantie 170. 
Kollektiv-Intervention 59j 283. 
Kolonialgesollschaften 35j 288. 
Kolonieen 22. 

Kolumbien s. Reich, Deutsches. 
Kommissarien 104. 
Kommunalabgabengesesetz , Preufs. 

m. 

Kompromissarische Klausel 220 , 220. 
Kongoakte ^ 36, ^ 161i IMi 

218 . 2130 , 263 , 278 , 298 , 335. 
Kongokommission 136. 
Kongoschiffahrt 136, 212. 
Kongostaat, dessen Entstehung 36, 
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Koogostaat, Missionare, Gelehrte 
u. s. w. im K. 2fi5. 

— Neutralisierung 42. 

— Religionsfreiheit im K. 260. 

— Verhältnis zu Belgien und Frank- 
reich 85. 

— s. a. Reich, Deutsches. 
Königliche Ehren 6£L 
Königsmord 244. 

Konkorfate ^ IfiO. 

Konsulararchiv 123. 
Konsulargerichtsbarkeit 125. 
Konsuln, Begriff 104, 119. 

— Ehrenvorrechte 122, 125. 

— Einteilung 119, 120. 

— ExteiTitorialität 132. 

— Gerichtsbarkeit 121, 125, 234. 

— Rechtsstellung 120. 

Kontrebande 334. 

Kontributionen 31.3. 

Konventionelle Ströme 208. 

Korea s. Reich, Deutsches. 

Kranke s. Genfer Konvention. 
Krankenpfleger ’s. Genfer Konvention. 
Kreditiv 1 12. 

Kreta 283. 

Kriegführung, Rocht der K. 287. 
Kriegsentschädigung 297. 
Kriegserklärung 292. 

Kriegsgefangene 307. 
Kriegskoutrebande 334. 

Kriegslist .300. 

Kriegsmacht 300. 

Kriegsmanier 292. 

Kriegsraison 183. 

Kriegsrecht 289, 293. 
Kriegsschauplatz 297. 

Kriegsschiffe 82. 

Kriegsstand, aktiver u. passiver 300. 
Kriegsverträge 315. 

Kriegszustand 292. 

Kuba 50. 

Kundschafter 303. 

Kuriere 108. 118. 


Küstenfischerei 78, 180. 
Küstenfrachtfahrt 7^ 180. 
Küstengewässer 200 , 205. 

Küsteukrieg 217. 

L. 

Lachsfischerei 256. 

Landsturm 301. 

Lazarette s. Genfer Konvention. 
Legitimationspapiere der Handels- 
schiffe 204. 

Levee en luasse 301. 

Lieferanten .303. 

Litterarkonvention 235. 

Littoratur dos Völkerrechts 3L 
Luftraum 22. 

Luftschiffahrt 72. 

— im Kriege .304. 

Luxemburg, dessen Neutralisierung 

^ fifi. 

— s. a. Reich, Deutsches. 

M. 

Madagaskar 5U. 

— Aufhebung der Konsulargerichts- 
barkeit in M. 129. 

Mädchenhandel 201. 

Markenschutz 2.35. 

Marketender 30,3. 

Marokko 128. 

— s. a. Reich, Deutsches. 

Maskat 129. 

Massenerhebung 301. 

Mediation ^ 277. 
Medizinalpersonen 247. 

Meerengen 7 ^ 197. 

— s. a. Bosporus, Dardanellen. 
Meerengenvertrag 198. 

Meeresfreiheit 190. 

Meeresteile 197. 

Meistbegünstigungsklausel 104, 165, 
195. 

Meterkonvention 140, 232. 

Mexiko s. Reich, Deutsches. 
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llilitärbeamte .S0.1. 

Minen im Landkrieg 3Ü7. 
Ministerresidenten 111. 

Modelle 235. 

Monaco ÜÜ. 

Monroedoktrin HL 
Montenegro t^ 299. 

— Keligionsfreiheit in M. 2.ö9. 
Moresuct Qä. 

Münzuniouen 2.3 1 . 

N. 

Nacheile 200. 

Nationale Gewässer lA. 
Nationalflagge 191. 

Naturalleistungen für die bewaffnete 
Macht IIL ailL 
Nebenländer (Kolonieeu) 12. 
Necessite de guerre (Kriegsraison) 183. 
Negative und positive Neutralisierung 
299. 

Negersklaven 2(i0. 

Nene Hebriden üiL 
Neu- Guinea- Kompagnie lüL 
Neutrale Zone 12. 

Neutralisierte Staaten AL 
Neutralisierung der Donau 210. 

— von Gebietsteilen 298. 

— des Kongo 212. 

— von Meei'esteilcn 197. 

— des Niger 212. 

— des Privateigentums 315. 

— der Sanitätsanstalten 310. 

— von internationalen Strömen 208. 

— des Suezkanals 213. 

Neutralität im Kriege 329. 
Nichtintervontion.sprinzip ülL 
Nichrkombattanteu 300, 302. 
Niederlande s. Reich, Deutsches. 
Nigerschiffahrt 1,36, 212. 

Nikaragua s. Reich, Deutsches. 
Nord- Ostsee -Ktinal 15, 
Nordseefischerei aufsei halb der 

Küstengewässer 77^ 81j 256 , 261. 



Notifikation 9^ 1.57. 

— der Blockade 321. 

Notstand 182. 

Notwehr 182. 

0 . 

Oberherrlicbkeit (Souzeränität) 42. 
Okkupation als Gebietserwerb Qü. 

— im Kriege 312. 

Olympia, Ausgrabungen 26.3. 

Option 89j 296. 

Optionsklausel Hü. 

Österreich s. Deutsches Reich. 

P. 

Panamakanal 214. 

Papst, dessen Rechtsstellung 37^ 7^ 

110 . 

Päpstliche Internuntion 111. 
Päpstliche Legaten und Nuntien 110. 
Pariser Seerechtsdeklaration 21 , 318, 
321, 323, m 
Pailamentäre 303. 

Partie belligerante 288. - 
Patszwang ISO. 

Patente 235. 

Paupers 190. 

Persien s. Reich, Deutsches. 
Personalhaft 240. 

Personalhohcit 62. 

Personalunion 43. 

Pereonliclikeitsrechte , völkerrecht- 
liche 53. 

Pest, Vorträge zu deren Bekämpfung 
251. 

Petei-sburger Konvention .304. 
Piraterie (öeeraub) 201. 

Placct 120. 

Plebiszit 88. 

Plünderung 306, 314. 

Politische Interessn 272. 

Politische Verbrechen 243. 
Polynesische Kontraktarbeitcr 271. 
Portugal s. Reich, Deutsches. 
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Fostliminium 296. 

Postschiffo 8^ .838, 

Postverträge 228. 

Präliminarfrieden 295. 

Präsident eines Freistaates 103. 
Prinzip der beweglichen Vertrags- 
grenzen 176, 221. 

Prisenrecht 322^ 326^ 32L 
Privateigentum im Landkrieg 314. 
— im Seekrieg .323. 

Privatrecht, internationales Ij 235. 
237. 

Privatrechtliche Streitigkeiten zwi- 
schen Staaten ßO, 

Protektorat 62, 

Protest 157. 

Prozetskosten 192, 240. 

Publizität als Erfordernis der Okku- 
pation 22, 

<{. 

Quartierleistung für die bewaffnete 
Macht 116. 

Quellen des Völkerrechts ü, 

R. 

Rangordnung der Staaten ü3, 
Eangverhältnisse der Gesandten 1 10. 
Ratifikation der Staatsverträge 161. 
Realuuion 4L 
Eoblauskonvention 255. 
Rechtsfähigkeit, völkerrechtliche 4L 
Rechtsgeschäfte, völkerrechtl. 155. 
Rechtshilfe 239, 240, 244. 
Rechtsnachfolge 172. 
Rechtsverhältnisse , völkerrechtliche 
149. 

Reconnaissance s. Anerkennung. 
Reich, Deutsches. 

Fronndschafts-, Handels*, Rchiffahrts- 
und Zollvorträge : 

mit Ägypten 241. 

, China 118, 129, 131, 241, 265, 
, Costa Rica ^ 192, 286. 

T. Liszt, Völkerrecht. 2* AuQ. 


mit Honduras 22, 

, Italien m 

„ Japan 6^ 1^ 1^ 194, ^ 
203, 216, 259. 

, Kolumbien 99, 192. 

, d. Kongostaat ^ M, 

, Korea 130, 24^ 222. 

, Marokko 128. 

, Mexiko 18L 29L, 224. 

, Nikaragua 9L 1^ 187, 

195, 202. 

, Österreich- Ungarn 100, 241. 

, Persien 129, 1^ 124. 

, Salvador 19^ 19^ ^ 33L 
„ d. Schweiz 219. 

„ Siam 129. 

„ d. Türkei 100, 124, LZfi. 

, Zanzibar 128, 132. 

Sonstigo Verträge : 

mit Beigien : Eisenbahnfrachtver- 

kehr u. s. w. 224. 
Grenzüberspringender Fabrik- 
verkehr 221. 
Fernsprechanstalten 231. 
Postvertrag 226. 

Schutz verkuppelter weib- 
licher Personen 261. 

„ China: Bau von Eisenbahnen 
223. 

Bucht von Kiautschou 9^ 152. 
Niederlassungen 189. 

, Dänemark: Abschofs und Ab- 
fahrtgeld 192. 

, Frankreich : Frankfurt. Frieden 
90, IMj 1^ IMr 222. 
297, 327. 

Kanterun und Togo 24. 

Tunis 166. 

„ Griechenland: Ausgrabungen v. 
Olympia 265. 

, Grofsbritannien' Afrikanischer 
Besitz 128. 

Helgoland 92, 

21 
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mit GrorsbHtannien; Kolonieea und 
Interessensphären (Stiller 
Ozean) ^ Note 5. 

Püstvertrag USO. 

Sanioainseln ^ 128. 

Unterdrückung dos Handels 
mit Negern 207. 

, Italien: Bündnisvertrag 2~.ü. 

Gotthardhahn 22:1. 

„ Japan: Konsularvortrag 119, 

122, 123, 124. 

, Luxemburg: Postvertrag 22(i. 

„ Marokko: Ausübung d. Schutz- 
rechts 101. 

, d. Niederlanden : Auslieferung t. 
Verhrechern u. s. w. 14. 

Lach.sfischerei im Khein 2.50. 

Postvertrag 220. 

Schutz verkuppelter weib- 
licher Peisonen 201. 

Unterhaltung d. Leuchtfeuers 
auf Borkum u. s. w. 20.5. 

„ Österreich - Ungarn : Bündnis- 

vertrag 27.3. 

„ Peru: Konsularvertrag 121. 

, Portugal: Ostafrika 24. 

, Rufsland : Regulierung v. Uintor- 
lasseuschaften 2.34. 

, Schweiz: Gotthardbahn 223. 

Lachsfisclierei im Rhein 2.50. 

Nebenzollämter auf badischem 
Gebiet 104. 

Niederlassung 185. 204. 

Postvertrag 220. 

, Serbien: Konsularvertrag 120. 

r, Spanien: Karolinen n. s. w. 52. 

^ 222 . 

„ d. Türkei: Bau von Eisen- 
bahnen 223. 

„ d. Vereinigten Staaten: Kon- 
sularvertrag 120. 

Staatsangehörigkeit QL 
Relache forcee 183, 194, 190. 
Religionsfreiheit 193 , 258. 


Repatriierungsverträge 190. 
Repressalien 284 , 307. 
Repressalienbriefe 284. 

Requisitionen 313. 

Retorsion 285. 

Revanche 290. 

Rheinschiffahrt 207. 

Robbenschutz 201, 257. 

Rote.s Kreuz 312. 

Rumänien, Erwerb von Grundbesitz 
in R. 188. 

— Kapitulationen 120. 

— Religionsfreiheit 259. 

Rufsland s. Reich, Deutsches. 

S. 

Salvador s. Reich, Deutsches. 
Samoainseln ^ 128, 1.30. 

Sana 129. 

San Uarino 52, 

Sanitätskommissionen 130. 

— deren Strafgerichtsbarkeit 144, 
24L 

Sanitätspolizei ISL 

Schiedsgerichtshof im Haag 143, 148, 
280, 282. 

Schiedsgerichtsklausel 220. 
Schiedsspruch 279. 

Schiedsverfahren 282. 

Schiedsvertrag 280. 

Schiffahrtspolizei 12, 

Schiffszertilikate 204. 

Schutzbrief 3^ 100. 

Schutzgebiete 5^ 12, 

Schntzgenossen 100. 

Schutzgewalt 22, 

Schutzherrschaft 47, 175. 

Schutzzölle 218. 

Schwarzes Meer ^ 197. 

Schweiz, deren Neutralisierung 42, 

— s. a. Reich, Deutsches. 
Schwimmende Gebietsteile S2, 
Seebeuterecht :323. 

Seekrieg 316. 
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Seeleute, Verhaftung entwichener 121. 
Seenot IM. IM. 120- 
See[)olizei 79j 121. 

Seeraub 201. 

Seerecht 203. 

Seerechtsdeklaration (von 1856) 21. 

318, 321, 323, 333. 

Seeschiffe s. üandelsschiffo. 
Seestrafsenrecht 204. 

Seeunfalle in Küstengewässem HL 
Seezeichen 205. 

Selbstorhaltungsrecht ül Note KL 
Selbsthilfe 1^, 283. 

Serbien, Kapitulationen 1 26. 

— Religionsfreiheit 2.59. 

— s. a. Reich, Deutsches. 
Servituten ^ 151. 

Settlements 130. 

Sicherheitsleistung für Prozeiskosten 
240. 

Sicherung von Ansprüchen 169. 
Signalkodex 204. 

Sklavenhandel, dessen Bekämpfung 
141, 200. 2fiä. 

Sociabilität 6L 
Souveränität 4L 
Spaltung eines Staates 
Spartel, Kap 205. 

Spezialnotifikation (Blockade) 322. 
Spione 303. 

Sprenggeschosse 304, 305. 

Staat, Begriff 3L 

— dessen Anerkennung 32. 

— dessen Entstehung und Unter- 
gang 38, 

Staatenbund 174. 
StaatengerichLshof im Haag 143, 148, 
280. 

Staatenverbindungen 42. 
Staatsangehörigkeit föj §§. 2S. 
Staatsbankrott 106. 
Staatsdienstbarkeiten ^ 151. 
Staatseinnahmen, deren Verpfändung 
169. 


Staatsfremde, deren Rechtsstellung 
62, lOL 191L 
Staatsgebiet ^ 83. 

— dessen Besetzung 312. 
Staatsgewalt ü2, 

Staatshaupt 105. 156. 

Staatsschiffe 82. 

Staatsschulden 175. 

Staatsservituten 07j 151. 

Staatsteile 38. 

Staatsvermögen ira Kriege 314. 
Staatsverträge 159. 

— deren Erlöschen 166. 

— deren Veröffentlichung 265. 
Staatsvolk 25. 

Standrecht 293. 

Statutenkollision 63j 233. 
Steinblockade 320. 

Stillschweigen als Zustimmung 1.57. 
Strafrecht und Strafverfahren, inter- 
nationales 240. 

Streitigkeiten, völkerrechtliche 276. 

— — deren friedliche Beilegung 276. 
Ströme s. internationale Str., kon- 
ventionelle Str. 

Subditi teniporarii 02. 
Südafrikanische Republik 52, 

Sudan 05. 

— Beseitigung d. Kapitulationen 129. 
Suezkanal, dessen Neutralisierang 

136, 213. 

Suezkanalkommission 136. 

Sujets mixtes 20. 

Sundzoll 198. 

Suzeränität 4L 

T. 

Xelegraphenkabel, unterseeische 201, 
229, .327. 

Telegraphenverein 139, 228. 
Telegraphenverträge 228. 
Telephonbetrieb 231. 
Territorialgewalt s. Gebietshoheit. 
Thatsachen, rcchtserhebliche 154. 
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Tierkrankheiten 255. 

Tierwelt Afrikas 258. 
Titeliinderungen 54. 

Tollwut der Hände 2.55. 

Tongainseln 130. 

Tonking, Aufhebung des Konsular- 
gerichtsbarkeit in T. 130. 
Tonnengehalt der Seeschiffe 204. 
Transport, internationaler 142, 224. 
Transvaal 50. 

Truppenkörper auf fremdem Staats- 
gebiet 10.5. 

Tunis 50, Ififi. 

— Aufhebung der Kapitulationen 127. 
Türkei , Aufnahme in das europäische 

Konzert 4. 

— Gemischte Gerichtshöfe in der 
T. 145. 

— Interventionsrecht d. Grofsmächte 
5fl. 

— ßeligionsfreiheit in der T. 2.59. 

— Überwachung der Finanzverwal- 
tung 137. 

— s. a. Reich, Deutsches. 

U. 

Unbetretbarkeit d. Wohnung 115, llfi. 
Unfreundlicher .4kt 178, 278. 
Unionen, internationale 1.39. 
Unterseeische Telegiaphenkabel 201, 
229, 327. 

Untersuchungskommissionen, inter- 
nationale 27fi. 

Urheberrecht 230. 

V. 
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